


Prof.Dr. Michael Walter

Prof.Dr.rer.oec. Gerhard P. Bunk

Dr.phil. Michael Stentzel M.A.

Dr.iur. Walter Sigel

Peter Bierschwale

Bernd Detmer

Wolfgang Kohler

Jorg Kramer
Michael Skirl

Prof.Dr. Georg Wagner
Lutz Gretenkord

Olaf Heischel

Dr. Karl Peter Rotthaus
Dr. Hubert Kolling
Dr.phil. Rainer Mohler

Prof.Dr.Dr.h.c. Heinz Miiller-Dietz

Unsere Mitarbeiter

Kriminologische Forschungsstelie des Kriminalwissenschaftlichen
Instituts der Universitat zu Kéin

Albertus-Magnus-Platz, 50923 Kdin

Ordinarius fiir Arbeits-, Berufs- und Wirtschaftspddagogik

der Justus-Liebig-Universitat GieBen

SchillerstraBe 40, 35423 Lich

Assistent am Lehrstuhl fiir Arbeits-, Berufs- und Wirtschaftspadagogik
der Justus-Liebig-Universitat GieBen

Jenaer StraBe 57, 35415 Pohlheim

Ministerialrat im Justizministerium Baden-Wirttemberg
Postfach 1034 61, 70029 Stuttgart

Dipl.-Padagoge, Oberlehrer

Vorsitzender der LAG der Lehrerinnen und Lehrer in Niedersachsen, JVACelle |
Trift 14, 29221 Celie

Studienrat

Leiter der Schulabteilung, Schriftflihrer der
Bundesarbeitsgemeinschaft der Lehrer, JAHameln
Tiindernsche StraBe, 31789 Hameln

Oberlehrer

Justizvollzugsschule des Landes Niedersachsen, Schriftihrer
der LAG der Lererinnen und Lehrer in Niedersachsen

Am Herzogtore 9, 38300 Wolfenbiittel

Oberlehrer, Leiter der Sportabteilung, JVAUelzen

Breidenbeck 15,29525 Uelzen

Regierungsdirektor, JVAHagen

GerichtsstraBe 5, 58097 Hagen

MozartstraBe 7, 82256 Filrstenfeldbruck

Ltd. Dipl.-Psychologe, Klinik fiir gerichtliche Psychiatrie

35114 Haina (Kloster)

Rechtsanwalt

HauptstraBe 19, 10827 Berlin

Prasident des Justizvollzugsamts Rheinland a.D.

Siirther HauptstraBe 20023, 50999 K&In

BahnstraBe 2, 96231 Staffelstein

Fachbereich Grundlagen- und Gerichtswissenschaften

der Universitat des Saarlandes

Postfach 11 50, 66041 Saarbriicken

Fachbereich Rechtswissenschaft der Universitat des Saarlandes
Gebdaude 31, Postfach 11 50, 66041 Saarbriicken

Rudolf Baumeister Assessor, JVARheinbach
Aachener StraBe 47, 53359 Rheinbach
Frank Fraikin Regierungsdirektor, JVJARheinbach
Aachener StraBle 47, 53359 Rheinbach
Zeitschrift fiir Strafvollzug und Straffalligenhilfe (Abkdrzung: ,,ZfStro”) ISSN 0342 - 3514
Herausgeber Geselischaft fiir Fortbildung der Strafvollzugsbediensteten e.V., Sitz: Wiesbaden

Geschifisstelle: Sozialamtsrat Klaus-Disetrich Janke,
Niedersachsisches Ministerium der Justiz, Am Waterlooplatz 5 A, 30169 Hannover

Versandgeschiftsstelle: SteinstraBe 21, 74072 Heilbronn

Schriftleitung Schriftieiter

Prof.Dr.Dr.h.c. Heinz Miiller-Dietz, Universitit des Saarlandes, 66043 Saarbriicken

Stellvertretende Schriftleiter

Prot.Or. Max Busch t, Hollerbornstr. 20, 65187 Wiesbaden

Ministerialdirigent Harald Preusker, Staatsministerium der Justiz, Postfach, 01076 Dresden

Président des Justizvollzugsamts Rheiniand a.D. Dr. Karl Peter Rotthaus, Slirther HauptstraBe 200 a, 50999 Kéin
Rektor Manuel Pendon, JVA Zweibriicken, Johann-Schwebel-StraBe 33, 66482 Zweibriicken

Lektorat Dr. Ortrud Mulller-Dietz, Neubergweg 21, 79295 Sulzburg
Satz und Druck Justizvolizugsanstalt Heilbronn, SteinstraBe 21, 74072 Heilbronn
DOruckunterlagen Grafiken/Schaubilder kénnen nur dann veréffentlicht werden, wenn sie uns als reprofahige Vorlagen (Reinzeichnungen) oder als
Oftsetfilme zur Verfliigung gestellt werden. — Datentrager von Personal Computern kénnen wir nicht weiterverarbaiten.
Erscheinungsweise 6 x jahrlich
Bezugspreis Iniand: Einzelbezug 10,50 Ausland: Einzelbezug 11,00
Jahresabonnement 33,00 Jahresabonnerment 39,80

Sammelbezug (mind. 5 Hefte einer Ausgabe an eine Versandadresse):

Jahresabonnement inland 23,50 Jahresabonnement Ausland 23,50
Buchhandel 28.50 —Alle Preise incl. Versandkosten. —
Bestellverfahren Bestellungen sind an die Versandgeschiftsstelle in Heilbronn zu richten.

Wiinschen Sie nur &in einzelnes Heft (Einzelbestellung), so iiberweisen Sie bitte unter Angabe der Nummer des Heftes den Bezugspreis

auf eines unserer Konten.

Uber das Verfahren beim Sammelbezug durch Justizvolizugsbedienstete unterrichtet Sie lhre Justizvolizugsanstalt. Bitte nutzen Sie
die Mdéglichkeit des Sammelbezugs!

Konten Stadtsparkasse Hannover, Konto Nr. 483 176 {(BLZ 250 500 80)
Postbank Frankfurt/Main, Konto Nr. 14 10 62-600 (BL.Z 500 100 60}
Vorstand der Gesellschaft Ministerialdirigent Winfried Hartmann, Niedersachsisches Ministerium der Justiz, 30169 Hannover, Erster Vorsitzender

Ministerialdirigent Erhard Starke, Justizministerium des Landes Nordrhein-Westfalen, 40190 Diisseldorf, Zwsiter Vorsitzender
Ministerialdirigent Or. Georg Gerhart, Bayerisches Staatsministerium der Justiz, 80097 Minchen
Ministerialdirigent Rudolf Schmuck, Sachsisches Staatsministerium der Justiz, 01097 Dresden

Mittsilungen, die sich auf den Bezug der Zeitschrift beziehen (Bestellungen, Abbestellungen, Anschrifteninderungen usw.), sind an die Versandgeschifisstelle zu richten.

Mitteilungen oder Einsendungen, die sich auf den Inhalt der Zeitschrift beziehen, sind an den Schriftleiter zu richten. Fir unverlangt eingesandte Manuskripte wird keine Haftung

ubernommen.

Namentlich gekennzeichnete Beitrige geben die Auffassung des Verfassers, nicht der Schriftleitung oder des Herausgebers wieder.




Von einem realen zu einem imagi-
naren Kriminalitatsverstandnis?

Uber den Wandel kriminologischer Blick-
richtung und dessen kriminalpolitische Folgen

Michael Walter

1. Entwicklungslinien kriminologischer
Forschung

1. Schrittweise Ausdehnung kriminologischer
Fragestellungen

Den Ausgangspunkt der vorherrschenden kriminologi-
schen Forschungen im ausgehenden 19. Jahrhundert bildete
die Taterpersonlichkeit. Dabei ging man von den Menschen
aus, die durch das Strafrechtssystem als Tater identifiziert
worden waren und in den Strafanstalten untersucht werden
konnten. Obwohl die Existenz eines Dunkelfeldes grund-
satzlich bekannt war, verwertete man diese Kenntnis nicht
fiir die Theoriebildung, sondern sah darin vorwiegend einen
Stoérfaktor, der gewisse Ungenauigkeiten in die Rechnungen
brachte. Das Bestreben war, die Relevanz der Kriminologie
fur die Strafrechtspraxis herauszustellen. Die aber hatte ja
nur mit dem Hellfeld zu tun. Erst weit nach dem Zweiten
Weltkrieg, zu Ende der 60er Jahre, als die deutsche Krimino-
logie wieder AnschluB an die internationale Entwicklung
gefunden hatte, erhob sich mit dem ,labeling approach“ die
Frage, unter welchen Bedingungen denn ein bestimmtes
Ereignis gesellschaftlich als ,Kriminalitat” konstituiert
werde. Wie wir heute wissen, sind an diesem ProzeB nicht
nur Berufskontrolleure (von der Polizei bis zu den Vollzugs-
bediensteten) beteiligt, vielmehr noch ,Laien”, die ein Ereig-
nis als ,kriminell“ wahrnehmen und durch die Einschaltung
der Polizei verarbeiten. Damit war eine ganzlich neue Per-
spektive eroffnet, die die Selektions-, Instanzen- und auch
die Sanktionsforschung hervorgerufen beziehungsweise
belebt hat.

Ein weiterer weitreichender Schritt bestand in der Wieder-
entdeckung des Verbrechensopfers in den 70er Jahren. Sie
erweiterte die duale Tater-Justiz-Beziehung zu einem Drei-
eck: Tater-Opfer-Justiz. Auch diese Perspektiverweiterung
erwies und erweist sich immer noch als iiberaus fruchtbar,
fir das materielle Strafrecht ebenso wie fiir die gesamte
Gestaltung kriminalrechtlicher Reaktionen (insbes. Einfiih-
rung des Tater-Opfer-Ausgleichs, s. §§ 10 Abs. 1 Nr. 7, 45
Abs. 2, 3,47 Abs. 1 Nr. 2u. 3 JGG, 46 Abs. 2, 46a StGB; vgl.a.
AE-WGM).

Der neueste Schritt, mit dem sich die folgenden Ausfiih-
rungen befassen, besteht in einer erkennbaren Hinwendung
vom realen zum potentiellen Opfer. Dieser Trend kommt vor-
wiegend in einer Reihe von Untersuchungen zur Kriminalitats-
furcht zum Ausdruck.” Damit sind nunmehr praktisch alle
Menschen in die Forschung einbezogen, denn fiir wen dlrfte
schon gesagt werden, beiihm bestehe kein Viktimisierungs-
risiko oder ein Gefihl ungetriibter Sicherheit! Kurz und poin-
tiert kdnnte man sagen, durch die gesamte Forschungsent-
wicklung sei der Tater und seine Seele vom Opfer und dessen
Furcht abgeldst oder verdrangt worden.
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2. Griinde fiir die kriminologische Entwicklung

Die naheliegende Frage, wie solche Entwicklungen zu
erklaren sind, vermag kaum abschlieBend beantwortet zu
werden. Einerseits gibt es so etwas wie eine forschungsimma-
nente Logik, andererseits ist unverkennbar, daB auch externe,
insbesondere allgemein politische Entwicklungen oder
Entwicklungen in anderen Wissenschaftsbereichen einfluB3-
reich sind. Auf die Bedeutung des umfassenderen politischen
+Klimas* und korrespondierende ,Bewegungen” (law and
order) hat bereits Arzt zu Mitte der 70er Jahre hingewiesen.?
Dabei macht die Schilderung der damaligen Situation inden
USA deutlich, daB der Artikulation von kriminalitdtsbedingten
Unsicherheits- und Bedrohtheitsgefilhlen eine erhebliche
kriminalpolitische Schubkraft zukommen kann, die auf die
gesamte Strafrechtswirklichkeit ausstrahit.

Ein Gesichtspunkt, der die Beachtung subijektiver Einstel-
lungen und Sorgen bedingt, hangt mit Verdnderungen im
Staatsverstandnis zusammen: Der Staat wird nicht mehr als
vorgegebene obrigkeitliche Ordnung gedacht. Er erscheint
verstarkt als Leistungstrager. Intervenierende Eingriffe be-
diirfen der grundséatzlich Gberpriifbaren Rechtfertigung. Als
Instrument des Rechtsgiiterschutzes reklamiert das Straf-
recht Leistungen fiir die Biirger. Service-Leistungen missen
aber auf die Bedirfnisse der ,Konsumenten“ abheben.
Erforderlich ist mithin so etwas wie Strafrechts-Marketing.
Auf einer ahnlichen Linie liegt das Bestreben, die Bewertung
einzelner sozialer MaBnahmen vor einem breiteren Hinter-
grund der Lebensqualitat vorzunehmen. Zur Lebensqualitat
gehdren neben der beruflichen Sicherheit ferner das Gefliht
der Sicherheit vor kriminellen Ubergriffen, das auch als Aus-
druck etwa einer Wohnzufriedenheit (Sicherheit vor Einbruch)
verstanden werden kann.¥

Forschungslogische Zusammenhénge werden exempla-
risch an einer Untersuchung Kerners aus den 70er Jahren
ersichtlich.” Ausgehend von der Unvollkommenheit der
Polizeilichen Kriminalstatistik, wollte er im Verbund mit dem
Bundeskriminalamt nach besseren MeBinstrumenten von
+Kriminalitdt“ Ausschau halten. Es wurde schlieBlich ein
Begriff der ,inneren Sicherheit” gebildet, der neben objekti-
ven Komponenten zugleich das subjektive Sicherheitsgefiihl
umfafite und von daher Fragen nach der Kriminalitatsfurcht
veranlaBte.” Forschungslinien lassen sich dariiber hinaus
aus den viktimologischen Opferbefragungen (reprasentative
crime surveys) ablesen.® Derartige Angaben beruhen meist
auf Haushaltsbefragungen, in denen Opfersituationen aus
der jingeren Vergangenheit erkundet werden. Bietet sich
nun die Chance zu entsprechenden Datenerhebungen
(schriftlich, telefonisch oder durch direkte Interviews), ist
der Schritt zur Einbeziehung von Fragen zur Kriminalitats-
einschatzung bis hin zur Beurteilung der Strafverfolgungs-
praxis fast schon getan.

Il. Komponenten subjektiver Kriminalitat
1. Justizkriminalitiat und Medienkriminalitat

Die Sorge oder Befirchtung, nachts auf der StraBe Uber-
fallen, bestohlen oder Opfer eines Wohnungseinbruchs zu
werden, beruht auf Wirklichkeitsvorstellungen und Uberle-
gungen, die jedem gelaufig sind. Sie gehoren gleichsam
zum gewohnlichen seelischen Haushalt. Diese subjektive
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Wirklichkeit charakterisiert freilich nicht alle Seiten der ,,sub-
jektiven® Kriminalitét im Kopfe der Menschen. Denn Krimi-
nalitatsvorstellungen sind oft auch mit kontraren Emotionen
verbunden: Das Verbotene lockt, erregt, fesselt und reiBt
uns aus dem oft als so langweilig empfundenen Alltag. Wah-
rend dieser letztgenannte Aspekt im kriminologischen Schrift-
tum derzeit keine Konjunktur hat, spielt der ,Nervenkitzel“ in
den Massenmedien, sowohl in den Printmedien als auch auf
den Bildschirmmedien eine ebenso bedeutende Rolle wie
die Furcht oder Angst vor Kriminalitit. Anders als aus diesem
voyeuristischen Verlangen waren die detaillierten Tatschil-
derungen, etwa bei bestimmten Sexual- oder auch Raubde-
likten, nicht erklarlich.

Wahrend die Medienkriminalitat mit ihren folglich teils
attraktiven und teils angstbesetzten Seiten die Menschen
jeden Tag begleitet”, zum Leben eines jeden hinzugehért,
spielt sich die alltagliche Justizkriminalitét in abgetrennten
R&umen ab. Die engere Klientel besteht hauptsachlich aus
sozial benachteiligten und gescheiterten Menschen. Es domi-
niert nicht das Gewaltdelikt. Im Vordergrund stehen Varia-
tionen der Eigentums- und Vermogensdelikte, allen voran
der Diebstahl.? Mit diesem ,Geschift hat der Durch-
schnittsbirger kaum Berlihrung. Kontakt mit der Justiz besitzt
Ausnahmecharakter und wird gemieden.

Ein Vergleich beider Bereiche ergibt, daB die Medienkrimi-
nalitat als das von den Medien in die Kdpfe der Menschen
vermittelte Bild von ,der” Kriminalitit und des Umgangs mit
ihr eine ungleich gréBere praktische Relevanz besitzt als die
Justizkriminalitat. Kriminalitat beinhaltet deswegen in erster
Linie eine subjektive Wirklichkeit, auf die die Justiz nur einen
begrenzten EinfluBl hat, da ja auch liber tatsachlich etfolgte
Verhandlungen und Entscheidungen selektiv, verkiirzt und
aus bestimmten Vorverstandnissen , berichtet* wird. Eigenes
Deliktserleben bleibt insgesamt selten, wahrend das weit
gefacherte Angebot der Medienkriminalitat tagtaglich auf
fast alle Menschen einstromt. So gesehen ist es verwunder-
lich, wenn wir erst jetzt diesen Phanomenen auf die Spur zu
kommen versuchen.

2. Verbrechensfurcht

Das Konzept der Verbrechensfurcht bezieht sich auf sehr
komplexe innerpsychische Befunde. Die Konstrukie der
Forschung, die einzelne Furchtaspekte von anderen unter-
scheiden, liefern ein Bild, das die Realitat vereinfacht und
damit zugleich leicht verzerren kann. Jedenfalls sind die
bislang verwendeten Einteilungen und Unterteilungen nur
strukturierende Hilfsmittel und nicht unumstéBiich.

Als sinnvoll hat sich eine Unterscheidung der eigenen Lage-
einschatzung im Vergleich zu allgemeinen Urteilen iber , die”
Kriminalitdt erwiesen. Einmal spielt das direkie persdnliche
Erleben eine dominante Rolle, das andere Mal ist ein Befrag-
ter auf Sekundarinformationen angewiesen. Des weiteren
wird unterschieden zwischen einer eher rational vorzuneh-
menden Risikoeinschatzung, in ndherer Zukunft (etwa in
den nichsten 12 Monaten) Opfer eines Delikts zu werden®,
und einer eher emotional eingefarbten Furcht vor bestimmten
Angriffen. Typischerweise wird insoweit nach der Furcht allein
abends im Dunkeln auf der StraBe (oder auch allein in der
Wohnung) gefragt.’” Zu beriicksichtigen sind hier freilich
denkbare Abhéngigkeiten, namlich der Furcht vom Risiko-

urteil. Allerdings stellt die Angst nicht lediglich einen emotio-
nalen Ausdruck eines Gefahrenurteils dar. Neben dem Hypo-
chonder gibt es den furchtlosen, aber stark Gefahrdeten
(z.B. Sichtigen). SchlieBlich muB unterschieden werden
zwischen Gefiihlen, Einstellungen und Einschatzungen einer-
seits und tatsachlichem Verhalten andererseits. Die Furcht
bleibt zwar zunéchst im innerseelischen Bereich und somit
subjektiv. Sie kann indessen — muB jedoch nicht —sehr hand-
greifliche Folgen haben: Vermeideverhalten, passive oder
aktive Aufriistung — bis hin zum Wahilverhalten. (Man spricht
hier haufiger im AnschluB an den amerikanischen Soziologen
Thomas vom ,Thomas-Theorem®, nach dem fir real Gehal-
tenes in den Konsequenzen auch real wird.)

Ill. Einige Ergebnisse der Furchtforschung

1. AusmaBe der Verbrechensfurcht

Seit den ersten Untersuchungen aus den 70er Jahren wis-
sen wir, daB auf entsprechende Fragen hin von vielen eine
gewisse Sorge, durch Kriminalitat geschadigt zu werden,
geduflert wird. In der Stuttgarter Opferbefragung von Stephan
gab die Mehrheit der Befragten derartige Befiirchtungen im
Hinblick auf personliche Angriffe, Einbruch und Diebstahl
an." Offene Fragen - ohne Antwortvorgaben — zeigten aber,
dafB andere persénliche Sorgen klar im Vordergrund standen,
bei den Jilngeren etwa hinsichtlich der beruflichen und wirt-
schaftlichen Entwickiung, bei den Alteren spielten Gesundheit
und Altersversorgung eine erhebliche Rolle.”® Im Vergleich
zu anderen sozialen Problemen — damals etwa Wohnungs-,
Verkehrs- oder Umweliprobleme — hatten Kriminalitatsge-
fahren eine untergeordnete Bedeutung.

Friher wie heute weist die Kriminalitatsfurcht in der Bevol-
kerung eine ungleiche Verteilung auf. Frauen, altere Men-
schen und Menschen mit geringerer Bildung sind deutlich
furchtsamer.™ Das ist ein vielfach bestétigter und recht gut
abgesicherter Befund.

Derzeit liegt national wie international eine Reihe neuerer
Untersuchungen aus den letzten 80er und beginnenden 90er
Jahren vor'¥ Sie bestétigen erneut die unterschiedliche
Verteilung der Furcht und lassen zugleich erkennen, dafl
bestimmte Subgruppen, etwa jingere Frauen in GroBstad-
ten, besonders betroffen sind.™™ Glaubt man den jiingsten
Meinungsumfragen in der Bundesrepublik aus dem Jahre
1994, bedriickt die Menschen die Arbeitslosigkeit mit Abstand
am meisten. In einer EMNID-Umfrage im September 1994
wird die Bekdmpfung der Kriminalitdt von (nur) 5 % der
Westdeutschen und 7 % der Ostdeutschen als die wichtigste
politische Aufgabe angesehen.'® Bei einer Erfragung der
Lwichtigsten Probleme” ohne Vorgabe von Antwortkategorien
rangierten aber Antworten, die der Sammelrubrik ,Ruhe
und Ordnung” zugerechnet werden konnten, im Osten —mit
erheblichem Abstand nach der Arbeitslosigkeit — immerhin
an zweiter Stelle. Im Westen, wo gleichfalls die Arbeitslosig-
keit voranstand, nahm diese Kategorie hingegen erst den
siebenten Platz ein. Ein neuer Allensbacher Bericht'” stellt
unter der Uberschrift ,.Sorgen und Angste der Deutschen* fol-
gendes fest: Wahrend im Westen die Furcht, immer starker
verseuchte Lebensmittel zu verzehren, an der Spitze der
angstigenden Momente stehe, sei dies im Osten Deutsch-
lands die Kriminalitit. 58 % der Befragten in den neuen Bun-
deslandern hatten Angst, daB bei ihnen zu Hause eingebro-



chen werde, 56 % flrchteten sich davor, tberfallen und
beraubt zu werden, 51 % machten sich fortwahrend Sorgen,
daB jemand aus der Familie oder Freunde Opfer eines krimi-
nellen Anschlags werden konnten.

Insgesamt ist die Kriminalitatsfurcht im Osten wesentlich
gréBer als im Westen." Trotz durchaus unterschiedlicher
Entwicklungen scheint sie aber auch im Westen in Teilberei-
chen |angerfristig angestiegen zu sein. So wird berichtet, daB
sich etwa im Jahre 1979 17 % der Bevolkerung geangstigt
habe, Opfer eines Raublberfalls zu werden, daB die gleiche
Frage im Jahre 1994 aber immerhin von 36 % der Befragten
bejaht worden sei.™

2. Welche Bedingungen rufen Kriminalitatsfurcht hervor?
a) Medieneinflu

Die Zusammenhange zwischen dem Medienkonsum und
bestimmten Kriminalitdtsvorstellungen sind sehr diffizil, so
daB ein schlichtes Kausalmodell, wonach die Medien in den
Menschen etwas Bestimmtes bewirken, die tatsédchlichen
Ablaufe nicht angemessen erfaBt. Zunachst wirken die
Medien nicht auf gleichsam unbeteiligte Dritte, sondern
die meisten Medienbenutzer bevorzugen Zeitungen oder
Sendungen, die ihren Grundauffassungen entsprechen.2?
Gegenteilige Mitteilungen werden schon gar nicht wahrge-
nommen. Umgekehrt miissen die Medien, um bei den Ver-
brauchern ,anzukommen®, die Einstellungen und Meinungen
der Leser oder Zuhorer oder Zuschauer zumindest mitbe-
ricksichtigen.

Positive Zusammenhange zwischen dem Medienkonsum
und der Kriminalitatsfurcht konnten in mehreren Untersu-
chungen festgestellt werden.?" Fiir Ziirich wurden beispiels-
weise hohere emotionale Furchtwerte (,nachts allein®) bei
intensiverem Verfolgen von Kriminalitatsnachrichten im Fern-
sehen oder Radio gemessen.?? Fiir Ostdeutschland berichtet
Boers ebenfalls mehr Kriminalitatsfurcht bei denen, die an-
gaben, sehr haufig Kriminalitatsberichte in der Tagaspresse
zu lesen oder die Sendung ,Aktenzeichen XY ... ungelost®
anzuschauen.?® Damit ist freilich noch keine Wirkungs-
weise — oder genauer: Wirkrichtung — dargetan. Es kénnte
sein, daB Kriminalitdtsnachrichten die Furcht steigern; es
konnte aber auch sein, daB Menschen, die sehr furchtsam
sind, an Kriminalitdtsnachrichten besonders interessiert
sind und daher mehr davon in sich aufnehmen. Eher schon
in die Richtung medialer Beeinflussung geht der ebenfalls
ostdeutsche Befund, daB das emotionale Unsicherheitsge-
flihl positiv mit der Einschatzung korrelierte, die ,Haltung zu
Kriminalitdt und Strafe” sei (berwiegend durch Alltags-
medien beeinfluBt.2* Im Laborexperiment zeigte sich eine
Abhéangigkeit der Reaktion des Informationsempfangers
von der Auswabhl der Informationen und der Schwerpunki-
setzung. Auf die Taten begrenzte Schilderungen riefen auch
ohne emotionalisierende Zusatze heftigere Aussonderungs-
bedlrfnisse hervor als Darstellungen, die die Tathinter-
griinde und die Tatersituation mitbeleuchteten.?®

Berticksichtigt man die Befunde der allgemeineren Medien-
wirkungsforschung, kann an einem erheblichen EinfluB der
Medien schwerlich gezweifelt werden. Sie haben vor allem die
Macht des agenda setting, d.h. sie kdnnen die Themen fest-
legen, die das Aktuelle, Dringende bezeichnen.?® AuBerdem
haben sie durch die Notwendigkeit, aber auch Moglichkeit
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der Nachrichtenselektion eine erhebliche Macht, wie auch
das zuvor geschilderte Laborexperiment verdeutlicht. Die
Informationen — oder eben Nichtinformationen — betreffen
nicht allein Fakten, vielmehr zugleich immer Verstandnis-
angebote und Deutungsmuster.®” In der kriminologischen
Literatur werden insbesondere unzutreffende Meinungen
Uber einen vermeintlichen Kriminalitatsanstieg als Beleg fur
einen unguten MedieneinfluB angesehen.”® Wihrend nam-
lich die Entwicklung im selbst erlebten Nahraum ganz tiber-
wiegend als undramatisch und im wesentlichen konstant
geschildert wird, besteht hinsichtlich der Kriminalitat im all-
gemeinen die fast unumstdBliche Auffassung, daB ,alles
immer schlimmer® werde. Hinter solchen Vorstellungen steht
- so0 die plausible Interpretation — der Zwang der Medien,
durch die stdndige Behauptung von neuen Superlativen die
Absatzmirkte gegenlber der Konkurrenz zu erhalten oder
sogar noch auszubauen.

Konkrete Wirkungen fiir das Erleben des einzeinen sind
am ehesten zu erwarten, wenn die personliche Sphére des
Nachrichtenempfangers erreicht wird.>® Furcht vermag
etwa durch die Identifikation mit dargestellten Opfern und
durch Betroffenheitsgefiihle bei bestimmten Bevolkerungs-
gruppen hervorgerufen oder gesteigert zu werden.®” Freilich
ergab eine inhaltsanalytische Untersuchung der gedruckten
Kriminalititsberichterstattung, daB die Masse der Berichte
die Opferschicksale wenig erfaBt und dem Publikum inso-
weit kaum Identifizierungsméglichkeiten anbietet.®"

b} Opfererfahrungen

Ausgehend von der Bedeutung des personlichen Erlebens
liegt es nahe, die Kriminalitatsfurcht a!s Reaktion auf eigene
Erfahrungen zu verstehen. Ein derartiger theoretischer Ansatz
wird jedoch von den empirischen Daten nur sehr bedingt
bestétigt. In einigen Untersuchungen konnten keine signifi-
kanten Unterschiede zwischen der Kriminalitatsfurcht von
Opfern und Nichtopfern festgestellt werden.®? Vor allem
das eher emotional geprigte Sicherheitsgefiihl resultiert
offenbar kaum aus direkten personlichen Erfahrungen.®®
Inzwischen durfte aber aufgrund auch international verglei-
chender Studien geklrt sein, daB hauptsachlich die kognitive
Risikoeinschatzung, aber in geringerem AusmaB auch die
Angst vor kiinftigen Verletzungen nach einer Viktimisierung
ansteigen. So hielten Opfer eines Wohnungseinbruchs einen
kiinftigen Einbruch fiir wahrscheinlicher als Nichtopfer.*”
Eine Ziricher Untersuchung stellte sogar einen starken
Zusammenhang zwischen Opfererfahrung und zukdiinftiger
Risikobeurteilung fest.*® In einem deutsch-deutschen Ost-
West-Vergleich zeigte sich ferner, daB in beiden Untersu-
chungsbereichen nach einer Viktimisierung das Unsicher-
heitsgefiihl gestiegen war.*® Vor allem von Opfern ernster
Gewaltdelikte werden anschlieBende Angste berichtet.?”
Trotz dieser Befunde kann man die Kriminalitatsfurcht insge-
samt nicht als Folge oder Produkt entsprechender Erfahrun-
gen begreifen.®® Insbesondere das Sicherheitsgefihl ist
kein Reflex objektiver Ereignisse.®® Denn Komponenten der
Verbrechensfurcht sind viel weiter und stérker verbreitet als
die berichteten eigenen Opfererfahrungen.*®

¢) Persénlichkeitseinflu

Die Annahme einer Eigengesetzlichkeit der Kriminalitats-
furcht stltzt man auch und gerade auf Forschungen zum
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EinfluB von Persénlichkeitsvariablen. Bereits die Stuttgarter
Opferbefragung aus den 70er Jahren ergab Anhaltspunkte
fur die Abhéangigkeit von Personlichkeitsmerkmalen, die
Stephan zu der Aussage veranlaBten, daB ,Personen, die
auswelslich der psychologischen Erhebungen als eher pes-
simistisch, unsicher, dngstlich und irritierbar einzustufen®
seien, eine gréBere Kriminalititsfurcht entwickelten.*" In
der Ziricher Untersuchung aus der Mitte der 80er Jahre
gelangt Schwarzenegger zu dhnlichen Feststellungen. Seiner
Ansicht nach glauben pessimistische Menschen mit wenig
Vertrauen in sich selbst und andere deutlich mehr an eine
zukiinftige Viktimisierung, vor allem durch Gewaltdelikte.*?
Gelegentlich tragen entsprechende Aussagen freilich tauto-
logische Zige. Eine Studie betont beispielsweise die Bedeu-
tung des persénlichen Wohlbefindens und der Gesundheit.
Danach steigt die Furcht mit schlechteren seelischen Gesund-
heitswerten.*® Die seelische Gesundheit wurde an geringerer
psychologischer Bedrangnis (psychological distress) und
korperlichen Aktivitaten auBer Haus (outdoor physical acti-
vities) gemessen. In Telefoninterviews ergibt sich prompt,
daB diejenigen, die erhohte Merkmale psychischer Bedrang-
nis angaben und sagten, sie wiirden wenig Spaziergange im
Freien unternehmen, zugleich mehr Furcht hatten. Das Pro-
blem einer derartigen Untersuchung steckt in Teiliiber-
schneidungen bei unabhangigen und abhangigen Variablen:
Insbesondere der Riickzug in die eigene Wohnung ist nicht
nur Ausdruck seelischer Schwierigkeiten, sondern zugleich
ein nahezu klassisches Beispiel fiir ,outdoor fear" oder Kri-
minalitatsfurcht.

Als Schlisselvariablen der Personlichkeit sind das Ge-
schlecht und das Alter anzusehen. Beide haben fiir die Krimi-
nalitatsfurcht besondere Bedeutung. Als erstes ist hervorzu-
heben, daB sich in allen Untersuchungen und bei sehr vielen
Einzeldifferenzierungen die Frauen als deutlich furchtsamer
darstellen.*® Daneben steigt die Kriminalititsfurcht auch
bei Mannern im Alter an.

Hinsichtlich der Frauen und der Alteren ist haufig auf einen
scheinbar paradoxen Befund hingewiesen worden: Die
Furcht stellt sich als erhéht dar, obwohl die Opferbela-
stungsraten bei ihnen niedriger liegen als bei den jiingeren
Mannern.® Aus dieser Sicht kann man leicht zu der Mei-
nung gelangen, die Furcht sei ein Stiick weit Ubertrieben
oder trage vielleicht sogar hysterische Zige. Das mag in
Einzelfallen durchaus so sein. Doch fragt sich, ob solches
aus dem ermittelten Paradox abgeleitet werden kann. Das
ist hingegen nicht der Fall. Man darf ndmlich die Gefahr, auf
die sich die Furcht bezieht, nicht mit einem Schaden — als
der realisierten Gefahr — gleichsetzen. Wenn wir die Opfer-
belastung heranziehen, dann vermag das fur die Beurteilung
der Gefahrenlage nur eine indizielle Bedeutung zu haben.
Zwar 13Bt sich aus vielen Schiden/Delikten auf entspre-
chend viele vorherige Gefahrlagen riickschlieBen. Nicht
jedoch kann man aus dem Umstand, da3 weniger Schaden
eingetreten sind, weniger vorherige Gefahrlagen folgern. Um
auf die Furcht — vor allem der Frauen — zurickzukommen:
Soweit sie aus Furcht schiitzende Vorkehrungen getroffen,
etwa bestirmmte Besuche oder andere AuBenkontakte vermie-
den haben und deswegen nicht angegriffen oder Uberfallen
worden sind, also fir eine geringere Opferbelastung gesorgt
haben, mag sehr wohli eine Gefahrdung vorgelegen haben.
Die Gefahren hétten sich bei derartigen Konstellationen nur

wegen des Schutzverhaltens nicht zu Schadigungen ver-
dichtet. Insoweit war die Furcht berechtigt —und hat dariiber
hinaus sinnvoll ,funktioniert, indem sie Schutzreaktionen
hervorgerufen hat. Dieses Beispiel zeigt, daf3 sehr umsichtige
Untersuchungen nétig sind, sollen Kurz- oder Fehlschliisse
vermieden werden.

Allerdings erscheint die erhohte Furcht von Frauen und
alteren Mannern auch nicht geeignet, Kriminalitatsfurcht im
entgegengesetzten Sinne als korrespondierende Antwort
auf objektive Gefahren zu begreifen. Furcht setzt, wie zuvor
erwahnt, keinen einschiagigen Erfahrungshorizont voraus
und unterliegt eigenen Regeln. Dabei kdnnen mitunter per-
sonliche von eher sozialen Momenten kaum klar geschieden
werden. Das zeigt sich anschaulich an Ost-West-Vergleichen,
die nach der Wiedervereinigung durchgefiihrt worden sind.
GemaB relativ zuverlassiger Haushalts-Opfer-Befragungen
war das Risiko, Opfer eines Gewaltdelikts (Wohnungsein-
bruch, Raub, sexuelle Beladstigung, tatlicher Angriff) zu
werden, im Osten keineswegs hoher, eher niedriger als im
Westen.*® Dennoch lagen die Furchtwerte im Osten erheblich
h&her, teilweise doppelt so hoch.*” Der emotionale Anteil
(Sicherheitsgefiihl) ging dabei noch iber die mehr rationale
Risikoeinschatzung hinaus.*®

Wie wenig Furcht und Angste mit realeri Gefahrdungen
parallel laufen missen, zeigen nicht zuletzt Vergleiche mit
anderen Fragestellungen. RoutinemaBige Befragungen des
Allensbacher Instituts zu Krankheitsrisiken haben ergeben,
daB beispielsweise im Herbst des Jahres 1991 ca. 74 % der
Westdeutschen Angst vor Krebs und AIDS/HIV duBerten.
Entsprechende Befragungen im Frithjahr 1994 ergaben , ledig-
lich* noch einen Wert von ca. 39 %.*¥ Zwischenzeitlich gab
es indessen keinerlei Anzeichen fiir eine splrbare Risikover-
ringerung. Erkléaren lassen sich solche Schwankungen am
ehesten durch die Annahme sozialer ,,Furchtwellen, die mit
der Medienberichterstattung (agenda setting!) zu tun haben,
nach einem Aufbrausen wieder zuriickgehen und teilweise
von neuen furchterregenden Bewegungen abgeldst werden.

3. Ansdtze zur theoretischen Erfassung
der Verbrechensfurcht

Die bisherigen Forschungsergebnisse liefern einerseits
Belege fiir eine gegeniiber objektiven Gefahrmomenten
selbstandige Kriminalitatsfurcht. Andererseits gibt es ebenso
Belege dafilr, daB vorfindliche und erlebte Gefahren oder
Schadigungen die Furcht beeinflussen. Daraus folgt zunéchst,
daf3 die Kriminalitatsfurcht nicht etwa als bloBes Phantasie-
produkt angesehen werden kann. Aber als wirklichkeitsbe-
zogene GroBe ist sie entscheidend von subjektiven Wahr-
nehmungsprozessen abhiangig. Die Wahrmehmung wird
von einer Reihe von EinfluBfaktoren mitbedingt®®, deren
Eigenarten und jeweiliger Stellenwert noch Gber weite
Strecken unbekannt sind. Neben Persdnlichkeitsmerkmalen,
Lebens- und Informationsgewohnheiten oder -stilen dirfte
der gesamte personliche Erfahrungsbereich eine Rolle
spielen.

Zur Integration der einzelnen Befunde am ehesten geeignet
erscheint eine Theorie der Vulnerabilitdt oder (dt.) Verletz-
lichkeit.5" Kiflias hat drei ,, key factors” herausgearbeitet, aus
denen Verletziichkeitsvorsteliungen und -gefiihle erwachsen
und die zur Entstehung von Kriminalitatsfurcht kumufativ



zusammentreffen missen: (1) das Ausgesetztsein (expo-
sure) gegeniiber nicht vernachidssigbaren Risiken, (2) ein
Kontrollverlust als Mangel an effektiver Verteidigungsfahigkeit
oder an Fluchtmdglichkeiten, (3) die gedankliche Vorweg-
nahme (anticipation) ernster Konsequenzen.>?

Dieser Ansatz kann auch fiir die historisch einmalige
Situation in der ehemaligen DDR und fiir die Erklarung der
Kriminalitatsfurcht der Ostdeutschen verwendet werden: Der
soziale Umbruch hat fraglos eine Fiille von neuen Unsicher-
heiten und Verletzlichkeiten hervorgerufen. Die Wahrnehmung
wurde des weiteren durch die bis dahin weitgehend unbe-
kannte marktschreierische und die Ereignisse — gerade auch
Deliktsanstiege — dramatisierende Presse ,liberhdht“. So
konnten vor dem Bild einer bedrohlichen Zukunft Gefluhle
des Ausgeliefertseins und der Ohnmacht entstehen.>?

4. Folgen der Kriminalititsfurcht

Obwohl die Furcht innerseelisches Erleben betrifft, kann
sie externe Verhaltensfolgen haben (,Thomas-Theorem®).
Insgesamt deuten die bislang durchgefiihrten Untersuchun-
gen auf eine Furchtverarbeitung ,auf eigene Kosten* hin. Es
dominieren groBere Vorsicht, Selbstrestriktionen und ver-
schiedene Formen des Vermeideverhaltens, z.B. die Meidung
bestimmter Orte nach Einbruch der Dunkelheit.>* Die Stutt-
garter Opferbefragung hatte ergeben, daB die Furcht vor
personlichen Angriffen — nach entsprechendem Erleben —
nicht in einer besonderen Anzeigefreudigkeit zum Ausdruck
gekommen war.>® Opfer schwerer Taten entwickelten aller-
dings verstarkt SchutzmaBnahmen.®® Wiederholt war fest-
zustellen, daB Opfer von Straftaten keine rigideren oder
scharferen Strafen fordern.>” Auch erhdhte Furcht macht
nicht punitiver. Im Hinblick auf die Frauen ist sogar das Gegen-
teil der Fall: Obwohl sie furchtsamer sind, zeigen sie in Befra-
gungen eine restitutivere und weniger punitive Haltung als
Manner.%® Hiervon zu trennen ist freilich die andere Frage,
inwieweit manche Politiker, Journalisten oder auch Staats-
anwaélte im AnschiuB an das indirekte Erleben von Straftaten
ein strengeres Reagieren fordern.

DaB Opfer von Straftaten regelmaBig nach keiner scharfe-
ren Strafjustiz rufen, ist nicht unversténdlich. Als Verletzte
haben sie haufig mit dem Strafverfahren keine guten Erfah-
rungen gemacht. lhre persdnliche Lage und ihre Probleme
waren im Grunde irrelevant, die Geschadigten wurden Gber-
wiegend fiir Beweiszwecke instrumentalisiert, ohne Rick-
sicht auf die Wirkungen, die das Tatnacherleben ausléste.®
AuBerdem geht das Opfererleben weit Uiber das rechtlich
relevante Geschehen hinaus. Es kann insoweit durchaus
auch positive Aspekte umfassen. Opfer von Gewaltdelikten
geben dem gesamten Geschehen in der Riickbesinnung
nicht nur negative Attribute. Sie haben teilweise Solidaritét
und Mitmenschlichkeit erlebt, neues Selbstvertrauen gewon-
nen oder ihr gesamtes Leben an neuen Zielen ausgerichtet.®%
Manche Opferberichte erinnern an die Wiedergabe von
Kriegserlebnissen, die ja auch kaum einseitig negativ geschil-
dert werden, trotz der vielen Schrecken.

Der Bestrafungswunsch von Viktimisierten scheint eine
Art Ersatz flr die primar ersehnte Entschidigung oder Genug-
tuung zu sein. Denn eine Untersuchung der Sanktionsein-
stellungen von Deliktsopfern hat ergeben, daB diejenigen, die
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sich nicht ausreichend entschdigt fithiten, hochsignifikant
haufiger einen Bestrafungswunsch duBerten.®”

IV, Kriminalpolitische Konsequenzen
und Gefahren

1. - Erweiterung des kriminalpolitischen Betatigungsfeldes

Mit der kriminologischen Entdeckung der Verbrechens-
furcht ist neben den Kampf gegen die Kriminalitat der gegen
die Kriminalitdtsfurcht hinzugetreten. Das Bestreben, die
Lebensqualitat zu verbessern, wird von dem Bemiihen beglei-
tet, die Menschen von Angsten und Sorgen zu befreien. Damit
erdffnen sich neue Tatigkeitsfelder, und es gelangen neue
Mittel zum Einsatz. Der neue Betatigungsbereich besteht in
den Kopfen der Menschen, liegt bei ihren Vorstellungen,
Gedanken und Geflihlen. Dort werben auf der einen Seite
Agenten der erblilhenden privaten Sicherheitsindustrie.
Zugleich aber werden Journalisten und Politiker aktiv, sobald
das Kriminalitdtsthema aus der Expertennische heraustritt
und zu einem allgemeinen wird. Die Mittel, die zum Einsatz
gelangen, sind in erster Linie die Medien. Im Kampf gegen
die Verbrechensfurcht werden auBerdem schnell Gesetzes-
initiativen, die den Kontrolleuren mehr Vollmachten geben,
sowie Umorganisationen bei Polizei und Justiz und schlieB-
lich technische Aufristungen erwogen.

2. GroBere Erfolgschancen

Wiahrend sich das Bestreben, die Kriminalitat in Grenzen
zu halten, bisher nicht als besonders erfolgreich darstellen
konnte, scheinen die Chancen, die Kriminalitatsfurcht zu
bekampfen, vergleichsweise aussichtsreicher zu sein. Die
Furchtbekdmpfung kann auf die Seelen der Menschen ein-
gestellt und begrenzt werden, steht deshalb nicht einem so
kompiexen und liberdies schwer zuganglichen Bedingungs-
geflige gegeniiber. Erreichbar sind gewisse Beruhigungs-
effekte, die zwar nicht die objektive Gefahrenlage entschér-
fen, wohl aber Unsicherheitsgefiihle. Damit haben Politiker
die Mbglichkeit, positive Eindriicke zu vermitteln, die dber
die tatséchliche Lage hinwegtéuschen. Das sei an zwei Bei-
spielen veranschaulicht.

Die Furchtforschung hat u.a. gezeigt, daB es bestimmte
optische Signale gibt, die bei vielen Menschen Kriminalitats-
assoziationen wachrufen. Dazu gehdren etwa leere unor-
dentliche Hausruinen, Graffitti-Malereien, Miillberge auf der
StraBe, Trunkenbolde im StraBenbild u.A.m. (social and
physical incivilities).®? Man kann nun die Beseitigung derar-
tiger MiBstande nicht mehr nur als Beitrag zur stadtischen
Ordnung betrachten, sondern zugleich als Kampf gegen
das Verbrechen erklaren. Zwar wird durch entsprechende
Aktivitdten der Sicherheitsstandard kaum beeinfiuBt, sehr
wohl aber das allgemeine Sicherheitsgefihl. Somit sind rela-
tiv leicht Erfolgsgefiihle ohne objektives Substrat herstellbar.
Dieser scheinbare Erfolg I4Bt sich vor allem auch denen ver-
mitteln, die keinen privaten Schutz bezahlen kdnnen.

Ein zweites Beispiel betrifft die Polizeistreifen. Aus mehre-
ren Praxisprojekten wissen wir, daB verstérkte Streifengange
von Polizisten das Kriminalititsniveau nicht nennenswert
verringern. Doch sie erhGhen in erheblichem MaBe das Sicher-
heitsgefiihl der Birger®® und werden auch aus diesem
Grunde anempfohlen®. Beispielhaft erscheint ein Beitrag
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von Feltes/Gramckow.®” Nachdem zunichst auf die Ver-
brechensfurcht eingegangen worden ist, die weder ausge-
redet noch als ganz unberechtigt qualifiziert werden kénne,
heiBt es: ,Hier mlssen die Modelle izur kommunalen Krimi-
nalpravention ansetzen... Dabei geht es vorrangig darum,
das subjektive Sicherheitsgefiihi der Blirger zu stédrken und
ihnen das Gefiihl zu vermitteln, daB ihre Probleme, Angste
und Schwierigkeiten gesehen werden...“%® Es entsteht der
Eindruck, daB sich staatliche Institutionen verstarkt der
Geflihle und weniger der Risikolagen annehmen. Auf einer
ahnlichen Linie liegen Vorschlage der ,Anti-Gewaltkommis-
sion“®", die bemiiht war, Angste vor Umweltschadigungen
u.a.m. symptomatisch abzubauen.

3. Gefahren isolierter Furchtbekdmpfung

Wie problematisch der neue Gefiihis-Ansatz ist, zeigt sich,
wenn man die Strategie zu Ende denkt. Ein Mittel, und ver-
mutlich ein recht wirksames, dirfte der Aufbau einer anderen
Gefahr sein, die dann sozusagen flir die alte Furcht keinen
Raum mehr 148, die Welle verdrangt. Nun kénnte freilich
eingewendet werden, daB die AnstoBigkeit einzelner Mitte!
noch nicht das Ziel diskreditieren kénne. Man muB jedoch
das Tauschungsmoment sehen, das in einer isolierten Furcht-
bekampfung steckt. Die Blrger werden, wenn der Eindruck
objektiver Wirksamkeit hervorgerufen wird, letztlich getduscht
und gerade nicht als mindige behandseit.

Eine grofle Gefahr steckt des weiteren in der neu entste-
henden Abhéangigkeit der MaBnahmen von den alltagstheo-
retischen Auffassungen und Meinungen dar Menschen. Uber
einen kriminalpolitischen Ansatz bei der Furcht werden die
Umsténde handlungsrelevant, die die Menschen nach ihrem
Verstandnis mit Kriminalitat in Verbindung bringen. Verbrei-
tete empirische Kurzschliisse und Irrtiimer, die die Furcht
bedingen, kénnen solchermaBien nicht ausgerdumt werden,
sondern werden umgekehrt fiir ,bare Miinze* genommen.
Auch falls Kriminalititssignale im oben genannten Sinne
bloBe Einbildungen darstellen, sind sie als solche doch reale
Furchtproduzenten. Bei neuen gesellschaftlichen Wahnvor-
stellungen wirde dieser Logik geman nicht der Wahn analy-
siert und offengelegt, sondern es miiBten die neuen Hexen
verbrannt werden, eben um das Volk zu beruhigen. Ange-
sichts dieser Perspektiven erscheint eine ,Versubjektivierung*
der Kriminalpolitik unvertretbar. Angesagt ist vielmehr eine
Aufkldrung der Bevolkerung ber die tatsdchlichen Risikozu-
sammenhange und die Moéglichkeiten wirksamen Schutzes.

Ein gezielter Umgang mit der Kriminalitatsfurcht braucht
schlieBlich nicht in eine einseitige Furchtverringerung einzu-
miinden. Je nach den politischen Absichten kann auch ein
Interesse daran bestehen, vorhandene Angste zu kanalisie-
ren, um bestimmte Phanomene als bekdmpfungsbeduirftige
zunachst einmal aufzubauen, kriminalrechtliche Feindbilder
zu entwickeln. Sie wiederum bieten die Chance zu politischen
Bekenntnissen und Abgrenzungen, organisatorischen For-
derungen (z.B. Ressourcenverstarkung) oder zu symboli-
schen Akten (z.B. Verscharfung von Strafandrohungen).®® Zu
entsprechenden inneren Feindbildern, denen eine besondere
— stets ,neue” — kriminelle Qualitdt zugeschrieben wird,
gehdren zur Zeit etwa die ,Russenmafia“ oder der dunkel-
hiutige - ,Dealer*.5® Selbst gegeniiber so anschaulichen
und scheinbar eindeutigen Tatertypisierungen muB die
niichterne kriminologische Analyse greifen und kinstliche

Grenzziehungen oder Artefakte bloBstellen. Sie muB zugleich
den Blick freihalten flir andere bedrohliche Erscheinungen,
auch und gerade falls diesen nicht die gleiche &ffentliche
Aufmerksamkeit zuteil wird.
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Modelle der Berufserziehung
straffélliger Jugendlicher und
Heranwachsender

Gerhard P Bunk, Michael Stentzel

1. Problem

Glnter Machura, ein Heranwachsender, der im Alter von
24 Jahren autobiographisch seine ,kriminelle Karriere* und
den erlebten Jugendstrafvollzug beschrieb, bekannte: ,Mit
Abstand haBte ich das Wort ,Erziehung' am meisten.“" Nur
ein paar Jahre spater veroffentlicht die Jugendstrafvollzugs-
kommission ihre Grundvorstellungen zum Jugendstrafvoll-
zug, worin es heiBt: ,Ziel und Aufgabe des Jugendstrafvoll-
zuges sind maBgebend vom Erziehungsgedanken gepragt”,
u.a. durch ,schulische und berufliche Bildung“.? Mit dieser
Zielsetzung hebt sich die Kommission grundsatzlich vom
Gedanken einer bloBen Arbeitserziehung als Disziplinie-
rungsmittel ab. Als Formen der Erziehung werden mithin Bil-
dung und Berufsbildung als Voraussetzung und Medium einer
Resozialisation und einer beruflich-gesellschaftlichen Inte-
gration eingeschatzt. Problem bleibt, in welcher Art, in wel-
chem Umfang, unter welchen Bedingungen und mit welchen
Erfolgen der Erziehungsansatz im Strafvollzug fur Jugendliche
und Heranwachsende realisiert wird und unter welchen Alter-
nativen dies moglich ist. Die Verfasser haben sich diesem
Problem unter besonderer Beriicksichtigung der Berufser-
Ziehung in einer 1987-1989 durchgefiihrten dreistufigen empi-
rischen Untersuchung genahert.”)

2. Gegenstand und Methode

Gegenstand der Untersuchung ist die Berufserziehung
straffalliger Jugendlicher (14-18 Jahre) und Heranwachsender
(18-25 Jahre), letztere, sofern sie nach dem Jugendstrafrecht
verurteilt wurden. Der Aspekt der Untersuchung erstreckt
sich auf drei Institutionen des Strafvollzuges und der Straf-
falligenhilfe: Berufserziehung straffalliger Jugendlicher und
Heranwachsender (1) in staatlichen Jugend-Justizvollzugs-
anstalten, (2) in privaten Initiativen der Straffalligenhilfe und
() in sozialpadagogisch betreuten Beschéftigungsprojekten
der Straffalligenhilfe. Ziel der dreistufigen Untersuchung ist,
Auskunft Uber Einsatz und Erfolg berufserzieherischer MaB-
nahmen bei straffalligen Jugendlichen und Heranwachsenden
in unterschiedlichen Institutionen/Modellen zu erhalten. Als
Methoden der quantitativen Analyse sind schriftliche und
mindliche Befragung sowie Dokumentenanalyse eingesetzt
worden. Die Auswertung der Daten erfolgte unter Anwendung
des Statistical Package for the Social Sciences (SPSS), einem
auf die Sozialwissenschaften zugeschnittenen Computer-
Auswertungsprogramm.

3. Erste Stufe der Untersuchung:

Berufserziehung in den staatlichen Justizvoll-
zugsanstalten fir Jugendliche und Heranwachsende
in der Bundesrepublik Deutschiand

Fir den Strafvollizug Jugendlicher und Heranwachsender,
die nach dem Jugendstrafrecht verurteilt worden waren, sind
in der alten Bundesrepublik 27 Jugendstrafvollzugsanstalten
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zustandig. Diese wurden mittels standardisierten Fragebo-
gens befragt. 26 haben zum Teil mit weiterem individuellem
Schriftverkehr und Material geantwortet, womit eine Voller-
hebung erreicht worden ist. Die Ergebnisse lassen sich wie
folgt zusammenfassen.

3.1 Haftanstalten — Haftplatze — Haftdauer

Von den 26 Jugendstrafvollzugsanstalten nehmen 20
ménnliche und sechs weibliche Inhaftierte auf.

Fir die mannlichen Straffélligen stehen zum Zeitpunkt der
Untersuchung 5.268 Haftplatze zur Verfligung, wovon 4.215
Platze, was 80 % entspricht, besetzt waren. Hingegen waren
alle Vollzugsanstalten fur heranwachsende Straffallige iiber-
durchschnittlich besetzt. Fiir weibliche Straffillige stehen in
den Jugendstrafvolizugsanstalten insgesamt 331 Haftplatze
zur Verfigung, wovon zum Untersuchungszeitpunkt 198,
was 60 % entspricht, belegt waren. In beiden Féllen reicht
die Streuung bis zu (iber 90 %.

Die Angaben Uber die Haftdauer reichen bei manniichen In-
haftierten von flinf bis zu 30 Monaten; durchschnittlich knapp
13 Monate. Die Haftdauer bei weiblichen Inhaftierten reicht
von finf bis zu 16 Monaten; durchschnittlich 8,5 Monate.

3.2 Bildungsstand der Inhaftierten

Uber den Bildungsstand der inhaftierten Jugendlichen
und Heranwachsenden gibt Tabelle 1 Auskunft. Auffallig ist,
daB sowohl von den ménnlichen als auch von den weiblichen
Inhaftierten Uber die Halfte keinen SchulabschluB besitzt.
Die Ubrigen Schulabschliisse entsprechen einander, wobei
die Qualitdt der vorfindbaren Schulabschliisse bei den weib-
lichen Inhaftierten etwas hdher liegt als bei den méannlichen.
Von den befragten Jugendstrafvolizugsanstalten geben 12
mit ménnlichen Insassen belegten an, daB die Mehrzahl der
Straffalligen schon vor der Inhaftierung berufliche Erfahrun-
gen sammeln konnte. Gleiches berichtete eine Anstalt fiir
weibliche Inhaftierte.

Tabelle 1: Bildungsstand straffalliger Jugendlicher und
Heranwachsender aus 20 von 27 Jugenstrafvoll-
zugsanstalten der Bundesrepublik Deutschiand

mannlich weiblich

Schulabschlu abs. o% abs. %
ohne AbschiuB 2401 56,95 107 59,80
Sonderschule 409 9,70 4 2,40
Hauptschule 1300 30,85 58 32,20
Realschule 101 2,40 10 5,40
Abitur 4 0,10 1 0,20

4215 100,00 180 100,00

3.3 Aligemeinbildende MaBnahmen

Allgemeinbildende MaBnahmen in Jugendstrafvollzugs-
anstalten konzentrieren sich auf die Nachholung eines
schulischen Bildungsabschlusses fir Sonderschulen,
Hauptschulen, Realschulen und Gymnasien.

3.3.1  Minnliche Inhaftierte

3.3.1.1 Angebote - Belegung — Erfolgsquoten

Von den 20 Jugendstrafvolizugsanstalten fir mannliche
Inhaftierte sind zwei rein offene Anstalten, die bei ihrem Bil-

dungsangebot auf externe Trager zuriickgreifen. In den bri-
gen 18 Anstalten werden insgesamt 613 Platze zum Erwerb
eines allgemeinen Bildungsabschlusses angeboten (siehe
Tabelle 2). Das Angebot konzentriert sich mit 52,7 % auf den
HauptschulabschluB, gefolgt vom Sonderschulabschiu3
mit 33,8 %. RealschulabschluB und Gymnasialabschiu
(Abitur) mit insgesamt 13,5 % nehmen sich dagegen beschei-
den aus. Bei den Angaben dieser Durchschnitiszahlen ist
aber zu beachten, daB nur in einer Jugendstrafvollzugsanstalt
alle Schulabschliisse angeboten werden; dagegen wird in
sieben nur ein einziger SchulabschiuB angeboten, in den
tbrigen mehrere in verschiedener Zusammensetzung.

Die angebotenen Bildungsplitze konnen nicht immer be-
setzt werden. Uber die duchschnittlichen Besetzungsquoten
gibt Tabelle 2 Auskunft. Die Auslastung liegt bei {iber 80 %;
dabei ist der gymnasiale Bereich, der librigens nur von drei
Anstalten angeboten wird, mit 60 % unterbesetzt.

Die einzelnen BildungsmaBnahmen werden mit unter-
schiedlichem Erfolg abgeschlossen. Auch hieriber gibt
Tabelle 2 Auskunft. Im Hauptschulbereich und im Sonder-
schulbereich liegt die Erfolgsquote durchschnittlich bei tiber
80 %, im Realschulbereich und im Gymnasialbereich mit er-
heblichem Abstand nur bei Ober 60 %.

Da es sich jeweils um Durchschnittswerte handelt, sind
die zum Teil erheblichen Streuungen zwischen den einzelnen
Anstalten nicht erkennbar.

Auf den ersten Blick erscheinen die Ergebnisse durchaus
respektabel. Diese Respektabilitdt besagt, daB in Anspruch
genommene BildungsmaBnahmen quantitativ mit recht guten
Erfolgen genutzt worden sind. Aber haben denn auch alle
Inhaftierten Uberhaupt die Moglichkeit bzw. die Absicht, an
einer BildungsmaBnahme teilzunehmen? Hierliber sagt das
Verhéltnis von Bildungsplatzen zu Haftplatzen etwas aus.

3.3.1.2 Verhdltnis von Allgemeinbildungsplatzen
zu Haftplatzen

Fir die mannlichen Inhaftierten ergibt sich aus Tabelle 2
ein Soll von 613 Bildungsplétzen. Demgegeniiber steht ein
Soll von 4.950 Haftplatzen. Das heiBt, von den Kapazitaten
her kénnten von den mannlichen Inhaftierten nur 12,4 % an
einer allgemeinbildenden MaBnahme teilnehmen. Vergleicht
man die Istzahlen, so &ndert sich an der Teilnehmerquote
wenig: von den zum Untersuchungszeitpunkt tatsachlich
3.940 ménnlichen Inhaftierten haben nur 528 wirklich auch
an einer allgemeinen BildungsmaBnahme teilgenommen;
das sind 13,4 %.

3.3.2 Allgemeinbildende MaBnahmen bei
weiblichen Inhaftierten

Von den sechs Jugendstrafvollzugsanstalten fiir weibliche
Jugendliche und Heranwachsende scheidet in der folgenden
Auswertung eine wegen ihres offenen Strafvollzuges aus. In
den verbleibenden fiinf Anstalten werden zum Untersu-
chungszeitpunkt den weiblichen Inhaftierten 66 Platze zum
Erwerb eines allgemeinbildenden Schulabschlusses ange-
boten, davon 46 Platze fiir die Hauptschule und 20 fiir die
Realschule. Hinsichtlich der Erfolgsquote ergeben sich nur
geringe Unterschiede gegeniiber den mannlichen Inhaftier-
ten. Anders ist das Verhaltnis von Bildungsplatzen zu Haft-
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vollzugsanstalt, in der die Aus-
bildungsplatze Gberbelegt sind,

wahrend in einer anderen sie

Anzahl der Haft- Anzahl der Durchschnitt- nur zu 37,5 % belegt sind. Auch

Schulform antzlie/}f::en plitze astuldungsplatzL; allnscheBeIegunog} Erfolgsquote die durchschnittliche Erfolgs-
: ° - ° quote von 79 % ist ansehnlich

Grundschule 10 207 33,8 181 874 89,5 (siehe Tabelle 3). Hierzu ist je-
Hauptschute 16 323 52,7 278 86,1 84,3 doch anzumerken, daB es auch
Realschule 6 68 11,1 60 88,2 66,8 hier erhebliche Unterschiede
Abitur 3 15 24 9 60,0 66,5 gibt. Eine Anstalt meldet in der
18 4950 613 100,0 528 86, 838 Berufsausbildung 100 %igen

Erfolg, wahrend es bei einer

platzen. Den 306 mdglichen Haftplatzen stehen 66 mdgliche
Bildungsplatze gegeniiber; das entspricht einer Soll-Quote
von 21,6 %. Tatsachlich waren zum Untersuchungszeitpunkt
180 weibliche Jugendliche und Heranwachsende inhaftiert,
von denen 48 an einer allgemeinbildenden MaBnahme teil-
nahmen; das entspricht einer Ist-Quote von 26,7 %. Die
Allgemeinbildungsquoten der weiblichen Inhaftierten sind
damit fast doppelt so hoch wie die der mannlichen.

3.4 Berufsbildende MaBnahmen

Berufsbildende MaBnahmen in Jugendstrafvollzugsan-
stalten konzentrieren sich auf berufsvorbereitende, berufs-
grundbildende, berufsausbildende und berufsfortbildende
MaBnahmen. MaBnahmen der Anlernung gehéren hier nicht
her, sie werden weiter unten gesondert behandelt. Zu den
berufsvorbereitenden MaBnahmen zdhlen die Grund- und
Forderlehrgénge der Arbeitsverwaltung und davon getrennt
das Berufsvorbereitungsjahr.

3.4.1
3.4.11 MaBnahmenangebote — Belegung — Erfolgsquoten

Mannliche Inhaftierte

In den 19 Jugendstrafvollzugsanstalten werden insgesamt
2.232 Platze fir berufsbildende MaBnahmen angeboten
(siehe Tabelle 3). MaBnahmen zur Berufsausbildung (Lehre)
sind im Angebot von allen 19 Anstalten enthalten, berufsvor-
bereitende Lehrgénge hingegen nur in 13 Anstalten. Alle (bri-
gen berufsbildenden MaBnahmen werden nur von wenigen
Anstalten angeboten. Die durchschnittliche Belegungsquote
macht 82,3 % aus (siehe Tabelle 3). Allerdings ist die Belegung
nicht gleich verteilt. Es gibt zum Beispiel eine Jugendstraf-

Tabelle 3: Berufsbildende MaBnahmen in Jugendstrafvollzugsanstalten (JVA)

fir mannliche Inhaftierte

anderen lediglich 20 % sind. Er-

schwerend kommt hinzu, daB
moglicherweise der Begriff ,,Erfolg* von den Befragten nicht
einheitlich aufgefaBt worden ist: Erfolg als AbschluB einer
Berufsausbildung mit Priifung versus Erfolg als normales
Fortschreiten in der Berufsausbildung auch ohne AbschluBB
bzw. ohne Abbruch. Gemén Tabelle 3 gelingt es offenbar in
den Jugendstrafvolizugsanstaiten am besten, eine rein be-
rufsschulische MaBnahme mit Erfolg abzuschlieBen, wah-
rend die Erfolge von MaBnahmen zur Berufsausbildung
demgegeniber deutlich niedriger liegen.

Im Hinblick auf die haftentlassenen mannlichen Jugend-
lichen und Heranwachsenden und den Arbeitsmarkt ist es
sicherlich von Interesse, auf welchen BerufsabschluB die
1196 Berufsausbildungsplatze hinfilhren bzw. in welchen
Berufsfeldern sie angeboten werden. Von den 19 Jugend-
strafvollzugsanstalten werden 51 verschiedene Berufsaus-
bildungslehrgdnge insgesamt 180mal angeboten, davon am
hé&ufigsten die Ausbildung in Metalltechnik, Holztechnik und
Raumgestaltung. Tabelle 4 liefert einen Uberblick {iber das
weitere Angebot und dessen Verteilung.

Noch differenzierter wird das Bild, wenn man die Verieilung
der Berufe in den einzelnen Berufsfeldern berticksichtigt. In
den meisten Berufsfeldern findet man nur einen oder maximal
zwei (iberdurchschnittlich héufig angebotene Berufe vor. Im
Berufsfeld Metalltechnik sind dies der Schlosser und der
Kfz-Mechaniker, auf die 28 % des Angebots im Berufsfeld
Metalltechnik entfallen; im Berufsfeld Elektrotechniker der
Elektroinstallateur mit 57 %, im Berufsfeld Bautechnik der
Maurer mit 65 %, im Berufsfeld Holztechnik der Tischler mit
94 %, im Berufsfeld Farbtechnik und Raumgestaltung der
Maler und Lackierer mit 68 %
und im Berufsfeld Agrarwirt-
schaft der Gartner mit 54 %.

Arzanld Anzahld Durchsehnitt Diese sieben Berufe, also ledig-
. nza er nzal er urchschnitt- . o, -
Bferuﬂlche anbietenden H?ﬁ' Bildungsplatze liche Belegung Erfolgsquote lich 14 A’. aller ang‘e botenen Be
Bildungsform IVAen platze abs % abs % rufsausbildungsgange, machen
i i allein 43 % des gesamten Be-
Vollzeit- rufsausbildungsangebotes aus.
Berufsschule 2 32 1,4 30 93,8 92,5 Bezieht man das Angebot von
Berufsvorberei- ) » 179 Ausbildungsgangen auf die
tendeLehrginge| 13 562 251 480 8, 84, 19 Jugendstrafvollzugsanstal-
Berufsvorberei- t rd ie Anstalt im
tungsijahr 3 50 2.2 31 62,0 70,0 en, so W(.a _en je Ansta
Berufsgrund- Durchschnitt je neun Berufe an-
bildungsjahr 5 192 8,6 172 89,6 770 geboten. Bei genauerem Hinse-
Berufsausbildung 19 1196 53,5 961 80,4 76,4 hen zeigt sich jedoch, daB die
Berufsfortbildung 6 205 9.2 181 88,3 80,0 Angebotsbreite von vier bis zu
19 5177 2237 100,0 1855 82,3 79,0 :gch?e'“fsausm'd“"gsgange"
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Tabelle 4: Angebotene Ausbildungsberufe je Berufsfeld in den

Jugendstrafvollzugsanstalten (JVA) fiir manniiche Inhaftierte

punkt in zwei Anstalten die an-
gebotenen Berufsausbildungs-

platze die Zahl der weiblichen

Anzahl der angebotenen Haufigkeit der Anzahl der Inhaftierten. Hingegen haben in
Berufsfelder Berufe je Berufsfeld angebotenen Berufe anbietenden JVA einer anderen Anstalt nur 19 %
abs. % Rang abs. % Rang abs. % (n=19) Rang der weiblichen Inhaftierten an
Metalltechnik 19 | 372 1 68 | a7 1 19 | 100,0 1 einer  berufsbildenden MaB-
Textittechnik 6 18 2 8 4,5 8 4 211 8 nahme teilgenommen.
Bautechnik 5 9,8 3 20 1,1 3 13 68,5 4
Farbtechnik und Das Angebot an Ausbildungs-
Raumgestaltung 5 9,8 3 2 "7 2 15 78,9 3 berufen fiir weibliche Inhaftierte
Elektrotechnik 5 9,8 3 14 78 6 12 63,2 5 beschrankt sich weitgehend auf
grarwirtschaft 3 5, 6 13 7, 7 42, 7 R ;
Holztechnik > | 30| 8 | 7 | s4| 4 | 6 | sa2| 2 Berufe: Bekleidungsberufe, Tex-
Drucktechnik > | 39| 8 2 11| o > | 105 o tilreinigerin, Friseuse, aber auch
Kérperpfiege 1 2.0 10 2 11 9 2 10,5 9 Gartnenn, Kochm, Backerinund
Wirtschaft und Verwaltung 0 0 0 Malerin. Hier ergeben sich
starke Unterschiede von Anstalt
5t 100,0 180 | 100,0 zu Anstalt: eine Anstalt bietet

3.4.1.2 Verhéltnis von Berufsbildungsplédtzen zu Haftpldtzen

In den 19 Jugendstrafvollzugsanstalten siehen den 5177
Haftplatzen 2.237 Berufsbildungsplatze gegeniiber; das
entspricht einer Soll-Quote von 43,2 %. Wihrend des Unter-
suchungszeitpunktes tatsachlich belegt waren 4125 Haft-
platze und 1.855 Berufsbildungsplatze; das entspricht einer
Ist-Quote von 45,0 %. Daraus ist ersichtlich, daB nur f(r die
knappe Halfte der mannlichen Inhaftierten eine berufsbil-
dende MaBBnahme méglich ist.

3.4.2 Berufsbildende Mafinahmen bei weiblichen Inhaftierten

In finf Jugendstrafvollzugsanstalten fiir weibliche Inhaf-
tierte werden insgesamt 166 Plétze fiir berufsbildende MaB-
nahmen angeboten, davon iiber 60 % fiir berufsvorbereitende
Lehrgange und etwa 30 % fr die Berufsausbildung selbst.
Letztere ist in vier der fiinf Anstalten méglich. Rein berufs-
schulische MaBnahmen werden hingegen von keiner Anstait
angeboten. Die librigen berufsbildenden MaBnahmen treten
nur sporadisch auf.

Im Durchschnitt sind insgesamt 52 % der Platze fiir alle
berufsbildenden MaBnahmen belegt; die Berufsausbildungs-
plétze aber sind mit etwa 15 % am wenigsten in Anspruch
genommen. Im dbrigen schwanken die Belegungsquoten
von Anstalt zu Anstalt erheblich, so daB ein einheitliches Bild
nicht gezeichnet werden kann.

Da die Angaben der Anstalten Uber Erfolge sehr unvoll-
sténdig sind, 1aBt sich auch hier keine Gesamtaussage
machen. Bei der starksten Gruppe, den berufsvorbereiten-
den Lehrgdngen, soll die Erfolgsquote bei 94 % liegen.

Das Verhaltnis von Berufsbildungsplatzen zu Haftplitzen
stellt sich bei den Haftanstalten flr weibliche Jugendliche
und Heranwachsende in Durchschnittswerten wie folgt dar:
Den 306 Haftplatzen stehen 116 mégliche Berufsbildungs-
platze gegeniiber; das ist eine Soll-Quote von 37,9 %. Den
tatsachlich belegten 186 Haftplatzen stehen 60 tatsachlich
in Anspruch genommene Berufsbildungsplaize gegeniiber;
das ist eine Ist-Quote von 33,3 %. Gegeniiber diesen Durch-
schnittswerten schwanken die Einzelwerte von Anstalt zu
Anstalt erheblich. So (ibersteigen zum Untersuchungszeit-

iiberhaupt keinen Ausbildungs-
beruf an; fiinf von den genannten Berufen bietet nur eine An-
stalt an; alle oben genannten Ausbildungsberufe werden
von keiner Anstalt angeboten.

3.4.3 Anlerntétigkeiten bei mannlichen und
weiblichen Inhattierten

In Abhebung von berufsbildenden MaBnahmen sollen
unter ,anderen Tatigkeiten™ hier jene eng umgrenzten Tétig-
keiten verstanden werden, bei denen die Inhaftierten nach
einer relativ kurzen Einweisungs- und Einarbeitungsphase
die Handhabung bestimmter Arbeitsinstrumente beherrschen
und eine Arbeitsaufgabe selbstandig ausfiihren kdnnen. Flr
mannliche Inhaftierte werden in den 19 Jugendstrafvollzugs-
anstalten insgesamt 553 Platze fir andere Tatigkeiten ange-
boten, wovon im Durchschnitt 503 Platze besetzt sind, was
einer Belegungsquote von 91 % entspricht. Bezogen auf die
belegten Haftplitze aller Anstalten, unabhangig davon, ob
diese Anlerntatigkeiten anbieten oder nicht, kdnnten hinge-
gen nur 14 % der Haftlinge mit Anlerntatigkeiten beschaftigt
werden. Flir weibliche Inhaftierte werden in den fiinf Jugend-
strafvollzugsanstalten 38 Platze in anderen Tatigkeiten ange-
boten, wovon im Durchschnitt 24 Platze besetzt sind, was
einer Belegungsquote von 63,2 % entspricht. Bezogen auf
die belegten Haftpldtze aller Anstalten kdénnten hingegen
nur etwas (ber 21 % der Inhaftierten mit Anlerntatigkeiten
beschéftigt werden.

3.4.4 Beruflicher Werdegang nach der Haftentlassung

Der berufliche Werdegang der mannlichen Strafentlasse-
nen ist den Jugendstrafvollzugsanstalten weitgehend unbe-
kannt; 12 Anstalten ist er ganzlich unbekannt. Soweit etwas
tiber das Berufsschicksal bekannt ist, beruht dies zum gréB-
ten Teil auf geschatzten Werten bzw. auf Auswertungsinter-
pretationen. Sofern in dieser Weise bekannt, ist das haufigste
Schicksal der strafentlassenen Jugendlichen und Heran-
wachsenden die Arbeitslosigkeit. Etwa ein Drittel der Entlas-
senen soll nach der Haft eine berufliche Tatigkeit oder eine
Berufsausbildung aufnehmen bzw. fortsetzen kdnnen.

Ein &hnliches Bild bietet sich bei den weiblichen Haftent-
lassenen. Allerdings sollen sich aufgrund der Erfahrungen
von zwei Anstalten die weiblichen Haftentlassenen um einiges



besser in die Arbeitswelt integrieren lassen als ihre mann-
lichen Kollegen.

3.5 Das Bildungs- und Beschiftigungsangebot
der Jugenstrafvollzugsanstalten

Legt man die ermittelten Daten wahrend des Untersu-
chungszeitraumes zugrunde, kann man davon ausgehen,
dafB etwa 60 % der Haftplatze auch gleichzeitig Bildungs-
platze sein kénnen. Damit erheben sich zwei Fragen: Welche
Bildungsméglichkeiten haben die Inhaftierten, die bereits
Uber eine abgeschlossene Berufsausbildung verfligen? Was
geschieht mit den Inhaftierten, die wegen Platzmangels an
einer allgemeinbildenden oder berufsbildenden MaBnahme
nicht teilnehmen kénnen oder die an BildungsmaBnahmen
nicht teilnehmen wollen?

4. Zweite Stufe der Untersuchung:

Berufserziehung in privaten Initiativen
der Straffélligenhilfe

4.1 Modell, Fragestellung, Methode und Durchfihrung

Modell der zweiten Untersuchungsstufe sind alle privaten
Initiativen der Straffalligenfilfe in der alten Bundesrepublik.
Meistens handelt es sich dabei um gemeinniitzige Vereine, die
einem der groBen Wohlfahrtsverbande —z.B. Caritas, Diako-
nisches Werk, Arbeiterwohifahrt, Paritatischer Wohlfahrts-
verband — angehédren, wobei der Anbindungsgrad an den
Dachverband und der Spezialisierungsgrad in der Sozialarbeit
recht unterschiedlich ausgepragt sind. Zudem gibt es zahl-
reiche Gruppierungen, die keinem Dachverband angehoren,
meistens wegen des damit befirchteten Verlustes an Auto-
nomie. Private, also auBerstaatliche Initiativen, die es sich zur
Aufgabe gemacht haben, Haftentlassenen sowie Straffalligen
bei deren gesellschaftlicher und beruflicher Integration zu
helfen, gibt es schon seit Beginn bzw. Mitte des letzten Jahr-
hunderts in Deutschland (Theodor Fliedner, Kaiserswerth
1800-1864; Johann Hinrich Wichern, Hamburg 1808-1881).
Derartige private oder freie Initiativen, die insbesondere seit
Beginn der siebziger Jahre unseres Jahrhunderts gegriindet
worden sind, fillen Licken, die der staatliche Strafvollzug
und die Strafgefangenenfirsorge offenlassen. Der Personen-
kreis der Initiativen ist heute weiter gezogen und differen-
zierter. Er umfaBt:

— Strafgefahrdete, d.h. Personen, bei denen ein Abgleiten
in die Kriminalitat zu beflirchten ist;

— nichtinhaftierte Straffallige, d.h. Personen mit Aussetzung
der Haftstrafe auf Bewahrung, Arreststrafen, Arbeitsauf-
lagenu.a.;

— inhaftierte Straffallige;

— haftentlassene Straffillige.

Hierbei ist noch nach dem Alter zu unterscheiden, und
zwar in Jugendliche bis zu 18 Jahren, Heranwachsende von
18 bis 25 Jahren und Erwachsene Uber 25 Jahre. Haftentlas-
sene bzw. nicht inhaftierte straffallige Jugendliche und Her-
anwachsende sind auBer Uber die Jugendgerichtshilfe oder
die Bewahrungshilfe der staatlichen Aufsicht weitgehend
entzogen; von daher legitimieren sich private bzw. freie Initiati-
ven in der Straffalligenhilfe. Diese Initiativen bieten als Inte-
grationshilfe Arbeit und Berufsausbildung an; denn Bildungs-
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bemuihungen fir Jugendliche und Heranwachsende dirfen
ihrer Meinung nach nicht erst mit dem Vollzug beginnen, sie
durfen auch nicht mit der Entlassung enden. Aus dieser Sicht
ergibt sich folgende Fragestellung: In welcher Weise enga-
gieren sich private Initiativen der Straffalligenhilfe im allge-
meinen und mit welchen Berufsbildungs- und Beschéfti-
gungsangeboten im besonderen?

Die oben beschrieben Initiativen wurden mittels Fragebo-
gen befragt. Unter Zuhilfenahme einer Adressenkarte der
»Aktion Junge Menschen in Not e.\,, GieBen“ konnten {iber
280 Initiativen in der alten Bundesrepublik ausfindig gemacht
werden. Nach Aussortierung offensichtlich nicht fir diese
Untersuchung relevanter Gruppen wurde 1987 248 Initiati-
ven der Fragebogen zugesandt, wovon 107 antworteten, was
einem Riicklauf von 43 % entspricht. Da die Antwortbereit-
schaft unterschiedlich ausgepragt war, muBte bei der Ergeb-
nisgewinnung mit unterschiedlichen Grundgesamtheiten
gerechnet werden. Die Ergebnisse lassen sich wie folgt dar-
stellen.

4.2 Allgemeine Aktivitaten

Die Aktivitdten der Initiativen sind nicht einheitlich: Sie
unterscheiden sich hinsichtlich der betreuten Altersgruppen,
der Grade der Straffalligkeit, der Inhaftierung, Nichtinhaftie-
rung bzw. der Haftentlassenen sowie der Geschlechter. Auch
das Verhaltnis von Betreuern und Betreuten 138t sich nicht
einheitlich darstellen. Soviel sei hier gesagt: Zum Zeitpunkt
der Untersuchung bemiihten sich die Initiativen um tber
8.000 Personen, davon 2.800 Erwachsene. Jede Initiative
beschftigt im Durchschnitt fiinf hauptamtliche padagogi-
sche Mitarbeiter und sechs ehrenamtliche Helfer. Tendenziell
wéchst mit der Zahl der Betreuten auch die Zahl der haupt-
amtlichen Mitarbeiter. Art und Umfang der Tétigkeitsbereiche
geht aus Tabelle 5 hervor. Am haufigsten bieten die Initiativen
ihren Betreuten eine allgemeine Beratung bei der Bewaltigung
allitaglicher Probleme an, wie Arbeits- und Wohungssuche,
Rechtsberatung u.. (siehe Tabelle 5). Neben diesem Bera-
tungsangebot wirken kaum weniger Initiativen intensiver
und konkreter bei der Bewaltigung anfallender Probleme
mit. Uber 60 % verfiigen zudem (iber eigene Wohnplétze, und
neben Beratung, Unterstitzung und Anbieten von Wohn-
platzen kénnen 15 % der Initiativen auch eigene Beschafti-
gungsplitze anbieten. In ebenfalls 15 % der Initiativen ist
zusétzlich zur allgemeinen und intensiven Unterstiitzung auch
eine psychotherapeutische Beratung durch ausgebildete
Fachkrafte méglich. Uber die Halfte der Initiativen engagiert
sich in der Kriminalpolitik, und 12 Initiativen betreiben wis-
senschaftliche Forschung im Bereich der Kriminologie.

Tabelle 5: Tatigkeitsbereiche privater Initiativen
der Straffélligenhilfe

Tétigkeitsbereiche bs. (n=8§)r |vate12 itativen Rang
Aligemeine Beratung 82 92,1 1
Intensive Unterstiitzung 79 88,8 2
Wohnplatze 55 61,8 3
Kriminalpolitik 46 51,7 4
vereinseigene Beschéftigungsplatze 13 14,6 6
Psychotherapie 13 14,6 6
Kriminologie 12 13,5 7
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4.3 Besondere Aktivitédten auf dem Gebiet von
Bitdung und Berufsbildung

Allgemeinbildung und Berufstétigkeit stehen bei den
Betreuten in einem Zusammenhang. In den beiden letzten
Jahren vor der Untersuchung verfligte von 15.000 Personen
aus 64 Initiativen allenfalls die Halfte tiber einen allgemein-
bildenden SchulabschluB, tiberwiegend {iber den Haupt-
schulabschluB. 12.500 Strafgefahrdete und Straffillige aus
55 Initiativen waren im gleichen Zeitraum in der Lehrzeit mit
gelegentlichen Arbeiten beschiftigt; kaum weniger waren
vor ihrer Betreuung durch die Initiativen ohne berufliche
Erfahrung.

Bildungs- und BeschaftigungsmaBnahmen wihrend der
Betreuung ergeben sich aus Tabelle 6; die Angaben beruhen
auf 59 Initiativen, die in den letzten beiden Jahren vor der
Untersuchung ber 13.000 Personen betreut haben. Eine
eindeutige Tendenz ist allerdings nicht erkennbar. So wer-
den Gelegenheitsarbeiten wiederum am haufigsten genannt.
Allerdings steigt der Anteil derer, die einer geregelten Arbeit
nachgehen und nimmt die Zahl jener ab, die sich nicht beruf-
lich oder berufsbildend engagieren. Dies gilt auch im wesent-
lichen fiir jene Initiativen, die sich nicht ausschlieBlich mit
Erwachsenen, und jene, die sich nicht mit Strafgefahrdeten
beschéftigen. Allerdings ist im Falle der Erwachsenen noch
ein Anwachsen der Gelegenheitsarbeiten festzustellen.

Etwas weniger als die Halfte der Betreuten bricht die MaB3-
nahmen bzw. die Beschiftigung vorzeitig ab. Als haufigster
Grund fiir den Abbruch wird eine geringe Motivation bzw. ein
geringes Interesse angefiihrt, bei 84,6 %. Dariiber hinaus
hatten viele auch Probleme mit den Arbeitsbedingungen, wie
Betriebsklima, Arbeitszeit, Entiohnung, 67,3 %. Vielfach wird
auch die durch eine Straftat
bedingte Einweisung in eine Ju-
stizvollzugsanstalt (42,3 %)

Wegen der erzieherischen Relevanz soll aus dem Paket
der HilfsmafBnahmen das Angebot sozialpddagogisch betreu-
ter Ausbildungs- und Arbeitsplatze ndher untersucht werden.
Um eine Einschdtzung aller Initiativen zu dieser besonderen
Form beruflicher und sozialer Integration zu ermittein, wurden
die in der Resozialisierungshiife tatigen Initiativen gezielt
befragt. Danach finden folgende Aussagen deutliche Zustim-
mung in folgender Reihenfolge: Sozialpddagogisch betreute
Ausbildungs- und Arbeitsplatze

- solien zur Stabilisierung der Persdnlichkeit beitragen,

— sollen eine Verdienstmdglichkeit bieten,

— stellen ein gutes Ubungsfeld fiir den spateren Berufsein-
stieg dar,

— sollen allgemeine, ubergreifende berufliche Qualifikation
vermitteln,

— erleichtern den Ubergang in die reale Arbeitswelt,

— sind ein geeignetes padagogisches Mittel zur Resoziali-
sierung,

— sollen zumindest eine Berufsausbildung beinhalten,

— sollen eine langfristige Beschéftigungsmdglichkeit bieten.

Abgelehnt wurde die Aussage, wonach sozialpaddagogisch
betreute Ausbildungs- und Arbeitsplatze dazu dienen, aliein
nur Arbeitstugenden zu vermitteln. Hier kommt es auf das
»allein“ an, um MiBverstandnisse auszuschalten. Obwohl
die Gesamteinsteilung zu diesen Projekten positiv ist, haben
von den 79 befragten Initiativen der Straffalligenhilfe erst 13
ein eigenes Ausbildungs- und Beschaftigungsprojekt einge-
richtet; das sind 16,6 %. Deren Aussage, die auf eigener
Erfahrung beruhen, haben besonderes Gewicht. Uber die in
diesem Projekt angestrebten berufserzieherischen Ziele
gibt Tabelle 7 Auskunft. Als wichtigstes Ziel wird auch hier

Tabelle 6: Teilnahme an Bildungs- und BeschéftigungsmaBnahmen wahrend der
Betreuung in privaten Initiativen nach Rangfolge

E?g?:una;%: d?;;i;ﬁrgﬁ?r?:g\z?ue Tailnehmer an BetreuungsmaBnahmen
Beschaftigung (38,5 %) als wenigerals| etwadie | mehrals +-0
Grund fir den Abbruch ange-  |Bildungs-und keiner | einDrittel | Halfte |zweiDrittel| alle Wert
geben. Andere Grinde sind BeschiftigungsmaBnahmen (0%) |{1=33%) |(34=65%)|(66=99%)}| (100%)
gesstl/ndhzitgg'r‘&oimg:f";e hr:itl n Anzahl der Privat-Initiativen

,6 % un nortwechse
mit 3,8 %. Gelegenheitsarbeit 59 13 25 17 4 ~ 22

geregelte Arbeit 59 12 34 1 2 - 21

\Von 84 Initiativen unterstiitzen Besuch einer berufsbildenden MaB-
74 ihre Betreuten zumindest bei 232;‘&322“ brfgrzz’:_‘t%séﬁ;:[‘d'
dgr S”:heb’,‘lz“'h e Ar?.Jegs' findungslehrgang etc 59| 12 42 3 2 - 19
0 er Ausblidungsplatz. €r | keine berufsbildenden MaBnahmen
drei Viertel dieser Initiativen (58) | oer perufiichen Aktivititen 59| 4 23 10 2 - 18
wird zudem auch bei der Ver-  |gesensttigung an einem sozialpad-
mittlung  selbst aktiv, indem agogisch betreuten Ausbildungs-
Kontakte zu Firmen hergestellt oder Arbeitsplatz (Arbeitsprojekt) |59 23 32 4 - - 1,7
werden. Von diesen 58 Initiati-  |Beginn einer Berufsausbildung 59 18 38 3 - - 17
ven kdnnen 43 ihreBetreuten an Nachholen eines allgemeinbildenden
mindestens ein sozialpadago- Schulabschiusses 59 24 31 1 - 1,7
gisch betreutes Beschafti-  |AbschiuB einer Berufsausbildung 59 31 28 - - - 15
gungsprojekt vermitteln, sei es Besuch eines berufsvorbereitenden
an ein vereinseigenes oder ver- | (BVJ)oderberufsbefahigenden .3
einsfremdes und sei es speziell B?’gf:;';‘:‘;g?;gmndschul 591 4 1 - - - :
- . se SU u =
f_ur Strafggfahrdete und Straffal iahres (BG2) 59 47 1 _ _ _ 12
lige oder fiir andere.




die Stabilisierung der Personlichkeit genannt; alle weiteren
genannten Ziele sind zwar auch bedeutsam, haben aber bei
weitem nicht das gleiche Gewicht. Elf Initiativen vergtiten
die Beschéftigung, andere nicht. Hier sei die Anmerkung ge-
stattet: Bei allen paddagogischen Zielen darf das Entgelt als
Motivationsfaktor gerade auch bei jungen Menschen als
nicht zu gering veranschlagt werden.

In den Projekten ist neben Ausbildern und Facharbeitern
in der Mehrzahl zumindest eine padagogische Fachkraft
beschaftigt.

Arbeitsbereiche und Gegensténde sozialpadagogisch
betreuter Ausbildungs- und Arbeitsplitze sind iberwiegend
die Holzwerkstatt und erst danach mit Abstand die Metall-
werkstatt. Die Renovierung von Hausern ist ebenso Projekt-
inhalt wie Transport und Umz{ige. Anzutreffen in den Initiati-
ven sind auch Projekte in einer Druckerei, Fahrradwerkstatt,
im Recycling, im Garten- und Landschaftsbau und in der
Hauswirtschaft. Wo Ausbildungsordnungen es zulassen, wird
eine Berufsausbildung erméglicht.

Tabelle 7: Angestrebte berufspadagogische Ziele in
Arbeitsprojekten nach Haufigkeit und Wichtigkeit

Angestrebte berufs- Private Initiativen
padagogische Ziele Héaufigkeit Wichtigstes Ziel | Rang
in Arbeitsprojekten abs. |%(n=12)| abs. |%(n=11)
Stabilisierung der

Personlichkeit 12 100,0 8 72,7 1
Vermittlung von

Arbeitstugenden 10 83,3 1 91 2
Berufsvorbereitung 8 66,7 1 9,1 3
Beschiftigung im

erlernten Beruf 3 25,0 0 0 4
Berufsausbildung 3 25,0 1 9,1 5

5. Dritte Stufe der Untersuchung:

Berufserziehung in sozialpddagogisch betreuten
Beschétftigungsprojekten von
privaten Projekten der Straffélligenhilfe

5.1 Gegenstand und Methode

Die vorhergehende Untersuchung hat gezeigt, daB sozial-
padagogisch betreute Ausbildungs- und Arbeitsprojekte bei
allen privaten Initiativen eine hohe Akzeptanz besitzen und
von einigen mit Erfolg betrieben werden. Nach diesen Grund-
feststellungen sollen nun auf der dritten Stufe ausgewahlte
Projekte mit Methoden der gerichteten Beobachtung, der
mundlichen Befragung und der Dokumentenanalyse unter-
sucht werden.

Einige ausgewahilte Initiativen wurden 1989 besucht, um
deren Beschéftigungsprojekte in der Realitat kennenzulernen
und analysieren zu kénnen. Im folgenden hierzu zwei Bei-
spiele:

5.2 Projekt Esslingen

Diese Initiative, ein eingetragener Verein, angelehnt an das
Diakonische Werk der Evangelischen Landeskirche Wurt-
temberg, bietet in eigener Regie zahlreiche Ausbildungs-
und Arbeitsplatze an, die ungeachtet ihrer unterschiedlichen
Inhalte folgende gemeinsame Merkmale aufweisen:
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— Zielgruppenmischung, d.h. straffallige und strafgefahrdete
junge Menschen arbeiten mit Nichtbetroffenen zusammen,
um so von vorneherein eine Ausgrenzung der Betroffenen
zu verhindern.

— Sozialpadagogische Betreuung, d.h., ein Sozialpddagoge
bzw. eine Sozialpaddagogin steht der Zielgruppe bzw. jedem
einzelnen Gruppenmitglied flrsorgerisch zur Verfligung.

— Lernunterstitzung, d.h., ein projektbegleitendes Angebot,
bei dem alle in dem Projekt beschéftigten Jugendlichen
und Heranwachsenden, die noch die Berufsschule besu-
chen, einen individuellen Stiitzunterricht bei ausgebildeten
Berufsschullehrern in Anspruch nehmen kénnen.

~ Erfolgserlebnisse, d.h., Aufgabenstellung und Betreuung
sichern das Gelingen von Teil-Arbeitsaufgaben und stei-
gern so das Selbstwertgefiihl.

— Vermittlung von fachlichen Kenntnissen, Fertigkeiten und
vor allem Einlibung in Arbeitstugenden (Piinktlichkeit,
FleiB, Sorgfalt, Kollegialitat usf.); letztere erscheinen den
Projektbetreuern als wichtigste Voraussetzung fiir eine
erfolgreiche berufliche und soziale Integration.

Folgende Projekte sind nach den oben genannten Grund-
satzen ausgestaltet:

— In der Hauswirtschaft arbeiten weibliche Auszubildende
unter Anleitung einer Hauswirtschaftsmeisterin mit dem
Ziel des Berufsbildungsabschlusses zumindest als Haus-
haltshelferin und spater als Hauswirtschafterin.

— In der Druckerei arbeiten méannliche Jugendliche unter
Anleitung eines Meisters an Produkten fiir den freien Markt.
Ernstarbeit und Ertrag missen die Existenz dieses Betrie-
bes sichern. Vollgiiltiger BerufsabschluB und Rentabilitat
werden angestrebt.

— Inder Schreinerei arbeiten zwei berufserfahrene Gesellen
mit Jugendlichen zusammen und vermitteln diesen die
Grundfertigkeiten des Schreiner- und Glaserhandwerks.
Die Arbeitsaufgaben betreffen Sanierungen. Auch hier
werden vollgiltiger BerufsabschiuB und Rentabilitat an-
gestrebt.

— Ein Raumausstatterprojekt arbeitet wie Druckerei und
Schreinerwerkstatt, hat aber auch die gleichen Probleme
der Finanzierung und damit der Existenzerhaltung.

— Eine eingerichtete Fahrradreparaturwerkstatt fand nicht
den Zuspruch der Bevdlkerung und muBte wegen finan-
zieller Unterdeckung geschlossen werden.

— In einem Recycling-Projekt sind eine Stammarbeitskraft
und zwei Jugendliche mit der Sammlung von WeiBblech
beschéftigt. Die Arbeit wird im &ffentlichen Auftrag erledigt,
womit die Finanzierung sichergestellt ist. Berufspadago-
gisch gesehen kann es sich hier allerdings nur um eine
vorberufliche Phase handeln, der eine anerkannte Berufs-
ausbildung mit welchen Abschliissen auch immer folgen
muB.

— Neben den vereinseigenen Arbeiten werden stets Auftrags-
arbeiten von und mit verschiedenen Firmen von drau8en
gesucht und erledigt. Diese Akdivitét dient dem gegensei-
tigen Kennenlernen und dem Abbau von Vorurteilen.

Die mitgeteilten Erfahrungen des Vereins mit sozialpad-
agogisch betreuten Beschaftigungsprojekten und die daraus
gezogenen Folgerungen lassen sich wie folgt zusammen-
fassen:
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— Die Einubung in Arbeitstugenden kann nicht hoch genug
veranschlagt werden; fiihrt doch eine positive Arbeitshal-
tung der Jugendiichen zu einer groBeren Ubernahmebe-
reitschaft der Betriebe.

— Die Zusammenarbeit mit Betrieben — unter anderem durch
Teamarbeit — ist unerldBlich und dient nicht nur der sozialen
Erziehung der Jugendlichen, sondern auch dem Abbau
von Vorurteilen gegeniiber straffallig gewordenen jungen
Menschen.

— Arbeitsprojekte ohne Berufsausbildung soll es in Zukunft
nicht mehr geben. Angestrebt wird eine stufenweise Quaiifi-
zierung Uber eine Fachwerkerausbildung bis hin zu einem
anerkannten Vollberuf. Dazu werden Stiitz- und Forde-
rungsmaBnahmen zur Bewditigung der Berufsschulan-
forderungen organisiert.

— Betreuung im Schonraum der Vereinsinitiative und
Beschaftigung im Ernstraum der Wirtschaft sollen sich
individuell erganzen,

5.3 Projekt Bremen

Diese Initiative, ein eingetragener Verein und Mitglied des
Deutschen Paritatischen Wohlfahrtsverbandes, betreut be-
nachteiligte Jugendliche und Heranwachsende, Obdachlose
bzw. NichtseBhafte, Strafgefangene und Strafentlassene,
Suchtkranke, Psychisch Kranke sowie Arbeitslose und Sozial-
hilfeempfanger. Diese Mischung soli eine einseitige Selektion
der Problemgruppe mindern. (Anmerkung: Ob man eine sol-
che Mischung iberhaupt so vornehmen und konzentrieren
sollte, muB3 dahingestellt bleiben.) Neben dem sozialpad-
agogischen und therapeutischen Ansatz werden als Medien
der Integration arbeitsmarktorientierte Projekte verfolgt. Ein
solches Projekt ist u.a. der im folgenden skizzierte Ausbil-
dungsverbund.

Im Projekt Ausbildungsverbund Gibernehmen mehrere sich
erganzende Betriebe die Ausbildung der ,,Problemjugend-
lichen“ in einem anerkannten Ausbildungsberuf gemein-
sam. Der Verein tritt als zwischenbetrieblicher Organisator
auf und schlieBt mit den beteiligten Betrieben Koopera-
tionsvertrige. insgesamt sind 20 Betriebe standig am Aus-
bildungsverbund beteiligt. Wenn es der berufliche Einzelfall
erfordert, wirken auch weitere Betriebe in diesem Ausbil-
dungsverbund mit. Konkrete Ausbildungsangebote erstrek-
ken sich auf Berufe aus dem Berufsbild Metall, Wirtschaft
und Verwaltung sowie auf weitere Einzelberufe, z.B. Gartne-
rin. Zur Sicherstellung des Ausbildungserfolges stehen den
jeweils 30 beteiligten Auszubildenden ein Sozialpadagoge,
zwei Diplom-Betriebswirte bzw. -Betriebswirtinnen und zwei
Lehrer fiir die soziale Betreuung — auch in den Betrieben —
fur Stitzunterricht und Freizeit zur Seite.

Aus den mitgeteilten Erfahrungen und Konsequenzen ver-
dienen folgende besonders hervorgehoben zu werden:

— Die konkrete Einbindung der Jugendlichen und Heran-
wachsenden in Betriebe auBerhalb des Vereins wirkt sich
AuBerst positiv auf die angestrebte berufliche Integration
aus.

— Der Arbeits- bzw. Ausbildungsplatzwechsel wirkt sich im
Hinblick auf die soziale Integration positiv aus. Dem stehen
allerdings nachteilig unterschiedliche Anforderungen und
wechselnde Bezugspersonen gegeniber.

— Auf Grund bisheriger Erfahrungen kann davon ausgegan-
gen werden, daB rund 85 % der Auszubildenden, die die
Problemzeit (iberstehen, auch den LehrabschiuB erreichen
und von etwa einem Drittel der Betriebe auch tibernommen
werden.

— Einer Verldngerung der Ausbildungszeit fur diese Perso-
nengruppe stehen die Vertreter des Vereins skeptisch
gegentiber.

— Eine Ausbildung unterhalb des Facharbeiterniveaus lehnt
der Verein ab.

— Wegen der Stigmatisierungsgefahren beflrwortet der
Verein auch in Zukunft Zielgruppenmischung und lehnt
Ausbildungsprojekte z.B. speziell fir Straffallige ab.

— Ein groBes Problem sehen die Vertreter des Vereins in der
Finanzierung dieser Projekie.

6. Diskussion der Ergebnisse und
SchiuBfolgerungen:
Berufserziehung und Entkriminalisierung

Die bisher durchgefiihrten Untersuchungen haben gezeigt,
daB von staatlichen und privaten Initiativen fiir straffallige
und haftentlassene Jugendliche und Heranwachsende be-
sondere berufserzieherische MaBnahmen zum Zwecke der
Resozialisation und der beruflichen Integration in unterschied-
licher Weise durchgefilhrt werden. Die Bemihungen der
staatlichen Justizvollzugsanstalten sind keinesfalls liickenlos
und einheitlich. Das Verhaltnis von Haftplatzen und Berufs-
erziehungsplatzen ist bei weitem nicht ausgeglichen. Sofern
einzelne MaBnahmen von den Inhaftierten in Anspruch
genommen werden, sind die Erfolge recht gut. Hingegen
sind die Erfolge der beruflichen Integration nach der Haft
weit weniger zufriedenstellend. Insofern ist ein MiBverhélinis
von MaBnahmeerfolg und Integrationserfolg zu konstatieren.
Des weiteren ist ein defizitares Verhaltnis von Teilnahmefa-
higkeit und Teilnahmewilligkeit von straffélligen Jugendlichen
und Heranwachsenden an berufserzieherischen Ma3inahmen
festzustellen.

Die privaten Initiativen der Straffalligenhilfe wollen offenbar
die soeben genannten Schwichen des staatlichen Volizuges
tiberwinden. Ihr Ansatz wurzelt in der betont sozialpddago-
gischen Betreuuing zum Zwecke der Resozialisation in der
individuell gestalteten beruflichen Integration. Welch starker
verhaltensbeeinflussender positiver Wert eine sozialpad-
agogische Zuwendung fiir die Persdnlichkeitsstabilisierung
haben kann, 148t sich am Beispiel des bereits oben genannten
Glinter Machura belegen (Seite 132). Welch motivierende
Kraft von sozialpddagogisch betreuten Ausbildungs- und
Beschittigungsprojekten ausgehen kann, haben einige pri-
vate Initiativen der Straffalligenhilfe erfolgreich erproben
und durchfiihren kénnen. Mit anderen Worten: Bildungsbe-
miihungen diirfen nicht erst im Volizug beginnen und auch
nicht mit der Entlassung aus dem Vollzug enden. Zudem ist
zu berlicksichtigen, daB nur der geringste Teil der straffalli-
gen Jugendlichen und Heranwachsenden zu einer Freiheits-
strafe verurteilt wird. Auch fir die verbleibende grofie Zahl
straffalliger Jugendlicher und Heranwachsender ist ~ falls
notwendig — ein ausreichendes und addqguates Bildungs-
und Beschaftigungsangebot zur Verfiigung zu stellen.

Doch stehen all diese Erfahrungen und Teilerfolge auf unsi-
cherem Grund. Aus diesen und weiteren Untersuchungen



sowie aus dem Umgang mit straffallig gewordenen Jugend-
lichen wissen und folgern die Verfasser, daB ein groBes Hin-
dernis fiir eine dauerhafte Resozialisation und Integration
die Kriminalisierung ist. Das heiBt, Jugendliche und Heran-
wachsende, die ein normwidriges Verhalten zeigen, das
heute als straffallig, aber nicht als besserungsnotwendig
bezeichnet wird, sollten nicht in die Hand der Justiz fallen,
sollten nicht verurteilt, aktenkundig und damit abgestempelt
werden. Einschlagig Betroffene gehdren eher in die Obhut
und Flrsorge sozialer Einrichtungen, die MaBnahmen zur
allgemeinen Bildung und Berufsbildung, aber auch zur
Jugendpflege unter sozialpaddagogischer Betreuung mit
ausreichendem Finanzrahmen durchfithren kénnen. Vor allem
aber gehoéren auch Betriebe dazu, die so ausgebildeten
»Problemjugendlichen“ und Heranwachsenden Beschafti-
gungschancen einrdumen und bereit sind, sie individuell zu
betreuen und zu stitzen. Welch unheilvolle Rolie eine zu
friihe Verurteilung und damit Stigmatisierung im Leben eines
Jugendlichen spielen kann, belegt in typischer Weise der
Bericht des schon mehrmals genannten Gtinter Machura.
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Alternative Uberlegungen
zur Verbesserung
der Gefangenenentlohnung

Walter Sigel

I. Ausgangssituation

Aus verschiedenen Griinden wird derzeit allenthalben tber
eine Verbesserung des Arbeitsentgelts der Gefangenen, die
Uber die jahrliche Dynamisierung der Eckvergtitung in § 200
StVolizG weit hinausgehen miiBte, diskutiert.” Die Méglich-
keiten hierzu diirfen bei genauer, realistischer Betrachtungs-
weise aber als sehr eingeschrankt angesehen werden:

Mehrere Anlaufe zur Erhdhung der Bemessungsgrundlage
in § 200 StvollzG sind in der Vergangenheit gescheitert, vor
allem wohl deshalb, weil sie friiher immer mit der gleichzeiti-
gen Einbeziehung der Gefangenen in die Krankenversiche-
rung und die Rentenversicherung verbunden waren. Diese
Verbindung ist aber — auf der Grundlage von § 200 StVollzG —
rechtlich und auch sachlich nicht zwingend notwendig.
1988/89 war eine —isoliert verfolgte — Lohnerhdhung bereits
.beschiossene Sache”: Ein fertiger Gesetzentwurf (Bundes-
ratsdrucksache 10/3694) sah eine Anhebung der Bemes-
sungsgrundlage von 5 auf 6 % und damit im Ergebnis eine
20prozentige Lohnerhdhung fur die Gefangenen vor. Das
mit der deutschen Wiedervereinigung verbundene Ende jener
Parlamentsperiode und der Grundsatz der Diskontinuitat
vereitelten jedoch den Erfolg. Die Landesjustizverwaltungen
hatten dabei im StrafvollzugsausschuB der LAnder zun&chst
mehrheitlich eine Erhdhung auf 10 % angestrebt, sich dann
aber wegen des hohen finanziellen Mehraufwandes letztlich
auf 6 % geeinigt.

Nach der Neukonstituierung des Bundestages hat 1991
das Bundesministerium der Justiz die Landesjustizverwal-
tungen erneut um Mitteilung gebeten, inwieweit sie einer
Erhéhung der Gefangenenentlohnung nochmals zustimmen
wiirden. AuBer Baden-Wirttemberg haben sich sodann nur
noch Bayern, Bremen, Hamburg und Hessen fiir eine Anhe-
bung der Bemessungsgrundlage in § 200 StVollzG auf 6 %
ausgesprochen. Damit ist keine weitere Gesetzesinitiative
mehr ergriffen worden und auch in nachster Zeit — jedenfalls
»von selbst” —nicht in Sicht.

Die in den letzten Jahren immer nachdriicklicher geforderte
Alternative einer Systemanderung hin zu einer regelrechten
Tarifentlohnung der Gefangenen, die ipso iure mit einer vollien
Sozialversicherung verbunden ware, hat sich jedenfalls mit
dem im mehrheitlichen Aufirag der Landesjustizverwaltungen
erstellten Gutachten (ber ,Betriebswirtschaftliche und
volkswirtschaftliche Aspekte einer tariforientierten Gefan-
genenentlohnung® als auf absehbare Zeit nicht realisierbar
erwiesen. Jede Anndherung an eine tarifliche Gefangenen-
entlohnung miiBte in erheblichem, derzeit nicht leistbarem
MaBe aus Haushaltsmitteln der Lander alimentiert werden.?

Somit bleibt als realistische Grundlage der anhaltenden
Diskussion die Erwartung einer Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts. Bekanntlich hat ein bayerischer Straf-
gefangener, der als sogenannter unechter Freiganger (ohne
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freies Beschaftigungsverhaltnis) eingesetzt und entlohnt
wurde, 1992 Verfassungsbeschwerde erhoben. Die Landes-
justizverwaltungen wurden in diesem Verfahren zu umfangli-
chen Stellungnahmen aufgefordert. Mit einer Entscheidung
in Karisruhe dirfte im Laufe des Jahres 1995 zu rechnen sein.

II. Alternative Uberlegungen zu einer
verbesserten Gefangenenentlohnung

Das Bundesverfassungsgericht kénnte im Hinblick auf
§ 200 Abs. 2 StVollzG eine Erhéhung der Bemessungsgrund-
lage und damit eine pauschale Verbesserung im Rahmen des
bestehenden Vergutungssystems vorgeben. Es kénnte auch
(daneben) am , Freiganger-Paragraphen” — § 39 StVollzG —
ansetzen und freie Beschaftigungsverhaltnisse in groBerem
Umfang als bislang praktiziert vorschreiben. Beide Wege
stiinden dann vor dem bekannten Finanzierungsprobiem.

Deshalb soll in die anhaltende Lohndiskussion noch eine
praktische, kostenvertragliche Alternative eingebracht wer-
den. Die Uberlegungen hierzu setzen an der Strafvollzugs-
vergitungsordnung an, die aufgrund des § 48 St\VolizG als
Rechtsverordnung des Bundesministeriums der Justiz im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium flir Arbeit und
Sozialordnung und mit Zustimmung des Bundesrats erlassen
worden ist. Sie legt finf Vergltungsstufen fest, wobei ,Eck-
vergitung® die Vergiitungsstufe 1l ist. Diese flinf Vergi-
tungsstufen sind — wie bei einem Lohntarifvertrag — fiinf
unterschiedlichen, globalen Tatigkeitsbeschreibungen zu-
geordnet, bei denen auf Art und Anforderungen der Arbeit,
nétige Vorkenntnisse, Anlernzeiten, berufliche Qualifikationen
und Verantwortung abgestellt wird. Zu dem danach sich
ergebenden Grundlohn kdnnen noch verschiedene Zulagen
gewdhrt werden, von denen die sogenannte Leistungszu-
lage die wichtigste ist. Sie kann im Zeitlohn bis zu 30 % und
im Leistungsiohn (Akkordarbeit) bis zu 15 % des Grund-
lohns betragen. Da die Vorgaben der Strafvollzugsvergli-
tungsordnung insoweit recht pauschal sind, besteht hier ein
erheblicher Ermessensspielraum der Betriebsleiter.

Beim derzeitigen Lohnsystem mit diesen finf Verglitungs-
stufen gibt es in zweierlei Hinsicht Handlungsbedarf:

Zum einen erweisen sich die flinf Eingruppierungsmaog-
lichheiten mit den 1976 formulierten Tatigkeitsbeschreibun-
gen als mittlerweile nicht mehr ausreichend. Wahrend der
letzten 20 Jahre hat sich auf dem Arbeitsmarkt ein enormer
Wandel vollzogen, der sich in wesentlich differenzierteren
Arbeitsplatzprofilen in der gewerblichen Wirtschaft nieder-
geschlagen und damit auch entsprechend differenziertere
Lohntarifvertrdge nétig gemacht hat. Die Arbeitsverwaltun-
gen des Justizvollzugs miissen demgegeniiber noch sehr
summarisch eine Fllle verschiedener Tatigkeiten jeweils ei-
ner Verg(itungsstufe zuordnen. Dies flihrt zu objektiven oder
jedenfalls seitens der Gefangenen subjektiv so empfundenen
Ungerechtigkeiten, die die Betriebsleiter dann im drangenden
Einzelfall durch unrealistische Hohergruppierungen oder
durch unvertretbar hohe, dauerhafte Leistungszulagen zu
16sen versuchen. Nétig sind deshalb weitere Differenzierungs-
maoglichkeiten: statt bislang fiinf Eingruppierungsmdéglich-
keiten kiinftig neun.

Zum anderen haben sich auch — spiegelbildlich zur Ent-
wicklung auf dem Arbeitsmarkt — berufliche Qualifikation,

Leistungsvermdgen und individuelle Leistungsbereitschaft
der Gefangenen weiter auseinanderentwickelt. Die Palette
reicht von sozial abgeglittenen, voliig arbeitsentwdhnten
Verurteiiten bis zu gut qualifizierten und auch leistungsberei-
ten Fachkraften. Letztere sind die Stiitzen und Leistungsira-
ger unserer handwerklich ausgerichteten, produktiven Eigen-
betriebe. Entsprechendes gilt — vor allem bei den jungen
Gefangenen — fir die persénliche Eignung und Motivation
zu einer beruflichen Foérderung, insbesondere einer Ausbil-
dung. Hier kann nicht geleugnet werden, daB die guten Leute
tatséchlich eine bessere Bezahlung ,verdienen® wiirden
und dann wahrscheinlich auch noch mehr geben wiirden.
Letzteres gilt insbesondere auch fiir die Motivation und das
Durchhaltevermégen bei der beruflichen Ausbildung, wo
unsere sachliche und personelle Kapazitét eine Steigerung
durchaus verkraften konnte. Deshalb ist es nétig, fur die
guten Arbeitskrafie eine héhere Bezahlung zu erméglichen:
ber die bislang bestehende Héchststufe von 125 % hinaus
eine Vergitung bis zu 150 % der Eckverglitung sowie eine
Anhebung der Ausbildungsbeihilfe.

Diese Ziele kdnnen durch eine Anderung der Strafvollzugs-
verglitungsordnung erreicht werden, die gerechter und we-
sentlich kostengiinstiger ist als die pauschale Anhebung der
Bemessungsgrundlage in § 200 StVolizG, welche undiffe-
renziert allen Gefangenen eine Lohnerhéhung von minde-
stens 20 % - so die letzte gescheiterte Gesetzesinitiative
(val. oben) — bringen wiirde (GieBkannenprinzip).

Drei Modelle kommen hierflir in Betracht:

Modeii 1

Es werden neun Vergutungsstufen/Tatigkeitsprofile defi-

niert, namlich mit 75 %, 82 %, 88 %, 94 %, 100 %, 112 %,
125 %, 138 % und 150 % der Eckvergiitung.® Bis zur (neuen)
Vergiitungsstufe 5, die also genau der Eckvergutung ent-
spricht, waren die Differenzierungen sicher kostenneutral.
Die Vergitungsstufen 6 und 7 wiirden indirekte und die Ver-
gltungsstufen 8 und 9 direkte Kostensteigerungen mit sich
bringen — ganz grob geschatzt diirften sich diese zusammen
auf etwa 5 % der Lohnsumme belaufen. Der Haushaltsmit-
telmehrbedarf wéare damit nur ein Viertel so hoch wie bei der
geplant gewesenen Anderung des § 200 StVollzG.
Im Ubrigen wiirden wahrscheinlich hier bessere Motivation
und hohere Arbeitsproduktivitat tatsachlich Mehreinnah-
men gewahrleisten, die den ZuschuBbedarf sukzessive
mindern.

Modell 2

Bei vorgegebener Gesamtkostenneutralitat werden von

den (neuen) neun Vergiitungsstufen die unteren vier mit 50 %,
63 %, 75 % und 88 % der Eckvergtitung angesetzt, ab Ver-
gltungsstufe 5 wird wie bei Modell 1 héhergruppiert.
Durch die unterhalb 75 % weiter erfolgende Abgruppierung
bis auf 50 % erfolgt eine echte Kosteneinsparung, die die
Hoéhergruppierung in den oberen Vergiitungsstufen ausglei-
chen kdénnte. Problematisch bei diesem Modell ist, daB § 43
St\VollzG, der 75 % der Eckvergiitung grundsétzlich als Min-
destentgelt vorschreibt, entsprechend geandert werden
miBte (auf 50 %) und dafB diese Verschlechterung wohl
kaum die politische Akzeptanz finden dirfte. Im Gbrigen
wdre auch mit negativen innervollzuglichen Auswirkungen
zu rechnen.



Modell 3

Es werden neun Vergutungsstufen/Tatigkeitsbereiche wie
bei Modell 1 definiert. Um eine vorgegebene Kostenneutrali-
tat zu erreichen oder jedenfalls einen Mehrkostenaufwand
zu minimieren, werden die pauschalen Leistungszulagen
abgeschafft. Die betriebliche Praxis zeigt in jahrelanger Erfah-
rung, daB die Leistungszulagen — aus den oben geschilder-
ten Griinden - vielfach zu ,Dauereinrichtungen” geworden
sind; nach einigen Monaten hat sich der Gefangene quasi
einen Besitzstand erworben, der ihm auch aus psychologi-
schen Grinden nur mehr schwer wieder weggenommen
werden kann. Dies fihrt eigendynamisch zu einer Nivellie-
rung auf hohem bis héchstem Niveau.

Als Ausgleich fiir die weggefallene Leistungszulage kénnen
zunichst die zusétzlichen vier neugeschaffenen Vergitungs-
stufen angesehen werden, die — im unteren Tarifbereich als
Zwischenstufen — Verbesserungen bringen. Als echte Alter-
native soll sodann aber ein Prdmiensystem eingefihrt wer-
den, wie es die gewerbliche Wirtschaft seit einiger Zeit
anstelle pauschaler Leistungszulagen praktiziert. Dabei
werden einmalige Pramien ganz konkret erfolgsbezogen fur
spezielle (heikle) Auftrage, Einhaltung von Ausfiihrungsfristen,
herausragende Einzelleistungen, liberdurchschnittlich gute
Betriebsergebnisse etc. gewéhrt. Mit einem solchen Pra-
miensystem sind viel eher eine Identifizierung des Gefange-
nen mit dem aktuellen Betriebsziel und eine Produktivitats-
steuerung durch die Betriebsleiter zu erreichen. Finanziell und
haushaltstechnisch ist erheblich mehr Flexibilitat als bei
den festgeschriebenen pauschalen Dauer-Leistungszulagen
gewahrleistet. Insbesondere kann die Héhe der Pramien
ohne weiteres direkt von den aktuellen Einnahmen, also der
jeweiligen Arbeitsproduktivitat des Vollzuglichen Arbeitswe-
sens (VAW), abhangig gemacht werden. Dies wirde beson-
ders dann gelten, wenn das VAW als Landesbetrieb nach
§26 LHO mit eigenem Wirtschaftsplan organisiert ware.
Grundsatzlich hitten wir damit wieder ein weiteres Stlick
Jprivatwirtschaftliche Methoden* flir das Vollzugliche Arbeits-
wesen gewonnen? und damit dem Angleichungsgebot des
§ 3 Abs. 1 StVollzG, das fiir den Bereich des VAW in § 149
Abs. 2 StVollzG noch konkretisiert ist, Genlige getan.

Dieses Modell 3 solite deshalb favorisiert werden. Es kann
als ein ,Schritt in die Richtung leistungsgerechter Entloh-
nung“ verstanden werden, wie ihn Jehle resiimierend in der
Mboglichkeit sieht, ,,das Arbeitsentgelt starker an das Betriebs-
ergebnis bzw. die Produktivitit der Betriebe zu binden und
eine groBere Binnendifferenzierung der Individualléhne
nach Leistungskriterien zuzulassen®®.

Anmerkungen

1) Vgl. dazu Jehle ZfStrVo 1994, 259 ff.

2) Neu ,,Gutachten”, Zusammenfassung und Schlufolgerungen.

3) Ein entsprechendes Arbeitspapier mit entwurfsméaBig formulierten
Tatigkeitsprofilen bzw. ,Lohntarifen“ liegt bereits vor. Es umfaBt die Einstu-
fung der beruflichen Férderung und ordnet z.B. die Vollausbildung im drit-
ten Lehrjahr der (neuen) Vergitungsstufe VIl zu, was einen Grundlohn von
125 % ausmachen wiirde.

4) Vgl. Sigel ZiStrvo 1993, 85 ff.: ,Marketing-Erfordernis und interner
Handlungsbedarf”.

5) Jehle a.a.0. 266.
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Freizeitgestaltung im
niedersdchsischen Justizvollzug
10 Punkte fiir ein ,,Projekt Freizeit“

Peter Bierschwale, Bernd Detmer,
Wolfgang Kéhler, Jorg Kramer

. Ausgangspunkt

Auf einer gemeinsamen Tagung von Anstaltsleitern, Lehrern
und Vertretern der Aufsichtsbehdérden des niederséchsischen
Justizvollzuges wurde u.a. auch die Freizeitgestaltung in
den niedersichsischen Justizvollzugsanstalten thematisiert.”
Ausgangsvermutung der Tagungsteilnehmer war u.a.

— eine abnehmende Bereitschaft der Gefangenen, Freizeit-
angebote in den Anstalten anzunehmen, dies nicht zuletzt
wegen der seit einigen Jahren zugelassenen ,Einzeifern-
seher”, und

— damit korrespondierend ein Freizeitangebot der Anstalten
mit geringer Tiefe und Breite.

Bei den Tagungsteilnehmern wurde Einvernehmen dariber
erzielt, vor einer Erdrterung konzeptioneller Fragen zunachst
eine Bestandsaufnahme durchzufiihren. Zu diesem Zweck
wurde noch auf der Tagung eine vierkdpfige Arbeitsgruppe
der LAG (Landesarbeitsgemeinschaft) der Lehrer und Leh-
rerinnen gebildet.?

Il. Rahmen

Da die Bestandsaufnahme mdglichst realitdtsnah erfolgen
sollte, wurden in einer Kombination von Fragebogenversen-
dung und persénlichen Gesprachen mit den Kollegen vor
On die Freizeitangebote der Anstalten abgefragt.”’ Die per-
sonlichen Nachfragen sollten die vermutete Tendenz der
Anstalten, die Praxis zu ,schonen”, abschwéchen. Die Reso-
nanz der befragten Anstatten und der Riicklauf der Frageb6-
gen war ausgezeichnet, ja nahezu vollstandig:

Von den in Niedersachsen — ohne die Jugendarrestan-
stalten — vorhandenen 5880 Haftplatzen wurden durch die
Befragung immerhin 5639 erreicht, was bedeutet, daB3 96
Prozent aller niedersachsischen Haftplatze abgefragt wurden.
Es handelte sich also nicht um eine reprasentative Untersu-
chung, sondern um eine nahezu vollstandige Bestandsauf-
nahme.* Die Haftplitze setzten sich — gerundet ~ wie folgt
zusammen:

23 % U-HaftManner
43 % geschlossener Vollzug Manner
18 % offenerVolizug M&nner
12 % Jugendliche
4 % Frauen

Ill. Ergebnisse

Zuallererst stellte sich die Frage nach dem allgemeinen
Verhaltnis zwischen dem traditionellen Freizeit- und dem
Sportangebot. Firr eine Position, die sich Ansétzen sinnvoller
Freizeitpadagogik verpflichtet fiihlt, mag das Ergebnis zu-
nachst einen vernichtenden Eindruck machen:
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1. ImVlerhiltnis zum Sport spielt das (ibrige Freizeitangebot
des Vollzuges nur eine untergeordnete Rolle: Weniger
als 20 Prozent des Freizeitangebotes gehéren
nicht zu der Rubrik Sport!®

Um es nicht in einem schiefen Licht erscheinen zu lassen:
Wir werden dies noch differenzierter beleuchten. Und es
darf nicht vergessen werden, daB der Sport in Niedersachsen
durch erhebliche Stellenvermehrungen flr Sportiibungsleiter
und -lehrer unterstiitzt worden ist. Aber zunichst soll einmal
ganz einfach dargestellt werden, was liberhaupt angeboten
und angenommen wird:

Insgesamt wurden 170 Freizeit- und 250 Sportangebote
benannt, zusammen also immerhin 420, die allerdings unter-
schiedlich haufig und mit einer unterschiedlichen Anzahl
von Teilnehmern angeboten werden.®
Dies ergibt folgende Ubersicht, zunachst fiir den Sport,
geordnet nach den Teilnehmerstunden der Sportarten (vgl.
Abb. 1 und 2):

Abb. 1 + 2: Bedeutung der Sportangebéte — Teilnehmerstunden —

spielen in der alltdglichen Praxis des Vollzuges also nur eine
unauffallige Rolle.

Bei den ,nichtsportlichen* Freizeitangeboten verhalt es sich
ahnlich. Um das zahlenmaBige Verhaltnis nicht zu verzerren,
wurde derselbe MaBstab wie bei der Darstellung des Sports
verwendet (vgl. Abb. 3 und 4).”

Auch bei den Freizeitangeboten ist aufféllig, daB mit Brett-
spielen und Basteln bereits rund 35 Prozent des Angebotes
abgedeckt sind. Bei diesen Angeboten sind die Gefangenen
in der Regel untereinander beschiftigt, so daB sich sagen
1aBt:

3. Nur bei héchstens 12 Prozent der in den Vollzugs-
anstalten vorhandenen FreizeitmaBnahmen handelt es
sich um Freizeitgruppen-Angebote nicht-sportlicher Art

Es ist erfahrungsgeman einfacher, irgendwo eine Tisch-
tennisplatte hinzustelien, als Gefangene fiir Politik oder
Erndhrungsfragen zu interessieren. DaB die Gefangenen
daher mehr Zeit am Sportgerat
als in Freizeitgruppen verbrin-

W
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(Tausend)
N
1

/] : N -:’_‘:;, 4

T Kraftsport Badminton FuBball Freizeitsp. Volleyball Laufen

gen, versteht sich von selbst.
Nun sagt aber ein paAdagogischer
Erfahrungsgrundsatz, daf3 eine
positive — wie natirlich auch
negative — Beeinflussung von
Persdnlichkeitsmerkmalen ins-
besondere durch einen perso-
nalen, einen ,padagogischen
Bezug“ zu erzielen ist, auch im
Vollzug in Richiung ,Resoziali-
sierung”. (Sonst kénnte man ja
auch Bicher austeilen ...} Nicht
nur der ,Beamte wirkt durch
sein Vorbild“, der Vollzug ist
auch immer bemiiht gewesen,

L,Ehrenamtliche” in das Freizeit-
angebot (und das Bildungsan-

gebot insgesamt) einzubezie-
hen. Andererseits kann es ja

W
A

durchaus positive Gesichts-
punkte haben, wenn Gefangene

e

(Tausend)
N
1

~Selbstorganisiert®  GMV-Sit-
zungen {GMV = Gefangenen-
mitverantwortung) oder Trai-

Es fallt auf, daB von der zeitlichen Bedeutung her die eher
«Szenetypischen" Sportarten Tischtennis und Kraftsport allein
fast 40 Prozent des Angebotes ausmachen. Neben den 15
Prozent Badminton ergeben die Mannschaftssportarten
FuBball und Volleyball sowie Freizeitsport (der iberwiegend
diesen Sportarten zugerechnet werden kann) zusammen
weitere 24 Prozent des Angebots.

2. Mit  Tischtennis, Kraftsport, Badminton, FuBball
und Volleyball” sind nahezu 80 Prozent des
tatsdchlichen Sportangebotes erfaft

+Exotische* Sportarten oder sozialpddagogisch ambitio-
nierte Sport-Projekte, von denen zuweilen berichtet wird,

Tennis Schwimmen Kegeln  Handball Wassersport Radfabren Basketball sonstige

ningsprogramme  durchfiihren.
Letztlich dirfte es von der pet-
sonlichen Wertung und den
konkreten Bedingungen abhan-
gen, ob man mehr Selbstorgani-
sation oder mehr Subkultur, beziehungsweise mehr Betreu-
ung als Bevormundung vermutet. Wenn man die Untersu-
chungsergebnisse unter diesem Blickwinkel befragt, ergibt
sich das aus Abb. 5 ersichtliche Bild.

Der groBe Umfang des Sportbereichs erklért sich also
zunachst aus seinem vergleichsweise geringen Personal-
bedarf: Gerade Tischtennis und Kraftsport (teilweise auch
andere Sportarten wie FuBball) werden liberwiegend —auch
in kleineren Abteilungen der U-Haft und des offenen Vollzu-
ges — von den Gefangenen in Eigenregie betrieben. Zwar
findet meist eine stichprobenartige Beaufsichtigung statt,
aber keine Anleitung oder fachkundige Betreuung. Uber 60
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finden, ebenso, wie es nur we-
nige selbstorganisierte Ge-

sprachskreise gibt, zumindest
solche, die offiziellen Charakter

haben. Bei den ,sonstigen” ist
der Betreuungsanteil so hoch,

“
1

weil es sich auch hier Uberwie-
gend um Gruppen handelt, die

(Tavsend)
N
1

fachkundiger Anleitung und/
oder Beaufsichtigung bediirfen:

Computer, Video, Zeichnen,
Kochen,  Ausflige/Freizeiten,

Brettspiele  Basteln Gesprachskr. Kino/Th Klrche Drogen/AA Musik  Gef.-Zeitung

AA = Anonyme Alkoholiker

Yoga/Autogenes Training, Um-
welt, Projekte, Sprachen, Rol-
lenspiel, Auslinder u.a. Wenn
man sich die vielfaltigen Grup-

W
1

{Tausend)
N
1

-
i

pen ansieht, so mag dies befrie-
digen, jedoch zeigt allein ihre
Subsumierung unter ,,sonstige”,
daB diese Vielfaltigkeit keine
Reichweite hat.

Wenn man nun den Umfang
der Freizeit- und Sportangebote
nach den Volizugsformen in Re-
lation zu den jeweils vorhande-
nen Haftplatzen aufschliisselt,

so erscheinen die Unterschiede
auf den ersten Blick als gering

Kunst GMV Rollenspiel Video/Foto Sprachen Ausﬂuge Aualankr sonstige

GMV = Gefangenenmitverantwortung

Prozent des Sportangebotes wird von den Gefangenen im
wesentlichen selbstandig abgewickelt, wobei natiirlich
zumindest im ,Hintergrund“ (Sport-)Beamte aufschlieBen,
Material beschaffen, fiir Teilnehmerlisten sorgen miissen
etc. Aber im Sportbereich macht sich auch der Einsatz von
Sportubungsleitern und -lehrern bemerkbar, denn die Zahl
der durch Beamte betreuten Teilnehmerstunden ist beim
Sport rund viermal so hoch wie in der Ubrigen Freizeit. Dem-
gegeniber ist nun allerdings die Bedeutung der ehrenamt-
lichen Mitarbeiter im Freizeitbereich trotz des geringeren
Angebotes rund dreimal so hoch!

4. Wiéhrend beim Sport zwei Drittel der Angebote unbetreut
laufen und das restliche Drittel (iberwiegend von den
Sportbediensteten betreut wird, werden in der librigen
Freizeit jeweils ein Drittel der Angebote von
Ehrenamtlichen oder von Justizbeamten geleitet

Wenn man dann nach einzelnen Angeboten differenziert,
so werden erhebliche Unterschiede deutlich (vgl. Abb. 6
und 7).

Beim Sport springt der hohe Betreuungsgrad bei FuBball,
Freizeitsport, Volleyball, Laufen und ,sonstige” (= Handball,
Basketball, Tennis, Kegeln, Radfahren, Unbeschéftigte,
Schwimmen, Sauna, Wassersport, Wintersport, Lehrgange,
Sondergruppen u.a.) ins Auge. Dies ist nicht iberraschend, da
die Durchfiihrung beispielsweise der ,,sonstigen“ Sportarten
Uiberwiegend von der Anwesenheit Bediensteter abhdngig ist.

Bei den Freizeitveranstaltungen versteht sich fast von
selbst, daB ,Drogengruppen” ausschlieBlich betreut statt-

(vgl. Abb. 8).

Auffallig, aber nicht Uberra-
schend ist zundchst nur das geringe Interesse der weiblichen
Inhaftierten am Sport. Der Umfang des Angebotes ist im
Jugendvollzug natiirlich am gré8ten und im offenen Man-
nervollzug am geringsten — was aber tauschen kdnnte: Eine
sehr schwer festzustellende Anzahl von Gefangenen des
offenen Vollzuges nutzt selbstandig Sport-, Freizeit- und Bil-
dungsangebote auBerhalb des Vollzuges. Gottesdienste
zum Beispiel werden im offenen Vollzug praktisch nicht an-
geboten, da die Gefangenen bis auf Ausnahmen die umlie-
genden Kirchen aufsuchen dirfen. Wenn auBerdem ein
inhaftierter Arzt wahrend seines Regelurlaubs (!) eine Fort-
bildungsveranstaltung aufsucht, ein Freiganger mit Urlaub
nach § 15 (4) StVollzG am Spielbetrieb seines FuBballvereins
teiinimmt oder ein Ausgénger ins Kino geht: Im offenen Voll-
zug braucht er die Justiz bei solchen Gelegenheiten oftmals
nicht um Erlaubnis zu fragen, so daB es schwer ist, verlasli-
che Daten zu erhalten. Aber selbst dann, wenn der Gefan-
gene besonders zu einem solchen Zweck eine Vollzugslok-
kerung beantragt hat, wird diese nicht speziell mit Angabe
des Zwecks vermerkt. Hier bedurfte es einer eigenen Unter-
suchung, um einschatzen zu kdnnen, in welchem Umfang
vom offenen Vollzug aus Freizeitangebote wéhrend Voll-
zugslockerungen genutzt werden. Der offene Vollzug wiirde
dann vermutlich zumindest etwas zu den anderen Vollzugs-
arten ,aufschlieBen”.

Eine Summe von rund 20.000 Teilnehmerstunden, bezogen
auf 5.600 Gefangene, sieht nur auf den ersten Blick wegen
der groBen Zahlen giinstig aus. Wenn man jedoch riickwarts
rechnet, was beim einzelnen Gefangenen ,,ankommt*, sieht
es anders aus. Wenn man beispielsweise mit ,,Gesprachs-
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gruppen” und ,kirchliche Gruppen“ die traditionellen
Angebote zusammenzahlt, ergeben sich f(ir diese Gruppen
736 Teilnehmerstunden.

Wenn man die Gesprachsgruppen anteilig auf die ver-
schiedenen Volizugsformen berechnet, so fallt zunachst auf,
daB es im offenen Erwachsenenvollzug verhaltnismaBig
wenige, im Jugendvollzug relativ viele Gesprachsangebote
gibt. Dann muB man fragen, wieviele Gefangene prozentual
von den Gesprachsgruppen emreicht werden: Bei einer durch-
schnittlichen GruppengrdBe von neun Personen, einer Sit-
zungsdauer von zwei Stunden und einer absoluten Anzahl
von rund 40 Gruppen werden durch die weltlichen und kirch-
lichen Gesprachsgruppen wochentlich etwa 360 Gefangene
zwei Stunden lang erreicht; das sind nur rund sechs Prozent!

Wenn man alle rund 4.000 Freizeit-Teilnehmerstunden
gegen die Haftplatze aufrechnet, kommt man auf eine Quote
von 0,7 — was bedeutet, daB pro Gefangenem rein rechnerisch
nicht ganz eine Stunde Freizeitangebot ,vorhanden“ ist. Da
die rund 170 Angebote jedoch im Durchschnitt drei Stunden
dauern (einschlieBlich Ausfliigen und Freizeiten) und jeweils
im Mittel acht Gefangene teilnehmen, ergibt sich, daB fiir
rund 25 Prozent der Gefangenen ein Angebot vorhandenist,
allerdings einschlieBlich ,,Brettspielen” u.a.

5. Wenn man die MaBnahmen zusammenfaBt, die die
Bezeichnung Freizeit-Angebot verdienen, so erreichen
diese bei rund 2.100 Teilnehmerstunden etwa 12 Prozent
der Gefangenen (- allerdings mit erheblichen Unter-
schieden von Anstalt zu Anstalt)

Beim Sport verhiit es sich folgendermafien:
Bei insgesamt knapp 17.000 Sport-Teilnehmerstunden bildet

Abb. 5: Freizeitangebot — nach ,Betreuung” —

sich eine Quote von 3,0 — also entfallen auf jeden Gefangenen
zunachst drei Stunden Sport. Das ist sicher positiv und eine
ganze Menge. Wenn aber einbezogen wird, daB auch Sport-
veranstaltungen (einschlieBlich Turniere, Schwimmveran-
staltungen, Wanderungen u.a.) durchschnittlich Giber zweiein-
halb Stunden dauern, bieibt zun&chst fiir jeden Gefangenen
rechnerisch eine Sportveranstaltung librig. Schwierig abzu-
schéatzen ist jedoch, wie oft ein sportinteressierter Gefange-
ner wochentlich Sport treibt. Die Durchschnittswerte wei-
sen beispielsweise aus, daB Sportmafinahmen durchschnitt-
lich 3,7 mal wochentlich angeboten werden; unglicklich-
rechnerischer Mittelwert beispielsweise zwischen ,einem
Handballtraining wdchentlich®, ,auBer sonntags taglich
Tischtennis“ und ,montags und mittwochs je zwei Lauf-

gruppen®.

6. Ausgehend von dem Erfahrungswert, daB3 sport-
interessierte Gefangene in der Regel mindestens jeden
zweiten Tag Sport treiben, kann die These abgeleitet
werden, da3 vom gesamten Sportangebot im Landes-
durchschnitt etwa 25 Prozent angesprochen werden,
vom intensiver betreuten Sport-Angebot (also ohne TT,
Kraftsport und Badminton) etwa zehn Prozent, eben-
falls mit starken Schwankungen von Anstalt zu Anstalt

Das mag auf den ersten Blick als wenig erscheinen, jedoch
gibt es viele Anstaiten ohne Sporthallen und viele kleinere
Abteilungen mit sehr begrenzten materiellen und personel-
len Bedingungen. DaB der Sport trotz seiner vielen Stunden
nicht viel mehr Gefangene erreicht, hangt damit zusammen,
daB ,,Gruppensitzungen“ meist einmal wdchentlich stattfin-
den, wihrend die Sportstitten dem Interessierten in der

Woche vielfach zur Verfiigung
stehen.
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Abb. 6: Betreuung der Sportangebote

Unter den Gefangenen gibt es

Enrenamtliche - s .
meist solche, die sich aktiv am

Anstaitsleben, an Gruppensit-
zungen und am Sport beteiligen,
wéhrend der erheblich gréBere
andere Teil ,nichts” machi. Bei
der Gesamtschau von Sport

d O Justizbeamnte

B unbetreut

[T11]

und Freizeit mufl daher beach-
tet werden, daB die Prozentzah-
len nicht addierbar sind, da die
aktiven Gefangenen wochentlich
an mehreren Angeboten der Frei-
zeit und des Sports teilneh-
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(Tausend)

(Teilnehmerstundenl

TT Kraftsp Badmin FuSball Freizsp. Volleyb. Laufen sonatige

TT =Tischtennis

men. Und: rund 9.000 brauch-

bare Teilnehmerstunden fiir die
Ehrenanmtliche ppojzaitgestaltung sollten nicht
den EinfluB des Fernsehens
Uberdecken: Bei sicher nicht zu
hoch angesetzten zwei Fernseh-
stunden werktags plus drei am
Wochenende kommen die nie-
dersidchsischen  Gefangenen
leichthin auf Gber 100.000
~Fernseh-Teilnehmerstunden®!
(300.000 sind méglicherweise
realitdtsgerechter ...) SchiieB3-
lich muB auch der Umkehr-
schiuB ausgesprochen werden:

O Justiz

B unbetreut
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Um dies etwas ndher betrach-
ten zu kdnnen, wurden die Stun-

1,1

8,9
a,8
go,7
e
40,6
5
3e.5
a4
0.3
a,2
8,1

(Teilnehmerstunden)

Spiele Basteln Gesprach Kino/Th. Kirche Drogen/AA Musik sonstige

7. Je nach Einschétzung des Sachverhaltes erreichen
die engagierten Sport- und Freizeitangebote — bezogen
auf den gesamten niedersdchsischen Volizug -
70 bis 80 Prozent der Gefangenen nicht!

Wenn man nun jedoch noch weiter nach den verschiedenen
Vollzugsarten differenziert, indem man die Mittelwerte jeweils
auf die AnstaltsgroBen bezieht und auBerdem zwischen offe-
nem und geschlossenem Jugendvollzug unterscheidet,
werden die Unterschiede zwischen den Vollzugsarten gra-
vierender. In der folgenden Graphik wurden aus Platzgriinden
zwei unterschiedliche Sachverhalie gleichzeitig dargestellt.
Zunéchst ist der Blick auf die linke Halfte der Graphik und
die dazugehdrigen Zahlen zu lenken. In der Rubrik , Freizeit*
wurden aufsteigend nach Vollzugsarten geordnet und, je
gewichtet nach Haftplatzen, die dort jeweils vorhandenen
Angebotsstunden (= Quote) pro Haftplatz — f(ir die Anstalten
je einzeln berechnet — dargestellt. Es 148t sich unschwer
erkennen, daB im offenen Volizug bei Jugendlichen wie
Mannern das Freizeitangebot um das Dreifache des geschlos-
senen Jugendvolizugs niedriger ist (vgl. Abb. 9).

8. Das gesamte Freizeitprogramm des offenen
Vollzuges erreicht nur etwa 15 Prozent der dortigen
Gefangenen, die engagierteren Angebote héchstens
sechs bis acht Prozent. Beim geschlossenen Jugend-
vollzug sieht es erheblich giinstiger aus, da das
gesamie Freizeitprogramm fast fiinfzig Prozent der
Gefangenen erreicht; die engagierteren Angebote
demzufolge etwa 25 Prozent. Da beim Sport-
programm etwa von einer wéchentlichen ,Vierfach-
nutzung* auszugehen ist, sind hier die Veerhéit-
nisse dhnlich, jedoch sind die Ausschldge — von
JFrauen* abgesehen — nach oben und unten nicht
8o stark; Einzelheiten kénnen der Graphik entnommen
werden.

Auf den rechten beiden Kolonnen wurden die betreuten
Angebote aufgelistet. Auffallig sind die hohen Betreuungs-
quoten im Frauen- und Jugendvollzug sowie die niedrigen
Werte fur U-Haft und offenen Mannervollzug. Bei der Durch-
sicht der Zahlen fiel das geringe Freizeitangebot der kleinen
Abteilungen auf: 11 von 21 Abteilungen mit 50 oder weniger
Haftplatzen bieten kein Freizeitprogramm an!

den pro Haftplatz auf die An-
staltsgroBe — unabhangig von
der Vollzugsart — berechnet. Es
wurde unterschieden zwischen
Anstalten bis 50, bis 149 und ab
150 Haftplatzen. Die Quote pen-
delt bei allen drei Gré8en um die
Mittelwerte, ist also nicht weiter
auffallig. Nun ist jedoch zu un-
terscheiden zwischen ,Angebo-
ten“, bei denen beispielsweise
einfach Gerat hingestellt wird,
wie zum Beispiel Trimm-Gerat
oder Bastelwerkzeug, und sol-
chen, bei denen mit Gefange-
nen gearbeitet wird, solchen, in denen die Gefangenen pad-
agogisch fiir sinnvoll angesehene Erfahrungen sammein
kénnten, also Angebote, die nicht nur Erholungs- oder Aus-
gleichsfunktion haben, sondern auch hinsichtlich des Voll-
zugszieles positive Auswirkungen auf die Identitatsentwick-
lung der Gefangenen haben kénnten: Fir die ,Freizeit” be-
deutete das zum Beispiel, Brettspiele, Basteln u.a. sowie
unbetreute Veranstaltungen herauszunehmen, beim ,,Sport*
wurden die Mannschaftssportarten wegen ihrer unterstell-
ten sozialpddagogischen Wirksamkeit und die betreuten
MaBnahmen stehengelassen, wobei aber auch Sportarten
wie ,Fahrradfahren“ mitgerechnet wurden, weil sie wegen
ihres Ausflugscharakters stets von einem Bediensteten
begleitet werden. Trotz dieses groBen MaBstabes ist das
Ergebnis nicht dberwaltigend (vgl. Abb. 10).

N Ehrenamtliche

O Justiz

B unbetreut

Man sieht bei dieser Graphik links hinter ,Freizeit“ und

~Sport“ noch einmal die Quoten der Angebotsstunden pro
Haftplatz; die Unterschiede sind verhaltnismaBig unauffal-
lig. Anders sieht es bei der Frage nach den padagogischen
Angeboten (pdd. Sportund pad. Freizeit) aus: Die Angebote
der kleinen Anstalten, selbst bei ,Freizeit” in den groBen
Anstalten, sind verschwindend:
In den kleinen Anstalten werden nur etwa finf Prozent der
Gefangenen von ernstzunehmenden Freizeitangeboten und
etwa neun Prozent von Mannschaftssportarten, Projekten
o.4. erreicht, aber auch in den groBen Anstalten erreicht das
Freizeitangebot nur etwa neun Prozent, das entsprechende
Sportangebot funf Prozent.

9. In den kleinen wie den groBen Anstalten erreicht ein
Freizeit- und Sportangebot, das als pddagogisch
férderlich angesehen werden kénnte, 90-95 Prozent
der Gefangenen nicht. Und wenn man das Angebot
der ,mittleren” Anstalten gtinstig abrechnet,
erreicht auch hier das Angebot 80 bis 90 Prozent
der Gefangenen nicht!

These 9ist keine Wiederholung, sondern eine Bestatigung
des zuvor Gesagten, da hier anders berechnet wurde. Das
heiBt: Egal, auf welchem Weg gerechnet wird — flr einen
padagogischen Anspruch des Vollzuges sind dies vernich-
tende Zahlen. Wenn man nun noch forderte, jeder Gefangene
hatte zwei Freizeitgruppen anzugehoren, ware das Ergebnis
noch spérlicher!
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Abb. 8: Dichte der Freizeit- und Sportangebote — Teilnehmerstunden pro Haftplatz —
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Abb. 9: Freizeit und Sport — Stunden und Betreuung pro Haftplatz —

£
G
P
e
3
a
. 5
e
v 4
>
£
u 3
L]
: 2
o
1
0
Abb. 10:
N
™
[ ]
]
a 3,5
-
® 3
-
o 2,5
fu
a 2
5§ Ls
T
¢ 1
o
” 8,5
8

/

1

[ gesenhl. 4.

B u-Hafx M.

I Frauen

Sport

Freizeit SBexr, FBetr.

B geschi. M.

0O offen M.

B offen J.

Anstalten veschiedener Gréf3en — Quote/padagogische Angebote —

Sport

fAnstalt ab 158

O Anstalt S1-149

Freizeit pad.

10. Bei allen ,Mittelwerten” darf jedoch nicht libersehen
werden, daB3 bei den meisten Vollzugsarten Extreme
vorhanden snd, also Anstalten und Abteilungen prak-
tisch ohne Sport- oder Freizeitangebot, sowie solche
mit einem sehr umfangreichen Angebot. Die Korrela-
tionen sind nicht sehr groB, was bedeutet, daB hin-
sichtlich der Unterschiede zwischen Vollzugsformen
oder AnstaltsgréBen nur Schwerpunkte festgestellt
werden konnfen. Wichtigster Faktor fiir das unter-
schiedliche Angebot der Anstalten dlirfte jedoch das
unterschiedliche Engagement der Bediensteten und
die Personaldecke vor Ort sein.

B Anstalt bis 58

IV, Arbeit und Freizeit in
Industriegesellschaften

JWelche Unsummen kénnten
tberall fir den Privat- und Ge-
meindehaushalt erspart und
niitzlich verwendet werden,
wenn man das Schnaps- und
Biertrinken, die fetzt gebriuch-
lichste Volkserholung, einzu-
schrdanken vermdchte!* (Victor
Bohmert 1893)

Spitestens mit der Offentli-
chen Diskussion Uber die 35-
Stunden-Woche, aktuell aber
auch durch die hohe Arbeitslo-
sigkeit ist weithin sichtbar ge-
worden, daB die zentrale Rolle
der Arbeit flir breite Bevolke-
rungskreise abnimmt und die
Bedeutung der Freizeit in mehr-
facher Hinsicht seit rund ein-
hundert Jahren kontinuierlich
wichst. Bei einem durch-
schnittlichen Arbeitnehmer be-
tragt der Anteil der Arbeit nur
etwa ein Drittel des Zeitbudgets
eines Jahres! Nach Schatzun-
gen fiir das Jahr 2000 werden
wir dann nur noch etwa 6,5 %
unserer gesamten Lebenszeit
mit Erwerbsarbeit verbringent®

V[ Ansatzpunkte fir
eine Freizeitpddagogik

Die Zunahme der Freizeit hat
in mehrfacher Hinsicht auch eine
Zunahme an Freiheit bewirkt, so
unter anderem — zumindest flr
die unteren Bevdikerungs-
schichten — die Emanzipation
von der Totalitat der Berufsrolle
und vom ,Milieu* als lebenslan-
gem sozialem Schicksal." ,Die
arbeitsfreie Zeit bleibt ... nicht
langer auf die Restfunktion der
Wiederherstellung der Arbeits-
kraft und des Ausgleichs flir er-

fahrenes Arbeitsleid beschrankt, sondern kommt als einer
der Ausgangspunkte geistiger und kérperlicher Selbstent-
faltung und demokratischer Selbstbestimmung erst richtig
zu ihrem Recht.“™ Diese Chance auf Selbstbestimmung
und Selbstentfaltung wird jedoch gerade von den Unter-
schichten — und dazu gehéren fast alle Strafgefangenen —
nur wenig genutzt. Hier besteht die Freizeit weniger aus ge-
stalteten Tatigkeiten denn aus passivem Konsum von Alko-
hol, Drogen oder ,Pillen“, Fernsehen/Videos, Sportveran-
staltungen (passiv!) oder von kostenintensiven Angeboten
der Freizeitindustrie und insgesamt: einer bedngstigenden

Leere und Langeweile!



Versuche der Freizeitpadagogik jedoch, gerade die Unter-
schichten durch ,Erziehung zu sinnvoller Freizeitbeschafti-
gung* zu fihren, ... ein padagogisch motiviertes Programm
gegen den Freizeit- und Konsummarkt durchzuhalten*',
kdénnen als nachhaltig gescheitert angesehen werden: Vorbei
sind die Zeiten, wo es ein ,,gutes” Buch und ein ,schlechtes”

Fernsehen gab ...

Das Problem der Freizeit steckt in ihren Freirdumen flr die
personliche ldentitat: ,Die Freizeit wurde zu einer Lebenszeit
mit immer mehr Optionen (Wahlmdglichkeiten— —im Hinblick
auf die Verbringung der Zeit, die Wahl der Konsumguter und
auch normativ-sittliche Alternativen. Und die Fiille der Op-
tionen wurde schlieBlich das Freizeitproblem. ... Das Frei-
zeitsystem lieferte namlich die Regeln und MaBstabe, nach
denen zu operieren sei, nicht mit.“™ Giesecke will nun nicht
»Gutes” lehren, sondern Freizeitpadagogik dort einsetzen, wo
biographisch und objektiv offensichtlich Probleme entstehen,
beispielsweise, weil die Menschen mit ihren beschrankten
finanziellen Mitteln einen tendenziell unbegrenzten Waren-
korb ertragen und aushalten missen. Eine solche Padagogik
dirfe nicht der Abldsung traditioneller Bindungen nach-
trauern, sondern miisse diese Freiheiten als Chance zu
~persénlicher Entfaltung, kultureller Variationsmoglichkeit
und kommunikativer Spielart* ¥ nutzen.

Man sollte die angebliche ,Werte-Losigkeit” allerdings
nicht Uberbewerten: Zwar haben sich einerseits Traditionen
gewandelt oder aufgel®st, andererseits diirften zu keinem
Zeitpunkt der deutschen Geschichte die WertmaBstabe
derartig fest- und niedergelegt sowie konsensfahig gewesen
sein wie heute: Von den Menschen- und Grundrechten Uber
die Fiille von gliltigen Gesetzen, die beispielsweise so eigent-
lich intime Bereiche wie Jugend- und Scheidungsrecht regein,
bis hin zu Fragen des Umgangs zum Beispiel mit ,,Umwelt-
schutz*, ,Europa®, ,Hygiene* o.a. gibt es breite Uberein-
stimmungen in der Bevdlkerung Uber gliltige WertmaBstibe,
die somit auch Gefangenen nahezubringen waren.

Opaschowski unterscheidet acht Zielfunktionen der Frei-
zeit:™

Rekreation (Erholung)

Kompensation (Ausgleich an Entbehrungen)
Edukation (soziales Lernen)

Kontemplation (MuBe)

Kommunikation (Mitteilung und Partnerschaft)
Partizipation (Beteiligung und Engagement)
Integration (Sozialorientierung)

Enkulturation (kultur. Selbstentfaltung und Kreativitat)

ONO AW

Diese Vielschichtigkeit hat die Freizeit fur die Gefangenen
im Vollzug sicher nicht, oder sie ist, wenn beispielsweise die
Funkton ,Partizipation“ auf ,,Knast-Subkultur” gerichtet ist,
ausgesprochen kontraproduktiv. Die Freizeit der Gefangenen
erf{illt Uberwiegend die ersten beiden Funktionen: Rekreation
und Kompensation, letztere beispielsweise durch imaginare
Aufwertung eines gestdrten SelbstbewuBtseins durch inten-
sive Identifikation mit Fernsehhelden. Dieses Imaginare des
Fernsehens erhait bei Gefangenen jedoch besonderes Ge-
wicht, da es in der ebenso kiinstlichen Gefangniswelt erlebt
wird, wahrend das Fernsehen beim ,normalen” Biirger (in
der Regel!) in ein tragfahiges Berufs- und Familienleben
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sowie reale andere Freizeitaktivitaten eingebettet ist. (Ande-
rerseits sollte an das Fernsehen nicht (berkritisch herange-
gangen werden; schlieBlich hilt der Gefangene Uber dieses
Medium Zugang zur AuBenwelt.)

VI. Freizeitim Justizvollzug

Man weiB aus eigener Erfahrung, daB man lernen muf3, die
verschiedenen Bedirfnisse in der Freizeit auf verschiedenen
Ebenen und flexibel zu befriedigen und daB die erforderlichen
Fahigkeiten mihsam erworben werden missen. Bei Inhaf-
tierten ist dieser SozialisationsprozeB — unter Blick auf obige
Punkte —~ in der Regel jedoch nahezu vollstandig gescheitert.
Inhaftierte, die ein ,normales” Freizeitverhalten an den Tag
gelegt hatten, sind duBerst selten. Ob Dieb, Rauber, Verge-
waltiger oder Totschldger: Kaum einer war Kleingartner, Vor-
sitzender des Kaninchenzichtervereins, Mitglied einer poli-
tischen Partei, einer Sportmannschaft mit Punkispielbetrieb,
eines Elternrats; hat am Kulturbetrieb seiner Gemeinde
teilgenommen, geschweige denn, selbst Kultur produziert,
beispielsweise als Musiker. Empirisch besteht doch offen-
sichtlich eine deutliche Verbindung zwischen Straffélligkeit
und Freizeitverhalten." DaB es auBerdem wichtige Fahig-
keiten und Qualifikationen gibt, die sowohl bei Arbeit wie
Freizeit sehr hilfreich sind und hier wie da erworben werden
kbénnen, sei nur am Rande erwahnt. Eindimensionalitat wird
der Sache nicht gerecht: Beispielsweise wird jemand, der
innere Selbstsicherheit durch die Leitung eines Vereins
gewonnen hat, dies nicht bruchlos am Arbeitsplatz umsetzen
koénnen, aber es konnte dennoch fiir die weitere personliche
Entwicklung sehr hilfreich sein.

Freizeitprogramme, die sich gezielt und intensiv dieser
Probleme annehmen, existieren kaum, und wenn, erreichen
sie nur eine Minderheit. Auch ein Wohngruppenvollzug, der
vieles {bernehmen koénnte, existiert praktisch nicht. Der
Justizvollzug hat auf die Tendenz der Verwandlung unserer
Industrie- in eine Freizeitgesellschaft bisherim wesentlichen
passiv reagiert. Im Strafvollzug wird kein relevantes Reper-
toire von Hobbys angeboten und herausgebildet, das dazu
geeignet wére, vor und nach der Entlassung Leerrdume in der
Freizeit befriedigend auszufiillen und Prinzipien unserer
Gesellschaftsordnung mittels konkret erlebter Selbstbe-
stimmung zu erfahren. Wie aber will der Strafvolizug nach
dem , Entschwinden der Arbeitsgesellschaft“ (Dahrendorf)'”
seinem (Re-)Sozialisierungsanspriich gerecht werden, wenn
er seinen Gefangenen flir die Freizeit kaum tragfahige Orien-
tierungsrahmen (,ldeation”) und Techniken vermittelt?
Kompetentes Freizeitverhalten erfordert Kenntnis und Ubung.
Dazu stelit der Justizvollzug den Gefangenen bisher kaum
Hilfen bereit. Wahrend Strafgefangene noch nicht einmal im
kritischen (1) Umgang mit kommerziellen Angeboten wie
~Spielhallen” oder ,Pauschalreisen” geschult sind, diskutiert
die Offentlichkeit auf der nachsten Stufe bereits Fragen der
Okologie von Freizeit.'®

Eine ,,Diskussionsgruppe” oder eine ,,Bibelgruppe” —soviel
Akademiker auch davon halten mégen — stellen sicher kein
Grundmodell des Freizeitverhaltens fur einen Angehorigen
der Unterschicht dar! Und wenn in bestimmten Kreisen auf
einmal beispielsweise Topfern ,in“ ist, muB dies ja nicht
auch flr andere interessant sein. Von der Zielrichtung her
sind die meisten Freizeitangebote der Anstalten nach wie
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vor gedanklich ,missionarischen“ Ansitzen verpflichtet,
etwa so, wie seinerzeit die spanischen Eroberer ihre Kultur
fur die einzig mogliche und richtige hielten. Da fehlt haufig
neben dem mitmenschlichen Erbarmen fiir den ,armen” Ge-
fangenen ein padagogisch-konstruktives Verstandnis flr
die Lebenswirklichkeit des Gefangenen und die positiven
Elemente seiner Kultur und Verhaltensstrategien. Es muB
eine Wechselbeziehung eingeleitet werden zwischen Ziel-
und Inhaltsvorgaben der Institution einerseits sowie den
Interessen und Bediirfnissen der Betroffenen andererseits.'
Unter anderem sind folgende Gesichtspunkte starker zu
beachten:

a) Freizeitveranstaltungen sollten vorrangig die Mdglichkeit
bieten, Hobbys einzuiiben, die aller Voraussicht auch nach
der Entlassung flr den Gefangenen bedeutsam sein kénnten
und

b) konkrete Praktiken der Lebensgestaltung vermitteln,
die der ,,normale” Burger nebenbei erwirbt, so den Umgang
mit einem Kochbuch oder die Aufzucht von Pflanzen; auch
das ist ,Enkulturation”! In solchen Gruppen wiirde quasi
von selbst auch ein BildungsprozeB ablaufen, der nicht hin-
terriicks den Teiinehmern wie ein Sack (iber den Kopf gestiilpt
werden miBte: Selbstbestimmung und -verantwortung,
kooperatives Verhalten und Hilfsbereitschaft, Konflikifahig-
keit, Diskussionsbereitschaft und andere erwiinschte Ver-
haltensweisen bilden sich in Freizeitgruppen selbstver-
standlich heraus. Schon die Jugendbewegung hatte dies
anfangs unseres Jahrhunderts — ganz naiv — erkannt.

c) ,,Freie Wahimdglichkeit und Eigenentscheidung®. (Bun-
desregierung 1974)%%  Das Erziehungsziel der Emanzipation
impliziert also, da ... reale Mitbestimmungsmdglich-
keiten geschaffen werden, deren Ausnutzung weder sozial
noch psychologisch verboten werden.“2" Mitbestimmung
und Emanzipation sind natiirlich fir den Vollzug heikle Begrif-
fe, jedoch werden m.E. die Gestaltungsmoglichkeiten, die
der Vollzug bieten kann, in der Regel unterschitzt oder weg-
geredet, das Stichwort ,,offener Vollzug* mag als zuséatzlicher
Hinweis reichen.

d) ,Geselligkeit und informelle Gruppen®. Eine inhaltlich
fur die Belange der Gefangenen offene Padagogik darf sich
nicht auf feste Sozialstrukturen festlegen. Die Tatsache, daf§
viele Freizeitgruppen in den Anstalten nach einiger Zeit ein-
schlafen, muB nicht zwingend etwas mit dem ,,mangelnden
Durchhaltevermégen® der Gefangenen zu tun haben, denn
das Interesse an diesen Freizeitgruppen diirfte ja deshalb
erlahmt sein, weil das Geschehendort nicht den Bedtirf-
nissen der Teilnehmer entsprochen hatte. Bei der Freizeitge-
staltung der Unterschicht — und von Jugendlichen — spielen
informelle Gruppen (,Cliquen“) die besondere Rolle. Die
Padagogik insgesamt, aber auch der Vollzug, haben davon
bisher nur unzureichend Notiz genommen. Die groBbiirger-
liche Geselligkeit des letzten Jahrhunderts spielte sich in
Salons ab, Sinnbild der Geselligkeit sind auch die englischen
Clubs, wenn aber mehr als fiinf Gefangene auf einem Haufen
sitzen, scheucht sie der Vollzug auseinander, statt diese
Geselligkeit zu kultivieren...

Gesellige Beziehungen hat der Gefangene nun eben nicht
zum Volizug, sondem zu seinen Freunden und Mitgefange-
nen, Die Berl{icksichtigung oder das Aufgreifen informeller

Strukturen und Gruppen kann eine Reihe praktischer Kon-
sequenzen haben. Beispiele: Freizeitangebote werden in
der Regel thematisch ausgeschrieben, so ist es im Bildungs-
wesen Brauch: ,Gitarrenkurs”. Statt dessen kdnnte man
nicht-themenzentrierte, sondern auch personenorientierte
Angebote entwickeln: Skatturnier, Kaffeetrinken, Video etc.,
gemeinsam geplant fir bestimmte Gefangenen-Gruppen
nach Sympathie — so wie im richtigen Leben... Hier ware
auch eine Schnittstelle zum entwicklungsbedurftigen Wohn-
gruppenvollzug.

e) Grundsatzlich gilt auch: Die Gefangenen miissen moti-
viert werden. Zuallererst muB Freizeit interessant sein. Frei-
zeitangebote, die diese Voraussetzung nicht erfiillen, sind
nicht ,wertvoll“, sondern ,wertlos* weil wirkungslos, da sie
eben keinen interessieren. Freizeitanbieter sollten sich keine
kulturelle Hochnasigkeit zulegen. Ein Freizeitangebot, das
nicht interessanter als das Fernsehprogramm ist, dem es
nicht gelingt, die Gefangenen ,hinter dem Ofen hervorzulok-
ken“, ist Uberfliissig. Es ist absolut unschadlich, wenn Frei-
Zeitangebote wegen des unmittelbaren Nutzens wahrge-
nommen werden: Wer in die Videogruppe geht, kann sich im
LFernsehen” bewundern und sich wichtig finden, wer in die
Kochgruppe geht, hat etwas Ordentliches zu essen, und
wer bastelt, kann sich ein Taschengeld verdienen, durch das
er wiederum andere Hobbys finanzieren kann. Und wer Tape-
zieren und Lackieren lernt, kann die nachste Wohnung hiib-
scher einrichten... Freizeit sollte aber auch viel mit Sport und
Spiel zu tun haben.

VIl. Einsatz von Haushaltsmitteln

Es kdnne nun ein wahrhaft phantastisches , Freizeit-Ver-
besserungs-Programm® einschlieBlich der Beantragung
entsprechender Haushaltsmittel und ABM- oder Planstelien
konzipiert werden — und wiirde an diesem Punkt zumindest
langfristig scheitern, denn Geld ware vermutlich nicht da. Also
muBte — bei wohl unstrittiger Wichtigkeit des Anliegens — eine
~low-budget-version* gefunden werden. Daraus kdnnte
jedoch auch eine Chance werden.

VIIl. Brachliegende Kapazitaten:
die Hobbys der Bediensteten

In den Anstalten liegt eine Kapazitat von Qualifikationen
brach, die enorm ist: die der Kollegen aus dem allgemeinen
Volizugsdienst, der zahlenméBig bedeutendsten Gruppe,
aber natlirlich auch der anderen Berufsgruppen. Da sind
Kollegen, die gelernte Tischler, Kéche, Maurer oder Radio-
und Fernsehtechniker sind, die in der Freizeit einen Spiel-
mannszug leiten, Vorsitzende eines Kleingartenvereins sind,
einem Gemeinderat angehdren oder eine Tischtennismann-
schaft der Kreisklasse trainieren. Diese Kollegen missen
sich oftmals taglich acht Stunden iiberwiegend mit Routine-
aufgaben betétigen; ihre besonderen Qualifikationen und
Fahigkeiten sind selten gefragt. Die Einbeziehung der Kol-
legen des AVD boéte eine Reihe von Vorteilen, die hier aus
Platzgriinden nur in Stichworten genannt werden kénnen:

1. Sicherheit 5. Arbeitszufriedenheit
2. Kontinuitét 6. Flexibilitat
3. Reichweite 7. Kosten

4. Fachkompetenz



Die Betreuungssituation wird sich nur dann deutlich ver-
bessern, wenn die Bediensteten einen attraktiven Anreiz fiir
Betreuungstatigkeit erhalten, den sie nicht zurlickweisen
madgen. Alles andere ware lllusion. Natdrlich miBten die Kol-
legen auch sicher sein kdnnen, daB solches Tun nicht ,kar-
riereschadlich” wéare. Und wenn die Rahmenbedingungen
stimmen, sollte es auch den Bediensteten Freude bereiten
konnen, ihre Kenntnisse in den Vollzug einzubringen. Alle
anderen Modelle laufen sich erfahrungsgemaB mittelfristig
tot.

IX. Vorschlage fir die Einfiihrung
eines , Freizeitprojektes*

Nach AbschluB der Untersuchung und der theoretischen
Vorarbeiten hat die Arbeitsgruppe dem niedersachsischen
Justizministerium die Ergebnisse vorgetragen und als Ergeb-
nis daraus auch die Durchfiihrung eines ,Freizeitprojektes”
angeregt, das erste Erfahrungen hinsichtlich der Verbesse-
rung des Freizeitangebotes vermittein kdnnte. Einige Vor-
schlage daraus sollen hier ausgefiihrt werden:

o Wenn es fur sinnvoll gehalten wird, gerade den AVD fir
die Gestaltung der Freizeit in den Vollzugsanstalten zu ge-
winnen, so muB man sich im klaren sein, daB eine Mitarbeit
fur die Kollegen eine erhebliche Mehrbelastung bedeutet.
Da ist Vorbereitung, Materialbeschaffung, Teilnehmeran-
sprache. Und jede Veranstaltung, besonders mit Gefangenen,
verursacht ,StreB“! Und wenn man eine Freizeitgruppe ernst
nimmt und sie kontinuierlich betreuen will, dann fahrt man
auch noch abends oder am Wochenende nach dem norma-
len Dienst nochmals in die Anstalt. Dem unterziehen sich
auch die idealistischsten Kollegen nur dann, wenn dies vom
Dienstherrn anerkannt und honoriert wird. Das kénnte fol-
gendermaBen aussehen:

1. Die Leitung jeder Freizeitveranstaltung ist ,Dienst*.

2. Vorbereitungs- und Anfahrizeiten werden anerkannt,
beispielsweise in der Form, daB auf jede durchgefihrte
Gruppenstunde die Vorbereitungs- und Anfahrizeit ange-
rechnet wird im Verhéltnis 1:1 — als Richtwert —. Bei der
konkreten Gestaltung wére dann den Anstalten Spielraum
zu belassen.

3. Die Freizeitgestaltung wird in das Berufsbild des AVD
aufgenommen.
Beim Thema ,,Berufsbild” sollte folgendes bedacht wer-
den: Alle praktischen Erfahrungsgrundsétze besagen, daB
sich die alltAgliche Arbeit mit Gefangenen im Vollzug
erheblich unaggressiver und unproblematischer gestalten
1aBt, wenn man die Gefangenen nicht nur vom Bliro oder
vom Stationszimmer her kennt, sondern aus anderen
Zusammenhéngen, ob als Trainer von Mannschaften,
Gruppen- oder Lehrgangsleiter.
Unter Sicherheitsgesichtspunkten kann daher die Betreu-
ung von Gefangenen in der Freizeit auBerdem ,,Sicherheit
durch Betreuung* schaffen,?®

e Erfahrungsgeméis ist an den Wochenenden in den
Anstalten ,wenig los“. Wenn man jetzt auch Fachdienste
oder Verwaltungskrifte dafiir gewinnen koénnte, sich an den
Wochenenden zu engagieren, kdnnte dies weitere Verbes-
serungen bringen. Es kdnnte zum Beispiel erprobt werden,
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fiir ein vierstlindiges Projekt einen Werktag ,frei* zu erhalten;
das entsprache der Praxis von Tarifvertragen. Manche nie-
dersdchsischen Anstalten experimentieren bereits mit ent-
sprechenden Modellen.

o Die Erstellung eines ,fertigen” Freizeitcurriculums wider-
sprache dieser Konzeption, da wichtige AnstoBe von den
Gefangenen und den Freizeitgruppenleitern auszugehen
hatten.

o Es durfte sinnvoll sein, mit Modellversuchen ganz ver-
schiedene Anstalten in ein solches Projekt aufzunehmen, also
geschlossene wie offene, gro3e wie kleine, Frauen, Jugend-
liche etc.

e Zunachst diirfte es nétig sein, mit Hilfe der betroffenen
Anstaltsleitungen qualifizierte Kollegen fiir die Einrichtung
eines solchen Projekts zu gewinnen; vielleicht kdnnte man
sie als ,Freizeitkoordinatoren* bezeichnen. Deren Aufgabe
wiére es nunmehr, in Absprache zwischen Leitung, potentiel-
len Gruppenleitern und Gefangenen (!) entsprechende Ange-
bote einzurichten, solange wie nétig organisatorisch zu ver-
sorgen und Hilfestellungen zu geben. Das kdnnte nebenher
durch eine begleitende anstaltsinterne ~ oder die Pilotan-
stalten umfassende — Fortbildung vertieft werden.

¢ Und man wirde sich sicher auch Gedanken dartiber
machen miissen, wie man sinnvolle padagogische Veran-
staltungen vor dem Anstrich des ,Hotelvollzuges“ bewahren
kénnte.

X. Zusammenfassung und
abschlieBende Thesen

1. Das gegenwartig bestehende Sport- und Freizeitange-
batist 2war—in abaslutan Zahlan — baachtlich, arraicht abar
nur einen kleinen Teil der Gefangenen. Padagogisch enga-
gierte Angebote erreichen im Durchschnitt sogar zwischen
80 und 95 Prozent der Gefangenen nicht! Besonders ungiin-
stig sieht es in den kleinen Abteilungen, im offenen Vollzug
und hinsichtlich betreuter Angebote aus.

2. Der Vollzug hat bisher kaum auf die Gewichtsverschie-
bung von ,Arbeit”* auf ,Freizeit“ reagiert und keine auf ihn
zugeschnittene aktuelle ,Freizeitpadagogik® — als Teil einer
Vollzugspadagogik — vorgelegt.

3. Es ist ein Zusammenhang zwischen Straffalligkeit und
Freizeitgestaltung zu vermuten, so daf3 eine erfolgreiche
Freizeitpddagogik Straffilligkeit reduzieren helfen kénnte,
zumal dabei die in erheblichem MaBe vorhandenen Soziali-
sationsdefizite aufgearbeitet wiirden.?®

4. Durch Freizeitpddagogik muB einseits eine beratende
Heranflihrung an selbstbestimmte und bedirfnisorientierte
Freizeitgestaltung erfolgen, andererseits missen auch reale
Freiraume hinsichtlich der Inhalte und der Sozialstrukturen
eingerdumt werden, wo dies ohne Beeintrachtigung von
Sicherheitsbelangen mdglich ist.

5. Unter den gegenwartigen Bedingungen kénnen Fort-
schritte im Vollzug nur mit kostenglinstigen Modellen erreicht
werden.
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6. Uber den Werk- und Volizugsdienst und dessen Quali-
fikationen kann das Freizeitangebot erheblich verbessert
werden, weil er fachlich und padagogisch wegen seiner Nahe
2u den Gefangenen dafiir geeignet ist. Aber auch die anderen
Dienstgruppen sollten in die Freizeitgestaltung einbezogen
werden.

7. Der flaichendeckenden Einfiihrung eines solchen Kon-
zepts sollten verschiedenartige Pilotprojekte, verbunden mit
Foribildungs- und anderen BegleitmaBnahmen, vorgeschaltet
werden.

8. Wenn die wesentlichen Merkmale der Freizeit die Wahl-
mdglichkeiten, die Eigenentscheidungen und die informellen
Sozialstrukturen und die dadurch entspannten Umgangs-
formen sind, wiirde dies nicht nur entsprechenden Nieder-
schlag im Freizeitangebot, sondern auch in der Zusammen-
arbeit von Gefangenen und Bediensteten finden, so daB
— auch — Sicherheit durch Betreuung* erzeugt wiirde.

9. Wenn auch die Untersuchung in Niedersachsen durch-
geflhrt worden ist, so handelt es sich bei der Feststellung
der geringen Reichweite der Freizeitangebote des Vollzuges
sicher nicht um ein spezifisch niedersachsisches Problem.
Es spricht im Gegenteil manches dafiir, daB sich Nieder-
sachsen im Bundesdurchschnitt nicht am unteren, sondern
eher am oberen Ende der Skala befindet und es sich um ein
allgemeines Problem des Vollzuges handelt.

10. Das niedersachsische Justizministerium hat die Ergeb-
nisse der Arbeitsgruppe sehr offen und interessiert, aber
auch etwas (iberrascht aufgenommen und priift gegenwértig,
in welcher Form die Anregungen in den Vollzug eingebracht
werden konnten. Da es sicher langer dauern wird, bis erste
- hoffentlich positive — Entwicklungen zu verzeichnen sein
werden, haben wir schon jetzt unsere Ergebnisse veréffent-
licht, um auch andere zur Beschéaftigung mit dieser Thematik
anzuregen.

Anmerkungen

1) Uber dieses Seminar ist in anderem Zusammenhang bereits in Heft 4/94
unter: Peter Bierschwale: ,Die Pidagogische Abteilung”, berichtet worden.

2) Die Arbeitsgruppe der LAG der Lehrer/innen im niedersichsischen
Justizvollzug hat unter diesem Titet eine Schrift verfaBt und dem nds. Voll-
zug vorgelegt. Diese Schrift ist dann von Peter Bierschwale zum vorliegen-
den Artikel (iberarbeitet und gekurzt worden.

3) Solange der Kontext nichts anderes ergibt, schliefit ,Freizeit” den
Sport mit ein.

4) Dennoch sind einige Unscharfen entstanden, die hier kurz erwahnt
werden sollen:
Um den Aufwand der Untersuchung in Grenzen zu halten, wurde bei der
Befragung nicht zwischen den Jahreszeiten unterschieden. Da die Unter-
suchung iiberwiegend in der Ubergangszeit des Frithjahres erfolgte, dilirften
sich etwaige jahreszeitlich bedingte Schwankungen gegenseitig egalisiert
haben; aber das 148t sich nur vermuten.
Um den Blickwinkel nicht von vornherein sinzuengen, wurden die Fragen
nach den Freizeitangeboten offen gestellt, was zwar die erwlnschte Vielfait
erbracht, andererseits aber auch zu Ungenauigkeiten und Unsicherheiten
geflihrt hat: Beispielsweiss haben kleinere Anstalten auch ihre Freistunden
als ,Sportangebote* deklariert oder auch Biicherei-Leihzeiten als Freizeit-
angebote.
Da die absoluten Zahlen bei ,Frauen“ und ,Jugendlichen” recht gering sind
und mancherorts verschiedene Vollzugsformen dicht nebeneinander voll-
zogen werden, wurde hier auf eine weitere Differenzierung verzichtet.
Und ein weiteres Problem kann nur angedeutet werden: Viele Freizeitange-
bote profitieren davon, daB Gefangene in verschlossenen Haftraumen abli-
cherweise jede Gelegenheit nutzen, um ,rauszukommen®. Wenn jetzt bei-
spielsweise eine U-Haft-Anstalt groBzligige AufschluBzeiten einfihrt, kann

es passieren, daBl manche Freizeitgruppen einschlafen oder Gberfliissig
werden, da zur Durchfiihrung bestimmter Aktivititen keine antragsabhén-
gigen ,Gruppen” mehr erforderlich sind, beispielsweise Tischtennis,
Basteln, oder GMV-Sitzungen. Das Freizeitprogramm sieht dann formal
plétzlich viel unglinstiger aus, obwohl in Wahrheit eine Erweiterung und
Verbesserung fiir die Gefangenen eingetreten ist...

5) Prazise waren es 81 % Sport zu 19 % Freizeit. Im (ibrigen muB erwéhnt
werden, daB die inhaltlichen und methodischen MaBstibe an die vorgelegte
Untersuchung nicht zu hoch angesetzt werden diirfen, weil der Arbeits-
gruppe wegen der {ibrigen dienstlichen Belastungen ihrer Mitglieder nur
sehr begrenzt Zeit zur Verfligung gestanden hat.

6) Dazu folgende Anmerkung: Es reicht nicht, nach der Anzahl der Ange-
bote oder der Raume zu fragen, denn ,ein Gruppenraum und ein Kraft-
sportraum” klingt gieichwertig zwischen ,Freizeit" und ,Sport", ist es
dann aber nicht, wenn sich in dem Gruppenraum vierzehntigig zwei Stun-
den lang jeweils vier Gefangene zum Rollenspiel treffen, im Kraftsportraum
jedoch taglich an vier Terminen je zwei Gruppen zu je vier Gefangenen eine
Stunde lang trainieren. Um diese Veranstaltungen vergleichbar zu machen,
wurde mit Teilnehmerstunden® gerechnet, um zunachst die quantitative
Reichweite erfaBbar zu machen: (Anzahl der Teiinehmer) x (Wochenstunden).

7) Einschrankend muB darauf hingewiesen werden, daB einige Unscharfen
wegen der offenen Antworten méglich waren, auBerdem gab es hier und da
Probleme bei der Zuordnung, beispielsweise, wenn eine Gesprachsgruppe
vom Anstaltspastor angeboten wird, ein ,Sprachkurs fiir Auslander oder
die GMV eine Zeitung herausgibt. Die dadurch verursachten internen Ver-
schiebungen diirften jedoch nur gering sein.

8) Victor Bbhmert (1893): Die Erholungen der Arbeiter auBer dem Hause,
in: Giesecke, Hermann: Freizeit- und Konsumerziehung, 3. Auflage, Gét-
tingen 1974, Seite 30-50, hier: Seite 48.

9} Institut filr Freizeitwissenschaft und Kulturarbeit (Hg.): Freizeit-Baro-
meter, Bielefeld 1992, Seite 3.

10) Vgl. Giesecke, Hermann: Leben nach der Arbeit, Miinchen 1983,
Seite 65.

11) Kohl, Heribert: Freizeitpolitik, Frankfurt/M. 1976, Seite 17.

12) Giesecke 1983, Seite 113.

13} Ebd., Seite 116.

14) Ebd., Seite 130.

15) Vgl. Opaschowski, Horst: Der Freizeitberater, Diusseldorf 1973, Seite
118.

16) Ein Zusammenhang zwischen Straffélligkeit und Freizeitgestaltung
besteht schon deshalb, weil Kriminalitdt zu einem groB8en Teil aus sog.
LJArmutskriminalitdt” besteht, die im wesentlichen auf die Unterschicht
bezogen ist. Und die gegenwartige Zunahme der Kriminalitét hat offenbar
mehr mit Armutskriminalitdt zu tun als mit spektakularen Dingen, so daB
diese Beziehung aktuell bleiben wird. Vgl. Pfeiffer, Christian: Politik der
groBen Zahl, in: DER SPIEGEL, Nr. 24/1994, Seite 53-57, hier: Seite 57,
und: Klingst, Martin und Pfeiffer, Christian: Tatort Deutschland, in: DIE
ZEIT, Nr. 21/1994, Seite 15-17.

17) Zit. n. Giesecke 1983, Literaturverzeichnis.

18) Vgl. z.B. Opaschowski, Horst: Okologie von Freizeit und Tourismus,
Opladen 1991,

19) Vgl. z.B. Hiller, Gotthilf: Konstruktive Didaktik, Disseidorf 1973.

20) Zit. n. Kohl/ a.a.0., Seite 173.

21) Giesecke, Hermann: Die Jugendarbeit, 2. Auflage, Munchen 1973,
Seite 150.

22) In diesem Sinne haben sich zwei Expertenkommissionen geauBert, die
nach einer Geiselnahme in der JVA Celle | eingerichtet wurden {, Albrecht*-
und ,Paustian“-Kommissionen).

23) In den USA diskutiert man bereits dariber, ob man angesichts an-
dauernd hoher Arbeitsiosenquoten von 30-50 % in den Slums die Menschen
dort nicht besser zum Umgang mit ,MuBe und selbstindiger Beschaftigung”
schulen sollte, statt sie durch Qualifizierungsprogramme auf den — dort
kaum vorhandenen — Arbeitsmarkt zu orientieren.




Zur Zuldssigkeit von Disziplinar-
mafBnahmen nach Drogenkonsum
eines Strafgefangenen

Michael Skirl

I

Der Konsum legaler wie illegaler Drogen durch Gefangene
auch in geschlossenen Justizvolizugsanstalten nimmt zu,
vielleicht eine ebenso verhdngnisvolle wie unerwiinschte
Auspragung des Angleichungsgrundsatzes gem. § 3 Abs. 1
StvolizG.

In letzter Zeit haben die Oberlandesgerichte Hamm" und
Koblenz? zwei unterschiedliche Reaktionen der Vollzugsbe-
hérden auf solche Verhaltensweisen von Gefangenen recht-
lich Gberpruift. In beiden Fallen ging es um den Konsum von
Cannabisprodukten, der jeweils durch die laborchemische
Untersuchung einer Urinprobe nachgewiesen war, bei beiden
Gefangenen nicht zum ersten Mal.

Wihrend das OLG Koblenz a.a.0. meint, es bediirfe  keiner
weiteren Ausfiihrungen dazu, daB die Anstaltsordnung durch
Betédubungsmittelkonsum einzelner Gefangener erheblich
gestort” werde, und daher besondere SicherungsmaBnah-
men gem. § 88 Abs. 3 StVollzG fir zuldssig halt, ist das OLG
Hamm der Ansicht, der Konsum von Alkohol und anderen
Stoffen mit berauschender Wirkung beeintrachtige , offen-
kundig das geordnete Zusammenleben in einer Anstalt“ im
Sinne von § 82 Abs. 1 S. 2 StVollzG und verstoBe im Ubrigen
auch gegen § 83 Abs. 1 StVollzG.

Beide Beschilsse erlauben damit die abstrakte Vermu-

tung, daB auch der bloBe Drogenkonsum in der Anstalt eine
(erhebliche) Stérung der Anstaltsordnung darstelle; einer
Konkretisierung der Storung oder gar ihres Nachweises be-
darf es nach Ansicht beider Obergerichte demnach nicht.
Das dem offenbar zugrundeliegende gedankliche Konstrukt
ahnelt so der strafrechtlichen Figur des abstrakten Gefahr-
dungsdeliktes, z.B. der Trunkenheit im Verkehr gem. § 316
StGB, und vermeidet wie jene Vorschrift schwierige, oft lang-
wierige Beweisflihrungen hinsichtlich einer konkreten Gefahr-
dung oder Stérung.
Diese Auffassung mag einem Bedlirfnis der Vollzugspraxis
nach ziigiger Sanktionierung solcher Verhaltensweisen von
Gefangenen entgegenkommen, einem Bed(irfnis, das wohl
aus dem sicheren Wissen um ein groBes Dunkelfeld in diesem
Bereich und aus dem festen Glauben an Spezial- und Gene-
ralpravention auch bei Drogenabhangigen herriihrt. Auffallig
ist indessen, mit welcher Selbstverstandlichkeit beide Senate
eine Begriindung dieser doch recht apodiktischen Feststel-
lung fur entbehrlich halten.

1.

Im Folgenden soll versucht werden, einige Hintergriinde
der Ausfiihrungen des OLG Hamm zum Disziplinarrecht auf-
zubereiten.

Konsumiert ein Strafgefangener in der Anstalt Drogen, so
kommen als tatbestandliche Voraussetzungen einer Diszi-
plinarmaBnahme im Sinne von § 102 Abs. 1 StVollzG VersttBe
gegen § 82 Abs. 1 S. 2 StVolizG (1.), gegen ein entsprechendes

ZfStrvo 2/95 93

Verbot in der Hausordnung bzw. als Einzelanweisung (2.)
und gegen § 83 Abs. 1 StVollzG (3.) in Betracht.

1. §82Abs. 18. 2 S8tWollzG

a) Nach ihrem Wortlaut begriindet § 82 Abs. 1 S. 2 StVollzG
eine Pflicht des Gefangenen zur Ricksichtnahme auf Bedien-
stete, Mitgefangene und Dritte¥, will die Vorschrift die Inter-
aktionen des Gefangenen mit anderen Menschen innerhalb
der Anstalt regeln und 148t so einen Zusammenhang zur soge-
nannten Schrankentrias der Entfaltungsfreiheit gem. Art. 2
Abs. 1 GG erkennen.

Was konkret unter geordnetem Zusammenleben und des-
sen Stoérung zu verstehenist, soll sich nach den allgemeinen
gesellschaftlichen Normen richten: § 3 Abs. 1 StVollzG.Y
Problemlos lieBe sich der Konsum weicher Drogen demnach
als VerstoB gegen § 82 Abs. 1 S. 2 StVollzG einordnen, wenn
auch der — hier allein nachgewiesene —bloBe Konsum weicher
Drogen bereits nach allgemeinem Recht strafbar ware. Dies
ist indessen unbestritten nicht der Fall.? Auch die verschie-
denen &uBerlichen Erscheinungsformen des Konsums wie
Essen, Trinken, Schiucken, Schnupfen, Rauchen, Injizieren,
Inhalieren, Schniiffeln etc. erfillen fiir sich allein betrachtet
weder den Tatbestand des Erwerbs noch den des Besitzes.

Da der strafbare Erwerb/Besitz dem Konsum aber vor-
ausgeht, stellt sich die Frage nach der Abgrenzung zum straf-
losen Konsum. Mangels Herbeifiihrung und Aufrechterhal-
tung eines Herrschaftsverhaitnisses liegt noch kein Besitz
vor, wenn der Tater das BtM nur zum sofortigen GenuB erhalt
und es tatséchlich auch sofort zu sich nimmt. Strafbarer
Besitz ist nicht jeder Zugang zu BtM, sondern nur dann, wenn
dem Konsum eigene Verfligungsmacht bzw. eine Anlegung
von BtM-Vorrat vorausgeht.®

Auch das kurzfristige Mitziehen an einer von ihrem Besitzer
gerauchten Haschischpfeife durch einen anderen im Beisein
des Besitzers und die anschlieBende Riickgabe der bren-
nenden Pfeife an diesen ist weder als verbotener Besitz
noch als unerlaubtes Verschaffen einer Gelegenheit zum
Verbrauch strafbar.”

Problematisch ist in vielen Fallen im lbrigen auch der
Nachweis eines strafbaren Besitzes von BtM. Das Entdecken
von Injektionsmalen am Kérper eines Gefangenen, das Auf-
finden von BtM-Spuren im Urin bzw. von BtM-Anhaftungen
an Drogenwerkzeugen, Hand oder Nase, kénnen lediglich
straflosen Konsum, nicht aber strafbaren Besitz nachweisen.®
Liegen keine weiteren zweifelsfreien Anhaltspunkte vor, so
kann in diesen Fallen nur von straflosem BtM-Konsum aus-
gegangen werden: in dubio pro reo.

Danach wird allein durch den im Urin nachgewiesenen Can-
nabis-Konsum ein Tatbestand des BtMG nicht erfdllt, das
geordnete Zusammenleben nicht schon dadurch gestért.

b) Eine systematisch-teleologische Interpretation von § 82
Abs. 1 8. 2 StVollzG fiihrt m.E. zu folgenden weiteren Uber-
legungen: nach ihrer Stellung im 11. Titel des 2. Abschnitts
des StVollzG bezweckt die Vorschrift die Gewahrleistung
von Sicherheit und Ordnung. Unter anderem sollen insoweit
Gefahren fiir Personen abgewendet werden®, seien es Gefah-
ren fir den betroffenen Gefangenen selbst, seien es solche
fiir Bedienstete, Mitgefangene oder Diritte.
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aa) Betrachten wir zun4chst den Gesichtspunkt der Selbst-
geféhrdung/-schadigung des Konsumenten: auch wenn es
sich bei Cannabisprodukten ,nur* um sog. weiche Drogen
handelt, kénnen erhebliche Gefahren fir die Gesundheit
des Konsumierenden nicht ernsthaft bestritten werden, wenn
auch nicht im Sinne der Gefahr einer kdrperlichen, so aber
doch einer psychischen Abhangigkeit.®

Indessen wird die Selbstbeschadigung als isolierter Ein-
zelakt — und damit wohl erst recht deren Vorstufe, die Selbst-
gefahrdung —als tatbestandliche Voraussetzung einer Diszi-
plininarmaBnahme entweder kategorisch abgelehnt ™ oder
nur bei Vorliegen bestimmter, hier nicht gegebener qualifi-
zierender Umsténde'? angenommen. Einen solchen Plicht-
verstoB ausgerechnet liber eine Vorschrift zu konstruieren, die
das Zusammenleben mit anderen ordnen will, wire m.E.
abwegig. Im Ubrigen kann eine dem Drogenkonsum ahnliche
Gesundheitsgefdhrdung auch bei einer ganzen Reihe von
Stoffen auftreten, mit denen der Gefangene erlaubterweise
in Berilhrung kommt, ohne daB daran Sanktionen zu kniipfen
wéren: seien es Nikotin oder Koffein im anstaltsiblichen
UbermaB, seien es Lésungsmittel an verschiedenen Arbeits-
plétzen usw. Insgesamt scheidet danach m.E. die gesund-
heitliche Selbstgefdhrdung des Drogenkonsumenten als
Grundlage einer DisziplinarmaBnahme aus.

bb) Ein anderer Ansatz, Drogenkonsum in der Anstalt
stérker in seinen sozialen Auswirkungen auf andere zu erfas-
sen und disziplinarrechtlich zu bewerten, kdnnte nach den
Ausflihrungen des BVerfG a.a.O. in Folgendem gesehen
werden:
Auch der bloBe Drogenkonsum kénnte gerade bei der Enge
der Zwangsgemeinschaft Justizvollzugsanstalt mit der Folge
2.T. erheblicher wechselseitiger Abhangigkeiten der Gefan-
genen untereinander fast schon zwangslaufig Weitergabe,
Erwerb, Besitz etc. und damit die Begehung von Straftaten
nach dem BtMG nach sich ziehen'® und zu Verhaltnissen
wie ,in Schulen, Jugendheimen, Kasernen oder dhnlichen
Einrichtungen® ™ fithren.

Ein erster solcher Schritt zur Vorverlagerung hoheitsrecht-
licher Sanktionen ,von einer konkreten Gefahrdung oder gar
Verletzung ... in den Bereich abstrakter Gefahrdungen*™,
also ins Vorfeld der Kerntatbestande, bringt bereits das
BtMG mit sich, indem es in verfassungsrechtlich nicht zu
beanstandender Weise'® schon den Erwerb oder den Besitz
kleiner Mengen Cannabisprodukte zum gelegentlichen Eigen-
verbrauch prinzipiell strafbar stellt. Die oben skizzierte Sicht-
weise im Disziplinarverfahren gegen Gefangene wiirde der
strafrechtlichen Konstruktion, die den bloBen Konsum isoliert
betrachtet, straflos stellt, nicht nur zuwiderlaufen; sie wiirde
auch das Einsetzen staatlicher Sanktionen auf der Grundlage
sehr abstrakter Vermutungen in einem AusmaB vorverlagern,
das mit dem rechtsstaatlichen Bestimmtheitsgebot und dem
Verhaltnismagigkeitsprinzip m.E. nur mehr schwer in Ein-
klang zu bringen ist.!”

Ein weiteres Argument aus der Sicht des vollzugspraktischen
Alltags: MiBte man—wiurde die bloBe Vermutung abstrakier
Gefahrdungen ausreichen — nicht auch gemeinschaftliches
Duschen oder gemeinschaftliche Sportveranstaltungen
Gefangenen konseguenterweise untersagen, wo es doch
bei diesen Veranstaltungen — wie jeder Vollzugspraktiker
weill —immer wieder zu Straftaten wie Bedrohung, Kérper-

verletzung, Notigung u.a. kommt?

Um nicht miBverstanden zu werden: Lassen sich strafrecht-
lich relevante oder andere gravierende negative Auswirkungen
eines Drogenkonsums nachweisen, steht m.E. straf- und
vollzugsrechtlichen Sanktionen nichts im Wege. Fehlt es
daran jedoch, so ist der Rdckgriff auf die bloBe abstrakte
Gefahr m.E. rechtlich bedenklich.

cc) Nichts anderes scheint mir zu gelten far die denkbare
These, als Ausdruck vielfaltiger sozialer Aus- und Wechsel-
wirkungen fiihre die Einnahme von Drogen zu Persénlich-
keitsveranderungen unterschiedlichster nicht kalkulierbarer
Art; insbesondere der Dauerkonsum von Cannabisprodukten
bewirke Verhaltensstérungen, Lethargie, Gleichgiiltigkeit,
Angstgefiihie, Realitatsverlust und Depressionen.'®
Zwar mag in diesem Zusammenhang die Gefahr bestehen,
daB sich der berauschte Gefangene sowohl gegenuber Mitge-
fangenen wie auch gegeniber Anstaltsbediensteten ,gehen
laBt", sich etwa uneinsichtig, erregt, verstandislos, wider-
sprechend/widersetzend, verbal aggressiv, also unterhalb
der Schwelle zur Straftat unangemessen verhalt. Demgegen-
Uber ist indessen zu ber{icksichtigen, daB in einem behand-
lungsorientierten Volizug auch das Austragen von Konflikten
ein soziales Ubungsfeld ist und nicht jede andere Meinung,
nicht jede UnbotmiBigkeit, nicht jede Obertretung oder
lastiges Verhalten eines Gefangenen schon einen Ordnungs-
verstoB darstelit.'® Auch hier muB es m.E. auf den Einzelfall
und damit auf die dem Gefangenen konkret vorzuhaltenden
Begleitumstande und Foigerungen der Berauschung, nicht
schon auf die in der Berauschung selbst liegende abstrakte
Gefahr ankommen.
Zusammenfassend: Den nachgewiesenen bloBen Drogen-
konsum eines Gefangenen kategorisch als Stérung des
geordneten Zusammenlebens in der Anstalt anzusehen, ohne
daB es auf die konkreten Umstande des Einzelfalls ankame,
ist m.E. rechtlich nicht unbedenklich.

2. §§ 161,82 Abs. 2 S. 1 StVolizG

Nicht unproblematisch erscheint auch der augenscheinlich
von der StVK bevorzugte Weg, den von § 102 Abs. 1 StVolizG
geforderten PflichtverstoB ausschlieBlich durch ein Verbot
des Umgangs mit Drogen durch Weisung ..., die auch in der
Hausordnung aufgenommen werden kdnnte“ zu begriinden.
Dem steht zunéchst die herrschende Auffassung entgegen,
daB § 161 StVolizG den Volizugsbehorden keine selbstédndige
Eingriffsgrundlage gebe und die in der Hausordnung gere-
gelten Einschrankungen stets aus anderen Vorschriften des
StVollzG begriindet sein miiBten.?® Ein dhnliches Argument
wird gleichermaBen dem Versuch entgegengehalten, ein
anstaltsinternes Verbot von Drogenkonsum als Anordnung
gem. § 82 Abs. 2 S. 1 StVolizG zu fassen."

3. §83Abs. 15t\VollzG

a) Auch diese vom Senat hilfsweise angenommene Ein-
griffsgrundiage sollte niher beleuchtet werden. Recht klar
scheint m.E. in dieser Vorschrift ein — freilich kodifizierter —
Aspekt des besonderen Gewaltverhaltnisses alter Pragung
durch: Grundséatzlich ist aller Gewahrsam des Gefangenen
verboten, der nicht ausdriicklich erlaubt ist.??

Uberdeutlich werden darin die doch prinzipiellen Unter-
schiede sichtbar, die der Gesetzgeber des StVollzG gegen-
{ber dem Leben in Freiheit gesehen hat: Weit unterhalb der



Schwelle entsprechender Erlaubnisvorbehalte im allgemei-
nen Recht — etwa nach § 3 BtMG oder dem Waffengesetz —
ist selbst der Besitz vergleichsweise banaler Gegenstéande
des alltaglichen Bedarfs, vgl. die Beispiele bei Briihl a.a.0.,
zustimmungspflichtig, sofern nicht die Ausnahme gem. § 83
Abs. 1 S. 2, 1. Halbsatz StVollzG greift, selbst diese steht
aber § 83 Abs. 1 Satz 2, 2. Halbsatz StVollzG zufolge zur Dis-
position der Anstalt.

Dafir, daB vor diesem Hintergrund das dem BtMG eigene
Privileg, die mit dem straflosen Konsum mindestnotwendig
verbundenen Umgangsformen sanktionslos zu stellen, etwa
auch auf die durch § 83 Abs. 1 StVollzG geregelten Bereiche
auszudehnen ware, spricht m.E. nichts.

Jenes Privileg folgt aus dem Prinzip der Straffreiheit von
Selbstbeschadigungen — vgl. oben a.1) b)-aa) —, ist also aus
der bewuf3ten Schaffung einer Strafbarkeitsliicke vor dem
Hintergrund eines bestimmten Menschenbildes hervorge-
gangen, wogegen es sich bei § 83 Abs. 1 StVollzG um einen
viel umfassenderen, allgemeinen Erlaubnistatbestand han-
delt, der profanen anstaltsorganisatorischen Gesichtspunk-
ten, etwa der Enge des Haftraumes®, Rechnung tragen soll.
Vielmehr ist m.E. der Gewahrsam oder Besitz von BtM glei-
chermaBen wie deren Annahme von Dritten gem. § 83 Abs. 1
StVollzG erlaubnispflichtig.

Da aber der nachgewiesene Konsum von einer bestimmten
Wirkstoffkonzentration an Konsum etwa durch Passivrauchen
ausschlieBt, entweder vorangegangenen Besitz oder voran-
gegangene Annahme zwingend voraussetzt, ist der Schiuf3
von nachgewiesenem Konsum auf die gem. § 83 Abs. 1
StVollzG erlaubnispflichtigen Tatbestande zuldssig. Fehlt es
an einer solchen Erlaubnis, so hat der Gefangene gegen
Pflichten versto3en, die ihm aufgrund des StVollzG, nédmlich
durch § 83 Abs. 1, auferlegt sind.

b) Auch die Geringwertigkeitsklausel des § 83 Abs. 1S.2,
1. Halbsatz StVollzG steht dem im Ergebnis m.E. nicht ent-
gegen. Zwar mag ein GroBteil der im Vollzug jeweils im Ein-
zelfall vorgefundenen Drogenmengen einen Handelswert
von DM 20,— nicht lberschreiten und insofern noch als
geringwertig anzusehen sein®¥, indessen kann die Justiz-
vollzugsanstalt gem. § 83 Abs. 1 S. 2, 2. Halbsatz StVollzG
die Erlaubnispflicht von Annahme und Gewahrsam — z.B.
auf Rauschmittel beschriankt — sozusagen wiederherstellen.
Im Einzelfall wird sie dies durch eine Anordnung gem. § 82
Abs. 2 S. 1 StVollzG, als generelle Regelung durch die Auf-
nahme eines entsprechenden Verbots in die Hausordnung
tun. Insofern ist die nicht sachentscheidende Feststellung
am Ende des Beschiusses, auf eine entsprechende Einzel-
weisung oder die Hausordnung komme es im Zusammen-
hang mit Rauschmittelkonsum nicht an, einer Uberpriifung
wert.

4. Mit der Feststellung, daB ein Gefangener durch nach-
gewiesenen Drogenkonsum gegen § 83 Abs. 1 StVolizG
verstoBen hat, sind die Voraussetzungen von § 102 Abs. 1
StVolizG indessen noch nicht erfiillt. Vielmehr muf der Pflich-
tenverstoB schuldhaft begangen werden.

Es besteht Einigkeit dariiber, daB zur Priiffung dieses Tatbe-
standsmerkmals die allgemeinen strafrechtlichen Grundsétze
heranzuzziehen sind?®, insbesondere sind die strafrechtli-
chen SchuldausschlieBungs- und -milderungsgriinde oder
mangelnde Verantwortlichkeit?® zu beachten. Zur Frage,
ob der nachgewiesene Drogenkonsum als Ausdruck einer
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Betaubungsmittelabhangigkeit nicht etwa die Voraussetzun-
gen des § 21 StGB erfllt, enthalt der vorstehende BeschluB
keinerlei Ausfiihrungen, auch nicht dazu, daB zum AusschluB3
solcher Zweifel, wie sie bei einem auch unter Haftbedingun-
gen Konsumierenden nicht ganz fern liegen, zumindest der
Anstaltsarzt zu héren sei.?”

5. Das bisher gefundene Ergebnis ist indessen notwendige,
aber nicht hinreichende Bedingung fiir die Zulassigkeit von
DisziplinarmaBnahmen. Denn wie bei § 11 Abs. 2 StVollzG
handelt es sich bei § 102 Abs. 1 StVollzG um eine sog. Kop-
pelungsnorm, bei der unbestimmte Rechtsbegriffe auf der
Tatbestandsseite — hier: der oben erdrterte schuldhafte
PflichtenverstoB — mit Ermessen auf der Rechtsfolgeseite
gekoppelt sind.2® Innerhalb der dem Anstaltsleiter oblie-
genden Ausibungen dieses Ermessens sind auch grund-
sétzliche Wertungen des Gesetzgebers zu berticksichtigen,
hier: der Grundsatz der Subsidiaritat von DisziplinarmaB-
nahmen.?® DisziplinarmaBnahmen kommen danach zur
Einwirkung auf den Gefangenen als sogenanntes letztes
Mittel in Betracht. Als vollzugliche Reaktion auf nachgewie-
senen Drogenkonsum steht in der Tat ein ganzes Bundel
anderer MaBnahmen zur Verfligung, die ein Beduirfnis nach
DisziplinarmaBnahmen fraglich erscheinen lassen.

In der Regel wird nachgewiesener Drogenkonsum AnlaB
zur Uberpriifung des vom Gefangenen bereits erreichten
oder angestrebten Lockerungsstatus sein: Verwaltungsvor-
schrift (W) Nr. 2 Abs. 1azu § 10, VW Nr. 7 Abs. 2a) zu § 11, VW
Nr. 4 Abs. 3b) zu § 13 StVollzG. Auch die Frage, ob der Uber-
fihrte Konsument nicht etwa auch andere Umgangsformen
mit BtM verwirklicht hat, dirfte zu stellen sein: VV Nr. 2 Abs. 3
zu § 10,7 Abs. 4 zu § 11, 4 zu § 13 StVollzG.

Auch fiir nicht oder noch nicht lockerungsgeeignete Gefan-
gene kommt votrangig die Uberpriifung anderer vollzugli-
cher MaBnahmen in Betracht: Kann er weiter am sog. Auf-/
UmschiuB teilnehmen? Ist er weiter geeignet fiir bestimmie
schlecht zu Uberwachende Gemeinschaftsveranstaltun-
gen? MiBten er und sein Haftraum gar haufiger durchsucht
werden?

Nach meiner Erfahrung erweisen sich solche MaBnahmen,
wenn sie denn konsequent angewandt werden, als wesentlich
wirkungsvoller als etwa die im vorliegenden Fall verhangte
+Einkaufssperre“, die der Gefangene in aller Regel durch
Verschuldung bei Mitgefangenen oder durch Refinanzierung
bei Angehdrigen ausgleicht und damit weitgehend leerlaufen
1aBt.

.
Mein Ergebnis:

1. Der bei einem Strafgefangenen durch Urinprobe nach-
gewiesene Drogenkonsum erlaubt den SchluB auf ,,Ge-
wahrsam® an oder ,Annahme*von Drogen im Sinne von
§ 83 Abs. 1 StVolizG.

2. Die JVA kann Gewahrsam oder Annahme auch gering-
wertiger Mengen von Drogen zum Eigenkonsum oder
durch Einzelweisung oder Hausordnung von ihrer Zustim-
mung abhangig machen.

3. Konsumiert ein Strafgefangener Drogen ohne Zustim-
mung der JVA, so verstdBt er dadurch gegen Pflichten,
die ihm durch § 83 Abs. 1 StVollzG auferlegt sind: § 102
Abs. 1 StVollzG.
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4. Ob dieser PflichtverstoB schuldhaft begangen wurde, ist
im jeweiligen Einzelfall nach allgemeinem Strafrecht zu
beurteilen.

5. Angesichts der Subsidiaritat von DisziplinarmaBnahmen
haben andere vollzugliche Reaktionen auf einen solchen
PflichtenverstoB regelmaBig Vorrang.

Anmerkungen

1) Beschlu vom 15. Sept. 1984 — 1 Vollz (Ws) 135/94.
2) BeschluB vom 7. Okt. 1984 — 2 Ws 580/94.
3) Kdhling in Schwind-Béhm StVolizG 2. Aufl. § 82 Rdnr. 3.
4) Calliess/Mtiller-Dietz StVollzG 6. Aufl. § 82 Rdor. 2; Briihlin Alterna-
tiv-Kommentar zum StvolizG (AK) § 82 Rdnr. 5.
5) Bundesverfassungsgericht NJW 1934, S. 1577 (BVerfG) S. 1581 li;
Kérner BtMG 3. Aufl. § 29 Rdnr. 578 ff.
6) Kérner a.a.0. Rdnr. 580 u. 579.
7) Kérner a.a.0. Rdnr. 581.
8) Kérner a.a.0. Rdnr. 583 f.
9} Calliess/Miiller-Dietz § 81 Rdnr. 4; Kiihling a.a.0. § 81 Rdnr. 7b.
10) Hierzu ausfihrlich BverfG S. 1579 f; OLG Koblenz 2.a.0. 8. 8.
11} Calliess/Miiller-Dietz § 102 Rdnr. 3 m.w.N.; Briih/ AK § 102 Rdnr. 6¢.
12) Béhm in Schwind-Béhm § 102 Rdnr. 7 m.w.N.
13) BVerfG allgemein S. 1582 i.
14) 8. 1583 li.
15) BVerfG S. 1581 re.
16) BVerfG S. 1582.
17) BVerfG (Mindermeinung) a.a.0. S. 1585.
18) BVerfG a.a.0. S. 1580.
19) Calliess/Miiller-Dietz § 81 Rdnr. 4.
20) Calliess/Miiller-Dietz § 161; Rotthaus in Schwind-Bshm StVollzG 2.
Aufl. § 161 Rdnr. 2.
21) Calliess/Miiller-Dietz § 82 Rdnr. 2; Kiihling in Schwind-Béhm § 82
Rdnr. 4,
22) Kiihling in Schwind-Béhm § 83 Rdnr. 2; kritisch Calliess/Miiller-
Dietz Rdnr. 1; einschrankend Briih/ AK Rdnr. 2.
23) Calliess/Muiller-Dietz § 83 Rdnr. 1.
24) Calliess/Milller-Dietz § 83 Rdnr. 2 m.N.
25) Briih! AK § 102 Rdnr. 8.
26) Béhm in Schwind-Béhm § 102 Rdnr. 8.
27) B6hm a.a.O.
28) Grundlegend BGHSt 30, 320.
29) Calliess/Muller-Dietz § 102 Rdnr. 1; Schwind-Béhm § 102 Rdnr. 9.

Behandlung im Justizvollzug:
Etikett, Ideologie, Faktum

Georg Wagner

Zusammenfassung und Anmerkungen zum 8. Bundes-
kongreB der Psychologen im Justizvollzug vom 10. bis 14.
Oktober 1994 in Fischbachau

Schirmherrschaft: Bayerischer Staatsminister der Justiz
Hermann Leeb
Tagungsleiter: Diplompsychologe Henner Wiencke, Regie-
rungsdirektor, JVA Amberg, Werner von Siemensstr. 2,
D 92224 Amberg
Veranstalter: Arbeitskreis der Psychologen e.V., Amberg

»Psychologie und Strafvollzugsreform* war 1972 Thema
des ersten Bundeskongresses der Psychologen im Justiz-
vollzug. ,Moderner Strafvollzug, d. h. (!) Behandlungsvoll-
zug“, so im damaligen KongreBbericht, ,kann nur mit den
Mitteln moderner Sozialwissenschaften gedacht und gestal-
tet werden.” Straf- und Behandlungsvollzug in einem Atem-
zug, diese Selbstverstindlichkeit ist Vergangenheit. Was in
den 70er Jahren bei Politikern und in der Offentlichkeit
breite Zustimmung fand, stagnierte in den 80er.

»Mit den 90er Jahren®, soim Programm der Fischbachauer
Veranstaltung, ,ist der Ruf nach harteren Gesetzen, nach
mehr und strengeren Strafen en vogue. Gesetzlich grundge-
legte Behandlungsaufgaben werden in Frage gestellt. Eine
jahrhundertealie Tradition in humaner und erfolgloser Ab-
schreckung durch Gefangnis und Zuchthaus wird gegen
eine allenfalls zwei Jahrzehnte wiahrende, bei weitem nicht
verbreitete Praxis des behandelnden Vollzugs ins Feld gefiihrt.
Die Gegeniiberstellung fithrt vielfach zu dem absurden
SchluB, daB weniger Behandlung und mehr an bloBer Ver-
wahrung und Abschreckung an der Zeit sein kdnnten.”

Mit dem Strafvolizugsgesetz wurde Behandlung Gesetzes-
auftrag. Wo das Vollzugszie! der Resozialisierung jedoch in
Frage gestellt wird, muB derVorgang der Behandiung gegen
Umdeutungen geschiitzt werden. Das vor allem war Intention
des Bundeskongresses der Psychologen im Oktober letzten
Jahres. Das Thema wurde in vier Referaten vor dem Plenum,
in Workshops mit Gruppen von Teiinehmern und in einer
abschlieBenden Podiumsveranstaltung umfassend behan-
delt. Nachfolgend ein Uberblick des Inhalts der Referate
und eines GroBteils der Ergebnisse der Gruppenarbeit.

* %k

Georg Wagner: Zum Tagungsthema:

Behandiung im Justizvollizug ist meist Etikett, selten Fak-
tum, die Ideclogie einer Minderheit. Ideologie im Vollzug ist
jedoch nicht auf Behandlung beschrankt, sie ist durchgén-
giges Element. Um ,Tatschuld“ und ,,Sicherheit” kristallisie-
ren sich weitere Ideologien.

Schuldstrafvollzug verlangte nach Nr. 57 der vor 1977 gel-
tenden Dienst- und Vollzugsordnung ,dem Gefangenen zu
der Einsicht zu verhelfen, daf3 er fir begangenes Unrecht
einzustehen hat“. Wie diese Einsicht zu erwecken, zu ent-
wickeln und zu differenzieren sei, dafiir gab es im Gegen-
satz zur Regelung vieler anderer Details keine Hinweise im
weiteren Vorschriftenwerk.



Resozialisierung ist im Strafvollzugsgesetz Programm (§ 2
Satz 1). Zielprioritat der Behandlung vor anderen Aufgaben
ist jedoch véllig unzureichend gesichert. Die im weiteren
Gesetzeswerk angeordneten Verhaltensregeln und Vorgange,
die danach vorgesehene Organisation, personelle und mate-
rielle Ausstattung sind weitgehend behandlungsfremd.

Sicherheitsvolizug als sichere Internierung der Insassen
wird durch eine groBe Anzahl einschldgiger Gesetzesbestim-
mungen in differenzierter und umfassender Weise gewahr-
leistet. ,Internierungssicherheit” ist, ohne den programma-
tischen Rang des Vollzugszieles zu teilen, gesetzlich verwirk-
lichte ldeologie. Sicherheitsvollzug gewahrleistet jedoch
keine Sicherheit vor Strafriickfélligkeit.

Rahmenbedingung Freiheitsstrafe

- Freiheitsstrafe ist wenig effektiv: Strafvollzugsgesetz ist
als Grundlage fiir ResozialisierungsmaBnahmen bruch-
stiickhaft und undifferenziert.

— Pravention durch Freiheitsstrafe ist ungesichert: Freiheits-
strafe und Kriminalitatsbewegung in historischer Gegen-
Uberstellung belegen weder einen engen Zusammenhang
noch eine zuverlassig verbrechensmindernde Funktion
der Freiheitsstrafe.

— Freiheitsstrafe ist die teuerste Sanktionsform: Ein neuer
Haftplatz im geschlossenen Vollzug kostet ca. 300000 DM,
monatlicher Gesamtaufwand pro Insassen weit Uber
3000 DM, dazu Begleit- und Folgelasten ...

-~ Freiheitsstrafe ist unverzichtbar: Als Extrem der Strafe
gewahrleistet sie ganz grundsatzlich Funktion und Wirk-
samkeit vorgelagerter bzw. milderer Sanktionen, z.B.
Bewahrungs- und Geldstrafen.

— Freiheitsstrafe ist variabel: Das zeigt ihre historische Ent-
wicklung von den Anfangen her. In dieser Variabilitit liegen
Chancen zur Anpassung an veranderte Bedingungen.

Behandlung als Faktum

Die gesetzlich unzureichend gestitzte Behandlung bleibt
auf anstaltsinterne MaBnahmen und Zufélligkeiten verwie-
sen. s gibt im geschlossenen und offenen Vollzug . Inseln”
der Behandlung: Betreuungsgruppen, Veranstaltungen des
sozialen Trainings, Entlassungsvorbereitungen, arbeitsthe-
rapeutische Veranstaltungen, sozialtherapeutische Einrich-
tungen gem. § 9 StVollzG u.a.m. Sie leisten sinnvolle Arbeit
in ihrer Klientel. Diese ,Inseln® sind jedoch sporadisch,
betreffen Minderheiten und bestimmen keine Wesenszlge
der Institution Strafvollzug. Wiewohl Faktum, tragen sie doch
zum Etikett ,Resozialisierungsvollzug” in einer im ganzen
andersartigen Institution bei.

Ausblick

Die dargelegten Rahmenbedingungen der Freiheitsstrafe
lassen den Weg zur Entwicklung des Justizvollzugs durch
spezialpraventive MaBinahmen offen, ohne dabei notwen-
dige Sicherungsaufgaben auBer acht zu lassen. Repression
ist fragwiirdig und kriminalpolitisch nicht erfolgverspre-
chend. Resozialisierung und daflir geeignete Behandlungs-
methoden sind unerl3Blich. Vorausetzung sind gesetzliche
Anderungen. Das Strafvolizugsgesetz zahlt die Weiterent-
wicklung der Behandlung zu den wesentlichen Funktionen
der gesetzlichen Regelung. (Calliess/Mliller-Dietz: Stratsoll-
zugsgesetz, Nr. 20 Einl.)
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Die Entwicklung von Behandlung im Justizvollzug verlangt
eine gegen verbreiteten repressiven Trend ,antizyklisch”
ausgerichtete Kriminalpolitik. Vor diesem Hintergrund kénnte
es wahrend des Kongresses darum gehen, Rahmen und még-
liche Inhalte von ,,Behandiung im Justizvollzug*“ abzustecken.

* % %

Prof.Dr. Friedrich Lésel: Neuere Forschungsergebnisse
Uber Mdglichkeiten und Grenzen der Behandiung
im Strafvollzug (Uberblick)

An einem reichhaltig gebotenen Material, an tabellarisch
und graphisch dargesteliten Ergebnissen zahlreicher bis in
die jiingste Zeit reichenden Einzeluntersuchungen, an deren
Vergleich und Integration, fiihrte der Referentim wesentlichen
folgendes aus:

Behandlungsforschung im Strafvollizug stand urspriinglich
unter hoher Erfolgserwartung. lhr wurden die Ergebnisse
von Einzeluntersuchungen nicht gerecht. Sie zeigten in der
Regel weder hohe noch durchgangige Erfolgsquoten und
Uiberzeugten daher wenig. Robert Martinson pragte unter
anderem deswegen den Slogan ,,Nothing works*. Mit Durch-
fuhrung von Meta-Analysen, die es gestatten, Ergebnisse
vieler Untersuchungen unter Verwendung verbesserter sta-
tistischer Verfahren zu vergleichen und zu integrieren, zeich-
net sich eine deutliche Wiederbelebung der Diskussion zur
Straftaterbehandlung ab. Dabei geht es weniger um ein pau-
schales Pro oder Contra. Man fragt vielmehr: \What works?*
Zum Beispiel erweisen sich starker strukturierte, verhaltens-
orientierte, an konkreten Fertigkeiten orientierte psychologi-
sche und padagogische TrainingsmaBnahmen als relativ
wirksam. Die Entwicklung und systematische Erprobung
derartig verbesserter Konzepte steht erst am Anfang. Die
deutsche Behandiungsforschung stimmt insofern mit den
neueren internationalen Befunden lberein.

Eine aligemeinpolitisch eher repressiv und gegen den Be-
handlungsgedanken gestimmte Einstellung sowie manche
ungtinstigen Behandlungsergebnisse sorgen allerdings fir
Irritation. Letzteres gilt etwa fiir die empirische Studie des
Max-Planck-Instituts fir Auslandisches und Internationales
Strafrecht in Freiburg von Rlidiger Ortmann. Sie miBt die
Erfolgsaussicht der Sozialtherapie in Deutschland u.a. an
Personlichkeitsfragebogen, selbstberichieter Delinquenz
und an zweijdhriger Legalbewahrung der entlassenen Mit-
glieder einer Testgruppe aus zwei Anstalten (Diren und
Gelsenkirchen). Die experimentelle Studie kommt zu dem
SchluB, daB Sozialtherapie innerhalb des Strafvollzugs inef-
fektiv sei.

Eine 1993 erschienene andere Untersuchung des Freibur-
ger MPI zur Sozialtherapie in Berlin-Tegel kommt bei einem
zehnjahrigen Zeitraum der Legalbewéahrung allerdings zu
einem wesentlich glinstigeren Ergebnis. Fiir diese Unter-
schiede werden Griinde diskutiert. Wegen der vielfaltigen
Einflisse auf derartige Einzelergebnisse ist eine umfassen-
dere Meta-Analyse unverzichtbar. Danach ist trotz mancher
unginstiger Befunde der Trend insgesamt positiv. Zwar be-
steht nach den integrativen Befunden kein AnlaB zu iibertrie-
benem Optimismus, doch schneiden behandelte Straftater
im Durchschnitt um ca. zehn Prozentpunkte besser ab als
vergleichbare Gruppen des Regelvollzugs. Das entspricht
einer Ruckfallrate von z.B. 45 % statt 55 %.

* ¥ ¥
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Prof.Dr. Rudolf Egg: Therapie unter
Bedingungen duBeren Zwangs

In einem einleitenden Teil werden zun&chst aligemeine
Aspekte von Freiwilligkeit und Zwang bei therapeutischen
MaBnahmen angesprochen und anhand von Beispielen erldu-
tert. Hier wird festgesteltt, daB es bei der Therapie von Straf-
tatern wie auch in vielen anderen Lebensbereichen unméglich
ist, ganz ohne Zwange auszukommen. Vielmehr handelt es
sich regelmaBig darum, ein Mehr oder Weniger an notwen-
digem Zwang oder Druck sorgsam abzuwdagen.

Im zweiten Teil werden unterschiedliche rechtliche Rege-
lungen beziiglich der Behandlung von Straftatern dargestellit.
Im einzelnen sind dies die sog. Volizuglésung (Therapie im
Strafvollzug, insbesondere in sozialtherapeutischen Anstal-
ten), die Bewahrungslésung (Therapie im Rahmen von Straf-
bzw. Strafrestaussetzungen zur Bewahrung), die MaBregel-
I6sung (Therapie im MaBregelvolizug gem. §§ 63, 64 StGB)
und — flr Drogenabhingige — die Vollstreckungslésung
(gem. § 35 BtMG). Neben Angaben zur Anwendungshaufigkeit
der verschiedenen Lésungsformen werden auch damit ver-
bundene wichtige praktische Fragen/Probleme erdrtert.

Ein dritter Abschnitt befaBt sich mit der Evaluation von ,The-
rapie unter Zwang“, aus zeitlichen Grinden eingeschrankt
auf empirische Ergebnisse zur Behandlung drogenabhangi-
ger Straftater: § 64 StGB (Studie von Stosberg ber die Klinik
in Parsberg) und § 35 BtMG (KrimZ-Studie). Die Daten zeigen,
daB es im Rahmen von ,,Zwangstherapien“ méglich ist, Per-
sonen zur Aufnahme und zum Durchhalten der angebotenen
BehandlungsmaBnahmen zu motivieren; gleichwohi sollte
die Reichweite der damit verbundenen Hilfeleistungen nicht
Uberschatzt, sondern vor dem Hintergrund der schwierigen
Ausgangsiage (z.B. defizitdre Sozialisation, geringe Thera-
piebereitschaft, Problem der Nachsorge) und im Vergleich
mit den gegebenen Alternativen gesehen werden. Den Ab-
schluB des Vortrages bilden acht Thesen zu Grundkonzepten
der Straftaterbehandlung, die auf wichtige Problemfelder
und Lésungsmdglichkeiten aus der Sicht des Autors auf-
merksam machen sollen, aber nicht als endgiiltige Aussagen
zu verstehen sind.

Straftidterbehandlung — Grundkonzepie

1. Die Behandlung von Straftatern umfaBt verschiedenar-
tige Felder als Ansatzpunkte fir Hilfeleistungen zu einem
straffreien Leben: Arbeit, Wohnen, Freizeit, AuBenwelt,
Einzelbetreuung, spezifische Trainings-/TherapiemaB-
nahmen.

2. Das konkrete Programm wird auf die individuellen Beduirf-
nisse und Wiinsche, in enger Absprache mit dem Betrof-
fenen, abgestimmt und in Form eines fir beide Seiten
bindenden Kontrakts festgelegt.

3. Hauptziel ist nicht die Korrektur abweichenden/stérenden
Verhaltens, sondern der Aufbau und die Férderung positi-
ver Aspekte.

4. Straftaterbehandlung ist nicht Abkehr von der Welt, son-
dern soll an der Realitat ankniipfen und zu ihr hinfiihren:
Prinzip der Selbstversorgung, alltagsnahe Gestaltung
von Arbeit, Wohnen, Freizeit.

5. Es gebht nicht um das Funktionieren in der Anstalt/Klinik
oder Gruppe, sondern um die Bewaltigung des Lebens in
Freiheit: Vermittlung sozialer Kompetenzen, Férderung
von AuBenkontakten.

6. Hilfsmdglichkeiten der natirlichen Umwelt haben Vorrang
vor Spezialverfahren.

7. Lockerungen sind keine Vergiinstigungen bei Wohlver-
halten, sondern feste Bestandteile des Programmplanes.

8. Neben psychotherapeutischen und padagogischen MaB-
nahmen sind auch reale Hilfen (Geld, Wohnung, Arbeit)
wichtig.

%k

Prof.Dr. Udo Rauchfleisch: Zur Frage der Motivation
bei Therapien von Delinguenten

Psychotherapie bei Delinquenten wird haufig als aussichts-
los abgelehnt. Ihre psychische Problematik wird, so bei-
spielsweise von Otto Kernberg, zu den Stérungen gezahit, fiir
die Psychotherapie nicht indiziert ist. Dieser Sichtweise stellt
der Referent die Erfahrungen seiner eigenen Praxis der psy-
chotherapeutischen Behandlung von Delinquenten entgegen.
Seine Ausfihrungen iiber bestehende Behandlungsmdg-
lichkeiten knUpft er an zahlireiche Beispiele, die allerdings
im vorliegenden kurzen Uberblick nicht gebracht werden
koénnen.

Durch Delinquenz auffallige Personlichkeiten weisen friihe
traumatische Schadigungen und eine ausgepragte Ich-Patho-
logie auf. NarziBtische Stérungen liegen vor. Die Abwehr-
struktur ist von liberwertigen Angsten und Wiinschen be-
stimmt. Haufig zeigt sich Beziehungsunfihigkeit. Soziale
Defizite familidrer und beruflicher Art ergeben sich mit gewis-
ser Zwangslaufigkeit auch auf Grund der speziellen krimi-
nellen und strafrechtlichen Auffalligkeit.

Die Motivation zur Psychotherapie ist bei den aufgefiihrten
Personlichkeitsmerkmalen beeintrachtigt. Patienten zeigen
aggressiv besetztes Selbst- und Fremdbild mit starker Ambi-
valenz zwischen der Sehnsucht nach und der Angst vor sozia-
len Beziehungen. Psychotherapie impliziert narziBtische
Krankung dieser Patienten. Daraus resultieren erhebliche
Stérungen zwischen Therapeuten und Patienten und man-
gelnde Behandlungsmotivation.

Thesen zur psychotherapeutischen Arbeit

— Im Unterschied zur Psychotherapie sonstiger Patienten
sollte der Therapeut die soziale Alltagsrealitat nicht aus-
klammern, sondern sie einbeziehen, d.h. an sie ankniipfen.
So kénnten Probleme der Schuldenregulierung durchaus
Gegenstand der Erdrterung werden.

—~ Regressionsférdernde Aspekte in den Behandlungsstun-
den sind zu vermeiden. So rat der Referent beispielsweise
davon ab, das therapeutische Gesprach mit Patienten im
Liegen (auf der Couch) durchfiihren zu lassen.

— Autonomieeinschrinkende Aktivitaten sind zu vermeiden.
Strikte terminliche Voraussetzungen der Behandiung in
einer langeren Anfangsphase provozieren das Scheitern
der Behandlung. Dagegen empfiehlt sich eine letztlich
nicht auf strikter Einhaltung bestehende Arbeitsallianz.

— Institutioneller Hintergrund und Zwang (z.B. Psychothe-
rapie als Bewahrungsauflage) mindern narziBtische Kran-
kung und erleichtern Behandlung.

Psychotherapie bei delinquenten Patientenist Grenz-
arbeit. Siebeziehtden Hintergrund der sozialen Realitat



mit ein, bedingt also nicht dessen Ausblendung im Sinne
psychotherapeutischer Abstinenz. Die bei anderen psychi-
schen Stérungen von Anfang an erwartete Behandlungs-
motivation wird nicht zwingend vorausgesetzt. Vielmehr ist
deren Entwicklung ein erstes Therapieziel. Nach bisherigen
Erfahrungen lassen sich etwa zwei Jahre fiir diese Phase
veranschlagen. Das weitere Behandlungsziel besteht in der
Entwicklung anderer, stabilerer, weniger selbst- und fremd-
destruktiver Formen der Lebensbewiltigung.

* %k

Workshops: Schlaglichter, Zusammenfassungen und
unvermeidbare Verklirzungen

von Ergebnissen der Arbeitsgruppen, die Berichte zusandten.
Zunachst Anldsse zum Pessimismus, (ber die groBe Masse
der Insassen, die Behandlungsmangel erleben, zu langen
Freiheitsstrafen Verurteilte und von BehandlungsmaBnahmen
Ausgegrenzte. In der Folge die Erérterung von Ambitionen.

1. Vollzug langer Freiheitsstrafen
Thomas SchiiBler, Petra Wachter,
Psychologischer Dienst, JVA Bruchsal

Schwierigkeiten der psychologischen Arbeit mit ,Lang-
strafigen” resultieren aus institutionellen Rahmenbedingun-
gen mit kaum personell versorgten Sicherungsverwahrten,
sogenannten ,Jotenstationen®; einer winzigen Palette von
Bildungs- und Ausbildungsméglichkeiten, besonders in
Frauenabteilungen; mangelnder Kontinuitat der Betreuungs-
arbeit im Regelvolizug und schwieriger Nachbetreuungs-
situation; Arbeitsiiberlastung aufgrund der Zustandigkeit
filr eine zu groBe Zahl von Gefangenen; aus einer pathologi-
sierenden Knastsituation.

Vollzugsplangestaltung: Dilemma besteht zwischen Zeit-
punkt der Inhaftierung und Behandlungsplanung: Gerade
bei zu erwartender langer Haftstrafe (z.B. bei Totungsdelikten)
waren therapeutische Bemiihungen wahrend der Untersu-
chungshaft giinstig. Inhaftierte erweisen sich dann ansprech-
barer als nach dem Strafurteil.

Sinn und Zweck des Vollzugsplanes ist strittig, u.a. wegen
fehlender differentialdiagnostischer Entscheidungshiifen
fir Behandiungsangebote, die sich auf kriminogene Faktoren
beziehen.

Uberlange (mehr als zehnjihrige) Haftstrafen bedingen
~Locher in der Vollzugsplangestaltung. Besonders fatal
wirken sich hierbei die real duBerst beschrankten Angebote
von kleineren Anstalten, beispielsweise von Frauenabteilun-
gen, aus.

Psychohygiene: Die alitagliche berufliche Situation wird
als kunstlich, befremdend, grotesk und pathologisierend
wahrgenommen. Dariiber hinaus werden immer wieder auch
Konflikte und Schwierigkeiten ,mit nach Hause genommen®,
d.h., die bestehenden Arbeitsbedingungen provozieren das
bekannte ,burn-out“-Syndrom. Supervision fehlt.

2. Ausgegrenzte Gruppen im Strafvollzug
Cornelia Wigand, Diplompsychologin, JVA Kaisheim

+Unbehandelt“ bleiben die meisten Gefangenen. Beson-
ders Hilfsbediirftige, oft mangels Fahigkeit, Behandlungs-
fahige, oft mangels Willigkeit, bleiben ausgeschlossen.
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~Selbstausgrenzer” (nicht Behandiungswillige) verhalten sich
legitim, sei es, daB sie BehandlungsmaBnahmen nicht bediir-
fen, sei es, daB sie von ihrem Recht auf personliche Entschei-
dung Gebrauch machen.

Postulate: ,Selbstausgrenzer nicht ausgrenzen - regel-
maBige Beratungsgesprache mit dem Ziel einer ,permanen-
ten Einladung“ — Angebote auch an negativ reagierende
Gefangene.

Kontroverse: Wie weit kann der Behandlungsauftrag zu offen-
sivem Vorgehen, ja zu massivem Druck mittels negativer
Konsequenzen verpflichten? Wie weit ist bei ,,gefahrlichen*
Tatern der Schutz kiinftiger Opfer handlungsleitend?
Begrenzung: Versuch eines in die Personlichkeit eingreifen-
den Zwanges ist unzulassig.

Zwei Behandlungskonzepte fiir psychisch auffallige Min-
derbegabte, psychopathische Stérer und sonstige Hoch-
aufféllige: Spezifisch angepaBte Behandlungsformen fiir
moglichst homogene Zielgruppen (Nachteil der hohen Stor-
anfélligkeit} und alternativ die Integration einzelner ,Pro-
blemfalle” in gut funktionierende ,normale” Gruppen (unspe-
zifische Forderung sozialer Kompetenzen).

3. Wohngruppenvolizug
Markus WeiB, Diplompsychologe, Psych.-Oberrat,
Jugendanstalt Hameln

Wohngruppe ist ein Feld der komplexen Hilfs- und Behand-
lungsangebote, in der ein Aufbau oder die Foérderung positiver
Aspekte des Erlebens und Verhaltens der Gefangenen gegen-
Uiber sich selbst und anderen erfolgen kann.

Die idealtypisch ausgestattete Wohngruppe erfordert:

— ausreichend ausgestattete Einzelzellen und Funktions-
raume sowie Dienstzimmer,

— eine fachlich fundierte Behandlungskonzeption,

~ Regeln fur die Aufnahme in die, sowie fiir evtl. Riickverle-
gung aus der Wohngruppe,

— eine Obergrenze von acht Wohngruppenmitgliedern,

— Leitung durch ein Team aus Fachdiensten und allgemeinem
Vollzugsdienst mit fester Zuordnung,

— weitestgehende Selbstversorgung und Selbstverantwor-
tung der Gefangenen,

— die Delegation weitestgehender Entscheidungskompe-
tenzen in volizuglichen und andere die Wohngruppe betref-
fenden Fragen auf die Teammitglieder seitens des Anstalts-
leiters,

— die Erklarung weitergehender individueller Behandiungs-
bedrfnisse von Wohngruppenmitgliedern durch andere
BehandlungsmaBnahmen auBerhalb der Wohngruppe,

— Supervision fiir die Teammitglieder der Wohngruppe.

Grenzen des Hinnehmbaren: Uberschreitung der Grup-
pengréBe auf liber 20 Gefangene, wenig und fachlich gering
qualifiziertes Personal, fehlende Freizeit- und andere Funk-
tionsrdume, unzureichende organisatorische und auf Ent-
scheidungen bezogene Abgrenzungen gegeniber der
Gesamtanstalt als Wohngruppenvollzug zu bezeichnen ist
Etikettenschwindel, weil fehlende Voraussetzungen zu
erheblichen subkulturellen Entwicklungen flihren; nur ober-
flachlich kann dies als liberal, offen und fortschrittlich bezeich-
net werden.



100 ZfStrVo 2/95

4. Tiefenpsychologische Behandiung
Willi Pecher, Diplompsychologe, JVA Miinchen

Zwei Deliktformen:

— Eine umfaBt die ganze Breite der Personlichkeit mit be-
handlungsbediirftigen Anteilen (z.B. bei Beziehungsdelik-
ten). Bearbeitung durch ,szenisches Verstehen® (Lorenzer)
als ,Spiegelbildphanomen“ mit Parallelen zwischen
Lebensgeschichten, Delikt, Verhalten und Erleben in Haft.

— Andere Delikte betreffen eine Facette der Persdnlichkeit
(z.B. Einbriiche, Diebstahl), Klienten mit wenig Erklarungs-
bedarf. Er, der Klient, meint vielfach zu wissen, warum er
straffallig wurde (,Ich brauchte Geld*). Weitgehende Deu-
tungen erhdhen den Widerstand.

Rollenkonflikte: Trennung zwischen behandelndem und
prognostizierendem Psychologen ist glinstig. Grundsatz-
lich dem Klienten Rollentransparenz verdeutlichen, z.B.
Prognosegutachten, etwa nach nicht erhaltenen Lockerun-
gen, besprechen und sich ergebende Konsequenzen in der
Therapie bearbeiten. Vor auftretenden Konflikten und Ent-
tduschungen sollte bereits tragfahige Beziehung zustande
gekommen sein. Ahnlicher Balanceakt bildet die Rollen-
kombination Behandler-Leiter. Gruppentherapien mit mehr
Problemen des ,Hier und Jetzt” sind gegen Rollenkombina-
tionen weniger stoéranfallig. Doch auch hier ist Rollentrans-
parenz herzustellen.

(Treffen tiefenpsychologisch orientierter Psychologen im
Justizvolizug, Herbst 1995, Anfragen und Meldungen an:
Willi Pecher, ConnollystraBe 16, 80809 Miinchen, Telefon:
(089) 69922394 oder (089) 354 1437).

5. Drogenabhingige
Henner Wiencke, Diplompsychologe, Reg.-Direktor,
JVA Amberg

Die Zahl Drogenabhéngiger bzw. -gefahrdeter ist weitaus
groBer als die nach BtMG Verurteilter. Laut BKA ist fast jeder
zweite Diebstahl in/an/aus Kfz, jeder dritte Gebaude- bzw.
Wohnungseinbruch und jeder fiinfte Raub Beschaffungskti-
minalitat (BKA Jahresbericht 1991). Wesentliche Aufgabe
des Strafvollzuges ist die Motivation slichtiger Gefangener
zur Therapie. Es gibt Hinweise auf niedrigere Abbruchquoten
und langfristig groBere Stabilitat unter justitiellen Zwangen
als bei Therapien ohne diese Einwirkung (siehe dazu Referat
von Egg, val. Biihringer, 1991).

Im Rahmen dieser Motivationsarbeit hat der Vollzug fol-
gendes zu leisten:
Durchfuhrung des kérperlichen Entzugs,
bisher noch nicht mit Drogen konfrontierte Gefangene vor
dem Kontakt mit Rauschgift zu schiitzen,
gefahrdete, aber nicht abhéngige Inhaftierte so zu stabili-
sieren, daB sie keine Drogen nehmen und
suchtkranke Gefangene zu einer an den Strafvolizug an-
schlieBenden Langzeittherapie befahigen.

6. Sexualtherapie
Renate Maschwitz, Diplompsychologin, Sozialthera-
peutische Abteilung fiir Sexualtater, JVA Miinchen

Teilnehmer behandelten personliches Bild vom Sexualtater
nach Fremdbildform des GieBen-Tests. Trotz Auffassung,
daB es nicht ,den“ Sexualtéter gibt, zeigten sich dennoch

Tendenzen in Richtung auf eine negativ resonante, depressive,
retentive und im sozialen Kontakt impotente Personlich-
keitsstruktur.

Dem Bedeutungsgehalt des Symptoms ,Sexualdelikt*
liegt ein psychodynamisches Verstandnis zugrunde. Im Zen-
trum liegen Konflikte auf der Beziehungsebene; d.h. das
Sexualdelikt dient nicht-sexuellen Bedtirfnissen und Motiven.
Die Straftat kann — analog zu Stoller — als Reinszenierung
friiherer traumatischer Erlebnisse verstanden werden mit
dem damit verbundenen Wunsch, das Trauma zu Uberwinden
und somit ungeschehen zu machen.

Im Delikt werden grundlegende Regeln des menschlichen
Zusammenlebens verletzt. Therapie beginnt bei Sozialisa-
tionsbedingungen, d.h. bereits beim alltdglichen Umgang
der Geschlechter miteinander. Ein Gruppentherapieprotokoll
veranschaulichte, wie auch auf einer Mikroebene, d.h. in all-
taglichen Situationen Beziehungsmuster auftreten, die immer
mit dem Delikt in Verbindung stehen.

Der der Sexualstraftat zugrundeliegende Konflikt driickt
sich als Wunsch und dessen Abwehr auf der Beziehungs-
ebene zu den Therapeutinnen und Therapeuten, zu den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern der Sozialtherapeutischen
Einrichtung, etc. aus und 1381 sich in der Gegenlbertragung
erfahrbar machen. Aus diesem Grunde ist ein besonderes,
wichtiges Kriterium fiir die Therapie mit Sexualtatern eine
profunde Selbsterfahrung der Therapeutinnen und Thera-
peuten, sowie eine kontinuierliche Supervision der Tatigkeit.

7. Leitungsfunktionen
Wilhelm Réttier, Jorg Alisch, Diplompsychologen,
JVA Neumiinster

Psychologen arbeiten als Abteilungs- und Anstaltsleiter.
In einzelnen Bundeslandern werden sie jedoch als solche
nicht eingesetzt. Viele Psychologen streben Leitungsauf-
gaben nicht an. In Aufsichtsbehérden sind Psychologen in
allen relevanten Bereichen tétig. Dennoch gibt es auch hier
wiederun groBe Unterschiede zwischen den Bundesiédndem.

Unbefriedigend: Es bestehen keine vorgegebenen Wege
fur Psychologen in Leitungsfunktionen. Wahrend fiir andere
Mitarbeiter des héheren Dienstes Arbeitsgebiete definiert
sind, sind bei Psychologen keine oder sehr eingeschrénkte
berufliche Perspektiven vorgegeben. Nach Landervergleich
scheint ein langjahriges ungeregeltes ,Hindurcharbeiten
von kleineren zu umfassenderen Leitungsfunktionen Ublich,
so sich jemand daflir entscheidet.

Ausweitung des Tatigkeitsbereichs von Psychologen:
Hinzu kommen die Ausarbeitung von Vollzugskonzepten fiir
spezielle Bereiche und ganze Anstalten, Offentlichkeitsarbeit,
LJalte Zépfe in Frage zu stellen” u. a. m. Erforderlich erscheint,
den Sicherheitsbegriff, der traditionell dem Behandlungsbe-
griff entgegengesetzt wird, neu zu definieren. Polarisierung ist
schadlich fir die zunehmende Differenzierung und Offnung
nach innen.

Vorschldge: Einweisungszeiten fiir Psychologen wie auch
flir andere Mitarbeitergruppen, u. a. bei der Oberbehérde
bzw. in der Anstaltsleitung anderer Anstalten. Verbindliche
Einweisungspline fiir Psychologen. Einfihrung in Leitungs-
funktionen fiir Psychologen in allen Bundeslandern.



Alle Teilnehmer vereinbarten die Fortfiihrung der Arbeits-
gruppe , Leistungsfunktion“ bei weiteren Kongressen.

8. Systemische Ansétze
Jorg Jesse, Diplompsychologe, JVA Hameln

Systemisch orientierte Begegnung mit Gefangenen geht
u. a. von vollzugsspezifischen Annahmen aus:

— Es ist unméglich, ein ,wahres” Abbild von der (Vollzugs)-
Wirklichkeit zu erlangen.

~ Daman nicht beobachten kann, ohne selbst daran beteiligt
zu sein, gibt es folglich eine Vielzahl von beobachterab-
hangigen (Volizugs-) Wirklichkeiten (Gefangene — Mitar-
beiter — Mitarbeiter in unterschiedlichen Funktionen und
mit unterschiedlichen Auftragen pp.).

— (Vollzugs-) Wirklichkeit(en) werden konstruiert. Unter-
schiedliche Konstruktionen erdffnen unterschiedliche
Mdglichkeiten, Chancen und Grenzen.

— Die Konstruktion der Wirklichkeiten geschieht Gber Spra-
che: ,Alles, was gesagt wird, wird von einem Beobachter
gesagt.” (Maturana) Konsensuelle Realitaten entstehen
durch gemeinsame oder dhnliche Wirklichkeitsbeschrei-
bungen unterschiedlicher Personen.

Genannte Annahmen legen unter anderem folgende MaB-
nahmen fir die Begegnung mit dem Gefangenen nahe:

Kldrung des Begegnungskontextes: Wer kommt zu mir —
wie kommt er zu mir?
Kldrung der interventionsebene: Was ist hier zu tun, bin ich
der richtige Adressat fiir diese Form der Intervention, erziehe
ich, obwohl ich glaube zu therapieren?
Therapie hat das Ziel, Lebensprobleme zu 16sen. Der Klient
bestimmt in einem zeitlich begenzten Raum die Ziele selbst.
Erziehung ist als zeitlich eher unbegrenzter Prozel3 zu sehen,
indem von auBen bestimmte Ziele moglichst erfolgreich an
einem ,Z6gling” vollzogen werden (Verhaltenspsychologie).
Beratung meint das Aufzeigen von mehreren Alternativen.
Diese werden in einem zeitlich begrenzten Rahmen zur Ver-
figung gestellt, der zu Beratende entscheidet (iber die
Auswahl.
Begleitung ist ein zeitlich meist offenes — weder therapeuti-
sches noch erzieherisches — Stlitzungs- und Starkungsver-
halten.
Kldrung des Beziehungsmusters: Wie stellt sich mir der
Gefangene als Ergebnis der ersten Sitzung dar? ......

b ¢

Podiumsdiskussion am 14.10.1994 (AbschluBveranstaltung)
mit:

Dipl.-Psychologin Astrid Barth, Leiterin der Sozialtherapeu-
tischen Anstalt Bergedorf, Hamburg; Prof.Dr. Rudolf Egg,
Stellveriretedender Direktor der Kriminologischen Zentral-
stelle e.\,, Wiesbaden; Prof.Dr. Friedrich Losel, Leiter des In-
stituts fur Psychologie | der Universitat Erlangen; Prof.Dr.
Dr.h.c. Heinz Miiller-Dietz, Universitat Saarbriicken; Prof.Dr.
Georg Wagner, Psychologisches Institut der Universitat
Miinchen; Dipl.-Psychologin Cornelia Wigand, Justizvoll-
zugsanstalt Kaisheim.
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Moderation:
Dipl.-Psychologe Henner Wiencke, Justizvollzugsanstalt
Amberg

Zwei Kurzdarstellungen zu Beginn, aus einer Anstalt des
Regelvollzugs (Kaisheim, Bayern), sowie aus einer Sozial-
therapeutischen Anstalt (Bergedorf, Hamburg) zeigten Pola-
ritaten auf, innerhalb derer Behandlung im Justizvollzug
stattfindet.

Wigand: Regelvollzug verschiebt Vollzugsziel der Reso-
zialisierung zu dem der Sicherheit und der Siihne. Das hat
traditionell Konsens bei Personal und Gefangenen. Behand-
lung ist dagegen nicht konsensfihig. Es gibt ,Inseln der
Behandlung®, ,Wasser dazwischen” ist Alltag der Gefange-
nen, der sich den gesetzlichen wie den informellen Zwecken
der Institution entzieht. Fazit: Behandlungsideologie modifi-
zieren, ,ehrlicher” gestalten, im Rahmen des Méglichen, in
Richtung auf Angleichung (s.u.), auf Minderung von Haft-
schaden und auf Humanitat.

Barth: Sozialtherapie in Bergedorf (mit ca. 30 Sexualtatern)
vertritt als Basisphilosophie unter anderem folgende Rege-
lungen: Vollzugsgestaltung im Alltag sieht keine Trennung
zwischen dem Leben der Insassen und dem des Personals
vor. Besuch von Angehdrigen in Haftraumen, sexuelle Kon-
takte mdglich. Gefangene verfiigen Gber eigenes Geld. Keine
Beruhigungszellen. Entlassungen werden gem. § 124 StVollzG
mit einem Sonderurlaub aus der Anstalt bis zu einem halben
Jahr eingeleitet. Das gem. § 3 Abs. 1 StVolizG ,,den allgemei-
nen Lebensverhaltnissen soweit als moglich angeglichene”
Anstaltsleben ist therapeutischer Ort, an dem Behandlung
in Form von Einzeltherapie durchgefiihrt wird.

Zu dem Beispiel einer in traditionellen Zielen befangenen
Institution und einer primar am Angleichungsgrundsatz (§ 3
Abs. 1 StVollzG) orientierten sozialtherapeutischen Einrich-
tung werden folgende Perspektiven entwickelt:

Miuiller-Dietz: Vollzug ist Spiegelbild der Gesellschaft. Pro-
bleme der Gesellschaft (Drogen, Aids, soziale Benachteili-
gung, ethnische Konflikte ...) treffen sich focusartig unter
Bedingungen der Ausgrenzung. Die Absicht, unter solchen
Umstanden zu behandeln, ist paradox. Das wurde mir 1969
mit dem Buchtitel ,,Erziehung zur Freiheit durch Freiheitsent-
zug” deutlich. Einsperrung lauft grundsatzlich dem Ziel der
Resozialisierung entgegen. Es gibt allerdings Tater, bei denen
eine sinnvolle Alternative zum geschlossenen Vollzug fehit.
Die Frage, ob wir Freiheitsentzug auf Dauer brauchen, ist
offen. Vollzug kann seine Zukunft nur in einer zunehmenden
Offnung sehen. Was fiir die Strafrechtsprechung im 19. Jahr-
hundert Errungenschaft war, namlich das &ffentliche Straf-
verfahren, ist analog die Zukunft des heutigen Strafvollzugs,
namlich der offene Vollzug. Vier kollektive Erwartungen
— Rache, Siihne, Siindenbockreaktion, Vergeltung - sind
dabei als gegenlaufige Strémungen zu betrachten.

Egg relativiert vollzuglichen Zwang unter Hinweis auf seine
Untersuchungen. Der dargelegte Regelvollzug (Wigand)
reprasentiere das ,geheime Ziel des Strafvollzugs®, das
Weggeschlossenwerden der gefaten Straftater.

Barth: Die Sozialtherapeutische Anstalt sollte Modellcha-
rakter fur den sog. Normalvollzug erhalten. Die Siindenbock-
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sondere bei der Regulierung ihrer Schulden behilflich sein zu
kénnen. Dieser bundesweit erste Entschuldungsfonds erhielt
den Namen ,Die Briicke-Stiftung, Eingliederungshilfswerk Han-
nover und kann nun auf das zwanzigjahrige Bestehen zuriick-
blicken. In einer Feierstunde konnte Bilanz gezogen werden.

Insgesamt konnten 861 Entschuldungen durchgefiihrt werden.
Dabei wurden Gesamtschulden von 28,32 Mio. DM bei 5145
Glaubigern durch Vergleiche von 4,24 Mio. DM abgeldst. Dies
entspricht einer Vergleichsquote von durchschnittlich 15 %. Der
allergroBte Teil der Darlehen ist zuriickgezahlt worden; die vélligen
Ausfalle sind ausgesprochen gering. Dies liegt wohl auch daran,
daB immer darauf geachtet wurde, daB die Schulden derart redu-
ziert wurden, daB der Hilfeempfanger die restlichen Schulden in
einem Uberschaubaren Zeitraum von etwa drei Jahren zur{ick-
zahlen konnte.

Das Kuratorium der Briicke-Stiftung hatte von Anfang an fest-
gelegt, daB den ausgewihlten Straffalligen Darlehen aus eigenen
Mitteln zinslos gewédhrt werden sollen. Die Verhandlungen mit
den Glaubigern wurden stets direkt von der Stiftung geflihrt. Die
Entschuldungen konnten aber nur erfolgreich verlaufen, da eine
gute Zusammenarbeit mit der Betreuungsperson (meist Bewah-
rungshelfer/innen) bestand, die die Betreuung des Straffalligen
wéhrend der Entschuldung durchfiihrte.

Die Briicke-Stiftung wurde auch haufiger von Inhaftierten gebe-
ten, die Regulierung der Schulden schon wahrend der Haftverba-
Bung durchzufiihren. Dies wurde lediglich bei einigen Freigéngern
ermoglicht. Generell besteht die Auffassung, daB wahrend der
Haftverb(iBung nicht nur kein ausreichendes Einkommen zur Ver-
fugung steht, sondern auBerdem auch keine gesicherte Prognose
abgegeben werden kann, ob der Antragsteller nach der Entlassung
dauerhaft wirtschaftlich in der Lage ist, Schulden abzuzahlen
und ob es ihm gelingt, seine verschiedenen Probleme erfolgreich
zu bearbeiten.

Es wurde festgestellt, daB ein Entschuldungsfonds auch in
Zukunft bendtigt wird, um einzelnen iiberschuldeten Straffalligen
entsprechend helfen zu kénnen. In Zukunft wird aber die Bedeu-
tung einer Schuldnerhilfe wachsen, die liberschuldeten Menschen
Beratung und Betreuung anbietet, ohne immer das Ziel einer vol-
ligen Beseitigung des Schuldenproblems anzustreben. Aus die-
sem Grund hat die Briicke-Stiftung 1992 eine Beratungsstelle
eingerichtet, in der straffalligen Personen aus Stadt und Landkreis
Hannover Hilfe beim Schuldenproblem angeboten wird. Es wurde
bedauert, daB fir die Schuldnerhilfe die Finanzierung nicht gesi-
chert ist, da nach Ablauf der Forderung des Arbeitsamtes nur
Absagen der 6ffentlichen Stellen eintrafen.

Die Briicke-Stiftung hat zum 20jahrigen Bestehen eine kleine
Broschiire herauszugeben, die gegen 3 DM Porto angefordert
werden kann. Die Anschrift lautet: Die Bricke-Stiftung, Deister-
straBe 64, 30449 Hannover.

Zur Entwicklung des niedersachsischen
Justizvollzugs

Nachdem im Jahr 1990 die Belegung der niedersachsischen
Justizvollzugsanstalten und Jugendarrerstanstalten mit durch-
schnittlich 4939 Personen ihren niedrigsten Stand seit 1971 er-
reicht hatte, ist die Belegung in den drei folgenden Jahren um 557
angewachsen und erreichte 1993 einen Durschnitt von 5496 Per-
sonen. Diese Entwicklung scheint abgeschlossen zu sein: Inden
ersten zehn Monaten des Jahres 1994 lag die Durchschnittsbele-
gung bei 5475 Gefangenen. Dies ist auf die Stabilisierung der
Zahl der Untersuchungsgefangenen bei etwa 1 300 sowie auf den
leichten Riickgang der Zahl der Abschiebungsgefangenen und
der Jugendstrafgefangenen zurlickzufihren. Trotz dieses Anstiegs
der Gefangenenzahlen liegt Niedersachsen mit 72 Gefangenen je
100.000 Einwohner deutlich unter der Vergleichszahl! der ibrigen
alten Bundeslander (88).

Die Zahl der auslandischen Gefangenen hat sich in den letzten
vier Jahren mehr als verdoppelt (von 615 am 31.3.1990 auf 1414
am 31.3.1994), erheblich zugenommen hat die Zahl der Gefangenen
aus ost- und siidosteuropaischen Landern.

Die Kosten des Vollzuges je Gefangenen und Tag beliefen sich
im Jahr 1993 auf DM 116,55 (ohne Ausgaben fur Neu-, Um- und
Erweiterungsbauten).

»Psychisch gestdrte Rechtsbrecher und
struktureller Wandel der Gesellschaft“*

DaB die Polen den Deutschen nicht unvoreingenommen gegen-
Uberstehen, ist nachzuvollziehen; jeder flinfte polnische Staats-
biirger — insgesamt sechs Millionen Menschen —wurde Opfer der
Nationalsozialisten. Dennoch hat es Beziehungen zwischen Polen
und Deutschen bereits kurz nach dem Krieg gegeben, auch zwi-
schen Psychiatern. Aus diesen Kontakten heraus, die Mitte der
achtziger Jahre zunahmen, kam es zur Griindung der ,,Deutsch-
Polnischen Gesellschaft fiir Seelische Gesundheit e.V." in Minster,
deren Vorsitzende Prof.Dr. Adam Szymusik, Krakau, und als sein
Vertreter Prof.Dr.Dr. Klaus Dorner, Gutersloh, sind. In Zusammen-
arbeit mit der ,,Abteilung flir Soziale Pathologie des Lehrstuhls fur
Psychiatrie, Collegium Medicum der Jagiellonischen Universitéat
Krakau“ und dem , Europdischen Forschungsverbund Forensisch-
Soziale Psychiatrie* wurde in Krakau ein wissenschaftliches Kollo-
quium zu Themen der forensischen Psychiatrie veranstaltet, wobei
das Organisationskomitee unter dem Vorsitz von Dr. Josef K.
Gierowski (Krakau) vorbildliche Arbeit leistete.

Die Teilnehmerliste enthalt die Namen von ca. 120 Arztinnen
und Arzten, Psychologinnen und Psychologen, Soziologinnen
und Soziologen, Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeitern, Juri-
stinnen und Juristen sowie Fachleuten aus der Verwaitung und
dem Polizeidienst, davon 77 Teilnehmerinnen und Teilnehmern
aus Polen, 29 aus Deutschland, fiinf aus den Niederlanden, je vier
aus Litauen und der Ukraine sowie je eine(n) aus England und
Osterreich. Inhaltlich wurde das intensive zweitigige Programm
hauptsachlich von etwa viertel- bis halbstlindigen Referaten in
polnischer oder deutscher Sprache ausgefiillt, wobei simultan in
die jeweils andere KongreBsprache Gbersetzt wurde.

In seinen BegriiBungsworten und dem Erdffnungsreferat wies
Szymusik darauf hin, daB seit der Demokratisierung in Polen 1989
bestimmte Probleme zugenommen haben, ndmlich Alkohol- und
Drogenkonsum, Selbstmorde und Kriminalitat. in Polen habe es
— anders als in der Sowjetunion — keinen politischen MiBbrauch
der Psychiatrie gegeben; allerdings seien die Menschenrechte
nicht immer beachtet worden. Ein Gesetz, das die Zwangsunter-
bringung regelt, sei erstjetzt fertiggestellt worden, es werde 1995
in Kraft treten. Auch von Gorski und Florkowski (Lodz) wurde
Gber den Anstieg der Kriminalitat, liber Massenarbeitslosigkeit,
Pauperisierung einzelner Bevolkerungsgruppen und die Anderung
der Moralvorstellungen seit der Wende 1989 berichtet. Malec
(Warschau) stellte anhand einer Analyse der Totungsdelinquen-
ten des Jahres 1991 Uberlegungen an, wie Tétungsdelikte, die
sich in den letzten vier Jahren fast verdoppelt hatten und bei denen
oft Alkohol im Spiel gewesen sei, verhindert werden kénnten.

Zur gegenwartigen Lage der forensischen Psychiatrie in Polen
referierten Heitzman und Rutkowski (Krakau), Giszewski (Pruskowy),
Kocur und Florkowski (Lodz). Es gibt gut 900 dieser Patienten,
die in 30 psychiatrischen Krankenhadusern untergebracht sind,
spezielle Hauser oder Abteilungen flr diese Klientel gibt es bis-
lang nicht. bei den Diagnosen (berwiegt die Schizophrenie (56 %),
eine Personlichkeitsstérung ist nur in 1,2 % der Fille die Haupt-
diagnose. Gewalt- und Sexualdelikte sind vorherrschend, der
Anteil der Totungsdelikte betragt 34 %. Das therapeutische Ange-
bot sei bescheiden und bestehe nur aus Diagnostik und Sicherung.
Das System — ein ,Rachesystem*, in dem die Wirde des Patienten
verletzt werde — sei krank, man wolle es mit westlicher Hilfe aus-
bauen. Zwar sei bereits die psychologische Sichtweise, aber noch
kein therapeutisches Klima eingefiihrt worden.

Bei den deutschen Referenten gab es zum Gliick keine Besser-
wisserei, es handelte sich durchweg um sachliche Darstellungen.
Rotthaus (Koln) bedauerte, daB psychisch kranke Strafgefangene
in Deutschland nicht im MaBregelvollzug behandelt werden und
forderte psychiatrische Einrichtungen innerhalb des Strafvolizugs

* Bericht iber das Wissenschaftliche Kolloguium vorn 20.-22.10.1994 in Krakau, Lehr-
stuhl fiir Psychiatrie am Collegium Medicum der Jagieflonischen Universitat



auch fir NRW. Ferner berichtete er Uber Klimadnderungen im
deutschen Strafvollzug, die sich in den letzten drei Jahrzehnten
beobachten lieBen; es werde nicht mehr so autoritar vorgegan-
gen, friher sei es ruhiger gewesen, aber heute gebe es nicht
mehr so viele Durchbriiche, die Aggression finde mehr auf verbaler
Ebene statt. Payk (Bochum) referierte (iber den EinfluB des , Broken
home* auf die spitere Sozialisation. Burdinski (Bethel) stellte die
Vor- und Nachteile eines zentralen bzw. dezentralen MaBregel-
vollzugs gegentiber, wobei er hervorhob, daB sich beides durchaus
nicht ausschlieBe. Popp (Salzburg) sprach iber Probleme der
Gefahrlichkeitsprognose; er stellte heraus, daB sich der Psycho-
loge auf seinen Fachbereich beschranken solle.

In seinem Bericht liber die ambulante psychiatrische Behandlung
in Amsterdam kritisierte Baars (Maastricht) die mangelhafte Zusam-
menarbeit der vielen zusténdigen Stellen. Bolwijn, Beuzelijnck
und v.d. Bergh (Limburg, NL) referierten Uber das soziale Netzwerk
von Brandstiftern, iiber positive Erfahrungen mit der Arbeitsstrafe
als Alternative zur Gefangnisstrafe bzw. Uiber die Begutachtung
und Behandlung von psychisch gestorten Rechtsbrecherninden
Niederlanden, wobei die zunehmend wichtigere Rolle der Psycho-
logen hervorgehoben wurde. Uber die Arbeit auf einer forensisch-
psychiatrischen Abteilung in Litauen berichtete Macziuniene
(Vilnius).

In einem Panel (Stichprobe. Die Schriftleitung) wurden die
Probleme der Rechte der forensischen Patienten behandelt. Es
beteiligten sich Fachleute aus Polen (Pobocha), Litauen (Dasz-
kewicz, Survulaite), der Ukraine (Doliszna), GroBbritannien
{Davison) sowie den Niederlanden (Baars, v.d. Bergh). In einem
weiteren Panel (Stichprobe. Die Schriftleitung) wurde die inter-
disziplindre Zusammenarbeit zum Thema gemacht. Szaszkie-
wicz berichtete liber seine Erfahrungen als polnischer Gefang-
nispsychologe, Obuchowicz (Rybnik) (iber Konzepte zur visu-
ellen Wahrnehmung in der Forensik, Kniazycki und Hansel
(Rybnik) {iber die Vorteile einer forensisch-psychiatrischen
Abteilung an einem allgemeinen Krankenhaus, Pawlik (Krakau)
Uber eine psychologische Untersuchung zum Aggressivitits-
niveau von Strafgefangenen, ein Beamter der Polizeikomman-
datur uber die Hilfe von Psychologen bei der Ermittlung von
Tatern, Lesniak (Krakau) Uber die Probleme von Kriseninterven-
tionszentren und Gretenkord (Haina) iber Erfahrungen mit der
Behandlung von psychisch gestorten Rechtsbrechern in einer
deutschen Spezialklinik.

Bei einem Gesellschaftsabend in einem der vielen gemiitli-
chen Kellerlokale in Krakau, einer traditionsreichen, schénan und
leben-
digen Stadt, bestand Gelegenheit zum intensiven Meinungs-
austausch, ebenso natirlich auch in den Pausen zwischen den
durchweg interessanten und informativen Referaten. Ein Tagungs-
band ist in Vorbereitung.

Lutz Gretenkord

40 Jahre Fliedner-Haus GroB3-Gerau

Das Fliedner-Haus, Freigangerhaus und Ubergangsheim fiir
junge Gefangens, ist 1994 40 Jahre alt geworden. Dieses Ereig-
nis war AnlaB fiir den Fliedner-Verein Rockenberg und dessen
ersten Vorsitzenden, Prof.Or. Alexander Bohm, die Entstehung,
Geschichte und heutige Situation des Hauses im Rahmen einer
48seitigen Broschire zu dokumentieren. An der Entstehung und
Herausgabe der Schrift waren neben dem Fliedner-Verein und
seinem ersten Vorsitzenden vor allem der langjahrige Leiter des
Hauses, Lothar GroB, der 1993 mit Vollendung seines 65. Lebens-
jahres in den Ruhestand getreten ist, und der Leiter der JVA Rok-
kenberg, Dr. Johannes Fleck, maBgeblich beteiligt.

Die Schrift informiert mit einer Vielzahl von Beitrdgen sowie mit
amtlichen Dokumenten, Presseartikeln, Fotos und Karikaturen
Uber den Werdegang des Hauses und die Arbeit, die dort seit
1954 geleistet wird. Diese Arbeit hat nicht zuletzt dadurch 6ffent-
liche Anerkennung gefunden, daB Lothar GroBB nach 16jihriger
Leitung des Hauses 1981 fiir seine Verdienste um die Sozialisierung
junger Straffalliger mit dem Bundesverdienstkreuz ausgezeich-
net wurde. In Schreiben von Prof.Dr. Max Busch (1981), voi rnein-
land-pfélzischen Minister der Justiz Peter Caesar {(1992) und von
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der hessischen Staatsministerin Dr. Christine Hohmann-Dennhardt
(1993) wurden diese Verdienste ausdriicklich gewirdigt; sie sind
gleichfalls in der Broschure abgedruckt.

Im einzelnen enthalt die Schrift folgende Beitrage:

— Freigang als Realitatstraining bei sozialer Bedurftigkeit (Dr. Jo-
hannes Fleck)

— 40 Jahre Fliedner-Haus GroB-Gerau (Prof.Dr. Alexander BGhm)

— Eine Dekade GroB-Gerau oder die 80er Jahre (Aus den Erfah-
rungen eines Anstaitsleiters) (Gernot Kirchner, Leiter der JVA
Wiesbaden)

— Ganz einfache Schwierigkeiten (Erfahrungsbericht von Lothar
GroB, ehem. Leiter des Fliedner-Hauses)

— Das Fliedner-Haus heute (Kingl-Klink, Leiter des Fliedner-
Hauses)

— Meine Begegnung mit dem Fliedner-Haus GroB-Gerau und
seinem Leiter Lothar GroB (Rechtsanwalt Dr. Thomas Schalt,
Freiburgi.Br.)

— Das Fliedner-Haus — ein Beispiel fiir eine lebensnahe Padago-
gik (Walter Rieger, Rektor, JVA Laufen)

— Das Fliedner-Haus GroB-Gerau. Jugendstrafvollzug und Erzie-
hungssituation (Dr. Richard Reindl, Fachreferent fir Straffalli-
genhilfe beim Sozialdienst Katholischer Manner, Disseldorf)

— Meine Arbeit im Fliedner-Haus. Dokumentation aus der Sicht
eines Aufsichtsbediensteten (Wolfgang Heidenreich, ehem.
Bediensteter des Fliedner-Hauses)

— Die wichtigste Zeit in meinem Leben (Bernd Perschke)

~ Puppenspiel im Strafvollzug (Lothar GroB})

— Im Unruhestand (Ernst Spangenberg, ehem. Vollstreckungsleiter
flir das Fliedner-Haus)

AufBerdem hat der Kiinstler Gernot Schwaiger ein Portrait von
Lothar GroB8 in Form eines Schrift-Bildes (Feder und Tusche)
beigesteuert.

MitMensch e.V. stellt Programm 95 vor

Schon im November 94 traf sich der Vorstand des Landesver-
bandes Hessen zu einer Tagung im Schwarzwald, um das Pro-
gramm und die Leitlinien fiir 1995 zu erarbeiten.

Der Verein MitMensch, der seit Marz des letzten Jahres besteht
und sich mit der Problematik von Inhaftierten und deren Ange-
hérigen auseinandersetzt, konnte bisher einen enormen Zulauf
verzeichnen. Neben der Betreuungsarbeit, die auch 95 im Vorder-
grund stehen wird, werden div. Projekte gestartet.

So wird u.a. die Sozialreferentin, Frau Pichler-Zabinski, mit ihrer
Stellvertreterin, Frau Uta Ludwig, einige Gesprachsrunden fur
Angehdrige von Inhaftierten leiten. Dabei stehen die Kraftreserven
der angeschlagenen Familien besonders im Vordergrund. auch
eine Gruppe fir Betroffene, die bisher mit Alkohol zu tun hatten,
steht auf dem Programm. Die Beisitzerin, Frau Lange, wird Ge-
sprachsgruppen speziell zur Thematik Frau, Familie und Knast
leiten. Informationsabende fiir Betroffene und Leute, die mit der
Problematik zu tun haben, seien es Vereine, Beamte oder Rechts-
anwalte, stehen ebenso 1995 auf dem Programm wie einige Info-
stinde. Geplant ist auch eine Art Patenschaft fiir betroffene Fami-
lien, die in der Regel von der Gesellschaft ausgeschlossen werden.
Mit dem 01.01.95 wurde ein weiterer Landesverband in Bayern
sowie eine Beratungsstelle in Hessen-Nord (Kassel) ins Leben
gerufen, um vor Ort auch handlungsfahig zu sein.

Des weiteren wurde auf der Tagung ein Forderungskatalog
erarbeitet, der Inhaftierten die Wiedereingliederung in die Gesell-
schaft erleichtern bzw. die Anhérigen vor Repressalien wie z.B.
einer Wohnungskiindigung schiitzen soll.

Ebenfalls neu ist, daB kiinftig zu den Vorstandssitzungen Gaste
von &ffentlichen Institutionen eingeladen werden. Damit erhofft
sich der Verein weitere Unterstiitzungen in der bisher erfolgreichen
Arbeit.

Der Vorstand umfaBt im Moment 15 ausschlieB3lich eherenamt-
liche Mitarbeiter, die neben der Betreuung der liber 400 Mitglieder
auch die Kontakte zu Justizvollzugsanstalten und Ministerien
intensivieren werden.

Der 1. Vorsitzende, Paul Struller, und seine Stellvertreterin,
Christine Heilsberger, wollen den Vorstand noch um drei Personen
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ausbauen, um in der Betreuungsarbeit kiinftig schneller reagieren
zu kdnnen.

Weitere Informationen gibt die Geschéftsstelle, an die sich Inter-
essierte und auch Betroffene montags, mittwochs und donners-
tags jeweils ab 20.15 Uhr wenden konnen.

(Pressemitteilung MitMensch e.V. Strafvollzug und Gesellschaft,
Geschéftsstelle: RGmerstraBe 53, 64291 Darmstadt, vom 13.01.95)

Der Prisons Ombudsman (Gefangenen-
beauftragter) fur England und Wales

Im Berichtsjahr (April 1993 bis Marz 1994) wurde (erstmalig —
die Schriftleitung) das Amt des Gefangnisbeauftragten ausge-
schrieben, und im April 1994 gab der Home Secretary (Innenmini-
ster) die Ernennung von Sir Peter Woodhead bekannt. Dieser
begann mit der Untersuchung von Eingaben im Oktober 1994.
Gefangene, die mit dem bisherigen Beschwerdesystem nicht
zufrieden sind, haben nun eine weitere Stelle, an die sie sich wen-
den kdnnen. Ein solches unabhangiges Element im Beschwerde-
system war vom Woolf Report (besprochen in dieser Zeitschrift
1991, 195 ff. [200]) empfohlen worden.

Der Gefangnisbeauftragte kann die Beschwerden einzelner
Gefangener Uber alle Angelegenheiten des Gefangniswesens
einschlieBlich der privatgefiihrten Anstalten und der an Private
lbertragenenen Dienstleistungen untersuchen. Ausgenommen
jedoch sind die Entscheidungen des Innenministers zur Bestim-
mung der vorzeitigen Entlassung von Gefangenen, die eine vom
Gesetz zwingend vorgeschriebene lebenslange Strafe verbuBen.
Der Gefangnisbeauftragte kann nicht Beschwerden bearbeiten,
die Organisationen auBerhalb des Gefangniswesens betreffen.

Der Geféngnisbeauftragte kann dem Generaldirektor des Ge-
fangniswesens oder dem Innenminister Vorschlage unterbreiten.
Er hat eine Frist von acht Wochen fiir die Untersuchung und Beant-
wortung von Beschwerden; eine verlangerte Frist von zwolf
Wochen gilt fur besonders schwierige Beschwerdeangelegen-
heiten. Die Gefangnisverwaltung wird durch die Ubermittlung
von Informationen zur Unterstitzung der Untersuchungen ver-
trauensvoll mit dem Geféangnisbeauftragten zusammenarbeiten.

Der Ombudsman wird dem Innenminister einen Jahresbericht
erstatten, der verdffentlicht und dem Parlament vorgelegt werden
wird.

Prison Service Annual Report And Accounts April 1993 March
1994, HM Prison Service, HM Stationary Office, London 1995.

Ehrenamtliche Straffalligenhilfe

Tagung vom 9. bis 11. Juni 1995 in der Evang. Akademie
Bad Boll, Tag.-Nr.: 031195

Unser Land ist — laut Art. 20 Abs. 1 Grundgesetz —ein demokra-
tischer und sozialer Bundesstaat. Darum sind ehrenamtlich Tatige
auch in der Straffalligenhilfe unverzichtbar.

Die Tagung soll informieren Giber Rechte und Pflichten ehren-
amtlicher Mitarbeiter(innen), (iber aktuelle Entwicklungen in der
Strafrechtspflege und im Strafvollzug sowie Gber ehrenamtliche
Straffélligenhilfe in Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft.

Ehrenamtlich Tétige kénnen ihre Erfahrungen austauschen:
Was lauft ab in der Strafrechtspflege und im -vollzug? Wie geht
6s mir da, wie komme ich zurecht ? Wo habe ich ein Problem ? Wie
geht es mir im Spannungsfeld zwischen Straffalligen und Haupt-
amtlichen?

In drei parallelen Gruppen zur Mitarbeit in der Bewihrungshilfe,
im Strafvollzug und in den Verbanden der sozialen Strafrechts-
pflege soll das Tagungsthema konkretisiert werden: Die Teilneh-
merinnen und Teilnehmer diskutieren mit Fachleuten iber Auftrag,
Anspruch und Anforderungen der ehrenamtlichen Straffalligenhilfe.

Eingeladen sind ehrenamtlich Tatige — Einzelbetreuer(innen)
von Gefangenen, Mitarbeiter(innen) in Gruppen, Mitglieder von

Anstaltsbeirdten, Mitarbeiter(innen) der freien Straffélligenhilfe,
Bewihrungshelfer(innen) — und Hauptamtliche in der Straffalli-
genhilfe aus Strafrechtspflege und Gefangnisseelsorge.

Die Tagung findet statt in Zusammenarbeit mit dem Badischen
Landesverband fiir soziale Rechtspflege, dem Landesverband
Strafflligenhilfe Wiirttemberg e.V. und dem Verband der Bewdh-
rungshilfevereine im OLG-Bezirk Stuttgart e.V.

Leitung: Dr. Helmut Geiger, Dr. Reiner Haehling von Lanzenauer
Referenten/Referentin: Prof.Dr. Dieter Réssner, Dr. Rolf TheiBen,
Manfred Foerster, Prof. Marieluise Salman

Sekretariat: Sigrid Pfeiffer

Tagungskosten: Fiir ehren- oder hauptamtlich in der Straffalligen-
hilfe Tatige werden die Tagungskosten von den genannten Ver-
banden der sozialen Strafrechtspflege Ubernommen.

Tater-Opfer-Ausgleich im Strafvolizug?
Perspektiven und Grenzen von Tataufbereitung und
Schadenswiedergutmachung fiir Opfer und Tater(innen)
Arbeitstagung vom 26. bis 28. Juni 1995 in der Evang.
Akademie Bad Boll, Tag.-Nr.: 030595

Bei inhaftierten Taterinnen und Tatern und ihren Opfern gibt es
nicht selten ein Bediirfnis nach Tataufarbeitung und Schadens-
wiedergutmachung. Lassen sich die Mdglichkeiten vor Ort ver-
bessern, solchen Bed(irfnissen gerecht zu werden? Wahrschein-
lich wirken solche Verbesserungen einem Riickfall entgegen und
mindern die Angst, erneut Opfer einer Straftat zu werden.

Bei dieser Arbeitstagung sollen folgende Gruppen ihre Erfah-
rungen austauschen kdnnen: Vollzugspraktiker(innen), Mitarbei-
ter(innen) des Sozialen Dienstes im Vollzug, Bewahrungshelfer
(innen), Mitarbeiter(innen) von Freien Tragern der Straffilligen-
und Opferhilfe und der Kirchen sowie Vermittler(innen) in TOA-
Projekten.

Ziel des Erfahrungsaustausches ist es, konkret umsetzbare
Handlungsstrategien zu entwickelin. Diese Strategien sollen die
in Baden-Wirttemberg vorhandenen Hilfs-, Beratungs- und Ver-
mittlungsangebote vernetzen.

Leitung: Dr. Helmut Geiger, Ludwig von Dobenek, Michael Wandrey
Referenten/Referentinnen: Paul Brenzikofer, Danielle Hermans,
Gabriele Kawamura, Prof.Dr. Dieter Rdssner, Michael Wandrey,
Dr. Riidiger Wulf

Sekretariat: Heidi Weiser

Kursgebiihr: DM 75,—, Gesamtkosten: DM 205,— (im Doppel-
zimmer

Aus- und Fortbildungsprogramm 1985
fur Mitarbeiter im
baden-wirttembergischen Strafvolizug

Im Jahr 1995 bietet das Justizministerium den Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern im Strafvollzug 38 Fortbildungsveranstaltungen
von mehr als einem Tag Dauer an. Durchgefiihrt werden auBer-
dem eine Vielzahl von SchulungsmaBnahmen und anstaltsinter-
nen Tagungen, um auch kiinftig die schwierigen Aufgaben im
Strafvolizug zu bewerkstelligen.

Das Justizministerium teilte mit, daB das in der Broschire
LAus- und Fortbildung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der
Justizvollzugsanstalten 1995* enthaltene landesweite Ausbil-
dungsprogramm mehr als 700 Mitarbeitern Gelegenheit gibt, ihre
Kenntnisse zu vertiefen. Durchgefihrt wiirden Lehrgéange und
Tagungen fir Mitarbeiter aller Laufbahnen und Dienste im Straf-
vollzug, also beispielsweise fiir Arzte, Anstaltsgeistliche, Lehrer,
Psychologen und Sozialarbeiter. Das Fortbildungsangebot sei
eine Kombination aus neuen und bewéhrten Veranstaltungen, die
den Mitarbeitern im Vollzug helfen, den taglichen hohen Anforde-
rungen im Strafvollzug gerecht zu werden. Die Palette der Themen
umfasse deswegen Fragen der Sicherheit, der Resozialisierung,
der beruflichen Férderung von Strafgefangenen, Fragen der Fiih-
rung, Kommunikation und Zusammenarbeit, zur Bewaltigung
von Konfliktsituationen sowie der Arbeitsorganisation in den Voll-
zugsanstalten.



Ergénzt werde das zentrale Fortbildungsprogramm durch an-
staltsinterne Veranstaltungen in den Justizvollzugsanstalten des
Landes, weil den wachsenden Belastungen im baden-wirttem-
bergischen Strafvollzug durch die steigenden Gefangenenzahlen
nur mit qualifizierten Mitarbeitern begegnet werden kdnne.

(Aus: Wochendienst Politik aus erster Hand. Info-Dienst der
Landesregierung von Baden-Wirttemberg, Nr. 1-2 Januar 1995)

Justizminister Dr. Thomas Schauble:
Lage der Arbeitsbetriebe in den
Justizvoilzugsanstalten noch befriedigend

Informationsbericht 1993/94 vorgelegt — ,Gefangene brauchen
die Arbeit fur ihre Resozialisierung”

Justizminister Dr. Thomas Schauble hat die Beschéftigungs-
und Ertragslage in den Arbeitsbetrieben der Justizvollzugsan-
stalten des Landes trotz der derzeitigen konjunkturellen Lage als
»noch befriedigend” bezeichnet. Dank des engagierten Einsatzes
der Mitarbeiter in den 205 Arbeitsbetrieben sei es gelungen, den
Umsatz gegeniiber 1992 um drei Prozent auf 39,96 Millionen DM
2u steigern. Auch die Beschaftigungsentwicklung der Gefangenen
sei noch relativ positiv verlaufen: Im ersten Quartal 1994 habe
das Vollzugliche Arbeitswesen die durchschnittliche Beschifti-
gungszahl um 127 auf insgesamt 4596 steigern kénnen. Schauble
wies auf den neuen Informationsbericht Vollzugliches Arbeits-
wesen (VAW) 1993/1994“ hin, der nicht nur Tatigkeitsfelder und
die einzelnen Betriebe beschreibe, sondern auch eine Menge Da-
ten und Fakten enthalte, die auf potentielle Auftraggeber zielten.
Bereits im vergangenen Jahr sei die Broschire als erfolgreiches
Werbemittel eingesetzt worden. Festzuhalten sei, daB durch ge-
zielte Offentlichkeitsarbeit und moderne Marketingmethoden die
anhaltende Konjunkturschwiche das Arbeitswesen im geschlos-
senen Vollzug nicht erfaBt habe. Bei den Freigdngern sei die Ent-
wicklung allerdings ausgesprochen negativ: die Freigangszulas-
sung sei 1993 konjunkturbedingt um circa acht Prozent gesunken,
was ,im Blick auf die Wiedereingliederungschancen besonders
bedauerlich ist“.

Nach den Worten des Justizministers ist das Vollzugliche
Arbeitswesen durch enge Kontakte mit der Wirtschaft des Lan-
des, mit Kammern und Verbanden, ein leistungsfahiger und ver-
1aBlicher Partner der freien Wirtschaft. Derzeit mache besonders
der anhaltende Kostendruck fiir die Firmen eine Auftragsvergabe
an die Justizvollzugsanstalten interessant. Dies und die Tatsache,
daB sich die verantwortlichen Mitarbeiter im Vollzuglichen Arbeits-
wesen intensiv und offensiv um Auftrdge bemithten, seien neben
der Offentlichkeitsarbeit vor Ort die Griinde, daB die Betriebe
Auftrage und damit viele Gefangene ordentliche Arbeit hatten.
«Die Arbeit der Gefangenen ist nicht nur ein wichtiges Element
der Resozialisierung, sondern — vor dem Hintergrund der Uber-
belegung in den Haftanstalten — auch ein Sicherheitsmoment*,
sagte der Justizminister.

Die Beschéftigungsbilanz des Vollzuglichen Arbeitswesen
weist flir 1993 insgesamt 398 Mitarbeiter im Werksdienst und
durchschnittlich 4460 arbeitende Gefangene aus. In den vier
Druckereien werden alle in der Justizverwaltung bendtigten Formu-
lare gedruckt ~ von der Karteikarte bis zum Haftbefehl. Die elf
Schreinereien liefern der Justiz die Biiromébel und arbeiten in
Auftragsproduktion fiir die Privatwirtschaft. In den neun Land-
wirtschaften wird biologisch-organisch oder integriert angebaut,
ein Teil der Erzeugnisse wird verkauft. Auch fur die Versorgung
der Justizvollzugsanstalten, beispielsweise mit Kleidung und
Wische, arbeiten Strafgefangene. Bundesweit sinmalig ist die
Staatsdoméne Hohrainhof der Justizvollzugsanstalt Heilbronn.
Dort wird unter anderem auf sechs Hektar Flaiche Wein ange-
baut, der als , Talheimer Hohe Eiche“ erfolgreich vermarktet wird.

Schiuble wies darauf hin, daB der Strafgefangene nach Para-
graph 41 des Strafvollzugsgesetzes verpflichtet ist, ,eine ihm zuge-
wiesene, seinen kdrperlichen Fahigkeiten angemessene Arbeit
zu verrichten®. Geregelt sei in dem Gesetz auch, daB die Justiz-
vollzugsbehdrden im Zusammenwirken mit den Vereiniaungen
und Stellen des Arbeits- und Wirtschaftslebens daflr sorgen
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miissen, dafl jeder arbeitsfahige Strafgefangene wirtschaftlich
ergiebige Arbeit ausliben kann und beruflich geférdert wird. Die
Arbeitsbetriebe in den Justizvollzugsanstalten wirden Ausbil-
dung in 40 anerkannten Berufen anbieten.

Die Informationsbroschiire kann angefordert werden beim

Justizministerium Baden-Wirttemberg
— Pressestelle -
Schillerplatz 4, 70173 Stuttgart

(Aus: Wochendienst Politik aus erster Hand. Info-Dienst der
Landesregierung von Baden-Wirttemberg. Nr. 31-32 August 1994)

Hollandische Biirger im Selbstversuch in Haft

Die freiwillige Testperson hatte ein bestimmtes Gebaude in der
osthollandischen Hansestadt Zutphen fiir eine Art Hotel gehalten.
Nach 24 Stunden in der vermeintlichen Luxusherberge stotterte die
Frau: ,lch bin echt nahe am Selbstmord gewesen.” Mit 45 anderen
Hollandern hatte sie sich auf Initiative einer Regionalzeitung frei-
willig einschlieBen lassen, AnlaB waren die immer wiederkehren-
den Gerlichte, in einem hollandischen Gefangnis eingesperrt
zu werden sei keine richtige Strafe mehr. Einerseits wirden den
Delinquenten Einzelzellen mit Dusche, WC und Fernseher zuste-
hen, andererseits wirde bei Raumknappheit, statt die Zellen
doppelt zu belegen, schon einmal ein Verurteilter nach Hause
geschickt. Doch alle Vorurteile konnten die Behdrden nach dem
Test getrost ausrdumen. Ein kinftiger Richter, der das Experi-
ment wagte, urteilte nach seiner Entlassung: ,Ich werde mir nun
erst recht grindlich (iberlegen, ob ich spater jemanden zu einer
Gefiangnisstrafe verurteile.”

Die 45 Freiwilligen waren wild entschlossen, im Knast keine
Langeweile aufkommen zu lassen. Mit riesigen Paketen Biichern
und Zeitschriften unter den Armen traten sie ihre Haft an. Das
Geféngnispersonal kiimmerte sich allerdings keinen Deut um die
Unschuld der Gaste. Der Tag begann mit einer peinlich genauen
Leibesvisitation. Einer der alteren Teilnehmer war regelrecht
pikiert: ,Die haben sogar in mein achterwerk gesehen.” Andere
Test-Gefangene klagten liber die Verpflegung: ,Ich habe die
halbe Nacht in meinen eigenen Ausdiinstungen gelegen.” Dieje-
nigen, die ihre Zelle mit anderen teilen muBten, waren auch unzu-
frieden. Es gab Streit, wer wann die Zellen-Toilette benutzen
durfte.

Tagsiiber wurde gearbeitet: Die Test-Gefangenen muBten Wa-
scheklammern zusammensetzen. Man klagte iiber schmerzende
Finger und Blutblasen. Einer verwandelte sich gar vom Paulus
zum Saulus und entwendete heimlich hundert Wascheklammern
von einem produktiveren Zellengenossen. ,lch muB feststellen,
daB wahrend des Gefingnisaufenthaltes das Schlechte in mir die
Oberhand gewann.“ Aus Langeweile schmuggelte er anschlie-
Bend ein Stiick Draht in die Zelle, nur um damit einen KurzschluB
zu verursachen. Sein Fazit: Im Gefangnis wird man kein besserer
Mensch.

Die standig auf dem Flur herumschlurfenden und schlisselras-
selnden Wachtposten legten so manchen Nerv bloB. Ein Haftling
rastete aus und schmiB in der Zelle alles durcheinander. Der Amok-
lauf war im ganzen Haus zu horen. Drei Damen wollten sich die
Langeweile mit Sport vertreiben und klingelten einen Bewacher
herbei — aber der beschied sie: ,lch muB mich um zwélf Gefan-
gene kilmmern, da ist fiir Sie keine Extrazeit.“ Anderntags muBten
die Probe-Kriminellen héren, daf insgesamt drei der Testpersonen
vorzeitig entlassen wurden, darunter der Amokléufer. Ein anderer
hatte ein Trommelsolo abgelassen, was die Ruhe der Anstalt
empfindlich gestort hatte. Die ,echten“ Gefangenen allerdings
nahmen begeistert auf, daB unter ihnen Undercover-Inhaftierte
gesessen hatten, und belohnten diese mit Standing ovations  fiir
den Beitrag zu einer realistischen Sicht der Milhsamkeiten des
Gefangnisklimas®.

Der 106 Jahre alte Bau wird {ibrigens demnachst abgerissen,
.um Platz zu machen fiir ein Gefangnis, das mehr hotelartige AllG-
ren erlaubt®, so schreibt de Volkskrant. Einer der Teilnehmer des
Experiments, Filialchef einer Bank, ersuchte bereits den Gefang-
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nisdirektor, auch im neuen Gefangnis eine Nacht verbringen zu
durfen, dann kdnne er sich ein noch besseres Urteil bilden.

(Falk Madeja: 24 Stunden Haft: Hollindische Biirger im Selbst-
versuch. ,Im Knast wird man nicht besser!” In: taz die tageszei-
tung vom 16.08.1994)

Management in Justizanstalten

Unter diesem Rahmenthema stehen die Vortrage und Diskus-
sionen anléBlich der 28. Arbeitstagung der Leitenden Strafvoll-
zugsbeamten Osterreichs, die vom 29. September bis 2. Oktober
1992 in Pdrtschach stattfand. Die einzelnen Beitrage der Tagung
sind in dem gleichnamigen Band dokumentiert, der 1993 in der
Schriftenreihe des Bundesministerium fir Justiz (Neustiftgasse 2,
A-1070 Wien) erschienen ist. Er erhalt — neben dem AbschluBvor-
trag des Bundesministers fiir Justiz, Dr. Nikolaus Michalek, und
dem Einleitungsreferat von Generalanwalt Mag. Karl Fries — im
einzelnen folgende Referate und Berichte:

— Univ.Prof. Dr. Dieter Biberschick: Betriebswirtschaftliche Uber-
legungen zum dffentlichen Dienst

— Dr. Richard Langer: Zuteilung und Nachweis der Haushaltsmittel

— Mag. Hanns Heinz Lukas: Arbeitsplatzbewertung: Grundsatze
—Techniken — Modelle

— Dr. Wolfgang Gratz: Die besonderen Anforderungen an leitende
Strafvollzugsbedienstete, inbes. bei der Gestaltung von Ver-
anderungsprozessen

— Mag. Franz Peroutka, Oberleutnant Ing. Manfred Giessauf:
SchluBbericht (Uber das 1988 ins Leben gerufene Projekt , Ver-
waltungsmanagement*®)

— Oberstleutnant Christian Renk: Kommende Auswirkungen im
Beschaftigungsbereich der Insassen

— Dr. Stefan Fuchs: Strebewaltigung am Arbeitsplatz und Moti-
vation der Mitarbeiter

— Dr. Alois Hein: Diskussionsnotizen lber die Ergebnisse im
Arzte-Arbeitskreis

F. Peroutka beendete seinen SchluBbericht bemerkenswerter-
weise mit der Feststellung: ,Ein zeitgemaBer, liberaler Strafvoll-
zug braucht mehr Personal und nicht weniger. Ein hohes Niveau
des Strafvollzuges bedingt automatisch hohe Kosten.“ (S.64)

Die bibliographischen Angaben der Dokumentation lauten:
Management in Justizanstalten. Vortrage und Berichte der Bera-
tungsergebnisse der Arbeitskreise der 28. Arbeitstagung der Lei-
tenden Strafvollzugsbeamten Osterreichs vom 29. September
bis 2. Oktober 1992 in Pdrtschach (Schriftenreihe des Bundesmi-
nisteriums fiir Justiz Nr.62). Bundesministerium fir Justiz: Wien
1993. 84, XII S.

Zur Staatsangehorigkeit von Strafgefangenen

Unter diesem Titel steht eine Broschlre, die 1994 das Bundes-
amt flr Statistik, Schwarztorstr. 96, CH-3003 Bern, herausge-
geben hat. Sie gibt (in deutscher und franzdésischer Sprache) ei-
nen Uberblick {iber den Anteil auslandischer Strafgefangener
und deren Zusammensetzung in der Schweiz in bezug auf das
Jahr 1992, Danach sind bei den Einweisungen in Schweizer Straf-
anstalten Auslanderinnen und Auslander mit Schweizer Wohnsitz
(Gesamtanteil 20 %) im Verhaitnis zur entsprechenden Bevdlke-
rung nicht starker vertreten als Schweizerinnen und Schweizer.
Die Zahl der Einweisungen von ausléndischen Personen hat von
1982 (21 % Anteil) bis 1992 (32 % Anteil) um 70 % zugenommen.
Bei den Schweizerinnen und Schweizern hat sie vom Jahr 1982
(79 % Anteil) bis zum Jahr 1992 (68 % Anteil) etwas abgenommen.
Der Hauptanteil des Anstiegs bei Ausldandern entféllt auf solche
mit Wohnsitz in der Schweiz (Steigerung des Anteils von 11 % auf
20 %). Fur diesen Anstieg werden mehrere Griinde angefiihrt: die
Zunahme der auslandischen Wohnbevélkerung in der Schweiz um
ca. 30 %, {iberhdhte Angaben in den Urteils- und Vollzugsstati-
stiken fiir die Wohnbevdlkerung fremder Staatsangehorigkeit usw.

Wihrend der Anteil der eingewiesenen Ausldander 1992 32 %
betrug, belief sich der Anteil auslandischer Gefangener in diesem
Jahr auf 45 %. Als Ursache flir den hoheren Anteil beim Gefange-
nenbestand wird die langere Haftdauer auslandischer Gefangener

genannt. Hinsichtlich der Deliktsstruktur hat sich folgendes Bild
abgezeichnet: Uber zehn Prozent der auslandischen Strafgefan-
genen und ca. 21 % derjenigen ohne Schweizer Wohnsitz waren
ausschiieBlich wegen ihres Aufenthaltsstatus inhaftiert. inhaf-
tierte Schweizerinnen und Schweizer sowie in der Schweiz
wohnhafte auslandische Personen weisen eine dhnliche Delikts-
struktur auf. Von allen schweizerischen Verurteilten waren 1991
rund acht Prozent in Untersuchungshaft, wahrend es von den
Verurteilten auslandischer Nationalitat ohne intandischen Wohn-
sitz rund 39 % waren. Die erhdhte Einweisungsrate bei Auslandern
wird vor allem mit haufigerer Annahme von Fluchtgefahr erklart.

Diese Annahme scheint auch bei der Unterbringung auslandi-
scher Strafgefangener eine vorrangige Rolle zu spielen. Die 18
Strafanstalten mit berdurchschnittlich vielen schweizerischen
Insassen sind vor allem Erstmaligen- und Arbeitserziehungs-
anstalten. Zu den zehn Strafanstalten mit vorwiegend ausiandi-
schen Gefangenen gehdéren sdmiliche ,Riuckfalligenanstalten®.
Da 94 % der zu unbedingten Freiheitsstrafen verurteilten Schwei-
zerinnen und Schweizer vorbestraft sind, wahrend nur 73 % der
auslandischen Strafgefangenen Vorstrafen aufzuweisen haben,
kann die haufigere Unterbringung dieser Gefangenen in geschlos-
senen und ,Rickfalligenanstalten wiederum nur mit einer star-
keren Annahme von Fluchtgefahr erklart werden.

Die Halbgefangenschaft gehodrt fiir Strafgefangene mit
Schweizer Wohnsitz fast zur Normalitat. 46 % solcher Gefange-
ner kommen in den GenuB von Halbgefangenschaft, unabhéngig
davon, ob es sich um Auslander mit Schweizer Wohnsitz oderum
Schweizer handelt. Im Gegensatz dazu betragt der einschlédgige
Anteil von Auslandern ohne Schweizer Wohnsitz nur finf Pro-
zent.

Die mit weiteren Daten aufwartende, insgesamt 26 Seiten
umfassende Broschiire ist in der Reihe ,Statistik der Schweiz"”
erschienen. lhre bibliographischen Daten lauten: Bundesamt fiir
Statistik (BFS): Zur Staatsangehdrigkeit von Strafgefangenen.
Ein gesamtschweizerischer Uberblick (Statistik der Schweiz, 19:
Rechtspflege). Bern 1994 (Bestellnummer 1180, Preis: SFr 5,-).

Forensische Psychiatrie und Psychotherapie

Das Westfalische Zentrum fiir Forensische Psychiatrie, Eickel-
bornstr. 21, 59556 Lippstadt, bringt seit 1994 unter diesem Titel
sog. Werkstattschriften heraus. Die Zeitschrift erscheint zweimal
jahrlich zum Bezugspreis im Abonnement von DM 40,— pro Jahr-
gang im Wolfgang Papst Verlag (Eichengrund 28, 49525 Lenge-
rich) (Bezugspreis fir Studenten und Assistenten an wissen-
schaftlichen Instituten DM 20,—, bei Einzelbezug pro Heft DM 25,-).
Jede Ausgabe soli etwa 150 Seiten umfassen. Herausgeber sind
Dr. Heinfried Duncker (verantwortlich), Dipl.-Soz. Bernd Dimmek
und Dipl.-Psych. Ulrich Kobbé.

Die Zeitschrift hat erklartermaBen ,, den interdisziplinaren und
internationalen Austausch in der forensischen Psychiatrie und
Psychotherapie zum Ziel“. Sie ist aus den friheren Tagungsban-
den der ,Eickelborner Fachtagungen zu Fragen der Forensischen
Psychiatrie“ hervorgegangen und soll ,neben theoretischen und
empirisch-statistischen Beitrdgen insbesondere dem Verbund
zwischen Praxis und Theorie ein neues Darstellungsfeld er6ff-
nen“. ,Forensische Psychiatrie und Psychotherapie ist eine
Schriftenreihe der forensischen Behandlung, Rehabilitation und
Forschung. Sie versteht sich als inhaltliche Erganzung - nicht als
Konkurrenz — zu anderen Zeitschriften mit forensischen, krimino-
logischen oder rechtlichen Themenstellungen.”

Heft 1 des 1.Jahrgangs 1994 enthalt —neben dem einflinrenden
Editorial sowie der Vorstellung des Beirats und der Herausgeber
der Zeitschrift — folgende Beitrage:

— Wilfried Rasch: Grundlagen und Rahmenbedingungen der
Behandiung

— Martin Schott: Tiefenpsychologische Therapiekonzepte in der
MaBregelbehandlung

— G. Hinrichs, K.M. Beier, R. Wille: Psychotherapy of forensic
patients: On the necessity of defining ,,Standards of care”

— Heinfried Duncker: Was 1aBt der Alltag von Therapieanspruch
tbrig?



- Wolfgang Trampe: Therapeutische Funktionen des Pflegeper-
sonals im MaBregelvollzug

— Steff Bornstein-Wildholz: MiBverstandnisse in der psycho-
analytischen Padagogik

— Lorenz Béllinger: Forensische Psychiatrie und Offentlichkeit —
Bedingung geselischaftlicher Toleranz gegenuber psychisch
gestorten Delinquenten

— Reinmar du Bois: Adolescent delinquents — psychodynamics
and therapeutic approach

— Eberhard Schorsch: Ambulante Therapie mit Sexualstraftatern
unter Berlicksichtigung der zu MaBregelvollzug verurteiiten
Tater.

— Bernd Dimmek: ,The difficult and the back® — Problems of rein-
tegration of forensic psychiatric patients in or near their original
surroundings

— Heinz Cornel: Psychoanalytisch verstehende Sozialarbeit und
Soziotherapie im offenen Setting — lebenslageorientierte Reha-
bilitationshilfen fiir entwicklungsgestérte Delinquente und ihre
kriminalpolitischen implikationen

— Ulrich Kobbé: Beyond excluding discourses in forensic institu-
tions

Infektionsprophylaxe im Strafvollzug

Unter diesem Titel hat die deutsche AIDS-Hilfe e.V., (D.A.H.)
Dieffenbachstr. 33, 10967 Berlin, im Juli 1994 einen Sammelband
zur Problematik von AIDS und Drogenkonsum im deutschen
Strafvollzug herausgebracht. Der Band umfaBt Beitrdge von
Fachleuten, namentlich Vollzugspraktikern, und Berichte Betrof-
fener. Er dokumentiert ferner die Richtlinien der Weltgesund-
heitsorganisation (WHO) zu HIV-Infektion und AIDS im Gefangnis
vom Marz 1993 sowie einen Briefwechsel zwischen dem Bundes-
minister flir Gesundheit und der Bundesministerin der Justiz zur
AIDS-Prophylaxe im Strafvollzug vom Juli 1993. SchlieBlich berich-
tet ein ehemaliger Gefangener, der als Heroinabhangiger von
Marz 1988 bis Juni 1994 wegen Beschaffungskriminalitat inhaf-
tiert war, tUber seine HIV-Infizierung in der JVA Tegel; sie hat zur
Geltendmachung einer Schadensersatzforderung gegeniiber
dem Land Berlin gefiihrt.

Im Mittelpunkt des Bandes stehen zwei Aspekte: Zum einen
wird untersucht, ,warum trotz der belastenden Lebens- und Dro-
genkonsumbedingungen innerhalb der Anstalten in Deutschland
keine infektionsprophylaktischen Angebote gemacht werden,
die Uber moralische Appelle hinausgehen und effektive Instru-
mentarien der Infektionsverhiitung bereitstellen“. Zum anderen
werden Modelle und Projekte der Infektionsprophylaxe aus der
Praxis, namentlich der Schweiz, vorgestellt, die Wege jenseits
der vieldiskutierten Maximalforderungen (Drogenfreigabe vs.
Spritzenvergabe) einzuschlagen suchen.

Der Band enthalt im einzelnen — neben dem bereits erwéhnten
dokumentarischen Anhang - folgende Beitrage:

— Michael Gahner (DAM, Referent flir Menschen in Haft, Berlin):

Vorwort

Ulrich Heide (Geschiftsfiihrer der Deutschen AIDS-Stiftung,

JPositivleben, Kéin): AIDS und Strafvollzug —Wenn Abwarten

und Aufschieben zur Schuld wird

— Heino Stéver (Geschaftsfuhrer des Vereins ,Kommunale Dro-
genpolitik/Verein fir akzeptierende Drogenarbeit e.V.“, Bremen):
Infektionsprophylaxe im Strafvollzug

— Gesprach mit einem langjahrig hafterfahrenen Drogengebrau-
cher. ,,....dann hat man ihm halt die eigene Nadel gegeben —das
war normal“. Innen- und AuBenansichten Uber Strafvollzug,
Drogen, Infektionsgefahren und Verbesserungen der gesund-
heitlichen Lage von Gefangenen

— Tim Daumel (Junkies, Ehemalige, Substituierte, JES Olden-
burg e.V.): LaBt die Menschen endlich frei! (Forderung nach
sofortiger Freilassung inhaftierter Drogengebraucher und Ent-
kriminalisierung aller Drogen)

- Wolfgang Lesting (Richter, Bremen): Warum eigentlich nicht?
Die Abgabe von Einwegspritzen im Strafvollzug

— Karlheinz Keppler (Medizinaloberrat, Arzt der JVA fiir Frauen in
Vechta: Sex’ n Drug’s Hepatitis. Anmerkungen zur Brisanz der
Kombination Hepatitis, Drogenabhéngigkeit und Inhaftierung
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Karl Bolli (Leiter des Gefangnisarztlichen Dienstes der Kanto-
nalen Strafanstalt Regensdorf (Schweiz): AIDS-Prophylaxe in
der Kantonalen Strafanstalt Regensdorf/Schweiz = kontrol-
lierter Umgang mit Drogen und Sex

— Béatrice Aebersold, Régine Linder (AIDS-Hilfe Bern): Pilotpro-
jekt ,AlIDS-Beratung und Pravention im Strafvollzug® der
AIDS-Hilfe Bern (Schweiz)

— Joachim Nelles, Sandra Bernasconi, Bernhard Biirki, Hans
Peter Hirsbrunner, Christine Maurer und Doris Waldvogel (Psy-
chiatrische Universitatsklinik Bern): Drogen- und AIDS-Praven-
tion im Gefangnis: Pilotprojekt mit freier Spritzenabgabe in
den Anstalten Hindelbank bei Bern/Schweiz

— Linus M. Schumacher (Delegierter fir AIDS-Fragen des Kan-

tons Basel-Stadt): Steriles Spritzbesteck zur ausschlielichen

Benutzung unter Sicht: Ein alternatives Konzept der Infektions-

prophylaxe fiir den Strafvollzug in Basel

Die bibliographischen Angaben des Bandes lauten: AIDS-
Forum D.A.H. Bd.XIV: Infektionsprophylaxe im Strafvollzug. Eine
Ubersicht iber Theorie und Praxis. Heino Stéver (Hrsg.). Redak-
tion: Klaus-Dieter BeiBwenger, Heino Stéver. Deutsche AIDS-
Hilfe e.V.: Berlin 1994 (keine Preisangabe).

Private Gefangnisse in England

immer mehr Haftlinge in England und Wales verbiiBen ihre Stra-
fen in Gefangnissen, die von privaten Unternehmen betrieben
werden. Zwolf Haftanstalten will Innenminister Michael Howard
bis 1996 aus staatlicher Obhut ausgliedern, und alles spricht dafiir,
daB er sein Ziel erreicht: Seit 1992 wurden schon drei neugebaute
Gefangnisse unter der Leitung von Firmen erdffnet, ein viertes
soll im Herbst folgen.

Sechs weitere Haftanstalten sollen nun ebenfalls von privaten
Unternehmen gebaut und verwaltet werden. Und nach einer An-
kiindigung aus dem Ministerium ist jetzt auch — aller Kritik aus
den Reihen der derzeitigen Gefangniswarter” zum Trotz — die Pri-
vatisierung von zwei bereits bestehenden Anstalten vorgesehen.

Minister Howard hofft, durch die Vergabe des Managements
an Anbieter aus dem privaten Sektor Kosten zu sparen und die
Haftbedingungen verbessern zu kdnnen. Der Bau von neuen
Anstalten durch Privatfirmen soll die rund 130 englischen und wa-
lisischen Gefangnisse entlasten, die teilweise aus dem 19. Jahrhun-
dert stammen und mit fast 50 000 Insassen lberfiillt sind.

Der vom Minister behauptete Erfolg der bisherigen Gefangnis-
Privatisierungen ist freilich umstritten. Wahrend das Innenmini-
sterium eine positive Bilanz zieht, kritisiert der Verband der Gefang-
niswérter die mangelhaften Sicherheitsstandards der privaten
Anstalten.

(In England erhalten staatliche Haftanstalten Konkurrenz:
Gefangnis wird privatisiert. In: ,Badische Zeitung Nr. 256 vom
5. Nov. 1994)

* Statt .Gefangniswarter” muB es natarlich richtigerweise Vollzugsbedienstete heiBen.

Zum Strafvollzug in RuBland

Um Gottes Hilfe flehen Haftlinge und Haftaufseher: ,Jeden Tag
bitte ich den Herrn um schlechtes Wetter, denn wird es zu heif},
sind Epidemien und Tote unvermeidlich®, berichtete Gennadi
Oreschkin, Verwalter des Moskauer Untersuchungsgefangnisses
LButyrka“, kiirzlich in einer 6ffentlichen Anhérung. In dieser alte-
sten russischen Anstalt mit 3000 Zellenplatzen, die einst Katharina
die GroBe bauen lieB, sind liber 6 000 Gefangene zusammenge-
pfercht. Sie verlangten jlingst in einer Protestaktion einen Schiaf-
platz pro Person, mehr Essen und kirzere Untersuchungsver-
fahren.

Das ,Butyrka* ist kein Einzelfall. Uberfillt sind 137 der 164 Unter-
suchungsgefiangnisse und der 13 Strafanstalten des Landes. Nach
offiziellen Angaben bieten sie fiir 153 000 Menschen Platz, doch
verwahrt sind in ihnen etwa 240000. Davon sitzen 160000 in
Untersuchungshaft, warten auf Anfang oder Ende ihrer Verfahren.
Es fehlt Geld fiir genug Kost, Medizin und Personal. Die MiBstande
hat die von Prasident Boris Jelzin eingesetzte Menschenrechts-
kommission fiir 1993 detailliert dokumentiert.
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Der Kreml versuchte den Bericht zuriickzuhalten, doch Zeitun-
gen publizierten ihn in den vergangenen Wochen. Danach leiden
die 495000 Verurteilten in den 516 , Arbeits-Besserungs-Lagern®
weniger unter Enge als unter Willkiir. Wegen der Wirtschaftskrise
gibt es in den Lagern weniger Arbeit. Das Risiko, an Tuberkulose
zu erkranken oder zu sterben, ist fiir Haftlinge 17mal beziehungs-
weise zehnmal hoher als fiir andere Blirger. Anstaltsgefangenen
werden meist Arbeit, Briefverkehr, Besuche, Zeitungs- und Paket-
bezug sowie das Beschwerderecht verwehrt. ,Sie sind faktisch
von der AuBenwelt abgeschnitten, heiBt es in dem Bericht.

Ubel wurde einigen Duma-Abgeordneten, die diesen Sommer
das ,Butyrka* inspizierten. Waleri Abramkin, Direktor des Mos-
kauer Zentrums fur Gefangnisreform, schildert: ,In Zellen fiir
28 Personen waren 90, 100 oder 110 Gefangene. Als sich Deputierte
die Beschwerde eines Haftlings anhdren wollten, muBten sie sich
wie im Bus zur Hauptverkehrszeit durch die Menge driicken.
Nach fiinf Minuten in der Zelle wurden einige von uns ohnmach-
tig. Nur wenige Haftlinge konnten sitzen. Geschlafen wird in drei
Schichten.”

Fast alle hatten sich, so Abramkin, unentwegt gekratzt, wegen
Kratze, psychischer Stérungen oder Lausen. lhm schrieb jetzt
nach der Entlassung aus dem ,,Butyrka“ ein junger Mann: ,Manch-
mal fihlte ich mich so schlecht, daB ich zu Gott betete, er mdge
mich sterben lasen. Ich weiB, auf einen Siinder wie mich wartet
die Holle. Aber ich glaube, die Holle kann nicht so schrecklich
sein wie diese von Menschen gemachte.“ 400 bis 500 ahnliche
Briefe erreichen Abramkin jeden Monat.

Schockiert schrieb schon 1993 der US-Biirgerrechtler Al Bron-
stein nach einer ,Butyrka“-Visite: ,,Es war schmutzig, feucht und
heiB, Uberall offene Kabel, lecke Toiletten, tropfende Hahne. Der
Direktor sagte, er habe kein Geld fiir Putzmittel und Renovierung.
Es war das Schlimmste, was ich je gesehen habe.“

Von ,Menschenvernichtung” sprach unlangst der Gesandte
der UN-Menschenrechtskommission, Nigel Rodley, nach Besich-
tigungen in St. Petersburg und Moskau. Selbst der fir die drei
Moskauer U-Gefdngnisse zustdndige Staatsanwalt Wladimir
Owtschinnikow erklarte Ende Juli: ,Diese Anstalten sollten ge-
schlossen werden, da die hygienischen Bedingungen unméglich
sind.” Zu Klagen Uber Prigel gegen Haftlinge sagte er, zur Wah-
rung der Gefangnisdisziplin sei Gewalt erlaubt.

Unertragliche Qual

Das Buch ,Wie in sowjetischen Gefangnissen liberleben” des
48jahrigen Ex-Dissidenten Abramkin, der sechs Jahre in sowjeti-
schen ,Gulags" verbracht hat, ist heute ein Renner. Er hat, wie er
in seinem Buro erzahlt, manchen Horror erlebt, Folter mit Eisen-
haken, Schaferhunde, die Fleischsticke aus Gefangenen rissen.
Er saB bei Frost nackt in der Einzelzelle, stand bei Hitze tagelang
mit 29 anderen im Sechs-Mann-Verschlag eines Eisenbahnwag-
gons. ,Aber all das“, sagt er, ,war von begrenzter Dauer. Die
Gefangenen von heute miissen das viel lAnger aushalten. Die
U-Haft.Dauer liegt zwischen neuneinhalb Monaten und sechs
Jahren."

Inklusive illegaler regionaler Strafkolonien, Sonder-Haftkliniken
und -schulen sowie Militargefangnissen sind nach seiner Schat-
zung fast eine Million Menschen in Haft. Die offizielle Zahl ist
850000. ,,700 Inhaftierte je 100 000 Einwohner sind zu viel*, klagt
Abramkin. In Europa liege die Rate unter 100.

Mit anderen Organisationen fordert er von Jelzin, die Verfahren
zu beschleunigen, von Kaution und Haftverschonung mehr Ge-
brauch zu machen und alle freizulasen, die keine Gefahr fiir die
Mitmenschen sind. Der Appell schiieBt: ,Wir schlagen Ihnen vor,
Untersuchungsgefangnisse zu besuchen, damit Sie diese Schande
RuBlands mit Ihren eigenen Augen sehen.

(Christian Burckhardt: 110 Haftlinge in eine Zelle fiir 28 Personen
gepfercht. Russische Gefangnisse sind ,die Holle auf Erden”. In:
Donaukurer vom 4. Okt. 1994)

Strafvollzugsbedingungen:
Abschiebungshéftlinge

Diese Uberschrift steht auf dem Umschlagblatt von Nr. 14 des
Rundbriefs des Schleswig-Holsteinischen Verbandes fir Straf-

falligen- und Bewahrungshilfe e.V. (5. Jahrgang). Danach entfallen
auf 1.442 Haftplatze in Schleswig-Holstein 118 Abschiebungs-
haftlinge. Das Heft enthéit u.a. folgende Kurzbeitrage:

— Martin Hagenmaier: Abschiebungshaft in Deutschland: ein
Skandal?

— Marlis Heckt: Vollzug - bewachen, helfen, abgehen? Aufgaben
und Zielsetzung fir die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im
Jugendvollzug

— Frank Truelsen, Wolf-Dieter Scholz-Moldtmann: Sozialpolitik
und Riickfall, gibt es einen Zusammenhang?

— Susanne Frege: Resozialisierung schafft Sicherheit. Der Krimi-
nologe Frieder Diinkel zur Situation in den deutschen Gefang-
nissen (Interview)

— Wolt-Dieter Scholz-Moldtmann und Riidiger Streich: Weniger
Verbrechen durch hértere Strafen? Bericht ber eine Podiums-
diskussion

- GMV (Gefangenenmitverantwortung) Flensburg fordert mehr
Vollzugsbeamte

— Wolfram Marggraf: Behandlungsvolizug?

— GMV Liibeck: ,Die Situation in der Justizvollzugsanstalt Liibeck
ist sehr dramatisch“. Stellungnahme des Anstaltsleiters

— Ursula Knapp: Auch Haftlingspost hat Schutz

— Hannes Gamillschegg: Die ,schwedischen Gardinen* hangen
jetzt an den Fuigelenken

30.000 Jahre Haft wegen Kindesmi3brauchs

Ein Gericht in Oklahoma City im amerikanischen Bundesstaat
Oklahoma hat einen 30 Jahre alten Mann wegen sexuellen MiB-
brauchs von Kindern zu einer Freiheitsstrafe von 30000 Jahren
verurteilt. Der Angeklagte war am 22. Dezember 1994 in sechs
Féllen fiir schuldig befunden worden. Die Geschworenen forderten
fiir jeden Fall 5 000 Jahre Freiheitsstrafe, nachdem sie darauf hin-
gewiesen worden waren, daf auch ein zu lebenslanger Freiheits-
strafe Verurteilter nach einem Haftprifungstermin nach Jahren
wieder auf freien FuB kommen kénne. Eine Geschworene sagte,
man wolle sicherstellen, daB der Angeklagte nie wieder das
Geféngnis verlasse.

(Aus: Frankfurter Allgemeine Zeitung Nr. 299 vom 24. Dez. 1994,
S.8)

Beitrage zur Untersuchungshaft

Der Aufsatzteil von Heft 11/1994, Jg. 14, der Zeitschrift ,Straf-
verteidiger” ist schwerpunktmBig dem Thema Untersuchungshaft
gewidmet. Im einzelnen enthilt das Heft dazu folgende Beitrage:

— Frieder Diinkel: Praxis der Untersuchungshatft in den 90er Jahren
— Instrumentalisierung strafprozessualer Zwangsmittel fur kri-
minal- und auslanderpolitische Zwecke ? (S. 610-621)

— Michael Gebauer: Chancenausgleich und U-Haft-Verkiirzung
durch frithe Verteidigermitwirkung — Ergebnisse aus dem Frank-
furter ,Rechtsberatungs-Projekt Il — (S. 622-627)

— Heinz Cornel: Untersuchungshaft bei Jugendlichen und Her-
anwachsenden (S. 628-631)

Neue Bundeslander:
Sicherungsverwahrung kiinftig moglich

Gefahrliche Straftéter sollen auch in den neuen Bundeslandern
in Sicherungsverwahrung genommen werden kénnen. Das sieht
ein Gesetzentwurf des Bundesrates (13/116) vor, der am 13. Ja-
nuar 1995 im Bundestag veroffentlicht wurde. Die Bundesregierung
hat in ihrer Stellungnahme den Entwurf als wichtigen Schritt auf
dem Weg zu einer umfassenden innerdeutschen Rechtsanglei-
chung begrift.

Der Bundesrat setzt sich dafir ein, daB fiir Taten, die vor der
Rechtsvereinheitlichung begangen wurden, Sicherungsverwah-
rung angeordnet werden kann, wenn die Voraussetzungen nach
dem bisher geltenden westdeutschen Recht erfullt sind. In der
DDR gab es das Institut der Sicherungsverwahrung nicht.

(Aus: wib woche im bundestag 1/95 vom 25.01.1995)



Aus der Rechtsprechung

Art.2 Abs. 1 und 2 GG, § 21 Satz 3 StVollzG
(Respektierung religioser Speisegebote,
hier: muslimischer Gefangener)

1. Durch Art. 4 Abs. 2 und 2 GG werden nicht nur die tra-
ditionell im abendldndischen Kultuerkreis vertretenen
Religionen, sondern auch andere Bekenntnisse wie
der Islam geschiitzt.

2. §21 Satz 3 StVollzG verpflichtet die Justizvollzugsan-
stalt dazu, dem Gefangenen die Befolgung der Speise-
vorschriften seiner Religionsgemeinschaft zu ermég-
lichen. Zwar muB3 die Anstalt nicht selbst fiir eine
entsprechende Ernahrung sorgen; sie hat dem Gefan-
genen dann aber wenigstens zu gestatten, sich derar-
tige Speisen selbst zu verschaffen.

3. Diese Grundsitze gelten auch fiir den Zeitpunkt der
Verabreichung von Speisen. Die Anstalt geniigt des-
halb ihrer Verpflichtung nicht schon dadurch, daB sie
Muslimen eine spezielle Kost (sog. ,Moslemkost)
anbietet, wenn dieses Angebot zu einem Zeitpunkt
erfolgt und angenommen werden miiBte, in dem
Muslime aufgrund ihrer Religionsregeln gehindert
sind, davon Gebrauch zu machen.

BeschluB des Oberlandesgerichts Koblenz vom 2. De-
zember 1993 — 3 Ws 286/93 —

Griinde:

Der Strafgefangene, der sich zum Islam bekennt, verbUBt in der
Justizvollzugsanstalt D. eine lebenslange Freiheitsstrafe wegen
Mordes. Am 7. Dezember 1992 beantragte er, es ihm zu ermdg-
lichen, seine religidsen Speisevorschriften zu befolgen. An
bestimmten Tagen sei ihm nach Sonnenuntergang eine warme
Mahizeit zu reichen. Sollte dies der Anstalt nicht méglich sein, so
miisse ihm die Benutzung eines Kochers genehmigt werden, damit
er sich selbst eine warme Mabhizeit zubereiten kénne. Diesen
Antrag lehnte die Justizvolizugsanstalt aus organisatorischen
Grinden ab. Die Moslems unter den Gefangenen konnten an ihren
Fastentagen, insbesondere wahrend des Ramadans, auf Antrag
ein Lunchpaket als Ersatz fiir die Mittagsverpflegung erhalten.
Den Antrag des Gefangenen vom 15. Dezember 1992 auf gericht-
liche Entscheidung und Gewahrung von ProzeBkostenhilfe hat
die Strafvollstreckungskammer am 24. Marz 1993 mit der Begriin-
dung zuriickgewiesen, die Anstalt sei nicht verpflichtet, dem
Gefangenen die den Speisevorschriften seiner Religionsgemein-
schaft entsprechende Kost zu verabreichen, sie sei lediglich gehal-
ten, ihm zu gestatten, sich solche Speisen selbst zu beschaffen.
Dem trage die Praxis der Justizvolizugsanstalt D. Rechnung. Denn
muslimische Gefangene erhielten dort mit der sogenannten Mos-
lemkost eine Verpflegung, die den Erfordernissen ihrer religiosen
Speisegebote entspreche. Soweit sie von diesem Angebot an
Fastentagen (insbesondere wahrend des Ramadans) keinen
Gebrauch machen kénnten, erhielten sie auf Wunsch als Ersatz
ein Lunchpaket. Auf eine warme Mahlzeit auBerhalb der tblichen
Mittagsverpflegung hatten Gefangene keinen Anspruch. Die
Genehmigung eines Kochers scheide aus, weil dies nur aus medi-
zinischen Griinden notwendig sei. Dariiber hinaus kdnnten den
Gefangenen eigene Kocher nicht mehr zugebilligt werden, weil
sonst das Stromnetz der Anstalt iiberlastet wiirde.

Hiergegen wendet sich der Strafgefangene mit seiner form- und
fristgerecht erhobenen Rechtsbeschwerde.

Sein Rechtsmittel ist zulassig, weil die Feststellungen in dem
angefochtenen BeschluB so unvollstandig sind, daB nicht gepriift
werden kann, ob die Zulassigkeitsvoraussetzungen nach § 116
Abs. 1 StVollzG vorliegen (standige Rechtsprechung; vgl. zuletzt
Senat, BeschluB vom 22. November 1993 — 3 Ws 272/93).

Die tatsichlichen Feststellungen der Strafvollstreckungskam-
mer ermdglichen dem Senat, wie er bereits in der vorzitierten, tat-
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sachlich und rechtlich gleichgelagerten Sache entschieden hat,
nicht die Priifung, ob eine der Bedeutung des Anliegens des
Strafgefangenen entsprechende Aufklarung des Sachverhalts
vorgenommen wurde. Dies dirfte auch darauf zurlickzufiihren
sein, daB die Strafvollstreckungskammer die Bedeutung einer
die Befolgung der Regeln des Islam erméglichenden Verpflegung
fur den Strafgefangenen verkannt hat.

Auszugehen ist von Art. 4 Abs. 2 GG, der die ungestorte Reli-
gionsausiibung gewahrleistet. Dabei handelt es sich unbestritte-
nermaBen um ein Menschenrecht, so daB sich nicht nur Deutsche,
sondern auch die Angehdrigen anderer Staaten hierauf berufen
kénnen. Nicht nur die traditionell im abendlandischen Kulturkreis
veriretenen Religionen werden durch Art. 4 Abs. 1 und 2 GG ge-
schlitzt, sondern auch andere religibse Bekenntnisse wie der
Islam, zu dem der Strafgefangene sich bekennt. Aus der vom
Senat eingeholten wissenschaftlichen Stellungnahme der Sach-
verstandigen L. J. vom Seminar fir Orientkunde der Johannes-
Gutenberg-Universitat Mainz vom 8. November 1993 ergibt sich,
daB fir Muslime im Fastenmonat Ramadan eine strenge Fasten-
pflicht besteht und sie hiervon auch durch den Umstand ihrer
Inhaftierung nicht dispensiert sind, wie dies etwa bei Kranken,
Reisenden und Schwangeren der Fall ist (vgl. hierzu Hartmann,
Die Religion des Islam, Neuausgabe Darmstadt 1992, S. 87).

Der Bedeutung religidser Speisevorschriften wird durch § 21
Satz 3 StVollzG Rechnung getragen. Danach soll die Haftanstalt
dem Gefangenen erméglichen, die Speisevorschriften seiner
Religionsgemeinschaft zu befolgen; sie ist verpflichtet, dies zu
tun (Senat a.a.0. m.w.N.). Zwar muB die Anstalt nicht selbst fiir
eine entsprechende Ernahrung sorgen; sie hat dem Gefangenen
dann aber wenigstens zu gestatten, sich derartige Speisen selbst
zu verschaffen (LG Straubing, ZfStrVo 79, 124). Das hat, wie ohne
weiteres einleuchtet, auch fiir den hier vorliegenden Fall zu gelten,
in dem es nicht um die Beschaffenheit der Speisen, sondern um
den Zeitpunkt ihrer Verabreichung geht. Dem Gefangenen nitzt
es nichts, daf die Anstalt den Muslimen eine spezielle Kost (soge-
nannte ,Moslemkost“) anbietet, wenn dieses Angebot zu einem
Zeitpunkt erfolgt und angenommen werden miBte, in dem der
Muslime aufgrund seiner Religionsregeln gehindert ist, davon
Gebrauch zu machen.

Die Strafvolistreckungskammer hat gemeint, die Anstalt sei
dieser Problematik dadurch enthoben, daB einerseits die Ausgabe
warmen Essens nach Sonnenuntergang aus naheliegenden organi-
satorischen Griinden unzumutbar sei, daB sie den Muslimen
andererseits aber wahrend der Fastenzeiten ein Lunchpaket
liberlasse, das diese nach Sonnenuntergang verzehren kdnnten.
Die von dem Gefangenen erbetene Bewilligung eines eigenen
Kochers hat sie im Hinblick auf die Uberlastung des Stromnetzes
der Haftanstalt, die eine Genehmigung weiterer Kocher — iiber
die bereits aus medizinischen und anderen Griinden erlaubten
hinaus — nicht zulasse (eine Begriindung, die der Senat bereits
mehrfach gebilligt hat, vgl. den BeschiuB vom 15. Dezember 1992
— 3 Ws 588/92), fir unberechtigt erachtet.

Es bestehen indes durchgreifende Bedenken, ob die Verweisung
auf Lunchpakete und Stromnetziiberlastung mit der Verpflichtung
der Haftanstalt zur Gesundheitsflirsorge (§ 56 Abs. 1 S. 1 StVollzG)
vereinbar ist. Das wére zu verneinen, wenn das Recht des Gefan-
genen, die Gebote seiner Religion zu befolgen, bei gleichzeitigem
Verbot eigener Speisezubereitung in der Praxis darauf hinaus-
liefe, daB der Gefangene (ber einen langeren Zeitraum hinweg
auf eine warme Mahizeit vollig verzichten miBte, obwohl dies
seiner Gesundheit schaden wiirde. Eine solche Schadigung ist
vorliegend zumindest nicht von der Hand zu weisen. Fiir Muslime
besteht ndmlich an Feiertagen und im Ramadan strenge Fasten-
pflicht; sie mussen von der Morgenddmmerung bis nach Sonnen-
untergang jeglichen Speisen und Getranken entsagen. Der Be-
schwerdefiihrer kann daher die von der Haftanstalt an sechs Tagen
der Woche ausgegebene warme Mittagsmahlzeit nicht einnehmen.
Ein solcher Verzicht mag flir einzelne Tage ohne weiteres unbe-
denklich und zumutbar sein; denn die Bereitschaft, fir religiése
Uberzeugungen auch gewisse Nachteile hinzunehmen, gehdrt
gerade zum Inhalt und der Glaubwiirdigkeit eines religiésen
Bekenntnisses. Dem Senat ist iberdies aufgrund der allgemeinen
Lebenserfahrung bekannt, daB der Verzicht auf eine warme Mahi-
zeit innerhalb gewisser zeitlicher Grenzen zweifelsfrei unschadlich
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ist. Hier dagegen geht es um einen Verzicht auf warmes Essen
dber einen ganzen Monat hinweg. Strenges Fasten (iber einen
solchen Zeitraum kann, auch wenn es nur tagsiber geschieht,
nicht unerhebliche kérperliche Belastungen mit sich bringen. In
Freiheit befindliche Muslime nehmen deshalb in den Nachten des
Ramadan wesentlich mehr Nahrung zu sich, als es in den (ibrigen
Monaten den Tag Uber liblich ist. Es haben sich auch zahireiche
spezielle, kalorienreiche Fastenspeisen entwickelt (vgl. Khoury/
Hageman/Heine: Islam-Lexikon, Geschichte/ldeen/Gestalten,
Freiburg 1991, S. 243). Ein solcher Ausgleich besteht in der Haft-
anstalt nicht. Die Mdéglichkeit von Gesundheitsschaden bei voll-
standigem Verzicht auf eine warme Mahlzeit iber einen derart
langen Zeitraum ist deshalb nicht von der Hand zu weisen. Die
Inkaufnahme von — nicht nur rein theoretisch moglichen — Gesund-
heitsschaden kann jedoch auch einem gldubigen Muslim nicht
abverlangt werden.

Ob mit solchen Gesundheitsschaden gerechnet werden muB,
kann der Senat nicht beurteilen, weil die Strafvollstreckungskam-
mer, die diesen Gesichtspunkt nicht gesehen hat, hierzu keinerlei
Feststellungen getroffen hat. Der angefochtene BeschluB war
daher aufzuheben und die Vorinstanz zu verpflichten, den Gefan-
genen unter Ergdnzung der tatsachlichen Feststellungen erneut
zu bescheiden.

Dabei wird das Vollstreckungsgericht auch zu kidren haben, an
wievielen Tagen der Woche es dem Gefangenen auBerhalb des
Ramadans aus Glaubensgrinden verwehrt ist, die anstaltsiibliche
warme Mabhlzeit einzunehmen und ob einer dieser Tage mit dem-
jenigen zusammenfallt, an dem die Haftanstalt ohnehin kein war-
mes Essen ausgibt. Daraus wird sich ergeben, an wieviel aufein-
anderfolgenden Tagen der Gefangene bei Einhaltung seines
Fastengebots ohne warmes Essen auskommen miiBte.

Sodann ware zu prifen, ob dies aus arztlicher Sicht, und zwar
aus der Sicht des Anstaltsarztes, die korperliche Gesundheit des
Gefangenen mehr als nur rein theoretisch gefahrden wiirde.

Ware dies, was allerdings als naheliegend angesehen werden
kann, auBerhalb des Monats Ramadan gesundheitlich unbedenk-
lich, ware zu kléaren, ob gesundheitliche Risiken nicht zumindest
wihrend des Ramadans bestehen, in dem der Gefangene durch-
gehend auf eine warme Mabhilzeit vollig verzichten miiBte.

Wird dies bejaht, wéare zu untersuchen, in welcher Form Abhilfe
unter Berlcksichtigung der organisatorischen Maglichkeiten der
Haftanstalt geschaffen werden kann. Wie der angefochtene Be-
schluB ausflihrt (S. 4, 3. Abs., 8. 5, 1. Abs.), ist anderen Gefangenen,
bei denen die medizinische Notwendigkeit eigener Essenszube-
reitung gegeben ist, der Besitz eines eigenen Kochers gestattet.
Es erschiene nun widersinnig, dem Beschwerdeflhrer und anderen
Muslimen einen solchen Kocher so lange vorzuenthalten, bis sie
tatsachlich krank geworden sind, umihnen erst dann eine medizi-
nisch indizierte Selbstverpflegung mittels eigenen Kochers zu
gestatten.

Den aus einer hieraus moglicherweise resultierenden Auswei-
tung des Kreises der Kocherbesitzer sich ergebenden technischen
Problemen (Stromnetziiberlastung) ware zunichst dadurch zu
begegnen, daB die Méglichkeiten einer Essensausgabe in wirme-
haltigen Containern oder stationsweise Aufwiarmemaglichkeiten
mittels Mikrowellengeraten ausgeschépft werden. Sollten solchen
Lésungen unlberwindliche Schwierigkeiten entgegenstehen,
ware an eine vollige Neubewertung der bisherigen Praxis des pri-
vaten Kocherbesitzes zu denken. Der angefochtenen Entschei-
dung kann ebenfalls enthommen werden, daB in der Haftanstalt
einzelne Gefangene einen Kocher besitzen, ohne daB eine medi-
zinische Notwendigkeit hierfiir gegeben ist. Gerechtfertigt wird
dies mit dem Gesichtspunkt des Vertrauensschutzes, well der
Kocher vor Anderung der Genehmigungspraxis erworben oder
beantragt worden sei (angefochtene Entscheidung S. 5, 1. Abs.).
Der Gesichtspunkt des Vertrauensschutzes kann aber nur Bedeu-
tung beanspruchen, solange keine Neubwertung der gesamten
entscheidungserheblichen Umstande erforderlich ist (vgl. in an-
derem Zusammenhang OLG Hamm, NStZ 1993, 360). So kann es
zum Beispiel keinem Zweifel unterliegen, daB ein bisher allein
aufgrund des Vertrauensschutzes einen Kocher besitzender
Gefangener kiinftig — eventuell auch wahrend eines bestimmten
Zeitraumens — auf diesen verzichten muf3, wenn ein anderer Gefan-

gener aus medizinischen Griinden auf einen Kocher angewiesen
ist und die in der Justizvollzugsanstalt D. bestehende Stromnetz-
Oberlastung eine Genehmigung zusétzlicher Kocher nicht zulaBt.
Nichts anderes kann nach Auffassung des Senats gelten, wenn
eine Neubewertung der Verpflichtung aus § 21 Satz 3 StVollzG im
Lichte des Art. 4 GG dazu flihren wiirde, daB8 die Erméglichung
einer die Glaubensvorschrift beachtenden Lebensfiihrung héher
einzuschitzen ist als frilher einmal genehmigte Annehmlichkei-
ten anderer Gefangener. Dabei wird auch zu priifen sein, ob sol-
che Alterlaubnisse nicht sogar mit einem Widerrufsvorbehalt
versehen wurden.

Die Problematik kann allerdings nicht einmal auf den Besiiz
von Kochern verengt werden. Sollite die Prifung anderweitiger
Abhilfemdglichkeiten ergebnislos verlaufen, ware auch daran zu
denken, alle einen nennenswerten Stromverbrauch aufweisenden
Elektrogerate in eine vdllig neue Gesamtabwagung einzubeziehen,
was wiederum dazu fiihren kénnte, dal dem Vertrauensschutz
eines Kocherbesitzers hohere Bedeutung zukommt als den Inter-
essen einer Vielzahl von Gefangenen, denen spater nur rein der
Annehmlichkeit dienende Elektrogerate genehmigt wurden.

Maoglich und sogar naheliegend, weil mit der wohl geringsten
Veranderung des Status quo verbunden, wiére auch eine Regelung,
bei der anderen Gefangenen nur flr die Dauer des Ramadan das
Recht zum Kocherbesitz entzogen wird, um es muslimischen
Gefangenen fir diesen Zeitraum zu gewahren.

Da noch nicht abgesehen werden kann, ob der Gefangene mit
seinem Anliegen endgliltig Erfolg haben wird, war der zur erneuten
Entscheidung berufenen Strafvolistreckungskammer auch die
Kostenentscheidung vorzubehalten.

§§ 23 ff. EGGVG, §§ 7, 8, 9, 10 StVollzG
(Verlegung aus dem Normalvollzug in die
Sozialtherapie eines anderen Bundeslandes)

1. Verweigert die zustindige oberste Aufsichtsbehdrde
iber die Vollzugsanstalten eines Bundeslandes die
von einem anderen Bundesland beantragte Aufnahme
einer/eines Strafgefangenen, so ist der/dem betrof-
fenen Gefangenen gegen die Verweigerung der
Rechtsweg gemaB §§ 23 ff. EGGVG erdffnet.

2. Der die vom Vollstreckungsplan abweichende Verle-
gung regelnde § 8 Absatz 1 StVollzG ist als Ermessens-
vorschrift ausgestaltet. Davon erfaBte Entscheidungen
kénnen daher nicht als Recht gefordert werden, son-
dern nur auf fehlerhafte Ermessensausiibung tiber-
prift werden.

3. Aus dem Gesundheitszustand einer/eines betroffenen
Strafgefangenen, der Notwendigkeit einer therapeu-
tischen Behandlung und den bestehenden sozialthe-
rapeutischen Méglichkeiten in verschiedenen Anstal-
ten kann sich eine Ermessensreduktion derart erge-
ben, daB nur eine dem Verlegungsantrag stattgebende
Entscheidung in Betracht kommt.

4, Die Erforschung der Grundlagen fiir eine Verlegungs-
entscheidung obliegt der aktuell zustindigen Voll-
streckungsbehdrde.

BeschluB des Kammergerichts vom 29.06.1994 — 4 VAs
10/94 -

Griinde:

Die Antragstellerin verb(iBt in der Justizvollzugsanstalt S. eine
lebenslange Freiheitsstrafe, die das Landgericht Konstanz am
5. Dezember 1989 gegen sie wegen der Totung eines Kindes ver-
hangt hat. Sie hat ihre Verlegung in die sozialtherapeutische Anstalt
der Justizvollzugsanstalt fir Frauen B., hilfsweise ihre Verlegung



in diese Vollzugsanstalt unter Beiordnung einer Therapeutin,
beantragt. Auf die Anfrage des Justizministeriums des Landes
Baden-Wiritemberg, ob das Land zur Ubernahme der Antrag-
stellerin in seinen Strafvollzug bereit sei, hat die Senatsverwaltung
fiir Justiz mit dem angefochtenen Bescheid die Zustimmung zur
Verlegung der Antragstellerin in den Berliner Strafvollzug verwei-
gert. Gegen diesen Bescheid wendet sich der — urspriinglich auf
§ 109 StVollzG gestiitzte und an das Landgericht gerichtete —
Antrag der Strafgefangenen auf gerichtliche Entscheidung. Mit
ihm erstrebt sie, unter Aufhebung des angefochtenen Bescheides
die Senatsverwaltung fir Justiz in Berlin zu verpflichten, ihrer Ver-
legung in die sozialtherapeutische Anstalt der Justizvollzugsan-
stalt fiir Frauen B., hilfsweise ihrer Verlegung in diese Vollzugsan-
stalt, gegebenenfalls unter Beiordnung einer Therapeutin, zuzu-
stimmen; hilfsweise beantragt sie ferner, die Senatsverwaltung
fur Justizin Berlin zu verpflichten, (iber ihr Begehren unter Beach-
tung der Rechtsauffassung des Gerichts neu zu entscheiden.

Die von der Antragstellerin zunachst angerufene Strafvolistrek-
kungskammer des Landgerichts Berlin hat den ,,Rechtsstreit* mit
BeschluB vorn 31. Mérz 1994 — 546 StVK (Voliz) 59/94 — an den
Senat zur Entscheidung in dem Verfahren nach den §§ 23 ff.
EGGVG verwiesen.

Der Antrag hat nur mit dem zweiten Hilfsbegehren Erfolg.

1. Der Antrag ist in dem Verfahren nach den §§ 23 ff. EGGVG
zulassig. Das Kammergericht hat bereits mehrfach entschieden,
daB dieser Rechtsbehelf gegeben ist, wenn ein Strafgefangener
die Verlegung in ein anderes Bundesland erstrebt und gegen die
Verweigerung der fir eine solche Verlegung erforderlichen Zustim-
mung der obersten Aufsichtsbehdrde liber die Vollzugsanstalten
des zur Aufnahme bestimmten Landes vorgehen will, weil die Ver-
weigerung dieser Zustimmung keine Manahme im Vollzug der
Strafe, sondern ein Justizverwaltungsakt anderer Art auf dem
Gebiet der Strafrechtspflege ist (vgl. Beschliisse vom 16. Februar
1981 -2 VAs 41/80—, vom 7. Februar 1983 -2 VAs 1/83 —und vom
15. Juli 1986 — 5 Ws 209/86 Vollz —; siehe auch: OLG Zweibrik-
ken OLGSt StVollzG § 8 Nr. 2; OLG Hamm NStZ 1994, 256); an
dieser Rechtsprechung hilt der Senat fest.

2. Der Antrag ist jedoch nur in dem aus dem BeschluBsatz er-
sichtlichen Umfang begriindet (§ 28 Abs. 1 Satz 1 EGGVG); eine
Entscheidung lber die mit ihm zugleich begehrte Verpflichtung
ist dem Senat verwehrt (§ 28 Abs. 2 Satz 1 EGGVG).

a) Der angefochtene Bescheid kann keinen Bestand haben.
Zwar geht er zutreffend davon aus, daB ein Strafgefangener seine
Verlegung nicht als Recht fordern kann, weil § 8 Abs. 1 StVollzG,
der eine vom Vollstreckungsplan abweichende Verlegung regelt,
nur als Ermessensvorschrift ausgestaltet ist. Die Antragstellerin
kann aber dberprufen lassen, ob bei der Entscheidung iber den
Verlegungsantrag das Ermessen fehlerfrei ausgeiibt worden ist
(vg!. LG Osnabriick NStE Nr. 1 zu § 9 StVollzG; Jabel in Pohimann/
Jabel, StVolIStrO 6. Aufl., Rdn. 25 zu § 21); dieser Grundsatz ist
auch auf die nach § 26 Abs. 1 Satz 4 StVollstrO erforderliche
Zustimmung der obersten Vollstreckungsbehdrde des zur Auf-
nahme vorgesehenen Landes anzuwenden (vgl. KG, Beschluf
vom 7. Februar 1983 a.a.0.; Jabel a.a.0.; Calliess/Miller-Dietz,
StvollzG 6. Aufl., Rdn. 3 zu § 8). Bei der danach von dem Senat
gemaB § 28 Abs. 3 EGGVG vorzunehmenden Priifung erweist
sich jedoch der Bescheid der Senatsverwaltung fir Justiz als
nicht ermessensfehlerfrei. Zu folgen ist ihm zwar darin, daB der
Spielraum, den die die Verlegung in eine sozialtherapeutische
Anstalt regelnde Bestimmung des § 9 StVollzG fiir die Ermessens-
ausilbung vorsieht, noch eingehalten ist, wenn die Eignung fiir
die Verlegung in eine sozialtherapeutische Anstalt unter Berlick-
sichtigung des Vollzugskonzepts der in Betracht kommenden
Anstalt beurteilt wird (vgl. LG Aachen, NStZ 1993, 149; Calliess/
Miiller-Dietz a.a.O., Rdn. 4 und 6 zu § 9); diese Auffassung ent-
spricht — sofern sie die Zuldssigkeit von Ausnahmen anerkennt —
auch der Rechtsprechung des Kammergerichts {(vgl. NStZ 1984,
239), an der der Senat festhélt. Die Senatsverwaltung durfte also
ihre Priifung unter dem Gesichtspunkt vornehmen, ob die Antrag-
stellerin nach dem speziellen Angebotsprofil der sozialtherapeu-
tischen Anstalt der Justizvollzugsanstalt fir Frauen B. zur dortigen
Aufnahme geeignet ist. In diese werden — in der Regel -
Frauen aufgenommen, die mindestens ein Jahr und hdchstens
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vier Jahre Reststrafzeit bis zur voraussichtlichen Entlassung zu
verbiiBen haben und — da sich die sozialtherapeutische Anstalt
der Justizvollzugsanstalt fiir Frauen B. im offenen Vollzug befin-
det — die Kriterien fiir die Aufnahme in den offenen Vollzug nach
§ 10 StVollzG erfiillen.

Aus der in dem angefochtenen Bescheid vorgenommenen Pri-
fung, ob die dargelegten ,Aufnahmebedingungen” von der Antrag-
stellerin erfiillt werden, geht jedoch hervor, daB die Senatsverwal-
tung den ihr zustehenden Ermessensspielraum zumindest nicht
ausgeschopft hat; die Griinde ihres Bescheids lassen sogar ver-
muten, daB sie im konkreten Fall gemeint hat, fiir eine Ermessens-
auslibung bestehe kein Raum. Diese Ansicht ist der Ausgangs-
punkt dafir, daB der angefochtene Bescheid nicht alle fiir die
Entscheidung erheblichen Grundlagen in Betracht zieht; soweit
er diese bericksichtigt, liegt ihm in einem wesentlichen Teilbereich
die Verkennung tatsachlicher Gegebenheiten zugrunde.

aa) Der angefochtene Bescheid stitzt die Nichterteilung der
Zustimmung zu der von der Antragstellerin begehrten Verlegung
einmal auf die Feststellung, die Antragstellerin erfille nicht die
dargelegten, nach dem Vollzugskonzept der sozialtherapeutischen
Anstalt notwendigen Aufnahmekriterien; weil sie als fiir den offe-
nen Volizug ungeeignet eingestuft worden sei. Dieser Feststellung
liegt insoweit ein Fehler zugrunde, als sie von der Annahme aus-
geht, diese Bewertung des Verhaltens der Antragstellerin in der
Anstalt sei von der derzeit flr sie zustdndigen Vollstreckungs-
behdrde abgegeben worden. Das Gegenteil trifft aber zu, da die
Justizvollzugsanstalt S. mit Schreiben vom 23. November 1993
mitgeteilt hat, daB keine Zweifel an der Tauglichkeit der Antrag-
stellerin fir den Regelvollzug — also auch fiir den offenen Vollzug
(vgl. Calliess/Mdller-Dietz a.a.0., Rdn. 1 zu § 10) — bestlinden.
Daf die Antragstellerin zu lebenslanger Freiheitsstrafe verurteilt
worden ist, steht dieser Einschatzung nicht entgegen (vgl. OLG
Frankfurt StV 1993, 599); aus den bundeseinheitlichen Verwal-
tungsvorschriften zum Strafvollzugsgesetz ergibt sich nichts
Gegenteiliges; auch die fir den Strafvollzug im Land Berlin gel-
tenden Ausfiihrungsvorschriften zu § 10 StVollzG stehen einer
Ubernahme der Antragstellerin in den offenen Vollzug nicht von
vornherein entgegen (vgl. AV Ziff. 3 Abs. 2 zu § 10 StVollzG).

bb) Unabhangig von der dargelegten Verkennung einer fir die
Entscheidung (ber die Verlegung der Antragstellerin wesentlichen
Tatsache ist dem angefochtenen Bescheid ferner nicht zu ent-
nehmen, ob die Mdglichkeit beriicksichtigt worden ist, im Fall der
Antragstellerin der Aufnahme in die sozialtherapeutische Anstalt
ausnahmsweise zuzustimmen.

Ausfiuhrungen dazu waren erforderlich gewesen, weil die Zu-
sammenstellung der Aufnahmekriterien vom Juli 1993 ausdricklich
die Formulierung enthalt, daB Frauen bei der Erflllung bestimmter
Voraussetzungen ,in der Regel” aufgenommen werden. Ausnah-
men sind also mdglich. Wenn diese Regelung auf die Rechtspre-
chung des Kammergerichts (vgl. NStZ 1984, 239) zuriickgeht,
hétte im vorliegenden Einzelfall AnlaB bestanden, Erwégungen
Ober eine mégliche Abweichung von den Aufnahmebestimmungen
anzustellen.

cc) Der Senat kann auch nicht feststellen, daB trotz der beiden
dargelegten Ermessensfehler eine Sachlage gegeben ware, in
der nur eine dem Verlegungsantrag nicht stattgebende Entschei-
dung in Betracht kAme. Zwar erflilit die Antragstellerin nicht das
(zweite) Aufnahmekriterium einer zu verbliBenden Reststrafzeit
von hdchstens vier Jahren; die Prifung ihrer — ausnahmsweisen —
Aufnahme in den Berliner Strafvolizug durfte dennoch nicht unter-
bieiben, zumal schon in einer Stellungnahme der zusténdigen
Vollstreckungsbehérde vom 2. Juli 1992 auf die Notwendigkeit
einer — in der Justizvollzugsanstalt S. nicht méglichen — thera-
peutischen Behandlung der Antragstellerin und auf die den Verle-
gungsantrag befirwortende Stellungnahme der dort zustandi-
gen Psychologin hingewiesen worden war. Fiir die Entscheidung
ware es danach maBgeblich auch auf die zu dem Zustand der
Antragstellerin, insbesondere zu ihrer gesundheitlichen Situation,
offenbar bereits erstellten Sachverstandigengutachten ange-
kommen. Der Senat weist darauf hin, daB — je nachdem, zu welchen
Ergebnissen die betreffenden Gutachten gelangt sind — sogar
eine Ermessensreduzierung derart, daB nur eine dem Antrag
stattgebende Entscheidung in Betracht kommt, nicht von vorn-
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herein ausgeschlossen werden kann. Fiir eine sachgerechte Ent-
scheidung diirfte sich im (brigen die vergleichende Heranziehung
der Vollzugskonzepte anderer in der Bundesrepublik eingerichte-
ter sozialtherapeutischer Anstalten fiir Frauen als erforderlich
erweisen; gleiches konnte im Hinblick auf die von der Strafgefan-
genen bereits im Antragsverfahren hilfsweise begehrte Erstellung
eines erganzenden Sachverstandigengutachtens gelten. Solite
sich ein solches als nétig erweisen, pflichtet der Senat der von
der Senatsverwaltung fiir Justiz vertretenen Auffassung bei, daB
die Erteilung eines entsprechenden Auftrages nicht ihrem, sondern
dem Zustandigkeitsbereich der zur Zeit zustiandigen Vollstrek-
kungsbehdrde unterfiele.

b) Die nach den vorstehenden Ausfiihrungen fehlenden Erwa-
gungen kdnnen nachgeholt werden; soweit hierzu zusatzliche
Feststellungen zu treffen sind, obliegt diese Aufgabe nicht dem
Senat. Zwar prift das im Verfahren nach den §§ 23 ff. EGGVG
angerufene Gericht den Sachverhalt auch in tatséchlicher Hinsicht
(vgl. BGHSt 24, 290; Kleinknecht/Meyer-GoBner, StPO 41, Aufl.,
Rdn. 1 zu§ 28 EGGVG), wobei ihm, namentlich in Vollzugssachen,
die Art und Weise der Beweiserhebung freisteht (vgl. KG NJW
1968, 608; Kleinknecht/Meyer-GoBner a.a.0.). Eine Verpflichtung
des Gerichts, die Sache ,spruchreif zu machen, besteht jedoch
nur in Féllen gesetzesgebundener Akte (vgl. KK-Kissel, StPO
3. Aufl., Rdn. 19 und 20 zu § 28 EGGVG); bei Ermessensentschei-
dungen laBt sich die Spruchreife grundsatzlich nicht herbeifiih-
ren (vgl. Kissel a.a.0., Rdn. 21; Kleinknecht/Meyer-Gofiner a.a.O.,
Rdn. 7; im Ergebnis tbereinstimmend: OLG Karlsruhe JR 1983,
386 1.), da dies im Regelfall darauf hinausliefe, daB das Gericht in
unzulassiger Weise sein Ermessen an die Stelle desjenigen der
Verwaltungsbehdrde setzen wiirde (vgl. KG GA 1973, 180). Die
Verpflichtung zur Vornahme einer bestimmten Amtshandlung
kommt daher nur ausnahmsweise in Betracht, wenn das Ermessen
wegen besonderer Umsténde des Einzelfalles nur noch in eine
bestimmte Richtung ausgetibt werden kann {vgl. LG Osnabrtick
a.a.0.; Kissel a.a.0.); daB hier solche Umstande weder im Sinne
der beantragten Verpflichtung noch im Sinne der Verwerfung des
Verpflichtungsantrages vorliegen, hat der Senat dargelegt. Der
Senat konnte daher nur dem zweiten Hilfsantrag stattgeben und
neben der Aufhebung des angefochtenen Bescheides (§ 28 Abs. 1
Satz 1 EGGVG) nur nach § 28 Abs. 2 Satz 2 EGGVG die Verpflich-
tung der Senatsverwaltung anordnen, die Antragstellerin unter
Beachtung der Rechtsauffassung des Senats neu zu bescheiden.

3. Gerichtkosten sind nicht entstanden, da sie nach § 130 KostO
nur bei Ricknahme oder Zurlickweisung eines Antrags anfallen
(vgl. Kleinknecht/Meyer-GoBner, § 30 EGGVG, Rdn. 2). Die Erstat-
tung auBergerichtlicher Kosten kommt aus Billigkeitsgriinden
(vgl. Kleinknecht/Meyer-GoBner a.a.0. Rdn. 3) nicht in Betracht,
da die Antragstellerin nur mit dem zweiten Hilfsantrag lediglich
einen vorlaufigen Erfolg erzielt hat.

Anmerkung: Die Entscheidung des KG ist vor dem Hintergrund
zu sehen, daB die Mdglichkeiten sozialtherapeutischen Vollzuges
fiir Frauen in der Bundesrepublik noch diinner geséat sind als fiir
Manner. Die meisten Bundeslander haben keine Sozialtherapeu-
tischen Anstalten fiir Frauen; stelit sich heraus, daB in einem sol-
chen Bundesland eine Gefangene sozialtherapeutisch behand-
lungsbediirftig ist, solite davon auszugehen sein, daB sie entgegen
der féderalistischen Kompetenzordnung von Strafvollzug und
-vollstreckung einen Anspruch auf Behandlung in einer geeig-
net(er)en Vollzugsanstalt, als der eigentlich zustandigen, hat.
Dieser Anspruch 148t sich aus §§ 2 ff. und § 9 (i.V.m. § 8) StVollzG,
letztlich aus Art. 2 GG ableiten. Das KG hat dies in seiner Ent-
scheidung so explizit nicht festgestellt, jedoch — im vorliegenden
extremen Einzelfall - offenbar die Notwendigkeit einer Behandlung,
so sie denn vom antragstellenden Land ergriindet und dargelegt
wiirde, tiber die ,Vollstreckungshoheit“ des Bundeslandes gestellt,
das uber die Behandlungsméglichkeiten verfiigt. Es folgt damit
jedenfalls Wortlaut, Sinn und Zweck sowoh! des § 8 als auch des
§ 9 StVollzG und nicht zuletzt einer grundlegenden Entscheidung
des Bundesverfassungsgerichts vom 29.10.1975, in der es heiBt:
WVielmehr muB der Staat den Strafvollzug so ausstatten, wie es
zur Realisierung des Vollzugsziels (...) erforderlich ist. Es ist seine
Aufgabe, im Rahmen des Zumutbaren alle gesetzlichen MaBnah-
men zu treffen, die geeignet und nétig sind, beim Gefangenen
das Vollzugsziel zu erreichen. Er hat auch die Aufgabe, die erfor-

derlichen Mittel fiir den Personal- und Sachbedarf bereitzustel-
len (...).“" Im Uibrigen sollte, was zu Lasten der Strafgefangenen
gilt — etwa die Verlegung aus vollzuglichen ,wichtigen Griinden*
(s. § 8 Abs. 2 StVollzG) — und was fiir Investitionen fur Sicherheits-
anlagen investiert wird, auch flir das dem Schutz der Allgemeinheit
vor weiteren Straftaten dienende Resozialisisierungsinteresse®
gelten.

In gewisser Weise widerspricht die Entscheidung des KG in ver-
fahrensrechtlicher Hinsicht — namlich der Rechtswegerdffnung
gemaB §§ 23 fi. EGGVG ¥ - allerdings der Entscheidung u.a. des
OLG Hamm vom 14.10.1993 — 1 Vollz (Ws) 179/93 —, ZfStrVo 1994,
244 = NStZ 1994, 256. Dort wird hinsichtlich der Zustimmungser-
kldarung des aufnehmenden Bundeslandes der Rechtsweg mit
der Begriindung versagt, daB diese Erklarung nur die technische
Durchfiihrung ermdégliche und sich nicht auf das Vollzugsverhaltnis
auswirke. Richtig an der Argumentation des OLG Hamm ist, daf
die zustimmende oder ablehnende Erklarung des ersuchten Bun-
deslandes ein Mitwirkungsakt in einem zunéchst innerbehordli-
chen Verfahren ist; offenkundig falsch allerdings ist, daB sich die
Entscheidung nicht auf das Vollzugsverhalinis auswirke. Es sind
keine rechtlichen Gesichtspunkte ersichtlich — allenfalls praktische
aus der Warte der Vollstreckungsbehdrden —, weshalb die Zu-
stimmung eines um Aufnahme ersuchten Landes anders behan-
delt werden sollte, als die Ablehnung. Besonders ,handlich” ist
die Zweiteilung des Rechtsweges — hier: Antrag gemiB § 109
StVolizG gegen die aktuell vollstreckende Behdrde, da: Antrag
gemaB § 23 ff. EGGVG gegen die oberste Vollzugsbehérde des
ersuchten Landes — allerdings nicht!

Olaf Heischel

1) BVerfGE 40, 276, 284.

2) Vgl. BVerfGE 35, 202, 236.

3) In standiger Rechtsprechung: vgl. Beschiuf vom 16.02.1981 ~ 2 VAs 41/80 —;
BeschluB vom 07.02.1983 — 2 VAs 1/83 —; Beschluf vom 15.07.1986 — 5 Ws 209/86 Vollz.

§ 51 Abs. 4, 5 StVollzG, §§ 850 ff. ZPO
(Kein Pfandungsschutz in bezug auf
Eigengeld nach §§ 850 ff. ZPO)

Das aus dem Arbeitsentgelt gebildete Eigengeld eines
Strafgefangenen unterliegt lediglich der Pfindungsbe-
schriankung des § 51 Abs. 4 und 5 StVollzG, nicht aber
den Pfandungsschutzbestimmungen der §§ 850 ff. ZPO.

BeschluB des 6. Zivilsenats des Oberlandesgerichts
Karisruhe vom 18. Januar 1994 — 6 W 92/93 —

Griinde:

Die weitere sofortige Beschwerde ist geman §§ 793 Abs. 2, 568
Abs. 2 ZPO zulssig und insbesondere auch rechtzeitig eingelegt,
sie ist jedoch nicht begriindet.

Das aus dem Arbeitsentgelt gebildete Eigengeld eines Straf-
gefangenen unterliegt lediglich der Pfandungsbeschrankung des
§ 51 Abs. 4 und 5 StVollzG, nicht aber den Pfandungsschutzbe-
stimmungen der § 850 ff. ZPO (ebenso LG Berlin, Rpfleger 1992,
128; LG Itzehoe, Rpfleger 1991, 521; Ziller/Stoeber, ZPO, 18. Aufl.,
§ 850 Rdnr. 16, § 829 Rndr. 33; Stoeber, Forderungspfandung,
10. Aufl., Rdnr. 137).

Der gegenteiligen Auffassung (z.B. OLG Frankfurt, Rpfleger
1984, 425; LG Karlsruhe NJW-RR 1989, 1536) vermag sich der
Senat nicht anzuschlieBen. Sie wird im wesentlichen mit einer am
Willen des Gesetzgebers orientierten Auslegung des Strafvoll-
zugsgesetzes begriindet: Dessen Intention sei eine moglichst
weitgehende Angleichung der tatsdchlichen und rechtlichen Ver-
haltnisse, denen der Strafgefangene unterliegt, an die auBerhalb
des Vollzugs gegebenen Bedingungen. Dabei solle der Gefangene,
soweit nicht unabdingbare Erfordernisse des Volizugs entgegen-
stehen, dem freien Arbeitnehmer gleichgestellt werden (Calliess/
Muller-Dietz, StVollzG, 4. Aufl., § 43 Anm. 1). Dieser Zielsetzung
laufe eine Nichtanwendung der Pfandungsschutzvorschriften
der §§ 850 fi. ZPO zuwider.

Die genannte Auffassung beriicksichtigt Sinn und Zweck der
Ptandungsschutzvorschriften der § 850 ff. ZPO nicht in hinrei-



chendem MaBe. Sinn und Zweck der Pfandungsgrenzen fiir das
Arbeitseinkommen ist es, dem Schuldner die Mittel zu belassen,
die fiir seine Existenz und fir den Erhalt seiner Arbeitsfahigkeit
erforderlich sind. Den MaBstab dabei bilden die Bediirfnisse eines
in Freiheit lebenden und arbeitenden Menschen (vgl. BVerfG,
NJW 1982, 1583).

Der besonderen Situation eines Strafgefangenen wird durch
die Vorschriften der § 43 ff. StVolizG hinreichend Rechnung ge-
tragen. So muBl dem Gefangenen das gemas § 51 Abs. 4 StVollzG
unpfandbare Uberbriickungsgeld verbleiben bzw. der Unter-
schiedsbetrag gemaB § 51 Abs. 4 Satz 2 StVolizG, solange das
Uberbriickungsgeld nicht in voller Hdhe gebildet ist. AuBerdem
behalt der Gefangene 24 seiner monatlichen Beziige als Haus-
geld, § 47 StVolizG. Lediglich die Beziige, die nicht als Hausgeld,
Haftkostenbeitrag, Unterhaltsbeitrag oder Uberbriickungsgeld
in Anspruch genommen werden, sind dem Gefangenen zum Eigen-
geld zuzuschreiben, § 52 StVollzG. Im vorliegenden Fall geht es
allein um die Anwendbarkeit der Pfandungsgrenzen der §§ 850 ff.
ZPO hinsichtlich dieses aus dem Arbeitsentgelt gebildeten soge-
nannten Eigengelds des Beschwerdefiihrers. Dessen lebens-
notwendigen Beddrfnissen tragen die Vorschriften des Strafvoll-
zugsgesetzes Rechnung. Er steht nicht schlechter als ein Gefan-
gener, der iber kein Arbeitseinkommen verfigt, weil er nicht
arbeiten kann oder weil keine Arbeit vorhanden ist. Wenn der
Strafgefangene nach der Intention des Gesetzgebers des Straf-
vollzugsgesetzes méglichst weitgehend dem freien Arbeitnehmer
gleichgestellt werden soll, so kann dies nach Auffassung des
Senats jedoch nicht zu einer Besserstellung gegeniiber dem freien
Arbeitnehmer f(ihren, dem durch die Pfandungsgrenzen lediglich
die Sicherstellung des Existenzminimums garantiert wird, dem
jedoch nicht die Mdglichkeit geboten ist, Ricklagen zu bilden.
Insoweit sind keine Griinde ersichtlich, das Entgelt eines Straf-
gefangenen, das die Beitrage flir Hausgeld, Uberbriickungsgeld
etc. Ubersteigt, durch welche seine Mindestbediirfnisse gedeckt
werden, den Pfandungsgrenzen des § 850¢ ZPO zu unterstellen,
weil dies zu einer Besserstellung eines Strafgefangenen gegen-
Uber dem in Freiheit lebenden Arbeitnehmer fihren wiirde, der
von seinem unpfandbaren Arbeitseinkommen seinen notwendigen
Lebensunterhalt bestreiten muB.

Demnach war die weitere sofortige Beschwerde des Vollstrek-
kungsschuldners mit der Kostenfolge aus § 97 ZPO zuriickzu-
weisen.

§119StPO,§§2Abs. 1,11 Abs. 1,12 Abs. 1,
22 Abs. 1 BSHG, UVolizO (Taschengeld
fiir Untersuchungsgefangene)

1.a) Einem bediirftigen Untersuchungsgefangenen steht

Sozialhilfe fir seinen nicht von der Anstalt abge-
deckten persénlichen Bedarf zu.

b

4

Dem Anspruch steht der Nachranggrundsatz des
§2 Absatz 1 BSHG nicht entgegen, da es bislang
keine gesetzliche Regelung gibt, nach der die Unter-
suchungshaftanstatt zur Ubernahme dieser Kosten
verpflichtet werden kénnte.

2. Die Hohe des Bedarfs kann nach der Entscheidung
des BVerwG vom 12.10.1993 -5 C 38.92 — nach einem
Bruchteil des Regelsatzes fiir einen Haushaltsvor-
stand (hier: 10 %, dort: 15 %) bemessen werden.

Urteil des Verwaltungsgerichts Berlin vom 23.09.1993 —
VG 6 A 298.89 — {rechtskraftig nach Bestatigung durch Ober-
verwaltungsgericht Berlin, PKH*-BeschluB vom 16.09.1994
— OVG 6 B 64.93 — und Berufungsriicknahme}

Anmerkung: Die Rechtsprechung zur Frage, ob und gegebenen-
falls in welcher Hohe Untersuchungsgefangene Sozialhilfe fir die
Dinge des personlichen Bedarfs (Taschengeld) beanspruchen
kénnen, war bis Ende 1993 vollkommen uneinheitlich.” Das Urteil
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des VG Berlin vom 23.09.1993 billigte nun dem Kliéger einen
Taschengeidanspruch in Hohe von 10 % des Regelsatzes fiir den
Haushaltsvorstand zu; dieser Betrag entsprach in etwa dem, den
die Berliner Vollzugsbehérden seit 1989 — nach Klageeinreichung
des Klagers —freiwillig an bedirftige Gefangene als Taschengeld
zahlen. Gegen seine Entscheidung lieB das VG Berlin die Berufung
geman § 131 Absatz 2 Satz 1 Nr. 1, Absatz 3 Nr. 1 VwGO wegen der
grundsitzlichen Bedeutung der Rechtsfrage zu. Das OVG Berlin
befand die Erfolgsaussichten der Berufung fiir nicht ausreichend
zur Gewédhrung von ProzeBkostenhilfe, nachdem Anfang 1994
das Urteil des Bundesverwaltungsgenchts vom 12.10.1993 verof-
fentlicht worden war.? Es bestétigte im — abweisenden — PKH-
BeschluB und in Kenntnis des vom BVerwG anerkannten Bedarfs
von 15 % des Regelsatzes fir den Haushaltsvorstand die Meinung
des VG Berlin, da8 10 % geniigten; die vom Klager mit der Berufung
erhobenen Forderungen nach Berechnung nach den Umstanden
des Einzelfalles — da die Bedingungen in unterschiedlichen U-Haft-
bereichen unterschiedliche Bedarfe hervorriefen — und Zubilligung
von mindestens 30 % des Regelbedarfs hielt das OVG fur nicht
gerechtfertigt: der Bedarf von Untersuchungshéftlingen sei
geringer als 30 %, die gemaB § 21 Abs. 3 BSHG fiir Personen gel-
ten, die in Anstalten, Heimen oder gleichartigen Einrichtungen
leben missen.

Die Entscheidung, daB Untersuchungshiftlinge grundsatzlich
ihren Anspruch an die Sozialbehodrde richten kénnen, mag etwas
unpraktisch oder gar unlogisch anmuten, da der verwahrenden
Untersuchungshaftanstait ja — gemas der UVollzO und dem herr-
schenden Verstandnis — grundsétzlich die Sorge fiir den Untersu-
chungsgefangenen obliegt. Die dem kontrér laufende, aus prakti-
schen Unzuldnglichkeiten der Regelungen der Untersuchungshaft
resultierende® Regelung hinsichtlich des Taschengeldanspruchs
erscheint rechtspolitisch aber zumindest insofern sinnvoll, als
damit die Rolle der Untersuchungshaft als ausschlieBlich ProzeB-
zwecken dienend bestirkt wird?; denn die Bindung an das
zustandige Sozialamt verdeutlicht, daB der von Untersuchungs-
haft Betroffene (noch) nicht aus der Gemeinschaft aussortiert ist,
sondern nur voriibergehend in ,besonderen Wohnverhaltnissen*
weilt.

Die Berechnung der Hohe des Taschengeldes im Pauschalver-
fahren ist m.E. den Realitaten nicht angemessen, da Untersu-
chungshaftanstalten sehr unterschiedliche Ausstattungsmerkmale
aufweisen, die in unterschiedlichem Umfang durch die Anstalts-
leitungen und deren Sitten und Gebrauche ausgeglichen oder
nicht ausgeglichen werden; so gibt es Untersuchungshaftanstalten
ohne funktionierende Gemeinschaftsrundfunkanlage und ohne
Steckdosen — was einen erhdhten Bedarf an Batterien, Rundfunk-
geraten, Zeitungen usw. bewirkt -, unterschiedliche Bedarfe be-
zliglich Zusatznahrung (Obst, Gemiise, StBigkeiten usw.) und zu
Anfang und dann wieder bei langerwahrender Untersuchungshaft
andere Kriterien fiir die Bestimmung des von der Sozialhilfe abzu-
deckenden ,zur Erhaltung der Menschenwirde UnerlaBlichen®.

Im Hinblick auf das Vorstehende und die Tendenz, daB ein Betrag
von 15 % des Regelsatzes fiir den Haushaltsvorstand (das sind
derzeit ca. 75,— DM) in Ansehung der Ausnahmesituation U-Haft,
des fir Sozialhilfeempfanger allgemein anerkannten Bedarfs
(siehe ,Warenkorb*) und der Ausstattung der U-Haftanstalten zu
gering erscheint, sollte das Ziel eines angemessenen Taschen-
geldes auch nach der Entscheidung des BVerwG vom Oktober
1993 weiterverfolgt werden.

Olaf Heischel

" PKH = ProzeBkostenhilfe

1)Vgl. OLG Rheinland-Pfaiz, Urteil vom 11. bzw. 25.021988 — 12 A 121/86, NStZ 1988,
335, und vom 06.04.1992 — 12 A 10548/92, DVBI. 1992, 1497; OVG Liineburg, Urteil vom
13.05.1992 — 4 L 149/90 — Nds.Rpfl. 1992, 192: OLG Koblenz, Beschluf vom 04.11.1984
—2VAs 30/84; OLG Schleswig, BeschluB vom 27.05.1991, ZfStrVo 1992, 72; OVG Nord-
rhein-Westfalen, BeschluB vom 14.03.1988 — 8 B 742/88 —, NStZ 1988, 384; VG Trier,
Urteil vom 11.03.1986 — 2 K 250/85 (nr) — StV 1987, 27; OVG Munster, Urteil vom
16111987 — 8 A 2708/86 — ZfStrVo 1988, 243, VG Oldenburg, Urteil vom 13.09.1990
4 A 34/89 08 GO — info also 1991, 33; OLG Hamm, BeschluB vom 06.05.1993 — 1 VAs
5/93 — NStZ 1993, 608; OLG Stuttgart, BeschluB vom 01121993 — 4 VAs 20/93 —
Z{Strvo 1994, 249; zur Hohe auch AG Stuttgart, ZfStrVo 1993, 59; s.a. auch den Aufsatz
von Keck, ZfStrvo 1990, 18; BVerwGE 51, 281; AK zum StVollzG (3. Auflage), § 177 Rz.
5; interessant auch die sich entwickelnde Rechtsprechung zum Taschengeld fiir
Abschiebehiftlinge nach dem AsylbLG (Asylbewerber-Leistungsgesetz) — VG Berlin,
Beschiu vom 27.07.1994 - VG 8 A285/94 ~u.a.

2) BVerwG, Urteii vom 12.10.1993 — 5 C 38.92 — NDV 1984, 152 = Buchholz 436.0 § 2
Nr. 16; das Urteil bestétigte die Urteile des OVG Rheinland-Pfalz vom 06.04.1992 und
25.02.1988 —s. vorst. Fn. 1.



116 ZfStr\vio 2/95

3)Ieh halte es fiir eine Schande, daB bis heute kein Untersuchungshaftvollzugsgesetz
existiert, statt dessen eine einzige Norm der StPO —§ 119 —angeblich die Rechtsgrund-
lage fiir mit den schlimmsten Einschnitt in das Leben eines Birgers regeln soll.

4) DaB in der Praxis die Untersuchungshaft mittlerweile sehr haufig anderen Zwecken
als der Verfahrenssicherung zu dienen scheint, insbesondere seitens der Strafverfol-
gungsorgane als strafprozessuales Instrument und seitens der Presseéffentlichkeit als
vorfristige Ahndung von Straftaten, widerspricht StPO und GG.

§ 454b Abs. 2 StPO, §§ 57, 57a StGB
(Aussetzung des Strafrestes,

hier: versaumte Unterbrechung der
Strafvollstreckung)

Ist durch einen Fehler der Vollstreckungsbehérde die
Volistreckung einer Freiheitsstrafe entgegen § 454b
Abs. 2 StPO nicht unterbrochen worden, so ist der Verur-
teilte fiir die zeitlichen Voraussetzungen einer Aussetzung
des Restes der anschlieend zu volistreckenden Frei-
heitsstrafe — ohne daB eine nachtrigliche ,Umbuchung®
der tatsachlichen VerbiiBungszeit auf die im Anschlu
zu volistreckende Freiheitsstrafe stattfindet (sog. voll-
streckungsrechtliche Lésung) —nach §§ 57, 57a StGB so
zu behandeln, als wére die Unterbrechung ordnungsge-
maf erfolgt (sog. materielirechtliche Losung).

BeschluB des Hanseatischen Oberlandesgerichts Ham-
burg vom 3. Januar 1994 — 2 Ws 584-585/93 —

Grunde:

Die gemas §§ 454 Abs. 2, 311 Abs. 2 StPO zulissigen sofortigen
Beschwerden der Staatsanwaltschaften Stuttgart und Karlsruhe
sind unbegriindet.

Im Ergebnis zu Recht hat die Strafvollstreckungskammer dem
Verurteilten die Reste der lebenslangen Freiheitssirafe aus dem
Urteil des Landgerichts Stuttgart vom 8. Marz 1972 und der Frei-
heitsstrafe von acht Jahren aus dem Urteil des Landgerichts
Karlsruhe vom 5. Februar 1980 gemaB §§ 57 a, 57 Abs. 1 StGB zur
Bewahrung ausgesetzt. Unhaltbar ist die von der Strafvollstrek-
kungskammer zwar nicht im BeschluBtenor ausgesprochene,
aber den Entscheidungsgriinden gestaltend zugrunde gelegte
Anderung der Strafzeitnotierung (S. 11 BA). Einzelheiten der Aus-
gestaltung der Strafaussetzungen bediirfen gleichfalls der Berichti-
gung.

Die formellen Voraussetzungen fir die Aussetzung der Strafreste
sind erfullt.

Der Verurteilte hat die gemaB §§ 57 Abs. 1 S.1Nr. 3,57aAbs. 1
S. 1 Nr. 3 StGB erforderliche Einwilligung erteilt. Es kann dahin-
stehen, ob eine solche Einwilligung entgegen der stillschweigen-
den Annahme der Strafvollstreckungskammer bedingungsfeindlich
ist. Der Verurteilte hat seine Einwilligung —nachdem er eine Woh-
nung gefunden hat —gemaB fernmiindlicher Mitteilung der Justiz-
vollzugsanstalt A. vom 11. November 1993 unbedingt erklart. Eine
zunachst (hier: unbedingt) verweigerte Einwilligung kann nochim
Beschwerdeverfahren nachgeholt werden (vgl. Dreher/Trondle,
StGB, 46. Aufl.,, § 57 Rdn. 7 m.w.N.). Der fiir das Vollstreckungs-
verfahren der Staatsanwaltschaft Karlsruhe zuncht mit Schreiben
des Verurteilten vom 17. Januar 1986 erklarte Verzicht auf die Prii-
fung des § 57 Abs. 1 StGB war frei widerrufbar.

Die MindestverbliBungszeit von zwei Dritteln (also funf Jahre
vier Monate) der durch das Landgericht Karlsruhe erkannten Frei-
heitsstrafe von acht Jahren (§ 57 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 StGB) und von
fiinfzehn Jahren der durch das Landgericht Stuttgart erkannten
lebenslangen Freiheitsstrafe (§ 57a Abs. 1 S. 1 Nr. 1 StGB) sind
unabhangig davon erreicht, welche Rechtsfolgen an die nach
Erreichen des Zwei-Drittel-Zeitpunktes entgegen § 454b Abs. 2
StPO fortgesetzte Vollstreckung der zeitigen Freiheitsstrafe
gekniipft werden. Die Freiheitsstrafe von acht Jahren aus dem
Urteil des Landgerichts Karlsruhe ist auch noch nicht vollstandig
verbuBt, sondern nur in Héhe von rund sieben Jahren sechs Mona-
ten (30. Mai 1980 bis 29. September 1985 und 22. Februar 1986

bis 24. April 1988), wie die Staatsanwaltschaft Karlsruhe als
zustandige Vollstreckungsbehdrde auf Hinweis des Senates unter
Aufgabe ihres urspriinglichen Beschwerdevorbringens inzwischen
anerkannt hat.

Es kann verantwortet werden zu erproben, ob der Verurteilte
auBerhalb des Strafvollzuges keine Straftaten mehr begehen
wird (§§ 57 Abs. 1 S. 1 Nr. 2,57a Abs. 1 S. 1 Nr. 3 StGB).

1. Allerdings ist das Vorleben des Verurteilten negativ gepragt.

Er ist schon vor den den jetzigen Strafvolistreckungen zugrun-
deliegenden Taten vielfach und massiv —u.a. wegen rauberischer
Erpressung und schweren Raubes sowie wegen Waffenvergehen —
strafrechtlich in Erscheinung getreten und ungeachtet zahireicher
Verurteilungen, einer Strafaussetzung und VerbiiBungen von
Freiheitsstrafen immer wieder strafféllig geworden. Erst wenige
Monate vor der im Herbst 1970 begonnenen neuen Verbrechens-
serie war er nach achtjihrigem Zuchthausaufenthalt entlassen
worden.

Indes sind seitmehr mehr als zwei Jahrzehnte vergangen, in
denen der Verurteilte — wie noch zu erértern sein wird — sich zum
Besseren entwickelt hat.

2. Die Umstande der den jetzt vollstreckten Freiheitsstrafen zu-
grundeliegenden Taten fallen in ganz ungewdhnlichem MaBe
negativ ins Gewicht.

Die sieben Verbrechen aus den Jahren 1970/71 und 1975 zah-
len zur Schwerstkriminalitdt. Die Tatserie vom November 1970
bis Februar 1971 ist Teil einer kriminellen Lebensfiihrung, zu der
der Verurteilte und sein Mittater sich bewuBt entschlossen hatten.
Die Begehung von drei Morden wahrend dieser Zeit — unter Ver-
wirklichung jeweils mehrerer Mordmerkmale und tateinheitlicher
weiterer Verbrechenstatbestande — ist zusatzlich durch ihre Hau-
fung mit weiteren drei gemeinschaftlichen schweren rauberischen
Erpresungen negativ gekennzeichnet. Der versuchte Mord vom
November 1975 wurde wahrend des Strafvollzuges verwirklicht,
fiel tateinheitlich mit einer versuchten Geiselnahme zusammen
und beruhte auf langfristiger kaltblltiger Vorbereitung sowie
Planung.

3. Die Personlichkeit des Verurteilten stellt sich nicht einheitlich
dar.

Zu den Tatzeiten war der Verurteilte durch und durch kriminell
veranlagt (vgl. schon Urteil des Landgerichts Stuttgart im AnschluB
an die Gutachten der psychiatrischen Sachverstandigen: Neigung
des Verurteilten zum Verbrechen) und von erbarmungsloser Bru-
talitat. Insbesondere die Haufung von vier Tétungsdelikten offen-
bart eine totale Hemmungslosigkeit gegenliber menschlichen
und sozialen Werten.

Dem steht eine rund achtzehn Jahre hinweg vollzogene Per-
sénlichkeitsentwicklung des Verurteilten gegendber, wie sie
{ibereinstimmend in den Berichten der JVAA. und in den Gutachten
des Sachverstindigen, eines Facharztes fiir Neurologie und Psy-
chiatrie, beschrieben wird, ohne daB sich konkrete Anhalts-
punkte fiir eine Unzuverldssigkeit dieser AuBerungen finden.
Danach hat der Verurteilte insbesondere in der Zeit nach 1984
sein Verhalten grundiegend geandert. Er hat im Vollzug seine Per-
sdnlichkeitsprobleme aufgearbeitet, ohne sich unkritisch anzu-
passen, und jegliche Aggressivitat verloren. Er hat sich als belast-
bar, zuverlassig und arbeitsam erwiesen sowie sogenannte
Schuldarbeit geleistet, insbesondere sich mit seinen Taten inten-
siv auseinandergesetzt und auch insoweit, als er die vorsétzliche
Tatbestandsverwirklichung nach wie vor bestreitet, eine moralische
Mitschuld an der Totung mehrerer Menschen anerkannt. Wegen
der Einzelheiten wird zur Vermeidung von Wiederholungen auf
die ausfuhrlichen Anstaltsberichte und Sachverstandigengut-
achten Bezug genommen.

4. Das Verhalten des Verurteilten im Strafvollzug ist fiir die Jahre
nach 1984 (also nach der vorletzten Arbeitsniederlegung) positiv
zu bewerten. Er hat sich in der Station und bei der Arbeit gut
gefihrt, hat mit der Wiedergutmachung materieller Schaden
begonnen, hat Vollzugslockerungen erfolgreich absolviert und
ist auf der Grundlage besonders langer Einwirkungs- und Beob-
achtungsdauer in keiner Weise mehr negativ in Erscheinung

-getreten.



5. Die Lebensverhiltnisse des Verurteilten sind mittlerweite im
wesentlichen geordnet.

Der Verurteilte hat inzwischen unter finanzieller Beteiligung
des Sozialamtes eine genossenschaftliche Mietwohnung gefun-
den, die ihm seit 1. Dezember 1993 zur Verfligung steht und die er
unter Verwendung von Ersparnissen — also ohne Belastung eines
Lebensanfanges in Freiheit durch Verschuldung — eingerichtet hat.

Soziale Kontakte unterhalt der Verurteilte zwar lediglich zu
wenigen Personen, darunter zu einer langjahrigen Vollzugshelferin,
doch belastet diese Lebensform die Prognose nicht. Der Verurteilte
ist ein ,Eigenbrétlert, der schon wahrend des Strafvollzuges in
nur geringem Umfang Kontakte zu anderen Personen gepflogen
hat, chne daB dadurch sein Vollzugsverhalten und seine Person-
lichkeitsentwicklung beeintrachtigt worden sind.

Die Gesundheit des Verurteilten ist durch ein Herz- und Kreis-
laufleiden ebenso wie durch eine chronische Hauterkrankung
beeintrachtigt, wodurch sein kriminelles Leistungspotential in
bezug auf neue Gewaltkriminalitat zusatzlich abgebaut erscheint.

Auch wenn die Aussichten auf eine berufliche Wiedereingliede-
rung des Verurteilten angesichts seines Alters von fast 57 Jahren
{(wobei er nach arztlichem Eindruck gar wie ein Mann von Ende 60
wirkt), seiner schlechten gesundheitlichen Verfassung und seiner
Entfremdung von den Bedingungen des Arbeitsmarktes in Freiheit
zumindest deutlich reduziert sind, erwarten den Verurteilten keine
wesentlichen finanziellen Probleme, da er Arbeitslosengeld zu
beanspruchen hat.

6. Aus dem Zusammenhang des Gutachtens des Sachverstin-
digen wird ersichtlich, daB ~ ungeachtet der eingeengten The-
menstellung aus dem BeschluB der Strafvollstreckungskammer
vom 12. Mai 1993 — die Frage des Fortbestandes der durch die Tat
2utage getretenen Gefahrlichkeit des Verurteilten (§ 454 Abs. 1
S. 5 StPO) untersucht und verneint worden ist.

Bei der gebotenen Gesamtwiirdigung aller Prognosefaktoren
im Sinne des § 57 Abs. 1 S. 2 StGB ist wegen der im Falle eines
Bewdhrungsversagens zu besorgenden besonderen Schwere
neuer Taten — wie sie durch die friheren Taten indiziert ist — ein
strenger MaBstab anzulegen (vgl. Dreher/Tréndle, a.a.0., Rdn. 6
m.w.N.}; eine auch nur entfernte Mdéglichkeit neuer schwerer Ver-
brechen schlieBt eine bedingte Entlassung aus der Strafhaft aus
(vgl. Dreher/Tréndle, a.a.0., § 57a Rdn. 9 m.w.N.). Indes sind die
aufgezeigten negativen Prognosefaktoren durch die seit ihrem
Auftreten verstrichene lange Zeit und die unterdessen stattgefun-
dene Personlichkeitsentwicklung stark entwertet, so daB die
Erprobung des Verurteilten auBerhalb des Strafvollzuges nunmehr
verantwortet werden kann.

Die besondere Schwere der Schuld des Verurteilten gebietet
die Vollstreckung der lebenslangen Freiheitsstrafe aus dem Urteil
des Landgerichts Stuttgart um zwei Jahre Uber flinfzehn Jahre
hinaus (§ 57aAbs. 1S. 1 Nr. 2 StGB). Da der Verurteilte bei entge-
gen § 454b Abs. 2 StPO unterlassener Unterbrechung der Voll-
streckung der zeitigen Freiheitsstrafe aus dem Urteil des Landge-
richts Karlsruhe fiir die Berechnung der zeitlichen Aussetzungsreife
nach § 57a Abs. 1 StGB so zu behandeln ist, als sei auch zwischen
dem 1. Mai 1986 und dem 24. April 1988 die lebenslange Freihsits-
strafe vollstreckt worden, ist die hier erforderliche VerbliBungszeit
von siebzehn Jahren erreicht.

1. Die Schuld des Verurteilten wiegt in den durch das Landge-
richt Stuttgart mit lebenslanger Freiheitsstrafe geahndeten Mord-
fallen besonders schwer.

Nach den durch das Bundesverfassungsgericht (in NJW 1992,
2947 und NJW 1993, 1124) gestalteten Anforderungen an die Aus-
legung des § 57aAbs. 1 S. 1 Nr. 2 StGB besteht in den sogenannten
Altféilen, in denen das Erkenntnis aus der Zeit vor seiner Entschei-
dung vom 3. Juni 1992 datiert, eine strikte Bindung an die im
Urteil ausdriicklich festgestellten Tatsachen, die einer revisions-
rechtlichen Prifung zuganglich waren. Ausfliihrungen iber Beweg-
griinde, Ziele und Tatergesinnung haben auBer Betracht zu bleiben,
soweit sie nicht der Annahme eines Mordmerkmals gedient haben.
Die zur Tatausflhrung getroffenen Feststellungen dirfen nicht in
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einer Weise bewertet werden, die (ber den Gehalt der unbezwei-
felbaren schwurgerichtlichen Wertung hinausgeht.

In Anwendung dieser Grundsitze hat der Verurteilte eindeutig
besonders schwere Schuld verwirklicht, wobei vorliegend dahin-
stehen kann, ob Mafistab eine Schuld im unteren Bereich der mit
lebenslanger Freiheitsstrafe geahndeten Mordfalle (so z.B. OLG
Hamm in NStZ 1986, 315 und — noch nach der oben angefiihrien
Entscheidung des BVerfG — in NStZ 1993, 452) oder eine Schuld
im ,,Druchschnitt” vorkommender Mordfalle (so z.B. OLG Celle in
StV 1983, 156 und nunmehr BGH in NJW 1993, 1999, 2000) ist.
Auch von den erfahrungsgemaB3 gewdhnlich vorkommenden
Mordféllen weicht das gesamte Tatbild einschlieBlich der Tater-
personlichkeit eklatant negativ ab, wie sich insbesondere aus der
Art der Tatausfiihrungen, der Mehrheit verwirklichter Mordmerk-
male und der Begehung weiterer Tatteile und Gesetzesverletzun-
gen ergibt. Der Verurteilte hat bei zwei um mehrere Monate aus-
einanderliegenden Anldssen insgesamt drei Menschen getdtet,
wobei er in allen drei Fillen jeweils mehrere Mordmerkmale ver-
wirklichte (z.N. Steimle und Weber jeweils Heimtiicke und Ver-
deckungsabsicht, z.N. Réhling Habgier und Erméglichung einer
Straftat). Es treten die Freiheitsberaubungen, Notzucht und ver-
suchte besonders schwere rduberische Erpressung hinzu, ohne
daB es noch des Eingehens auf die drei weiteren schweren raube-
rischen Erpressungen bedarf.

2. Diese besondere Schwere der Schuld gebietet die weitere
Vollstreckung um zwei Jahre (iber die MindestverbliBungszeit
von flinfzehn Jahren hinaus.

In der durch §§ 57aAbs. 1S. 1 Nr.2,S.2i.V.m. 57 Abs. 15.2
StGB gebotenen vollstreckungsrechtlichen Gesamtwiirdigung
(vgl. Dreher/Trondle, a.a.0., § 57a Rdn. 7d m.w.N.) sind die die
Schuld besonders erhdhenden Umstande mit den weiterenin der
Tat und in der Person des Verurteilten liegenden Umstanden abzu-
wagen, wobei u.a. eine positive Personlichkeitsentwicklung,
Suhneanstrengungen, Altersfortschritt und Verschlechterung
des Gesundheitszustandes Gewicht erlangen kénnen (vgl. Dreher/
Trondle, a.a.0., m.w.N.).

Insoweit wird auf die unter obiger Ziffer Il. erérterten Umstande
Bezug genommen. Insbesondere hat sich, wie im einzelnen durch
die Berichte der JVA und das Gutachten des Sachverstandigen
belegt, die Personlichkeit des Verurteilten grundlegend gewandelt,
wobei keine an das Aussetzungsverfahren situativ angepafite
Verhaltensweisen dieser Bewertung zugrundeliegen, sondern
eine kontinuierliche Entwicklung iiber mehr als ein Jahrzehnt hin-
weg zu beobachten ist. Der Verurteilte hat mittlerweile Reue liber
sein Tatverhalten gezeigt, wenngleich er Feststellungen und
rechtliche Wertungen aus dem Urteil des Landgerichts Stuttgart
nur zum Teil anerkennt, aber sich jedenfalls in moralischem Sinne
vollen Umfanges schuldig sienht. Mit dem Ausgleich materieller
Schéden aus abgeurteilten Taten hat der Verurteilte begonnen. Er
ist deutlich vorgealtert; seine Gesundheit ist beeintrachtigt. Durch
diese — vor dem Hintergrund des Vorlebens und der Tatbilder —
ungewdhniliche Entwicklung verlieren die bei isolierter Betrachtung
in nahezu singuldrem MaBe schulderhdhenden Umstande so
weit an Gewicht, daB sie zwar die MindestverbBungsdauer von
funfzehn Jahren als unangemessen erscheinen, aber eine daruber
hinausgehende VerbiiBungsdauer von zwei Jahren ausreichen
lassen.

3. Der Verurteilte ist fiir die Frage der Reststrafenaussetzung
nach § 57 a StGB so zu behandeln, als habe er siebzehn Jahre auf
die lebenslange Freiheitsstrafe aus dem Urteil des Landgerichts
Stuttgart verbiiBt.

a) Nach den durch die Staatsanwaltschaften Stuttgart und
Karlsruhe als zustidndigen Vollstreckungsbehdrden verfiigten
Strafzeitnotierungen und Volistreckungsreihenfolgen hat der Ver-
urteilte allerdings nur etwas mehr als fiinfzehn Jahre von der
lebenslangen Freiheitsstrafe verbiiBt, namlich angerechnete
Untersuchungshaft vom 17. Mai 1971 bis 21. September 1972 sowie
Strafhaft vom 22. September 1972 bis 29. Mai 1980, 30. Septem-
ber 1985 bis 21. Februar 1986 und seit 25. April 1988; zwischen-
zeitlich hat er fur die durch das Landgericht Karlsruhe erkannte
achtjihrige Freiheitsstrafe vom 30. Mai 1980 bis 29. September
1985 (Unterbrechung zum Zwei-Drittel-Zeitpunkt) und — auf eige-
nen Antrag — erneut vom 22. Februar 1986 bis 24. April 1988 ein-
gesessen.
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Mit dieser Vollstreckungsreihenfolge ist vom 1. Mai 1986 bis zum
24. April 1988 gegen zwingendes Recht verstoBen worden. Am
1. Mai 1986 ist namlich mit Inkrafttreten des 23. StAndG § 454b
Abs. 2 S. 1 Nr. 2 StPO wirksam geworden, wonach bei Volistrek-
kung mehrerer Freiheitsstrafen die Vollstreckung einer Freiheits-
strafe zu unterbrechen ist, wenn zwei Drittel dieser zeitigen
Freiheitsstrafe verbiit sind. Zwei Drittel der achtjdhrigen Frei-
heitsstrafe aus dem Urteil des Landgerichts Karlsruhe hatte der
Verurteilte bereits zur Zeit der urspriinglichen Unterbrechung am
29. September 1985 verb(iBt gehabt, so daB die am 22. Februar
1986 wieder aufgenommene Vollstreckung am 1. Mai 1986 erneut
zu unterbrechen gewesen wiére. Die Unterbrechungspflicht war
nicht durch die Besonderheit suspendiert, daB der Verurteilte
selbst mit Schreiben vom 16. Dezember 1985 und 17. Januar 1986
gegenlber der Staatsanwaltschaft Karlsruhe die Vollstreckung
des restlichen Strafdrittels beantragt und auf eine Priifung des
§ 57 Abs. 1 StGB in diesem Verfahren verzichtet hatte. Der Wider-
spruch des Verurteilten gegen eine Unterbrechung und das Fehlen
einer Einwilligung im Sinne des § 57 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 StGB sind
fir die Unterbrechungspflicht unbeachtlich (vgl. OLG Celle in
NSLE Nr. 6 zu § 454b StPO; Wendischin LR, StPO, 24. Aufl., § 454b
Rdn. 17, 31; Bringewat, Strafvollstreckung, § 454b Rdn. 28; Klein-
knecht/Meyer-GoBner, StPO, 41. Aufl., § 454b Rdn. 2).

b) Das Grundrecht der persénlichen Freiheit (Art. 2 Abs. 2 GG)
und das rechtsstaatliche Prinzip einer fairen Verfahrensgestal-
tung (Art. 20 Abs. 3 GG) gebieten es, aus einem solchen VerstoB
gegen § 454b Abs. 2 StPO dem Verurteilten keinen Nachteil bei
der Anwendung der §§ 57, 57 a StGB erwachsen zu lassen (BVerfG
in NStZ 1988, 474). Soweit des Bundesverfassungsgericht dabei
auf ein ,Verschulden“ der Vollstreckungsbehorde abstellt, ist
kein individuelles Verschulden des sachbearbeitenden Rechts-
pflegers oder Staatsanwalts gemeint, sondern wird allein ein
objektiver Gesetzesverstof im Zustindigkeitsbereich der Staats-
anwaltschaft vorausgesetzt (vgi. Maatz in NStZ 1990, 214, 217);
der ausdrickliche Antrag des Verurteilten auf Vollstreckung des
restlichen Strafdrittels steht einem so verstandenen Verschulden
der Staatsanwaltschaft schon deshalb nicht entgegen, weil er
vor Inkrafttreten des 23. StAndG gestellt worden ist.

Sind somit die Gerichte an einer Entscheidung gemas §§ 57,
57 a StGB nicht gehindert, soweit deren zeitliche Voraussetzungen
(hier: Erreichen der 17-Jahres-Grenze fiir die VerbiBung der
lebensiangen Freiheitsstrafe) nur darum nicht vorliegen, weil die
Vollstreckungsbehérde entgegen § 454b Abs. 2 8. 1 Nr. 2 StPO
die Volistreckung der anderweitigen zeitigen Freiheitsstrafe fort-
gesetzt hat, bestehen tGber den Weg zur einfach-rechtlichen
Umsetzung dieses verfassungsrechtlichen Postulats bei den Straf-
gerichten unterschiedliche Auffassungen. Nach der herrschenden
sogenannten materiell-rechtlichen Losung ist ein Verurteilter bei
Anwendung der §§ 57, 57 a StGB hinsichtlich der zeitlichen Aus-
setzungsvoraussetzungen so zu behandeln, als ware § 454b
Abs. 2 StPO durch die Vollstreckungsbehdrde beachtet worden
(vgl. OLG Ddsseldorf in StV 1993, 88; OLG Karlsruhe in NStE
Nr. 11 zu § 454b StPO; OLG Stuttgart in NStZ 1991, 150; Fischer
in KK-StPQ, 3. Aufl., § 454b Rdn. 6; Kleinknecht/Meyer-GoBner,
a.a.0.; Maatz, a.a.0., 216); auch das Bundesverfassungsgericht
(a.a.0.) beschreitet — allein unter verfassungsrechtlicher Wiirdi-
gung — diesen Weg, indem es die eine nachtragliche Neufestset-
zung des Unterbrechungszeitpunktes verfolgende Verfassungs-
beschwerde als mangels Rechtsschutzbediirfnisses unzuldssig
nicht zur Entscheidung annahm. Demgegeniiber nimmt die soge-
nannte vollstreckungsrechtliche Losung eine nachtragliche Unter-
brechung der unter VerstoB gegen § 454b Abs. 2 StPO vollstreckten
Strafe vor und ,bucht” die VerbiiBungszeit auf die bei ordnungs-
gemaBer Rechtsanwendung zu vollstreckende anderweitige
Strafe ,um* (vgl. OLG Frankfurt/Main in NStZ 1990, 254; OLG
Celle in NStz 1990, 252; Graul in GA 1991, 11).

Obwohl in casu beide Losungen zum Ergebnis einer in der
zweiten Novemberhilfte eingetretenen Aussetzungsreife der
lebenslangen Freiheitsstrafe fuhren, kann nicht dahingestellt
bieiben, welchem Ldsungsweg zu folgen ist. Die von der Straf-
vollstreckungskammer im angefochtenen BeschluB8 vertretene
volistreckungsrechtliche Losung wiirde namlich u.a. dazu fiih-
ren, daB von der achtjahrigen Freiheitsstrafe aus dem Urteil des
Landgerichts Karlsruhe nur rund fiinfeinhalb statt siebeneinhalb

Jahre verbiiBt waren, so daB bei einem Dahinstehen des L&sungs-
weges offen bliebe, von welcher restlichen VerbliBungszeit — etwa
nach einem Widerruf der Strafaussetzung — auszugehen wire,
zumal die Kammer die ,Umbuchung® nur inihren Entscheidungs-
griinden und ohne gestaitenden Ausspruch erwahnt.

Die sogenannte materiell-rechtliche Lésung verdient den Vorzug
sowohl aus kompetenzrechtlichen als auch aus inhaltlichen
Grinden sowie Gesichtspunkten der Praktikabilitat.

Die Bestimmung der Vollstreckungsreihenfolge ist Aufgabe der
Staatsanwaltschaft als Vollstreckungsbehorde (§ 451 StPO).
Rechtsbehelfe gegen eine fehlerhafte Bestimmung der Reihen-
folge, die Unterlassung oder die Ablehnung einer Vollstreckungs-
unterbrechung stellt die Rechtsordnung dem Verurteilten mit
dem Rechtsweg nach § 23 EGGVG (vgl. BGH in NStZ 1991, 205;
Senat in StV 1993, 256; OLG Hamm in StV 1993, 257 — Leitsatz -}
bzw. der Herbeiflihrung einer gerichtlichen Entscheidung gemasn
§ 458 Abs. 2 StPO (vgl. Wendisch, a.a.0., Rdn. 31; Bringewat,
a.a.0.; Fischer, a.a.0., § 458 Rdn. 18) zur Verfligung. Haben —wie
hier — die Einwendungsberechtigten von diesen Rechtsbehelfen
keinen (erfolgreichen) Gebrauch gemacht, bleiben die Vollstrek-
kungsgerichte an die von der Staatsanwaltschaft als zusténdiger
Vollstreckungsbehérde bestimmte Vollstreckungsreihenfolge
gebunden (vgl. Senat, a.a.0.). Das Argument der Strafvollstrek-
kungskammer, wegen der Eilbedlrftigkeit einer das Freiheits-
grundrecht des Verurteilten berihrenden Aussetzungsentschei-
dung diirfe er nicht auf einen gesonderten Rechtsweg verwiesen
werden, ist dem — auch der Rechtssicherheit als AusfiuB des
verfassungsrechtlichen Rechtsstaatsprinzip dienenden — Rechts-
mittelsystem fremd. Auch in anderen Zusammenhangen, etwa
bei Verurteilungen zu Freiheitsstrafen, werden freiheitsbeschran-
kende Anordnungen ungeachtet der Frage ihrer RechtmaBigkeit
wirksam, wenn kein (rechtzeitiger) Gebrauch von Rechtsmitteln
gemacht wird. In dieses rechtsstaatliche System ist nur in dem
2zum Schutz des Grundrechts des Verurteilten gebotenen geringst-
mdglichen Umfang einzugreifen, ndmlich durch die vom Bundes-
verfassungsgericht (a.a.0.) aufgezeigte fiktive Wertung der Ver-
blBungszeit fiir die zeitlichen Voraussetzungen der §§ 57, 57a
StGB ohne Uber diese Funktion hinausgehende generelle ,Umbu-
chung“ der verbiiBten Strafzeit auf ein anderes Verfahren. Hinzu
kommt vorliegend, daB die den Rechtsfehler der Staatsanwalt-
schaft Karlsruhe begriindenden Tatsachen allen Beteiligten seit
langem bekannt sind und somit rechtzeitig vor der Aussetzungs-
entscheidung gerichtliche Hilfe hatte in Anspruch genommen
werden kdnnen; wann Beteiligte die Rechtswidrigkeit einer Maf3-
nahme erstmals als solche erkennen, ist auch sonst im Rechts-
mittelsystem unerheblich.

Inhaltlich sprechen gegen die vollstreckungsrechtliche Lésung
nicht nur die begrifflichen Bedenken, daB eine geschehene Voll-
streckung nicht rickgangig gemacht werden kann (vgl. Maatz,
a.a.0.; in anderem Zusammenhang HansOLG Hamburg in NJW
1962, 1309) sowie daB die strafzweckorientierte Einheit von Frei-
heitsentzug und zugrundeliegender tatbezogener Strafe durch
einen ,Etikettentausch“ nicht aufgelost werden kann (vgl. Wolf,
wiedergegeben bei OLG Frankfurt/Main, a.a.0., 255), sondern
auch Gesichtspunkie der praktischen Umsetzung. Die nachtrag-
liche ,Umbuchung* einer Strafzeit auf eine andere Strafe flihrt zu
schwer ertraglichen Folgen, wenn z.B. in einem anderen Verfahren
eine Entscheidung zur nachtraglichen Gesamtstrafenbildung mit
Hinblick auf die zunidchst notierte Vollstreckungsreihenfolge
ergangen, also eine bestimmte Strafe als verbiit oder noch nicht
verbliBt behandelt worden ist. Auch vermag die vollstreckungs-
rechtliche Losung keine handhabbaren Kriterien fir den Fall zur
Verfiigung zu stellen, daB die Strafe, die bei ordnungsgemaser
Handhabung zunéchst hatte vollstreckt werden missen, mittler-
weile ihrerseits vollstandig verb(iBt ist. Schlieflich bleibt offen,
auf welche Strafe durch wen ,umzubuchen* ist, wenn mehrere
andere Strafen fiir die Vollstreckung anstelle der fehlerhaft weiter-
vollstreckten Strafe zur Auswahl stehen. Diese Beispiele zeigen,
daB der Effekt vordergriindiger Klarheit durch Vermeidung einer
parallelen Betrachtung tatsachlicher und fiir die zeitlichen Vor-
aussetzungen der §§ 57, 57a StGB fingierter Strafzeiten erkauft
wiirde mit weitaus folgenreicheren Unklarheiten.

c) Folglich ist der Verurteilte flr die Berechnung der durch die
besondere Schuldschwere gebotenen siebzehnjahrigen Verbii-



Bungszeit nach § 57a Abs. 1 8. 1 Nr. 2 StGB zu behandeln, als
habe er auch vom 1. Mai 1986 bis 24. April 1988 die lebenslange
Freiheitsstrafe verbiiBt. Die bis zum 10. November 1993 tatsachlich
verbuBte Strafzeit von fiinfzehn Jahren verldngert sich somit fiktiv
um ein Jahr elf Monate vierundzwanzig Tage. Unter Hinzurechnung
der seit dem 17. November 1993 weiterhin fir die lebenslange
Freiheitsstrafe verbliBten Zeit sind insgesamt siebzehn Jahre
mithin erreicht.

IV.

Bei der Ausgestaltung der Strafaussetzungen bestimmt der
Senat den Entlassungstermin auf den 10. Januar 1994, um eine
im Interesse der giinstigen Sozialprognose gebotene ordnungs-
gemaBe Entlassungsvorbereitung zu ermdglichen. Die durch die
Strafvollstreckungskammer ausgesprochene Bedingung der
Entlassung (,geeigneten Wohnraum gefunden“) wird aufgeho-
ben, da der Verurteilte inzwischen Uber eine Ein-Zimmer-Wohnung
verflgt; die Fragen der etwaigen Bedingungsfeindlichkeit von
Aussetzungsanordnungen und der hinreichenden Bestimmtheit
der durch die Kammer formulierten Bedingung kénnen somit
dahinstehen.

Die Bewahrungszeit betragt im Falle der lebenslangen Freiheits-
strafe gemas § 57a Abs. 3S. 1 StGB finf Jahre; auch im Falle der
zeitigen Freiheitsstrafe ist eine Bewahrungszeit von finf Jahren
nach dem rund zweiundzwanzigeinhalb Jahre wihrenden Auf-
enthalt im Strafvollzug geboten (§§ 57 Abs. 3 S. 1, 56a Abs. 1
StGB). Keinen Bestand hat der Ausspruch der Strafvollstrek-
kungskammer, die Bewidhrungszeit rechne vom Entlassungstag
an. Von Gesetzes wegen beginnt die Bewdhrungszeit mit der
Rechtskraft der Entscheidung (ber die Strafaussetzung (§§ 57
Abs. 3S5.1,57aAbs. 3S.2,56aAbs. 2 S. 1 StGB), also mit Ablauf
des 3. Januar 1994 als dem Tag dieser Beschwerdeentscheidung
(§ 34a StPO). Die fiinfjdhrige Bewahrungszeit erst ab dem spater
liegenden Entlassungstag zu berechnen, wiirde die Anordnung
einer Bewahrungszeit von fiinf Jahren einer Woche beinhaiten
und damit von vornherein die gesetzliche Hochtsdauer von flinf
Jahren (§§ 57 Abs. 3 S. 1,56aAbs. 1S8.2,57aAbs. 3 8. 1 StGB)
unzuléssigerweise tberschreiten.

GemiB §§ 57 Abs. 3 5. 2, 57a Abs. 3 S. 2, 56d StGB hat die
Strafvollstreckungskammer den Verurteilten zu Recht fiir die
Dauer der Bewahrungszeiten der Aufsicht und Leitung eines
Bewahrungshelfers unterstellt, den sie noch namentlich zu bestim-
men haben wird. Die Erteilung der gebotenen Weisungen beruht
auf§§ 57 Abs.35.1,57aAbs. 38.2,56cAbs. 1undAbs.2Nrn. 1,
2 StGB.

Die Kostenentscheidung ergibt sich aus § 473 Abs. 1 StPO.
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Fir Sie gelesen

Birgit Paetow-Thone: ,In Kleinigkeiten groB“ — Zum
Problem der Gefangenenmitverantwortung nach § 160
StVollzG. Pro Universitate Verlag, Sinzheim 1994, kart. 225 S.,
(ohne Preisangabe).

Anfang der 80er Jahre ergingen zu § 160 StVollzG eine Reihe
von Gerichtsentscheidungen, die die Rechtsstellung der Gefan-
genenmitverantwortung (GMV) erlauterten. Im Ergebnis bestétigte
die Rechtsprechung die restriktive Praxis der Vollzugsanstalten.
Dann trat Stille ein, bis mit den Dissertationen von Nix (Die Ver-
einigungsfreiheit im Strafvollzug, GieBen 1990) und Esser (Die
Gefangenenmitverantwortung nach § 160 StVollzG, Géttingen
1992) die Diskussion wieder aufgenommen wurde. Auch das vor-
liegende Werk — eine Bielefelder Dissertation — mochte im Wider-
spruch zu seinem Obertitel die Grundproblematik der Beteiligung
der Strafgefangenen an der Volizugsgestaltung klaren.

Die Verf. beginnt mit einer Darstellung der Geschichte des
Strafvollzugs und berichtet in diesem Zusammenhang u.a. Gber
die erfolgreichen Bemiihungen von Albert Krebs, in der thiiringi-
schen Landesstrafanstalt UntermaBfeld GMV zu verwirklichen.
Als eine Perversion dieses Instituts erwahnt sie aber auch das in
den Konzentrationslagern der Nazi-Zeit eingefiihrte Kapo-System.
Am Ende des Abschnitts findet sich eine Beschreibung der Ent-
stehung der heute geltenden Vorschrift des Strafvollzugsgesetzes.

Als Kernforderung der Arbeit entwickelt die Verf. aus dem
demokratischen Prinzip des Art. 20 Abs. 2 GG die Forderung
«nach Demokratisierung aller gesellschaftlichen Lebensbereiche“
(8. 72 {.). Die ,,Prinzipien von Freiheit, Gleichheit und ,Selbstan-
digkeit'“ hatten deshalb die Grundstrukturen aller gesellschaftli-
chen Institutionen zu bestimmen (S. 76). Dementsprechend sieht
das von ihr sogenannte gesellschaftstheoretische Modell von
GMV eine Aufteilung der Macht zwischen Anstaltsleitung und
Insassen vor. Als Beispiele beschreibt sie die Regelungsvorschlage
des AEStVollzG, der Humanistischen Union, des AE Pecic, des
Entwurfs von Rahmenrichtlinien zu § 160 StVollzG von Gefangenen
der JVA Berlin-Tegel und schlieBlich einen Entwurf von Nix. Einen
Widerspruch zwischen dem Resozialisierungsziel nach § 2 S. 1
StVollzG und diesen Entwiirfen verneint die Verf. Zwar sei die
Resozialisierung in einer geselischaftstheoretisch organisierten
Vollzugsanstalt nicht priméres Ziel, habe aber doch neben anderen
Gestaltungsprinzipien Bedeutung: ,Dem Staat und den ausfiih-
renden Organen der Justizverwaltung kommen dabei lediglich
die Aufgaben zu, dies zu sichern und zu férdern.” (S. 95)

Im Gegensatz zu diesen Vorstellungen gehe das geltende Recht
von einem ,anstaltstheoretischen Modell* aus (S. 95 ff.). Der
Gefangene sei eine defizitare Persénlichkeit, die zu behandeln
und zu resozialisieren Aufgabe des Staates sei. Die Einrichtung
einer GMV sei eine BehandlungsmaBnahme unter anderen. Frei-
heit, Gleichheit und Selbstandigkeit seien erst das erstrebte Ziel
erfolgreicher Vollzugsarbeit. Je nachdem welches Modell man
als Ausgangspunkt fiir GMV wahle, komme man zu Regelungen
unterschiedlicher Art. Wahrend die Mitwirkung nach dem anstalts-
theoretischen Modell im allgemeinen nur beratend sein kdnne,
gehe es bei dem gesellschaftstheoretischen Modell um die Ge-
wibhrleistung eines herrschaftsfreien Dialogs und das Recht auf
gleichberechtigte Mitsprache (S. 119). im AnschluB daran diskutiert
die Verf. wichtige Einzelprobleme wie die Wéhlbarkeit einzelner
Gefangener in die GMV und ihren AusschiuB von der Mitarbeit in
diesem Gremium, die Mdglichkeiten des AuBenkontaktes und die
Organisation von GMV in der Form eines eingetragenen Vereins.
Wie zu erwarten, filhrt dabei die Zugrundelegung des gesell-
schaftstheoretischen Modells zu anderen fir die Unabhangigkeit
der GMV glnstigeren Ergebnissen, als sie die Rechtsprechung
der Strafvolistreckungskammmern und der Registergerichte
erbracht hat. Trotzdem wohne jeder Zulassung von GMV, auch
nach dem engeren anstaltstheoretischen Modell, ,eine Spreng-
kraft in Richtung Freiheit” inne.

Im letzten Abschnitt der Untersuchung setzt sich die Verf. kritisch
mit der Realitét der Umsetzung des Gebots der Einrichtung von
GMYV auseinander. Sie diskutiert die unterschiedlichen den § 160
StVollzG erganzenden Verwaltungsvorschriften der Bundeslander
und die 6rtlichen Regelungen in einzelnen Vollzugsanstalten. Sie
raumt dabei ein, daB ,ein gesellschaftstheoretisches Modell von
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Gefangenenmitverantwortung fir die Interpretation des § 160
StVollzG im Ergebnis nichts hergibt, weil der Idee der Strafvollzugs-
anstalt und dem StVollzG ein anderes Menschenbild zugrunde-
liegt als das von Freiheit, Gleichheit und Selbstandigkeit” (S. 140).
Folgerichtig kommt sie in ihren weiteren Ausfilhrungen zu einem
abolitionistischen Standpunkt (S. 142). Doch habe, so stellt sie
fest, die Praxis der Vollzugsanstalten geziegt, daB auch nach dem
anstaltstheoretischen Modell GMV nicht zu verwirklichen sei; die
Vorschrift des § 160 StVollzG laufe im Ergebnis leer (S. 163).

Das Werk ist eine anregende Studie, die (iberall erkennen I48t,
mit welchem Engagement die Verf. ihre Untersuchung durchge-
fuhrt und ihre Uberlegungen angestellt hat. Das von ihr entwickelte
gesellschaftstheoretische Modell von GMV steht aber nicht nur
im Widerspruch zum Strafvollzugsgesetz, sondern auch zur ver-
fassungsmaBigen Ordnung des Bundes und der Lénder. Nach
den Grundsatzen der parlamentarischen Demokratie und nach
dem Prinzip der Gewaltenteilung ist der Minister fir alles, was in
seinem Geschaftsbereich geschieht, dem Parlament verantwort-
lich (z.B. Art. 55 Abs. 2 Verf. NRW). Um dieser Verantwortung
gerecht werden zu kénnen, hat er die Pflicht der Dienstaufsicht
und das Recht, den nachgeordneten Amistragern Weisungen zu
erteilen. Es steht ihm deshalb nicht frei, auf seine Befugnisse zu
verzichten und diese einzuschranken. Ausnahmen von der Mini-
sterverantwortlichkeit sind nur in engen Grenzen mdéglich und
miissen gesetzlich — wie in den Personalvertretungsgesetzen —
genau umschrieben werden. Die knappe Vorschrift des § 160
StVollzG ist keine geeignete Grundiage. - Den Feststellungen der
Verf., daB sich GMV bisher nur ,in sehr kiimmerlichen Formen*“
(Koepsel) durchgesetzt hat, ist zuzustimmen. Das bedeutet aber
nicht, da GMV nach dem Strafvollzugsgesetz nicht méglich
ware. Voraussetzung ist nur, daB zunachst wichtige grundlegende
Bestimmungen des Gesetzes verwirklicht werden. In einer nicht
zu groBen, in Gberschaubare Abteilungen gegliederten Anstalt
(§ 143 StVollzG) kdnnen Personal und Gefangene offen miteinan-
der sprechen und tolerant miteinander umgehen. Dann |48t sich
in dem ohnehin an Widerspriichen reichen System des Strafvoll-
zugs auch GMV verwirklichen.

Karl Peter Rotthaus

Berthold Weckmann: Kaspar Hauser. Die Geschichte und
ihre Geschichten (Epistemata: Reihe Literaturwissenschaft;
Bd. 114). Verlag Kénighausen & Neumann. Wiirzburg 1993,
562 S., kart., DM 98 —

Am Pfingstmontag im Jahr 1828 fallt dem Schuster Weickmann
wahrend eines Spaziergangs auf dem Niirnberger Unschiittplatz
eine recht merkwirdige Gestalt auf: Winselnd und weinend wak-
kelte vor ihm ein etwa 17jahriger Bursche véllig orientierungslos
umbher. Sein Gang war ein watschelndes Tappen, eine Mittelbe-
wegung zwischen Fallen und Aufrechtgehen, sein Gesicht war
schmerzverzerrt, seine Augen blutrot entziindet. In der linken
Hand hielt er krampfhaft einen versiegelten Brief fest. Als ihn der
Schuster schlieBlich ansprach, stieB der Fremde immer nur die-
selben Worte hervor, deren Sinn er nicht einmal zu verstehen
schien. Das ist der Anfang eines auBerst ratselhaften und grauen-
vollen Falles, der wohl einmalig in der Kriminalgeschichte des
19. Jahrhunderts sein diirfte: das Verbrechen an Kaspar Hauser,
mutma8Blicher Sohn des im Jahr 1818 gestorbenen GroBherzogs
Karl von Baden und somit Erbprinz des Hauses Baden.

Der ,Findling“ Kaspar Hauser, geboren vermutlich am 30. April
1814 und gestorben am 17. Dezember 1833, drei Tage nach einem
Mordanschlag, wurde durch eine Bekanntmachung des Nirnber-
ger Blirgermeisters zu einem &ffentlichen Fall, fiir dessen Schicksal
sich Journalisten, Philosophen, Pddagogen, Mediziner, Kiinstler,
Literaten und nicht zuletzt Kriminalisten interessierten.

Vom Tage seines Erscheinens am 26. Mai 1828 bis zur Gegenwart
ist das Interesse am ,Findling von Nirnberg*, der spater gar das
,Kind von Europa“ wurde, wach geblieben. Dies driickt sich nicht
zuletzt in einer Fiut von Publikationen aus, die Kaspar Hauser unter
medizinischen, psychologischen, padagogischen, geschichtlich-
politischen, kriminalistischen, juristischen und anthroposophi-
schen Gesichtspunkten betrachten. So meldet bereits 1887 ein

Zeitungsartikel ,Kaspar Hauser und kein Ende!”, und eine 1927
veroffentlichte Biographie verzeichnet iber 1000 einschiagige
Titel. Bis heute ist nicht nur die Zahl der historischen Beitrage
nahezu uniiberschaubar angewachsen. Neben den bekanntesten
literarischen Bearbeitungen von Verlaine, Trakl, Wassermann und
Handke finden sich mehr als 150 Dramen, Romane, Gedichte,
Film und Horspiele sowie Lieder.

Kaspar-Hauser-Geschichte, -Phanomen, -Ratsel, -Legende, -
Mythos: Mit diesen Begriffen werden immer wieder Komposita
zum Namen des Findlings gebildet, dessen Fall auch in unserer
Zeit zum zitierfahigen und anspielungshaften Bildungsgut gewor-
den ist: Karl Steinbuch illustrierte 1987 karikierend die Kritik der
seines Erachtens realitdtsfernen Politik der ,,Griinen“ mit dem
Nurnberger Findling als Prototyp des staunend in die Welt getre-
tenen tumben Tors, in den 80er Jahren erschien eine ,Halbjahres-
schrift fir menschengemasse Kultur“ namens ,Kaspar Hauser”,
die Stadt Ansbach veranstaltet seit 1990 alle zwei Jahre eine
w,Kaspar-Hauser-Woche*, 1992 wurde in Dortmund eine Kaspar-
Hauser-Oper von Reinhard Febel uraufgefihrt, 1993 ein neues
Fernsehspiel von Peter Sebr (iber den Findling ausgestrahilt, der
Bericht des Juristen P.J.A. von Feuerbach zu Kaspar Hauser aus
dem Jahre 1832 ist zur Schullektiire avanciert, und die modernen
Barden Reinhard May, Georges Moustaki, Wolf Biermann und
Suzanne Vega besingen das Schicksal des Findlings in ihren
Chansons. Die Aufzahlung lieBe sich weiter fortfiihren.

Hinsichtlich der notorisch gewordenen Klage liber die uniiber-
sehbare Publikationsflut zum Thema kann allerdings bemerkt
werden, daB bei kritischer Durchsicht die Anzahl der seridésen
wissenschaftlichen Hauser-Werke sehr beschrankt ist. Nach wie
vor haben hier die Veroffentlichungen des Nestors der Kaspar-
Hauser-Forschung, Hermann Pries (dessen Werke zwischen
1925 und 1973 erschienen), eine groBe Bedeutung, wobei Pries
erstmals die wichtigsten authentischen Berichte (ber den Findling
verdffentlichte und minutids jene Entstellungen und bewuBten
Falschungen einer tendenzidsen Berichterstattung nachwies, die
den Fall im 19. und zu Beginn des 20. Jahrhunderts so undurch-
sichtig gemacht hatten.

In seiner 1992 der Universitat Bonn vorgelegten Dissertation
+Kaspar Hauser. Die Geschichte und ihre Geschichten“ stelit
Berthold Weckmann das Thema und seine literarischen Bearbei-
tungen inihrer gesamten Spannbreite in einem Gesamtiiberblick
vor. Die Monographie, fiir deren Bearbeitung die vorhandenen
Werke erstmals umfassend gesichtet wurden, gliedert sich in vier
Teile. In einem ersten Schritt — ,,Natur-Geschichten® (S. 23-74) —
untersucht die Studie die geistesgeschichtlichen Traditionslinien,
die im Vorfeld des Falles stehen. Sie werden vom Autor unter dem
Begriff der Ursprungsfrage gefat und bilden zugleich die Folie
zum Verstandnis und zur Einordnung der spateren literarischen
Gestaltung.

Der zweite Hauptteil — ,Der Fall Kaspar Hauser (S. 75-148) —
setzt mit einer detaillierten Untersuchung der frilhesten Quellen-
texte des Falles ein, die, so der Autor, die Genesis eines Mythos
der Verspatung zeigt. Berthold Weckmann présentiert dabei einige
wichtige Stationen im Leben des Findlings und vermittelt dem
Leser durch eine reiche Auswahl von Quellenauszigen zugleich
einen ungefahren Eindruck davon, welche Téne die urspriingliche
Geschichte des Findlings durchwaltet haben.

Der dritte Teil — ,,Kaspar Hauser: Die Geschichte und ihre Ge-
schichten“ (8. 149-332) — bildet sozusagen das Herzstick der
Studie, indem neben der charakterisierenden Vorstellung der
poetischen Texte die entscheidende polare Grundstruktur von
historisch-wissenschaftlicher und literarischer Beschéftigung
mit der Kaspar-Hauser-Geschichte verdeutlicht wird. Im Bereich
der Literatur konnte Berthold Weckmann dabei zwei Hauptrich-
tungen ausmachen: Eine Reihe von Dramen konzentriert sich auf
einen Uberzeitlichen, gleichsam geschichtlich-eschatologischen
Blickwinkel, eine andere Textgruppe betont dezidiert den zeitge-
schichtlichen Kontext des Stoffes.

Der vierte Teil (S. 333-484), eine Anthologie der literarischen
Kaspar-Hauser-Texte, dokumentiert (zum Teil in Ausziigen) 146
Texte, deren besonderes Gewicht auf den alteren, nur noch
schwer in Erfahrung zu bringenden sowie den unbekannten jin-
geren Autoren liegt.



Berthold Weckmann hat mit seiner profunden Studie einen
wertvollen Beitrag zur Hauser-Frage geleistet, der zunachst flr
den literaturwissenschaftlich interessierten Leserkreis auBer-
ordentlich wichtig ist. Darliber hinaus ist das spannend zu lesende
Buch, vor allem durch die Vielzahl der dokumentierten Hauser-
Texte, flr alle von groBer Bedeutung, die sich auf wissenschaftli-
cher Ebene —unabhingig von einzelnen Fachgebieten — mit dem
Thema beschéftigen.

Hubert Kolling.

Im Namen des Volkes? Uber die Justiz im Staat der SED.
Ausstellung des Bundesministeriums der Justiz (Texte:
Christa Morstedt-Jauer u.a.), 3. Bde.: I: Katalog (284 S.); Il
Dokumentenband (165 S.); Ill: Wissenschaftlicher Begleit-
band (319 S.). Leipzig: Forum 1994, DM 32, 20,—und 48,—

,Das besondere Elend des Strafvollzugs" — zur Geschichte der
Justiz und des Strafvollzugs in der DDR

44 Jahre bendtigte das Bundesministerium der Justiz, um eine
LOffizidse”, wissenschaftlich abgesicherte Geschichte der deut-
schen Justiz im NS-Staat in Form einer Wanderaussteliung einer
breiten Offentlichkeit zugédnglich zu machen. Der Katalog zur
Ausstellung ,Im Namen des Deutschen Volkes. Justiz und Natio-
nalsozialismus* (1989) ist ein durchweg gelungener Dokumenten-
band mit zahlreichen Informationen zur Geschichte der deutschen
Justiz und ihrer Juristen sowie ihrer bis auf Ausnahmen unriihm-
lichen Rolle im NS-Staat. Der Strafvolizug kommt dabei aber
etwas zu kurz: Es finden sich auf vier Seiten lediglich Hinweise zu
den Moorlagern im Emsland.” Die lange Zeitspanne von 44 Jahren
hatte ihre Ursache nicht nur in der verzdgerten wissenschaftlichen
Aufarbeitung der jiingsten Justizgeschichte?, sondern vor allem
in der weitgehend ungebrochenen personellen Kontinuitat der
Strafrechtslehrer und des Justizpersonais ber das Jahr 1945
hinaus. Nach fast eineinhalb Generationen war schiieBlich der
Weg frei fur eine objektivere Beschaftigung mit der eigenen Ver-
gangenheit, ohne sich zu sehr dem Vorwurf der ,Nestbeschmut-
zung“ auszusetzen.

Ganz anders die aktuelle Situation bei der Erforschung der
Geschichte der DDR-Justiz und ihrer ,Diplom*-Juristen: Bereits
vier Jahre nach der deutschen Wiedervereinigung erschienen zur
neuen Wanderaussteilung des Bundesministeriums der Justiz
(1994 Berlin: Landgericht LittenstraBe, 1995 Karlsruhe: Badisches
Landesmuseum, 1996 Leipzig: Stadigeschichtliches Museum,
und 1997 Bonn: Haus der Geschichte)® die hier zu besprechenden
drei Bande: ,im Namen des Voikes? Uber die Justiz im Staat der
SED*“ (1994)¥; ein Dokumenten- und ein wissenschaftlicher Be-
gleitbaiid ergdnzen den umfangreichen Katalog zur Ausstellung.

In ihrem Geleitwort rechtfertigt Justizministerin Sabine Leut-
heusser-Schnarrenberger diese schnelte Vorgehensweise mit dem
Hinweis, daB damit frilhzeitig ein fundierter Beitrag zur Geschichte
Ader DDR-Justiz geleistet und gleichzeitig Anregungen fur weitere
Diskussionen geliefert werden sollten. Die Ausstellungsmacher
bekennen sich ihrerseits zum ,Mut zur Licke* und erheben nicht
den Anspruch auf eine Gesamtdarstellung. Statt dessen stehen
die Rekonstruktion spektakularer politischer Prozesse, die Dar-
steliung des Einflusses des Ministeriums flr Staatssicherheit
(Mf8) und der politischen Fihrung der SED auf die Justiz und deren
Rolle als Hetrschaftsinstrument des DDR-Staates im Mittelpunkt;
daneben ist aber auch die alltigliche Arbeit der ostdeutschen
Justiz als Regierungsorgan fiir zwischenmenschliche Konflikte
Gegenstand der Untersuchung.”

Die Dreiteilung wird auch im Katalog beibehalten: Im ersten
Abschnitt wird die Geschichte der DDR-Justiz unter Walter Ulbricht
dargestellt (1945-1971); danach folgen zwei Abschnitte zur Ara
Honecker bis zur Vereinigung (1971-1990): die Justiz als Organ
der sozialistischen Rechtspflege und ihre Steuerung durch den
SED-Staat. Innerhalb dieser Abschnitte wechseln sich insgesamt
zwolf chronologisch und systematisch aufgebaute Teile ab. Am
Ende des Katalogs bietet ein Datenverzeichnis zur deutschen
Zeitgeschichte (1945-1990) eine erste Groborientierung in den
deutschen ,Nachkriegsgeschichten®. In den anschiieBendean neun
Kurzbiographien zu wichtigen Persénlichkeiten der DDR-Justiz

ZfStrVlo 2/95 121

(Hilde Benjamin, Helmut Brandt, Max Fechner, Ernst Melsheimer,
Karl Polak, Eugen Schiffer, Klaus Sorgenicht, Josef Streit, Heinrich
Toeplitz) werden anhand der oft verworrenen Lebenslaufe die
Kontinuitaten und Briiche der deutschen Geschichte des 20. Jahr-
hunderts sichtbar - schade, daB hier nicht noch mehr biographi-
sches Material zusammengetragen wurde!

Teil 1 des Katalogs behandelt den Neuaufbau der ostdeutschen
Justiz nach 1945 es finden sich hier u.a. Hinweise zur Entstehung
und Geschichte der ,Deutschen Justizverwaltung* (DJV), der
Vorlauferorganisation des spateren Ministeriums der Justiz, zur
Instrumentalisierung der Personalpolitik rnitteis Entnazifizierung
und Volksrichterausbildung im Sinne der KPD/SED. AbschlieBend
werden die zentralen Justizorgane der DDR vorgestellt: das Mini-
sterium der Justiz (MdJ), die Oberste Staatsanwaltschaft, spater
Generalstaatsanwalt genannt, und das Oberste Gericht. Teil 2 ist
der Politik der sowjetischen Besatzungsmacht gewidmet, die durch
ihre Internierungen von ,Kriegs- und Naziverbrechern”, aber auch
durch willkiirliche Verhaftungen tatsachlicher oder vermeintlicher
politischer Gegner das politische Klima der Nachkriegsjahre in
Ostdeutschland pragte. Neuere Forschungen zeigen das tatsach-
liche AusmaB dieser Politik, die — mit einer nicht beabsichtigten,
aber in Kauf genommenen Symbolik — vor allem in ehemaligen
Konzentrationslagern, nach 1945 ,Speziallager” genannt, vollzo-
gen wurde.® Im Vorfeld der Griindung der DDR wurden diese
Speziallager auvfgeldst und ein Teil der Gefangenen der ostdeut-
schen Regierung ibergeben. Diejenigen, die bislang ohne Ge-
richtsurteil inhaftiert gewesen waren, wurden in den beruchtigten
+~Waidheimer Prozessen®” in Strafverfahren abgeurteilt. die jede
Rechtsstaatiichkeit vermissen lieBen (hierzu Teil 3: ,Instrumenta-
lisierter Antifaschismus®). Im folgenden Teil 4 wird die Rolle der
Justiz ,als Hebel gesellschaftlicher Umwalzung* beschrieben:
Nach dem ersten groBen SchauprozeB auf der Buhne des Dessauer
Stadttheaters gegen Beschiftigte der Deutschen Continental-
Gas-Gesellschaft im Jahr 1950 wurden auch der politische Kampf
gegen die Kirchen und gegen Widerstinde bei der Zwangskollek-
tivierung der Landwirtschaft sowie die Enteignung des Mitte!-
standes (,Aktion Rose" 1953) mit strafrechtlichen Mittein durch-
gefiihrt. Die Teile 5 und 10 behandeln jeweils den Themenkomplex
~Flucht und Ausreise* in der Ara Ulbricht und unter Honecker. Der
seit 1950 gefiihrte staatliche Kampf gegen die Republikflucht
und die unter Honecker ausgeiibten Repressalien gegen Ausrei-
sewillige zeigen die hilflosen und im Endeffekt gescheiterten Ver-
suche des SED-Regimes, dieses grundlegenden Problems seiner
Herrschaftsordnung Herr zu werden — flir die einzeinen Betroffe-
nen hatten die staatlichen Eingriffe oft existenzielle Folgen. Der
1963 beginnende Héaftlingsfreikauf, durch den bis Ende 1989
rund 32.000 Gefangene in die Bundesrepublik frei kamen, hatte
dabei zum einen eine Ventilfunktion, zum anderen aber war er
eine beliebte Deviseneinnahmequelle fiir die DDR. Ebenfalls in
zwei chronologisch voneinander getrennten Teilen (6 und 11) wird
die justizielle Behandlung von ,Opposition und Widerstand*®
beschrieben: Am Anfang der Geschichte der DDR standen die
Proteste der ‘Werdauer Oberschiiler 1950/51, es folgten die Ver-
haftungen und Verurteilungen im AnschluB an die Streikaktionen
vom 17. Juni 1953. Eines der ,,Opfer” war der damalige Justizmini-
ster Max Fechner, der zu acht Jahren Freiheitsentzug verurteilt
wurde, weit er sich 6ffentiich fur die Straffreiheit der Streikenden
eingesetzt hatte. Zu seiner Nachfolgerin wurde Hilde Benjamin
ernannt. Weitere Erwahnung finden die ,Revisionistenprozesse”
1957/58. gegen die Inteliektuellen Wolfgang Harich, Walter
Janka u.a. sowie die Ereignisse im Urnfeld des Prager Frihlings
1968. In der Ara Honecker werden besonders die Félle von Rudolf
Bahro (1978), Roland Jahn (1983) und der unerwiinschten Mit-
demonstranten auf der Rosa-Luxemburg-Demonstration (1988)
erwahnt, deren Verurteilung im Gegensatz zur Ulbricht-Ara meist
mit der Abschiebung der Betroffenen in die Bundesrepublik endete.
Im Teil 7 ,Institutionen und Steuerung* wird die Justizpraxis naher
beschrieben, der Aufbau der Gerichte und Staatsanwaltschaften
erlautert sowie die Richterwahl und die Steuerung der Justiz
durch die SED (Abteilung Staats- und Rechtsfragen beim ZK der
SED) erkiart. Im Gegensatz zur bundesdeutschen Praxis und von
der ostdeutschen Offentlichkeit in hohem AusmaB akzeptiert
waren sowohl die Méglichkeiten zur kostenlosen Rechtsauskunft
durch die Gerichte als auch die Institution der ,Gesellschaftlichen
Gerichte®, d.h. der Konfliktkommissionen in Betrieben und der
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Schiedskommissionen in den Wohngebieten. Teile 8 und 9, die
die Staatssicherheit und den Strafvolizug zum Gegenstand haben,
werden weiter unten besprochen.” Im letzten Teil wird der Versuch
unternommen, die Bemithungen des Runden Tisches und der
letzten, demokratisch legitimierten Volkskammer, eigenstéandig
zu einer rechtsstaatlichen Justiz zu gelangen, vor dem Vergessen
zu bewahren.

Der Dokumentenband ist fir den interessierten Besucher der
Ausstellung bzw. Leser des Katalogs gedacht, der sich eingehen-
der mit dem Archivmaterial zur Justizgeschichte beschéaftigen
will. Neunzehn Dokumente aus den Jahren 1951 bis 1988 zeigen
den ,Justizalltag” vor allem aus der Sicht des Herrschaftsappa-
rates. Das einzige Dokument zum Freiheitsentzug stellt die Richt-
linie des MfS zur ,Arbeit mit Zelleninformatoren® aus dem Jahr
1981 dar. In ihr werden ausfiihrliche Anleitungen fiir die operative
Arbeit mit Spitzeln unter den Gefangenen gegeben, die in den
Untersuchungshaftanstalien und im Haftkrankenhaus des MfS
tatig waren. Vor allem ,politische Gefangene®, denen ein hartes
Urteil drohte, sollten gezielt angeworben werden.®

Der ausfiihrliche wissenschaftliche Begleitband erganzt die
verschiedenen Teiie des Katalogs. Niitzlich fiir jeden, der sich
eigenstandig zum Thema informieren will, sind die instruktiven
Hinweise von Hansjérg Geiger und Christian Meyer-Seitz iber
die vorhandenen Justizakten in den staatlichen Archiven.® Der
zweite Abschnitt des Bandes ist dem Aufhau des Justizwesens
in der SBZ und der Politik der sowjetischen Besatzungsmacht
gewidmet.'® Im dritten Abschnitt zur Rechtsentwicklung in der
DDR ist der Aufsatz von Friedrich-Christian Schroeder zum politi-
schen Strafrecht ™" besonders zu erwéhnen, der durch die Beitrage
von Falco Werkentin und Hubert Rottleuthner im Abschnitt iber
die ,Politische Justiz und Steuerung der Justiz* erganzt wird'?.
Weitere Abschnitte sind dem Rechtsstab und den Gesellschaft-
lichen Gerichten gewidmet sowie den Etappen auf dem Weg zur
rechtsstaatlichen Justiz im Jahr 1990.

Im folgenden soll auf den Abschnitt VI Gber die ,,Staatssicherheit
und Strafvollzug* ndher eingegangen werden. Eine Vorbemerkung:
DaB der Strafvollzug in einem Buch (iber die Justiz mitbehandelt
wird, erscheint zunachst als eine Selbstverstandlichkeit. DaB die
Untersuchungshaftanstalten, obwohl sie in der DDR dem MfS
unterstanden, trotzdem einbezogen werden, bediirfte jedoch
zumindest einer Erlauterung. In der DDR war aber dariber hinaus
auch die Durchfithrung und Verwaltung des Strafvollzugs an Ver-
urteilten seit 1950 vollstandig dem Justizressort entzogen und
dem Ministerium des Innern unterstellt. Das Justizministerium
war seitdem nur noch fur Gesetzgebungsfragen zusténdig, und die
Staatsanwaltschaft hatte lediglich die ordnungsgemaBe Durch-
fihrung durch die innere Verwaltung zu iiberwachen.' Es ist ein
Manko der vorliegenden Bande, diese Tatsachen nicht ausreichend
problematisiert und das gesamte System des Freiheitsentzugs,
anders als beim Katalog zur NS-Justiz, ohne viele Worte der
DDR-Justiz ,zugeschoben® zu haben.'¥

Das Ministerium fir Staatssicherheit als ,, Schild und Schwert
der Partei“ hatte im Strafverfahren eine besondere Funktion als
Untersuchungsorgan inne. Nach § 88 StPO vom 12. Januar 1968
war es vor allem bei ,staatsfeindlichen Delikten* wie ,ungesetzli-
cher Grenziibertritt® oder ,Beeintrachtigung staatlicher oder
gesellschaftlicher Tatigkeit fur die strafrechtlichen Ermittlungen
zustandig und konnte die betreffenden Personen in eigene Unter-
suchungshaftanstalten einweisen. In der DDR gab es zuletzt 33
Untersuchungshaftanstalten mit Raum fiir 4.400 Raftlinge; davon
befanden sich zwei Anstalten in Berlin, die direkt dem Ministerium
unterstellt waren, sowie weitere in jeder der 13 Bezirksverwaltun-
gen. Herbert Reinke™ beschreibt eingehend die unmenschliche
Atmosphare in diesen Einrichtungen, die von ihrem Personal ver-
langte, die Untersuchungshiftiinge {!) als ,Verbrecher und Feinde
des Friedens und Fortschritts” anzusehen. Sein Hinweis auf das
durch den Geist der Feinddefinition gepragte Hausstrafensystem
der Untersuchungshaftanstalten geht atlerdings etwas ins Leere,
weil der Entzug eines ,weichen Nachtlagers” in einer Dienstan-
weisung aus dem Jahr 1955 ebensogut einer damaligen west-
deutschen Landervollzugsordnung entstammen kénnte.'® Der
Beitrag von Annegret Stephan zur Gedenkstétte der ehemaligen
Untersuchungshaftanstalt Magdeburg enthalt lediglich drei
Gedachtnisprotokolle ehemaliger Inhaftierter.”

Im Mittelpunkt dieser Buchbesprechung steht der Beitrag zum
Strafvollzug von Brigitte Oleschinski.'™ Frau Oleschinski beschét-
tigt sich schon seit einigen Jahren mit diesem Thema und ist eine
der Initiatoren des Dokumentations- und Informationszentrums
Torgau.'® Auf dem Gebiet der DDR befanden sich zuletzt 44 Straf-
anstalten, die Haftraum fiir etwa 30.000 Verurteilte boten. Der
Strafvollzug war dem Minister des Innern und Chef der Volkspolizei
untergeordnet; dem MfS unterstanden, wie oben bereits dargelegt,
die Untersuchungshaftanstalten und die Sonderanstalt Bautzen |l
Die Todesstrafe wurde erst 1987 abgeschafft, nachdem die Hin-
richtungen zuletzt durch einen Schu8l in den Hinterkopf im Keller
der Vollzugsanstalt Leipzig vollzogen worden waren. Insgesamt
wurden in der DDR nach letzten Schatzungen 170 Todesurteile
vollstreckt. Die letzte Hinrichtung fand am 26. Juni 1981 statt: Dem
verurteilten ehemaligen M{S- Hauptmann war in einem Geheim-
prozeB die geplante Kontaktaufnahme mit dem westdeutschen
Bundesnachrichtendienst vorgeworfen worden.

Frau Oleschinski charakterisiert den DDR-Strafvollzug als beson-
ders schlimme Auspragung dieser systemimmanent-,schlimmen*
Institution und beklagt sein DDR-spezifisches ,besonderes Elend“.
Gleichzeitig konstatiert sie in der vierzigjahrigen Geschichte des
DDR-Strafvollzugs widerspriichliche Entwicklungen und stellt
einen zumindest graduellen Wandel im Laufe der Jahre fest.
Unterschiede habe es zwischen dem Strafvollzug unter der Lei-
tung des MfS und dem unter der Leitung des Ministeriums des
Innern sowie zwischen politischen und kriminellen Gefangenen
gegeben. Den normativen Grundlagen, insbesondere den gesetz-
lichen Regelungen aus den Jahren 1968 und 19772% miBt sie nur
deklaratorische Bedeutung zu. ,,Nur mit vorsatzlichem Wohlwollen®
kénne man daraus einen allmahlichen Fortschritt hin zu mehr
Rechtssicherheit und wirkliche Bemilhungen um Resozialisierung
und Erziehung der Gefangenen erkennen. Die proklamierten Voll-
zugsziele seien bloBe Phrasen geblieben, die im eklatanten Wi-
derspruch zum tatsachlichen polizeilich-blrokratischen Vollzug
gestanden hatten. Statt dessen sei der Strafvollzug wahrend der
gesamten Zeit fiir politische Ziele — die Autorin spricht von  krimi-
nalpolitischen Absichten“ — instrumentalisiert worden: in den
50er Jahren zur Durchsetzung der ,Verstaatlichungspolitik”, in
den 60er Jahren fir den Kampf gegen Grenzverletzer und Repu-
blikfliichtlinge, danach fir die Sanktionierung von Ausreisebe-
gehren und der innerpolitischen Opposition. Der Strafvollzug
habe dabei eine Schilisselroile als Ultima ratio zur ,Lésung”
geselischaftlicher Probleme innegehabt. Diesen Ausfiihrungen
zur theoretischen Einordnung des Strafvollzugs in das Gesamt-
system der gesellschaftlichen Disziplinierung im DDR-Staat folgt
eine anschauliche Beschreibung des Strafvollzugs-Alltags. Uber-
wiegend auf Zeitzeugenaussagen und -beschreibungen basierend
wird das Bild eines bedriickenden Haftalltags gezeichnet, der
zunschst durch eine chronische Uberbelegung in den zumeist
veralteten und iibersicherten Anstalten gepragt war. Die im Ver-
gleich zur Bundesrepublik zwei- bis dreimal hoheren Gefangenen-
zahlen, die auch durch zahlreiche Amnestien nur voribergehend
gesenkt werden konnten, fiihrten nicht nur zu unmenschlicher
Enge. Mangelhaft ausgebildetes und unterbesetztes Vollzugs-
personal versuchte mit militarischer Strenge und oft schikandser
Behandlung inr ,Plansoll” zu erfilllen. Die Integration der Gefan-
genenarbeit in die Planwirtschaft, hohe Arbeitsnormen bei unzu-
reichendem Gesundheitsschutz, ungenieBbares Essen, ideologi-
sche Bevormundung und scharfe Disziplinarstrafen machten den
DDR-Strafvollzug fiir die Gefangenen vielmals zu einer Tortur.
Das bereits oben erwdhnte Feindbild von den Gefangenen als
Verbrecher und Feinde des Friedens und Fortschritts® trug zur
DDR-spezifischen Anstaltsatmosphére bei; die Autorin macht
dafir die zu Beginn der DDR erfolgte Uberstellung der internierten
.Kriegs- und Naziverbrecher” in den normalen Vollzug verant-
wortlich.2" Die Existenz der zentralen Haftkartei ermoglicht es
heute, unter den 7-800.000 Einzelfailen aus 40 Jahren DDR (ohne
die zahlreichen Internierten der ersten Nachkriegsjahre) digjenigen
der schatzungsweise 180.000 ,,politischen* Gefangenen heraus-
zusuchen. Das Problem ist hier wie auch in &hnlich gelagerten
Fallen die genaue Kennzeichnung der ,Politischen”. im Strafvoll-
zug gab es dauernde Spannungen zwischen ihnen und den ,kri-
minellen“ Gefangenen, wobei sich beide Gruppen gegenseitig
eine bevorzugte Behandlung durch den SED-Staat vorwarfen.
Einer der Streitpunkte war die Praxis des Haftlingsfreikaufs, von



dem kriminelle Straftater ausgeschlossen waren. Das MfS setzte
nicht nur Spitzel unter den Gefangenen ein (,,Zelleninformatoren®),
sondern iberwachte gleichzeitig die Vollzugsbeamten und die
Effizienz des Strafvollzugs der inneren Verwailtung. Die generell
gute Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen staatlichen
Organen wurde nur zum Teil durch Kompetenzkonflikte gestort, die
es auch unter den Bedingungen der SED-Herrschaft gab. Inter-
essant ist der Hinweis auf Reformversuche innerhalb des Staats-
apparates: Generalstaatsanwalt Josef Streit Ubte 1965 eine
schonungslose Selbstkritik am DDR-Strafvollzug und forderte zu
einer grundlegenden Neugestaltung auf. AbschlieBend weist die
Autorin darauf hin, daB der DDR-Strafvollzug®auch heute noch
weiterlebt: zum einen in den Bemiihungen ehemaliger Gefangener,
eine Haftentschadigung zu erhalten, zum anderen durch die Wei-
terbeschaftigung ehemaliger DDR-Vollzugsbediensteter und die
baulichen Gegebenheiten.

Trotz der insgesamt instruktiven Darstellung bleibt nach dem
Lesen des Artikels ein zwiespaltiges Gefiihl zurlick. Dies betrifft
zum einen die methodische Vorgehensweise, die vor allem auf
das, zugegebenermaBen sehr anschauliche, Quellenmaterial der
Zeitzeugenaussagen zuriickgreift. Man vermiBt eine ausreichende
quellenkritische Verarbeitung dieser Aussagen und eine zumindest
ansatzweise Auswertung des seit 1990 zuganglichen staatlichen
Archivmaterials — zumal dies die Autorin in ihren anderen Aufsatzen
schon vorweisen konnte.?? Zum anderen aber fehlen die in der
Gesamtkonzeption genannten weiterfuhrenden Fragesteliungen:
Wie ist der DDR-Strafvollzug in die deutsche Geschichte des
20. Jahrhunderts mit den jahrzehntelangen Bemihungen um
eine Strafrechts- und Strafvolizugsreform einzuordnen? Immerhin
sind hier die Forderungen nach einer verbesserten ,Rechtsstel-
lung des Gefangenen* und eine engere Verkniipfung von Straf-
vollzug und Entlassenenfirsorge fast zehn Jahre frilher als in der
Bundesrepubliik Gesetz geworden.? Wie wurde sich mit dem
Vorbild des ,groBen Bruders®, der Sowjetunion, wie mit dem Ge-
genmodell der Bundesrepublik Deutschland auseinandergesetzt?
Welches sind die Kontinuitdten personeller und ideeller Art (ber
das Jahr 1933 bzw. 1945 hinaus ? Hier ware als Beispiel der erste
Leiter der Abteilung Strafvollzug in der ,Deutschen Justizverwal-
tung®, der Weimarer Strafvollzugsreformer Werner Gentz, zunen-
nen.”® Auch der Eindruck eines monalithischen, von polizeilich-
birokratischer Strenge gepragten DDR-Strafvollzugs zeigt wohl
nur eine Seite. Weitere, dringend notwendige Forschungen kénn-
ten vielleicht aufzeigen, daB auch hier — wie zuletzt fiir den NS-Staat
nachgewiesen?® — eine Dichotomie herrschte, d.h. fiir einen Teil
der Gefangenen durchaus die in den Gesetzen formulierten Voll-
zugsziele der Erziehung und Resozialisierung zutrafen, fiir den
anderen Teil jedoch nur die geschilderte strenge ,Verwahrung”
Ubrigbiieb.

Insgesamt bieten die drei Bande einen guten Einstieg flr die
Beschiftigung mit der Geschichte der DDR-Justiz. Die reiche
Bebilderung des Katalogs, erganzt durch zahireiche Statistiken,
Schaubilder und Organogramme machen das Lesen zu einer kurz-
weiligen Angelegenheit. Stérend wirken nur die zahlreichen
Schreibfehler, hier hatte man sich mehr iektorale Sorgfalt ge-
wunscht. Zum wissenschaftlichen Ertrag dieses Werkes des
Bundesministeriums der Justiz ist zu sagen, daB man diesmal
vielleicht nicht vierzig, aber zumindest noch zwei bis drei Jahre
langer hatte warten sollen.

Rainer Mohter
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Bd. 3, S.239-248.

16) Siehe die Nummern 181 ff. in der Dienst- und Vellzugsordnung (DVollz0) v. 1. De-
zember 1961. Anrath 1961.

17) Stephan, Annegret: Gedenkstatte ,ehemalige Untersuchungshaftanstalt des
MfS* Magdeburg, in: Im Namen des Volkes? (Anm. 4), Bd. 3, S. 249-254.

18) Oleschinski, Brigitte: Schlimmer ais schiimm. Strafvollzug in der DDR, in: ebd.,
8. 255-261.

19) Weitere Veroffentlichungen der Autorin zum Thema: Die Abteilung Strafvolizug
der Deutschen Zentralverwaltung fur Justiz in der Sowjstischen Besatzungszone 1945-
1949, in: ZfStrVo 41 (1992), S. 83-90; ,Heute: Haus der Erziehung*“. Zur Entwicklung
des DDR-Strafvolizugs in Torgau seit 1950, in: Das Torgau-Tabu/hrsg. von Norbert
Haase und Brigitte Oelschinski, Leipzig 1993, S. 202-214; Strafvollzug in Deutschland
vor und nach 1945. Zum Problem der historischen Kontinuitat in der Strafjustiz, in:
Neue Justiz 46 (1992), S. 5-68.

20) Strafvolizugs- und Wiedereingliederungsgesetz v. 12.1.1968 (Anm. 13); Wieder-
eingliederungsgesetz und Strafvollzugsgesetz, beide v. 7.4.1977. in: GBI DDR 1977 T.1,
98 und 100.

21) Dies ist iin Gegensatz zu ihrem Aufsatz im Sammetband ,Das Torgau-Tabu*, in
dem sie gerade hei dieser Gefangenengruppe die wiederholten Bemiihungen der Voll-
zugsleitung in Torgau erwahnt, Anzeichen von ,Versthnlertum® bei den Beamten den
Gefangenen gegenuber zu unterbinden.

22) Siehe Anm. 18.

23) Strafvollzugs- und Wiedereingliederungsgesetz v. 12.1.1968 (Anm. 13).

24) Hierzu: Oleschinski, Abteilung Strafvolizug {Anm. 19).

25) Moéhler. Rainer: Nationalsozialistischer Strafvollzug — ein interdisziplindres For-
schunasprojekt an der Universitdt Saarbriicken, in: DreiBig Jahre Sudwestdeutsche
und Schweizerische Kriminologische Kolloguien/hrsg. von Heinz Miiller-Dietz, Frei-
burg 1994, 8. 111-127.

Michael von Savigny: Die Gesundheitsfiirsorge im Straf-
vollzug unter besonderer Beriicksichtigung der Gefan-
genen im freien Beschiftigungsverhiltnis (Europaische
Hochschulschriften, Reihe Il Rechtswissenschaft Bd. 1254).
Peter Lang: Frankfurt a.M., Berlin, Bern, New York, Paris,
Wien 1992.277 S. DM 79,—

Untersuchungen zur Gesundheitsfirsorge im Strafvoilzug sind
ungeachtet der Bedeutung des Themas nicht eben haufig. Das
mag damit zusammenhangen, daB mit solchen Fragestellungen
— natirlich auBer den Insassen als den Betroffenen selbst — nur
ein relativ kieiner Personenkreis beruffich zu tun hat. Die vorlie-
gende Frankfurter Dissertation, die von dem Sozialrechtler Michael
Stolleis angeregt und betreut wurde, setzt sich nun naher mit der
Rechtsstellung des Gefangenen auf diesem Gebiet auseinander.
Dabei schenkt sie der einschlagigen Rechtstage in Fallen des
freien Beschaftigungsverhalinisses (§ 39 | StVollzG) besonderes
Augenmerk.

Ausgangspunkt bildet ein Vergleich der tatsachlichen und
rechtlichen Unterschiede zwischen der Gesundheitsflrsorge inner-
halb und auBerhalb des Strafvollzuges. Er bietet sich namentlich
deshalb an, weil der sog. Angleichungsgrundsatz (§ 3 |1 StVolIzG)
— dessen rechtliche Bedeutung freilich noch keineswegs abschlie-
Bend geklart ist — den Vollzug dazu anhalt, die Lebensverhalinisse
in der Anstalt moglichst denen in der freien Gesellschaft anzuglei-
chen. DaB dieser Grundsatz nicht Selbstzweck ist, sondern viel-
mehr zur Schaffung von Strukturen und zu einem Umgang mit
Gefangenen beitragen soll, welche die soziale Eingliederung im
Sinne des Vollzugsziels (§ 2 Satz 1 StVollzG) erleichtern, wenn
nicht garerméglichen sollen, ist schon éfter bemerkt worden. Der
Grundtenor der Untersuchung geht deshalb dahin, da8 die Kon-
sequenzen hieraus auf dem Gebiet der Gesundheitsfiirsorge trotz
einiger Verbesserungen durch das Gesundheitsreformgesetz von
1988 noch keineswegs in vollem Umfange gezogen worden sind.
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Im Mittelpunkt der Arbeit steht dementsprechend die Frage, ob
und inwieweit von einer Schlechterstellung des Gefangenen —der
ja nach den §§ 56 ff. StVollzG in der Regel auf die Flir- und Vorsorge
des Vollzugs verwiesen ist — im Verhiltnis zum freien Burger, der
am System der gesetzlichen Sozialversicherung partizipiert, die
Rede sein kann. Daran schiieBt sich die weitere Frage an, ob
etwaige Differenzen im Leistungsangebot sachstrukturell — d.h.
durch Umsténde der Inhaftierung — bedingt sind und verfassungs-
rechtlich gerechtfertigt werden kénnen. Die Analyse des Verfassers
mindet in Reformiberlegungen, die aufzeigen, wo seinen Vor-
stellungen zufolge nach der Anderung der Rechtslage zum 1.1.1989
noch legislatorisch angesetzt werden muB.

Zunachst skizziett von Savigny kurz die Rechtslage, wie sie
sich bis zum 31.12.1988 darstellte. Danach ruhten ja auf Grund
des § 216 | Nr. 1 RVO die Leistungsanspriiche gegen die gesetzliche
Krankenkasse, solange sich der Berechtigte im Strafvollzug oder
in Untersuchungshaft befand. Dies galt nach dem Urteil des BSG
vom 9.12.1986 (ZfStrVo 1987, 189) auch fiir Gefangene, die einer
versicherungspflichtigen Beschaftigung auBerhalb des Vollzuges
nachgingen. Die kritische Wiirdigung dieser Entscheidung ergibt,
daB das BSG sich zwar an den Wortlaut der Norm gehalten, aber
den Widerspruch zu den Grundsatzregelungen der §§ 2 und 3
StVolizG nicht beriicksichtigt hat. Auf Grund einer (iberaus subti-
len Analyse gelangt der Verfasser jedoch letztlich zum Ergebnis,
daB ein VerfassungsverstoB nicht vorliegt; weder seien Grund-
rechte (so etwa die Eigentumsgarantie des Art. 14 |, das Recht auf
freie Entfaltung der Persdnlichkeit gemas Art. 2 |, der Gleichbe-
handlungsgrundsatz des Art. 3 | GG) noch sonstiges Verfassungs-
recht (Sozialstaatsprinzip, Rechtsstaatsprinzip usw.) danach
verletzt.

Seit Inkraftireten des § 62a StVollzG (am 1.1.1989) ist dieser
Diskussion indessen die Grundlage entzogen. Die tatsichliche
und rechtliche Situation der Gefangenen im freien Beschéftigungs-
verhaltnis hat sich danach in dreifacher Hinsicht verbessert: ,Sie
kénnen alle Regelleistungen der gesetzlichen Krankenversiche-
rung in Anspruch nehmen, haben das Recht auf freie Arztwahl
und sind von deni niedrigeren Standard der Gesundheitsfiirsorge
innerhalb des Strafvollzuges nicht mehr berdhrt.” (S. 260) Ver-
besserungen der Rechtsstellung auf dem Gebiet der Gesundheits-
fursorge konstatiert der Verfasser auch hinsichtlich der tbrigen
Gefangenen: Nunmehr sind durch die §§ 56 ff. StVollzG Leistungs-
anspruche vorgesehen, die vorher nicht eingeraumt waren. Jedoch
stellt der Verfasserimmer noch ein ,rechtliches Leistungsgefille®
fest, das durch Belange des Vollzugs nicht gerechtfertigt werden
konne. Das gelte namentlich fiir Einschrankungen aus finanziellen
Grinden. Auch erblickt von Savigny Verschlechterungen in dem
Umstand, daf die Leistungen der Familienkrankenhilfe nicht vom
Ruhenstatbestand ausgenommen worden sind. Ebenso kritisiert
er das Fehten eines Anspruchs auf freie Arztwahl. Insgesamt halt
er Stand und Standard der Gesundheitsfiirsorge im Strafvollzug
fur verbesserungswirdig. Nicht zuletzt macht er - zu Recht — auf
nichteingeldste Versprechen des Gesetzgebers aufmerksam: Eine
ganze Reihe von Vorschriften in jenem Bereich ist zwar erlassen,
aber bisher nicht in Kraft gesetzt worden. § 65 Il 2 (Anspruch auf
Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung bei stationarer
Behandiung auBerhalb des Vollzugs im Falle der Strafunterbre-
chung), §§ 191 bis 193 (Mitgliedschaft aller Gefangenen in der
gesetzlichen Kranken- und Rentenversicherung), § 41 1l (Zustim-
mung des Gefangenen zur Beschaftigung in einem Unternehmer-
betrieb), §§ 45 II, I, 176 Hl (Ausfallentschadigung fiir erkrankte
Strafgefangene und flir Mdtter).

Aber damit sind die einschlagigen Probleme beiteibe nicht aus-
geschépft: So moniert der Verfasser — gleichfalls zu Recht — das
Fehlen eines Jugendstrafvollzugsgesetzes. Weitere Fragen folgen
aus dem Eintritt der Arbeitslosigkeit nach Bewilligung eines freien
Beschéftigungsverhdltnisses im Strafvollzug und nach der Ent-
lassung. Im ersteren Fall pladiert von Savigny fur rechtliche Garan-
tien, die dem Gefangenen — der die Voraussetzungen der §§ 391,
11 | Nr. 1 StVollzG erfiillt — den Status als Arbeitsloser sichern.
Schwieriger stellt sich die (Rechts-) Lage im letzteren Fall dar: Von
der Einfiihrung einer gesetzlichen Pflicht des Unternehmers zur
Weiterbeschaftigung halt der Verfasser nichts; er zieht statt des-
sen positive Leistungsanreize vor.

Wenn auch die Arbeit in Teilen durch die Rechtsentwicklung
Uberholt ist, so bleiben doch die von ihr entwickelten Grundsatze
fur die Ausgestaltung der Gesundheitsfirsorge weiterhin aktuell
und bedenkenswert. Hervorhebung verdient die konsequente
Anbindung des Systems sozialer Leistungen an die Verhaltnisse
in Freiheit — womit einmal mehr an die Leitprinzipien erinnert wird,
von denen der Gesetzgeber seinerzeit ausgegangen ist.

Heinz Mller-Dietz

Michael Hiirlimann: Filhrer und EinfluBfaktoren in der
Subkultur des Strafvollzugs (Studien und Materialien zum
Straf- und MaBregelvollzug, hrsg. von Friedrich Lésel, Ger-
hard Rehn und Michael Walter, Bd. 1), Centaurus-Verlags-
gesellschaft: Pfaffenweiler 1993, IX, 229, LX! S. DM 58,—

Steffen Harbordt’s Buchtite! ., Die Subkultur des Gefangnisses*
(2. Aufl. 1972) ist gleichsam zum geflligetten Wort geworden. Seine
Sekundaranalyse der informellen Beziehungs- und Machtistruk-
turen in der sog. totalen Institution hat sich freilich vor allem auf
auslandische, insbesondere US-amerikanische Studien gestiitzt.
Deutsche Untersuchungen jener Phanomene sind eher eine Raritat
geblieben. Ob dafiir das augenscheinliche Theoriedefizit auf
diesem Gebiet verantwortlich oder umgekehrt das Theoriedefizit
eine Folge mangeinder empirischer Forschung ist, mag eine
miBige Frage sein und kann hier auch dahinstehen. Jedenfalls
sind informelle Fihrer und Machtstrukturen in anderen Sozial-
bereichen deutlich besser untersucht als im Strafvollzug.

Das hat wohl auch den AnstoB fur die vorliegende Erlangen-
Nirnberger Dissertation gegeben, die durch Friedrich Lsel und
Arthur Kreuzer gefordert worden ist. Sie stellt eine der wenigen
empirischen Analysen dar, welche die subkulturellen Macht- und
EinfluBfaktoren und deren herausragende Repradsentation in
deutschen Vollzugsanstalten zum Gegenstand haben. Untersucht
wurden die einschidgigen Fragen anhand der Befragung von
Gefangenen und Bediensteten in der Jugendstrafanstalt Rok-
kenberg und in der Vollzugsanstalt Butzbach. In diesem Rahmen
hat der Verfasser eine Reihe von Hypothesen zu Fihrerroilen und
EinfluBfaktoren {berprift und daraus Konsequenzen fur die wei-
tere Forschung abgeleitet. SchluBfolgerungen fiir die kinftige
Vollzugs- und Kriminalpolitik zu ziehen lag offenbar auB8erhalb
der Zielsetzung der Arbeit, wenngleich die Befunde die eine oder
andere Uberlegung aufdrangen mogen.

Schon im ersien, theoretischen Teil machen sich die eingangs
angedeutsten Schwierigkeiten geltend: Es fehlt an einer theore-
tisch befriedigenden Grundlegung, die sowohl! den methodischen
Zugriff als auch die Hypothesenbildung erleichtern wiirde. Der
Verfasser diskutiert zumeist die einzelnen Merkmale der Gefan-
genensubkultur (Einstellungen, Normen, Werte, Sprache), deren
Strukturen und Mechanismen (Kriminalitat, Gewalt, Viktimisierung,
Schwarzmarkthandel etc.), um dann auf die Theorie zur Gefange-
nensubkuitur einzugehen (Deprivationstheorie, kulturelle Uber-
tragungstheorie). Im folgenden setzt er sich mit drei zentralen
Fragestellungen und wissenschafilichen Ansatzen seines Themas
auseinander: der Gruppen-, der Filhrungs- und der Machtfor-
schung. Fir die Untersuchung der sozialen Rollen und des Ein-
flusses informeller Gefangnisfiihrer erscheinen ihm noch am
ehesten bisherige Befunde der Gruppen- und der Machtforschung
geeignet. Auf ihrer Grundlage entwirft der Verfasser ein — wie er
selbst einrdumt —eher elektrisches Untersuchungsmodell, das er
dann seiner empirischen Erhebung zugrundelegt.

Ausgangspunkt bildeten die beiden Konstrukte Machtmotivation
und Machtausiibung, die im Wege eines Pretests an einer Stu-
dentenstichprobe (berprift wurden. In Rockenberg wurden 134
Gefangene, die auf acht Stationen mit je 15 bis 19 Insassen verteilt
waren, nach Selbsteinschatzungen befragt; an der Erhebung
nahmen 107 Gefangene teil. AuBerdem wurden sowohl in Rocken-
berg als auch in Butzbach Bedienstete nach Fremdeinschatzungen
befragt. Die Gefangenen- und Beamtenfragebdgen sind samt
den statistischen Daten (iber selbsteingeschatzte Gruppen und
Gruppenhierarchie sowie den statistischen Originalwerten der
verschiedenen Befragungen im Anhang des Buches abgedruckt.



Im Rahmen der Untersuchung, die auf Grund der fehlenden
Médglichkeit, Gefangene in Butzbach zu befragen, aussagekréftige
Ergebnisse in erster Linie hinsichtlich des Jugendstrafvollzugs
erbrachte, kristallisierten sich zwei Flihrergruppen heraus. Die
Uberpriifung der sechs Hypothesen, die der Verfasser nach kriti-
scher Durchforstung bisheriger theoretischer Ansatze und empi-
rischer Studien entwickelt hatte, zeigten folgendes Bild: Die erste
Hypothese, wonach informelle Fiinrer eine gréBere kriminelle
Karriere zu verzeichnen haben, fand einige Bestatigung. Demzu-
folge verbiBen informelle Fiihrer langere Freiheitsstrafen und
haben &fter als andere Gefangene Tétungsdelikte, Raub, Erpres-
sung und Koérperverletzung begangen. Die zweite Hypothese
ging von kriminelleren Einstellungen der Fiihrer aus; sie wurde
indessen nicht bestatigt. Ebensowenig wurde ein Zusammenhang
zwischen kriminellen Einstellungen und der EinfluBhierarchie
sichtbar. Nach der dritten Hypothese sollten sich die Fihrer in
verschiedenen Persdnlichkeitsdimensionen von anderen Gefan-
genen unterscheiden. Tatsichlich erwiesen sie sich als intelligenter,
extravertierter, weniger impulsiv und selbstwirksamer. Auch die
vierte Hypothese wurde im wesentlichen bestatigt. Danach ver-
fiigen die Fiihrer iber mehr Strafvollzugs- und Stationserfahrung;
sie sind den anderen Gefangenen korperlich Uberlegen, zeigen ein
aggressiveres Verhalten in der Station, treiben mehr Handel, sind
aktiver (z.B. auf sporilichem Gebiet) und bei anderen Gefangenen
beliebter und nehmen &fter Funktionen in der Insassenvertretung
wahr; sie sind auch in erheblichem MaRe als Vermittler bei Kon-
flikten zwischen Gefangenen und Bediensteten tatig. Nach der
flinften Hypothese sollten sich die Fiihrer in ihren soziodemogra-
phischen Merkmalen nicht wesentlich von anderen Gefangenen
unterscheiden. Sie wurde nur teilweise bestétigt. Die Fihrer hatten
weniger intensive AuBenkontakte zu verzeichnen und waren dlter
als andere Gefangene. Uberrascht hat der Umstand, daB sich ein
groBerer Auslanderanteil unter den Filhrern befand. Die sechsie
Hypothese wurde durch die Befunde im wesentlichen erhartet.
Danach lieBen sich — einer neueren Untersuchung folgend — die
Fiahrertypen mit je eigenen Merkmalen voneinander unterscheiden:
Gewalt-Fihrer, Aufgaben-Fiihrer und Sozial-Fuhrer. Damit wurde
die Annahme bestatigt, daB die informeilen Fihrer keineswegs
eine homogene Gruppe darstellen. ’

Die Ergebnisse der Befragung in Butzbach, die sich nur auf
Fremdeinschatzungen der Bediensteten stiitzen konnten, deckten
sich nicht in allen Punkten mit den Befunden von Rockenberg. Im
Erwachsenenvollzug wurde liber die Halfte der Fuhrer als Aufga-
ben-Fiihrer, die ihren EinfluB in erster Linie durch subkuiturell
wichtige Kenntnisse (z.B. Rechtswissen) oder durch illegalen
Handel geltend machen, kiassifiziert, wahrend im Jugendvollzug
Gewalt-Fihrer eine starke Rolle spielten. Damit hing auch der
Umstand zusammen, daB Fihrer im Erwachsenenvollzug deut-
lich weniger Regelverletzungen begingen als im Jugendvollzug.
In beiden Vollzugsbereichen stimmten aber die EinfluBfaktoren
grundsatzlich Gberein. Danach zeichneten sich informelle Fithrer
durch gréBere Strafvollzugs- und kriminelle Erfahrung aus, waren
kérpertich stark und intelligent, verfligten Uber Rechtskenntnisse
und waren in besonderem MaBe am illegalen Handel beteiligt.

Die Untersuchung teilt das Schicksal vieler empirischer Erhe-
bungen im Strafvollzug, daB der Informationswert hdher zu ver-
anschlagen ist als ihr theoretischer Ertrag. Das ist dem Verfasser,
der sich nach Kraften darum bemdiht hat, aus den bisherigen
kargen Ansatzen ein brauchbares instrumentarium herauszu-
destillieren, schwerlich anzulasten, sondern vielmehr Ausdruck
des Forschungsstandes. Immerhin hat er eine Studie vorgelegt,
die recht aufschluBreiche Ergebnisse gezeitigt hat. Darauf 148t
sich aufbauen.

Heinz Mdller-Dietz

Strafvollzugsgesetz (StVG) und den Strafvollzug betref-
fende Bestimmungen in anderen Gesetzen sowie Ver-
ordnungen, hrsg. von Egmont Foregger und Elisabeth
Schausberger (Manz Taschenausgaben). Zweite, neu bearb.
Aufl. Manzsche Verlags- und Universitatsbuchhandlung:
Wien 1994. 254 S. Brosch. 245,- 6S

Am 1. Januar 1994 ist die 6sterreichische Strafvollzugsnovelle 93
in Kraft getreten. Es handeit sich um ein Reformpaket, das eine
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Vielzaht von Neuregelungen und Anderungen des 1969 erlassenen
StVG gebracht hat. Der Sache nach geht es um eine Anpassurig
des StVG an den Standard der europaischen Strafvollzugsgrund-
satze und damit um fiihlbare Verbesserungen der Rechtsstellung
des Strafgefangenen, die zugleich dazu dienen sollen, die Chancen
und Méglichkeiten seiner sozialen Integration zu erhdhen (vgl.
Ch. Manquet, Notwendige Reform, Neue Kriminalpolitik Nr. 2/1994,
S. 12 ff).

Die Erweiterung der Rechte und Vergiinstigungn (§ 24 StVG)
betrifft zundchst einmal den Bereich der AuBenkontakte (Brief-
und Besuchsverkehr, Telefongesprache usw.). Erleichterungen
bzw. Verbesserungen sieht die Strafvollzugsnovelle auch hin-
sichtlich der Unterbringung der Gefangenen (§§ 40, 124) sowie
der Berufsausbildung (§ 48) und der Freizeitgestaltung (§ 58) vor.
An die Stelle des Stufenvollzugs ist der Strafvollzug in gelockerter
Form (§ 126) getreten. Dazu zahlen nicht zuletzt das Verlassen
der Anstalt zum Zweck der Berufsausbildung und -fortbildung
oder der Inanspruchnahme ambulanter BehandlungsmaBnahmen
sowie sonstige Ausgange. Besonders weitreichende Bedeutung
kommen der erheblichen Erhéhung der Arbeitsvergltung, die nun-
mehr zwischen 60 und 90 % des Kollektivvertragsiohns betragt,
und der Einbeziehung der Gefangenen in die Arbeitslosenver-
sicherung zu. Dies hat zur Folge, daB die Gefangenen nunmehr
auch einen Kostenbeitrag in Hohe von 75 % der Arbeitsvergiitung
leisten milssen. Insgesamt aber kommt die fiir deutsche Verhalt-
nisse ungewdhnliche Erhéhung des Arbeitsentgelts der Bildung
der Ricklage und Vorsorge fir die Zeit nach der Entlassung
zugute.

Diese wie eine Vielzahl weiterer Anderungen des StVG durch
die Strafvollzugsnovelle werden von den beiden Herausgebern
mit gewohnt zuverlassigen und informativen Hinweisen erlautert.
Die Hervorhebung der Neuregelungen durch Unterstreichungen
erleichtert dem Leser die Benutzung des handlichen Werkes. Wie
schon in der ersten Auflage sind auch im Anhang der zweiten
erganzende Regelungen und Ausfiihrungsvorschriften abgedruckt.
Unter ihnen fallt namentlich der ErlaB des Bundesministeriums
fir Justiz vom 2. Sept. 1993 auf, der fiir sdmtliche Einrichtungen
des Straf- und MaBnahmenvollzugs nunmehr die einheitliche Be-
zeichnung ,Justizanstalten” eingefiihrt hat. Es ist keine Frage, daB
diese Taschenausgabe auch in ihrer Neuauflage der Justiz- und
Vollzugspraxis nltzliche Dinge leistet und gewifl zum notwendigen
Handwerkszeug eines jeden gehort, der mit vollzugsrechtlichen
Fragen befafB3t ist.

Heinz Miiller-Dietz

Wolfgang J. Resch: Alternativen zur Jugendstrafe in der
Praxis. Ein Vergleich der bundesdeutschen Briicke-Projekte
mit den niederlandischen HALT-Projekten und ,alternativen
Sanktionen* (Schriftenreihe der Deutschen Bewahrungshilfe
e.V. Bd. 23). Forum Verlag Godesberg GmbH: Bonn 1992.
XVIIl, 344 S. DM 42—

Uber die Diversion und die sog. ,neuen ambulanten MaBnah-
men“ im Rahmen der Jugendstrafrechtspflege liegt inzwischen
eine Fiille von Literatur vor, die fast nicht mehr zu iberschauen
ist. Was bisher eher zu kurz kommt, ist der Blick liber die Grenzen,
sind vergleichende Untersuchungen, die auslandische Modelle
deutschen Ansitzen gegeniibersteilen. Die vorliegende Studie
hat es sich zum Ziel gesetzt, jenes Defizit ein Stiick weit zu behe-
ben. Gegenstand der Arbeit sind die bundesdeutschen Briicke-
Projekte, wie sie etwa in Mlnchen und KéIn betrieben werden,
sowie die niederlandischen HALT-Projekte, die gleichsam zu
einem beiderseitigen Vergleich einladen. Geht es doch bei beiden
Modellen — zumindest vordergrindig — darum, verstarkt auf Durch-
fuhrung férmlicher Jugendstrafverfahren zu verzichten oder
zumindest sog. ,aliernative Sanktionen“ anstelle freiheitsentzie-
hender einzusetzen. Freilich enden damit auch schon weitgehend
die Parallelen, die insoweit zwischen den deutschen und nieder-
landischen Ansatzen (wie noch naher darzulegen ist) bestehen.

Die Untersuchung, die konzeptionell im Freiburger Max-Planck-
Institut fir auslandisches und internationales Strafrecht entstan-
denist, hat, wie Vorwort und Text ausweisen, vielfache Férderung
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erfahren. Vor allem ist ihr zugutegekommen, daB der Verfasser
sie auf unmittelbare, eigene Kenntnisse der niederlandischen
+Szene” und Literatur hat stiitzen kénnen. Auf Schritt und Tritt
merkt man der materialreichen, mit zahlreichen Datenangaben,
46 Tabellen und 14 Schemata angereicherten Studie die enge
Vertrautheit mit den beiden Modellen, die hier im einzelnen vorge-
stellt sowie auf ihre Zielsetzung und Leistungsfahigkeit befragt
werden, an. Resch hat damit eine sehr informative und differen-
Zierte Arbeit vorgelegt, die zu weiterfiihrenden kriminalpolitischen
Uberlegungen und Schiufolgerungen AniaB gibt.

Im einzelnen wird das umfangreiche (rechtliche und tatsachliche)
Material in fiinf Kapiteln ausgebreitet. Dem ist eine Einleitung vor-
angestellt, die drei Fragestellungen gilt: zum einen umreiB3t hier
Resch Anlage, Aufbau und Zielsetzung seiner Studie. Zum ande-
ren geht er — mit besonderem Blick auf die Entwicklung in den
Niederlanden — kurz auf die Ideengeschichte des Strafsystems
ein. Und schlieBlich setzt er sich mit dem Thema ,Strafrecht als
Gegenstand der Kritik“ auseinander. In diesem Rahmen werden
die verschiedenen abolitionistischen Tendenzen, welche die
Diversionsbewegung geférdert haben, erdrtert.

Im Mittelpunkt des ersten Kapitels steht eine vergleichende
Betrachtung des deutschen und des niederlandischen Jugend-
strafrechts und Jugendstrafverfahrensrechts. Dabei miBt Resch
—zu Recht —der Darstellung des niederlandischen Rechts, das ja
hierzulande im wesentlichen nur Fachleuten gelaufig ist, beson-
deres Gewicht bei. Wihrend sich viele Gemeinsamkeiten im
materiellen Recht finden, stehenim Verfahrensrecht das bundes-
deutsche Legalitatsprinzip und das niederlandische Opportuni-
tatsprinzip einander gegeniber. In der Praxis wirkt sich dieser
Unterschied freilich nicht so dramatisch aus, wenngleich die
deutsche Polizei in wesentlich geringerem Umfang als die nieder-
landische faktisch Diversionsgrundsitze anwendet. Nach nie-
derlandischem Jugendstrafrecht beginnt die Strafmdndigkeit
schonmit 12 Jahren; schon gegen 16-18jédhrige kann bei entspre-
chendem Entwicklungsstand Erwachsenenstrafrecht angewendet
werden. Die beiden Sanktionensysteme weisen deutliche Paral-
lelen auf. Jedoch haben die niederlandischen Diversionspro-
gramme keine spezielle gesetzliche Grundlage; sie werden
vielmehr auf experimenteller Basis praktiziert (S. 83).

Den eigentlichen Schwerpunkt der Untersuchungen bilden das
zweite, dritte und vierte Kapitel. Denn hier stellt Resch die bun-
desdeutschen Bricke-Projekte — am Beispiel von Minchen und
K6In — und die niederlandischen HALT-Projekte sowie die dortigen
Projekte ,alternative Sanktionen“ vor und vergleicht sie nach
Zielsetzung, Anlage, praktischer Ausgestaltung und Handhabung.
Er spannt jeweils den Bogen von der Verfahrensweise iber die
Tater- und Deliktsstruktur hin bis zur Verfahrenserledigung, Tra-
gerschaft der Projekte und Finanzierung der Institutionen, die
auf Verfahrenseinstellung etwa mit Hilfe von Arbeitsweisungen,
Betreuungsweisungen, Tater-Opfer-Ausgleich hinarbeiten. Im
flinften Kapitel faBt Resch dann seine SchluBfolgerungen zusam-
men. Bezeichnenderweise sind sie in hollandischer, englischer
und franzdsischer Sprache wiedergegeben. Daran schlieBt sich
ein umfangreiches Literaturverzeichnis — das nicht zuletzt zahl-
reiche niederlandische Beitrdge ausweist — an. Im Anhang sind
Formulare, Satzungen und Informationen der verschiedenen Ein-
richtungen sowie Fragebdgen wiedergegeben.

Die Untersuchung macht deutlich, da8 die Briicke-Projekte
und das niederlandische Projekt ,alternative Sanktionen® vor
allem die Einschrankung des Freiheitsentzugs anstreben, wahrend
die HALT-Projekte in erster Linie gegen jugendlichen Vandalismus
gerichtet sind. Briicke-Vereine und ,alternative Sanktionen*
bekommen ihre Klientel von den Staatsanwaltschaften und
Jugendgerichten zugewiesen; HALT arbeitet dagegen eng mit
den értlichen Polizeibehérden zusammen. threr Zielsetzung ent-
sprechend beziehen Briicke-Projekte und ,alternative Sanktionen*
das ganze Spektrum leichter bis mittlerer Straftaten ein. Davon
unterscheidet sich HALT, das sich auf Aggressionsdelikte i.S. des
Vandalismus konzentriert. Durch die Tatigkeit von HALT wurde
bemerkenswerterweise das Netz sozialer Kontrolle in quantitativer
Hinsicht ausgeweitet. Demgegenlber stellt Resch bei den Briicke-
Projekten und ,alternativen Sanktionen“ eher eine qualitative
Ausdehung der Kontrolle in Gestalt von Eingriffen in die persénli-
chen, familidren und sonstigen Lebensbeziige Jugendiicher fest.

LAlternative Sanktionen” und Briicke-Projekte stiitzen sich auf
gesetzliche Grundlagen, wahrend HALT ein auBerjustizielles Ver-
fahren betreibt. Im Rahmen der ,alternativen Sanktionen” werden
Arbeits- (85 %) und Lernprojekte (15 %) als Ersatz fir Freiheits-
und Geldstrafen angeordnet. Briicke-Vereine operieren mit Arbeits-
weisungen (90 %), Betreuungsweisungen (5 %) und Tater-Opfer-
Ausgleich (5 %). HALT-Projekte zielen auf Arbeitsleistungen, die
einen unmittelbaren Zusammenhang mit der Straftat des Jugend-
lichen aufweisen. Die einschlagigen Erfolgsbilanzen, was den
Rickfall anlangt, beurteilt Resch zuriickhaitend. Zwar geht die
Zahl freiheitsentziehender Sanktionen innerhalb der deutschen
Jugendstrafrechtspflege stark zurlick; jedoch ist diese Entwick-
lung keineswegs auf den Wirkungsberich der Briicke-Vereine
beschrankt. Die geringen Rickfallquoten, welche die HALT-
Projekte verzeichnen, erscheinen deshalb nicht aussagekraftig,
weil diese Statistiken nur Jugendliche einbeziehen, die HALT
durchlaufen haben; erst ein Vergleich mit solchen Delinquenten,
die andere Reaktionen erfahren haben, kdnnte hier weiteren Auf-
schluB geben.

Insgesamt zeigt die Darstellung, weiche Anstrengungen in
beiden Landern unternommen werden, um auf Jugendkriminalitat
angemessen und flexibler als friiher zu reagieren. Sie 148t aber
auch erkennen, daB Diversionspraxis und sog. ,neue ambulante
MaBnahmen* gleichfalls Probleme bergen, wie namentlich die
Intensitét sozialer Kontrolle Uber straffillige Jugendliche belegt.
Jedenfalls hat Resch mit seiner informativen Studie einen wichti-
gen Grundstein flir die weitere einschlagige Forschung und Praxis
gelegt.

Heinz Miiller-Dietz

Arthur Kreuzer: Behandlung, Zwang und Einschrankun-
gen im MaBregelvollzug. Eine Analyse unter besonderer
Ber{icksichtigung des Fernsehempfangs von Untergebrach-
ten (Kleine Schriften zur Kriminologie und zum Strafrecht
Bd. 2). Forum Verlag Godesberg: Bonn 1994. 90 S. DM 26,~

Die kleine Studie erdrtert am scheinbar untergeordneten Fall
des Fernsehempfangs von Untergebrachten Grundfragen der
rechtlichen Regelung und praktischen Ausgestaltung des MaB-
regelvollzugs. Ausgangspunkt bildet das prinzipielle Problem
des Verhaltnisses von Freiheit und Zwang im Rahmen der Unter-
bringung. Die Diskussion wird auf der Grundlage verfassungs-
rechtlicher Anforderungen (an Beschrankung der Entfaltungs-
moglichkeiten im MaBregelvollzug), einschlagiger gesetzlicher
Regelungen (landesrechtliche MaBregelvollzugsgesetze) sowie
therapeutischer Ansitze und Konzepte geflhrt.

Den AnlaB dazu gab ein Vorfall in der hessischen Klinik fir
gerichtliche Psychiatrie Haina: Ein Untergebrachter wandte sich
mit einem Antrag auf gerichtliche Entscheidung gegen die abend-
liche Einschriankung des Fernsehempfangs, welche die Klinik als
eine Art ,negativen Verstarker" zur Motivierung des Patienten
angeordnet hatte. Dieser war wiederholt durch aggressive Ver-
haltensweisen (bis hin zu Tatlichkeiten) und weitgehende (bis vél-
lige) Behandlungsverweigerung aufgefalien. Es hatte sich gezeigt,
daB der Patient durch Einschrankung seiner Freiziigigkeit und
sonstiger Annehmlichkeiten (namentlich des Fernsehempfangs)
schrittweise zur therapeutischen Mitarbeit zu bewegen war. Die
Strafvollstreckungskammer (LG Marburg) ist in ihrem BeschluB
der Auffassung der Klinik gefolgt, daB die angefochtene MaB-
nahme, weil therapeutisch erfolgversprechend, keineswegs er-
messensfehlerhaft gewesen sei (gekiirzt abgedruckt in: Recht
und Psychiatrie 1992, S. 67-69, unwesentlich gekirzt in der vor-
liegenden Schrift, S. 59-74). Kreuzer kommt in seiner Studie im
wesentlichen zum selben Ergebnis.

Seine weit ausholende, die verschiedenen Landerregelungen
zum MaBregelvollzugsrecht einbeziehende Analyse ergibt, daf
ein solches Stufenkonzept, das — wie in Haina — auf verhaltens-
therapeutischer Grundlage mit ,,negativen Verstarkern® operiert,
sich im Rahmen des therapeutischen Gestaltungsermessens
halt. Ein verfassungsrechtliches Verbot, aus Behandlungsgrunden
den Fernsehempfang einzuschranken, vermag Kreuzer nicht zu
erkennen. Allerdings bedarf eine solche MaBnahme einer gesetz-



lichen Grundlage (wie sie denn auch § 26 HessMVolIzG darstellt).
Im AnlaBfall bildet sie demzufolge auch keine verkappte Diszipli-
nierung, sondern vielmehr ein therapeutisch geeignetes, erfor-
derliches und verhaltnismaBiges Mittel zur Motivierung des Patien-
ten. Kreuzer verweist darauf, daB die Anwendung einschlagiger
Rechtsbegriffe (z.B. ,Aarztliche Gesichtspunkte®, ,erhebliche
Gefahrdung des Behandlungsziels“) nur eingeschrankt gerichtlich
nachpriifbar ist (vgl. § 115 Abs. 5 StVollzG). Seine lesenswerte
Studie — deren Ergebnisse gewiB nicht auf allgemeinen Konsens
stoBen dirften — schlieBt mit einem engagierten Pladoyer zugun-
sten von Therapeuten, die auch schwierige und prognostisch
ungiinstig beurteilte Patienten nicht aufzugeben bereit sind, son-
dern vielmehr alle rechtlich vertretbaren Mittel einsetzen, um die
Riickfaligefahr (oder Gefahrlichkeit) im Einzeifall zu verringern.

Heinz Milller-Dietz

Referatedienst Kriminologie. Ausgabe 1994, Folge 4. Aus-
gewahlte Zeitschriftennachweise aus der Literaturdatenbank
JURIS, zusammengestellt und bearbeitet von Werner Sohn
(Berichte, Materialien, Arbeitspapiere aus der Kriminologi-
schen Zentralstelle Heft 9). Kriminologische Zentralstelle
(Krim2): Wiesbaden 1994. 336 S. DM 28,—

Der bewahrte Referatedienst Kriminologie, der ein wichtiges
Hilfsmittel fiir Theorie und Praxis darstelit, liegt nunmehr fiir das
Jahr 1993 vor. Die vierte Ausgabe registriert insgesamt 528 Titel
aus 29 deutschsprachigen Zeitschriften (aus Deutschland, Oster-
reich und der Schweiz). Ausgewertet wurden wiederum die JURIS-
Literaturdatenbank, andere JURIS-Dokumentationsstellen sowie
Datensatze aus der COD-Literaturdokumentation des Bundes-
kriminalamtes. Eine weitere Ausdehnung des Referatedienstes
—durch Erhéhung der Zahl der beriicksichtigten Zeitschriften sowie
durch Einbeziehung von Monographien — wird angestrebt. W. Sohn
weist allerdings im Vorwort darauf hin, daB die Verwirklichung
dieses Ziels nur im Verbund mit daran interessierten Institutionen
und Personen moglich ist.

An der bisherigen Gliederung hat der Bearbeiter festgehalten.
Wie schon in den frilheren Dokumentationen stellen Beitrage aus
den Gebieten der Straffalligenhilfe sowie des Straf- und MaB-
regelvolizugs einen erheblichen Anteil; diesmal werden ca. 90
einschlagige Arbeiten verzeichnet. Ebenso ist die ZfStrVo einmal
mehr mit einer beachtlichen Anzahl von Beitrdgen vertreten; sie
wartet allein mit knapp 60 Titeln auf.

Zu Recht verfahrt der Bearbeiter hinsichtlich der Aufnahme
von Titeln, die aus Grenzbereichen zwischen Kriminologie einer-
seits sowie Strafrecht und Kriminalpolitik andererseits stammen,
grofziigig, so daB auch einschlagig interessierte Leser auf ihre
Kosten kommen. Ein Referatedienst ware in der Tat schwerlich
der geeignete Ort, um entsprechende Zweifelsfragen auszutragen.

Heinz Muller-Dietz
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Langer Freiheitsentzug — wie lange noch? Pladoyer fur
eine antizyklische Kriminalpolitik. Heike Jung, Heinz Miiller-
Dietz (Hrsg.). (Schriftenreihe der Deutschen Bewahrungs-
hilfe e.V. Bd. 21). Forum Verlag Godesberg GmbH: Bonn 1994.
193 S. Kart. Ca. DM 36,— (DM 27— fiir Mitglieder der Deut-
schen Bewahrungshilfe e.\.).

Birgit Paetow-Thone: ,In Kleinigkeiten gro“: Zum
Problem der Gefangenenmitverantwortung nach § 160
StVollzG (Wissenschaftliche Schriften: Recht). Pro-Univer-
sitate-Verlag: Sinzheim 1994. 289 S. (keine Preisangabe)

Hubert Kolling: Die kurhessischen ,Straf- und Besse-
rungsanstalten”: Institutionen des Strafvollzugs zwischen
Flrsorge, Vergeltung und Abschreckung (Europaische Hoch-
schulschriften: Reihe 31, Politikwissenschaft, Bd. 261). Peter
Lang: Frankfurt a.M., Berlin, Bern, New York, Paris, Wien
1994. Ca. 713 S. Kart. Ca. DM 168,—

Giinther Kaiser/Heinz Schoch: Kriminologie, Jugend-
strafrecht, Strafvollzug (Juristischer Studienkurs) 4., vollig
(berarb. und verb. Aufl. C.H. Beck: Minchen 1994. 273 S.
DM 54,—

Das Risiko kalkulieren ... Patientenbeurteilung und Locke-
rungsentscheidung als implizite Gefahrdungsprognose.
Fachtagung des Instituts fiir Rechtstatsachenforschung
und Kriminalpolitik an der Fakultat fiir Rechtswissenschaft
der Universitat Bielefeld, Zentrum fiir interdisziplinare For-
schung (Werkstattschriften fiir forensische Psychiatrie 4).
Westfalisches Zentrum flir Forensische Psychiatrie: Lippstadt
1992. VI, 147 S. DM 5,—

Ellen Schliichter: Pladoyer fiir den Erziehungsgedanken.
Walter de Gruyter: Berlin, New York 1994.XI, 171 5. DM 78,—

Straftaterbehandlung. Argumente fir eine Revitalisierung
in Forschung und Praxis. Max Steller, Klaus-Peter Dahle,
Monika Banqué (Studien und Materialien zum Straf- und
MaBnahmenvollzug 2). Centaurus Verlagsgesellschaft:
Pfaffenweiler 1994. 309 S. DM 54 ,—

Werner Nickolai/Richard Reindl (Hrsg.): Lebenslanglich.
Kontroverse um die Abschaffung der lebenslangen Freiheits-
strafe. Lambertus-Verlag GmbH: Freiburg i.Br. 1993. 124 S.
Kart. DM 24,—

Joachim Kruse: Sport im Bremer Jugendvollzug. Mit
einem historischen Riickblick zum Sport fiir junge Delinquen-
ten (Schriftenreihe filr Delinquenzpadagogik und Rechtser-
ziehung Bd. 6). Centaurus-Verlagsgesellschaft: Pfaffenweiler
1994. Ca. 180 S. Ca. DM 48—

Max Buscht, Gottfried Edel, Heinz Miiller-Dietz (Hg.):
Gefiangnis und Gesellschaft. Gedéchtnisschrift fir Albert
Krebs (Schriftenreihe fir Delinquenzpadagogik und Rechts-
erziechung Bd. 7). Centaurus-Verlagsgesellschaft: Pfaffen-
weiler 1994. 433 S. DM 78,—

Max Buscht, Heinz Miiller-Dietz, Hans Wetzstein (Hg.):
Zwischen Erziehung und Strafe. Festschrift flr Karl Har-
ringer zum 80. Geburtstag (Schriftenreihe fur Delinquenz-
padagogik und Rechtserziehung (Bd. 8). Centaurus-Verlags-
gesellschaft: Pfaffenweiler 1995. Ca. 200 S. Ca. DM 50,—
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Zu ,Rupert Koch: Die rechtliche Behandlung
zweckgebunden eingezahlter Gelder,
ZfStrVo 5/94, S. 267 ff.

1. Die Abhandlung von Koch" wirtt die Frage auf, ob tat-
sachlich die angeschnittenen Probleme nur mit Hilfe des
Gesetz- und Verordnungsgebers geregelt werden kénnen
oder ob nicht doch schon das geltende Recht ausreicht, um
mit dem dargelegten Problem fertig zu werden. Freilich:
sZweckbestimmt” und ,zweckgebunden® sind zu unter-
scheiden. Eine Zweckbestimmung reicht nicht aus, um eine
Zweckbindung herbeizufiihren. Davon geht die RV des JM
NRW? aus, vgl. auch dazu das OLG Hamm?® mit weiteren
Nachweisen.

MaBgeblich fir die Lésung des angerissenen Problems
durfte die Klarung der Frage sein, welche Anspriiche durch
die Einzahlung des Geldes auf das Anstaltskonto eigentlich
entstehen. Dabei ist generell in tatsichlicher Hinsicht auch
zu beachten, daB Sachen, die dem Gefangenen zugewendet
werden sollen, nach § 83 (1) StVollzG nur mit Genehmigung
der Vollzugsbehérde in den Gewahrsam des Gefangenen
gelangen dirfen. Das heiBt: soweit kdrperliche Gegenstande
beschafft werden sollen, ist die ,Anstalt“ auf jeden Fall zu
beteiligen. Da in der Praxis, damit die Sicherheitsstandards
gewahrt bleiben, die gewlinschten Erzeugnisse haufig Uber
die Anstaltskammer beschafft werden, wird der Kauf der zu
beschaffenden Sachen und die Verwendung der eingezahlten
Mittel (ber die Anstalt (Kammer und Zahlstelle) geregelt. Die
Anstalt behalt also den Beschaffungs- und den Zahlungs-
vorgang unter Kontrolle. Dadurch kann sie auch gewabhrlei-
sten, dafl die zugewendeten Mittel der Zweckbestimmung
entsprechend verwendet werden. Das Verhaltnis ,Einzahler
— Anstalt — Gefangener” kann mihelos nach der Betrach-
tung der tatséchlichen Ablaufe so gewertet werden, daB der
Gefangene aufgrund seiner Unterwerfung unter die Bestim-
mungen des Strafvollzugsgsetzes nur einen solchen Ver-
schaffungs- oder Beschaffungsanspruch gegeniber der
Anstalt erhiit. Dieser Anspruch ist von vorneherein héchst-
personlicher Natur und unterliegt schon deswegen nicht der
Pfandung nach § 399 BGB 1. Halbsatzi.V.m. § 851 ZPO. Re-
gelmaBig sind aber (iberdies in den in Rede stehenden Fallen
Auszahlungsanspriiche gepfandet. Der hochstpersdnliche
~Beschaffungs- oder Verschaffungsanspruch® wird davon
also gar nicht erfaBt. Er ist tatsichlich weder gepfindet
noch ist er pfandbar. Ob hier im Ubrigen ein Vertrag zu Gun-
sten Dritter durch die Zuwendung oder nur ein Vertragsver-
halinis (Auftrag ohne Begriindung eines eigenen Anspruchs)
zwischen dem Zuwendenden und der Vollzugsbehdrde be-
griindet wird, kann bei dieser Uberlegung dahinstehen. Denn
in beiden Fallen bleibt es bei dem hier erkannten Anspruch.

2. Im Ergebnis durfte diese Argumentation in allen den
Fallen greifen, in denen die Vollzugsbehorde bis hin zur Zah-
lung des Geldbetrages gemaB dem Vertrag mit dem Zuwen-
denden die Verfigungsmacht Uber das ,eingezahlte Geld”
behalt und die Verfligung dem Zwecke entsprechend durch-
gefiihrt bzw. die Erflillung der Zweckbestimmung kontrolliert.
So ist auch Zweckbindung gewahrleistet. Der Zuwendungs-
zweck ist Ratio des Vertrages zwischen Vollzugsbehorde
und Zuwendendem. Bei Wegfall des Grundes steht dem
Zuwendenden daher ein Anspruch aus § 812 (1) S. 2 BGB

auf Riickiiberweisung des Geldes zu. Bei der Bestimmung
des Inhatts der Forderung auf diese Weise ist es u.E. im Ergeb-
nis Geschmacksfrage, ob der Betrag zur Zahlung des Kauf-
preises direkt vom Anstaltskonto abgebucht wird oder tiber
das Verwahrkonto 1auft oder doch erst dem Gefangenenkonto
gutgeschrieben wird.

3. Der Problembereich ist damit kleiner geworden. Kritisch
sind Fallgruppen geblieben, in denen der zugewendete Betrag
etwa ausgezahlt werden muB, damit der vorgesehene Zweck
erreicht wird. Auch hier kdnnen aber z.B. bei Ausflihrungen
die Geldbetrage an die Begleitperson ausgezahlt werden, die
dann die der Zweckbindung dienenden Einkiufe realisiert
mit der Konsequenz, daB bei dieser Verfahrensweise das
Geld im ,,Gewahrsam der Anstalt” bleibt und der vorstehend
skizzierte ,Verschaffungsanspruch erhalten bleibt. Es ent-
spricht auch gangiger Praxis, daB (aus Sicherheitsgriinden)
dem Gefangenen der zugewendete Geldbetrag nicht aus-
gezahit wird, sondern der Begleitperson. Auch hier unterliegt
der Gefangene also den Regularien des Strafvollzugsgeset-
zes. Erkann den Anspruch auf Verwendung der eingezahlten
Gelder von vorneherein nur mit der Belastung erwerben, die
das Gesetz (bzw. die auf ihm fuBenden Bestimmungen) fr
einen Einkauf vorsieht, und die tatsachlichen Verhaltnisse
sind auch in zuldssiger Weise so gestaltbar, daB dem Gefan-
genen kein Geld ausgezahlt wird. Auch in dieser Fallgruppe
entsteht also ein hdchstpersénlicher Anspruch mit den vor-
stehend geschilderten pfandungsrechtiichen Konsequenzen.

4. Bei dieser Betrachtung der im ubrigen alliaglichen Vor-
gange eriibrigen sich u.E. weitere und neue Vorschriften.
Die vorhandenen Bestimmungen des allgemeinen Rechts
sind ausreichend. Die (unterstellte) vertragliche Gestaltung
liegt im Rahmen von § 305 BGB. Der mutmaBliche Wille der
Beteiligten (§§ 133, 157 BGB) wird von den tatsdchlichen
Ablaufen gedeckt. Glaubiger werden nicht benachteiligt, da
sie regelmaBig keine Anspriiche gegeniiber dem Zuwen-
denden haben.

Die Losung des Problems liegt also in der Handhabung
der eingegangenen Uberweisungen in der Praxis. Entschei-
dend ist danach, ob die iberwiesenen Betrage (auch die
eingezahlten!) durch ein Tatigwerden der Anstalt dem vor-
gesehenen Zweck zugefiihrt werden kdnnen und eine direkte
Auszahlung an den Gefangenen nicht erfolgt. Kleinere Be-
trage (etwa Fahrtkosten fiir den 6ffentlichen Nahverkehr), die
ausgezahlt werden miBten, sollten ganz auBer Betracht
bleiben. — Praetor minima non curat! (Fir ,Nichtlateiner:
Das Gericht kiimmert sich nicht um Kleinigkeiten! [Zit. nach:
Lat. Rechtsregeln u. Rechtssprichworter, Verlag C.H. Beck,
1982] Die Schriftleitung)

Rudolf Baumeister, Frank Fraikin

1) Rupert Koch, Die rechtliche Behandlung zweckgebunden eingezahi-
ter Gelder, ZfStrVo 5/94 S. 267.

2} RV des JM NW vom 17.07.1980 4510 —- IV B 57 Behandlung der Gelder
der Gefangenen.

3) BeschluB des OLG Hamm vom 21. Februar 1989 — 1 Vollz (Ws) 379/88 —
ZfStrVo 4/90 S. 247 f.




	Inhaltsverzeichnis
	Von einem realen zu einem imaginären Kriminalitätsverständnis? Über den Wandel kriminologischer Blickrichtung und dessen kriminalpolitische Folgen
	Modelle der Berufserziehung straffälliger Jugendlicher und Heranwachsender
	Alternative Überlegungen zur Verbesserung der Gefangenenentlohnung
	Freizeitgestaltung im niedersächsischen Justizvollzug - 10 Punkte für ein "Projekt Freizeit"
	Zur Zulässigkeit von Disziplinarmaßnahmen nach Drogenkonsum eines Strafgefangenen
	Behandlung im Justizvollzug: Etikett, Ideologie, Faktum
	Aktuelle Informationen
	Aus der Rechtsprechung
	Für Sie gelesen
	Neu auf dem Büchermarkt
	Leser schreiben uns

